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NACHHALTIG FUR NATUR UND MENSCH
SUSTAINABLE FOR NATURE AND MANKIND

Lebensqualitat / Quality of Life

Wir schaffen und sichern die Voraussetzungen fir eine hohe Qualitét des Lebens in Ostarreich.
We create and we safeguard the prerequisites for a high quality of life in Austria,

Lebensgrundlagen / Bases of life

Wir stehen fir vorsorgende Verwaltung und verantwortungsvolle Nutzung der Lebensgrundlagen
Boden, Wasser, Luft, Energie und biclogische Vielfalt.

Indizpensable bhases of life are clean air, pure waler, unpoliuvted soil and intact ecosysfems.

Lebensraum / Living environment

Wir satzen uns fur eing urnwaltgﬂre;:.ht-a Entwicklung und den Schutz der Lebensraume in Stadt und
Land &in.

We support an effective protection against natural hazards as well as an ecological erientation of the
riverine landscapes of Austria

Lebensmittel / Food

Wir sorgen fir die nachhaltige Produktion insbesondere sicherer und hochwertiger Lebensmittel und
nachwachsender Rohstolfe.

We are shaping for our farmers and consumers a sustainable and environmentally benign agriculfural
and food policy.
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Mehr Lebensqualitat durch Schutz vor Larm

Ruhe bringt Erholung und Lebensqualitat und ist uns daher ein grofes Anliegen. Larm — insbesondere der
Verkehrslarm — ist eine Begleiterscheinung steigender Mobilitdt und Technologie unserer Gesellschaft. Er stellt
jedoch fiir viele Osterreicherinnen eine massive Belastung und Argernis dar. Laut STATISTIK AUSTRIA nennen
64,2 Prozent der Befragten, die sich durch Larm belastigt fihlen, Strallen-, Schienen- oder Fluglarm als Haupt-
verursacher der Larmstérung.

Mit der ersten Phase der strategischen Umgebungslarmkartierung wurde ein wichtiger Schritt fir einen verbesser-
ten Schutz vor Umgebungsléarm gesetzt. In vielen larmbelasteten Gebieten Osterreichs wurden von den jeweils
zustandigen Stellen bereits Aktionsplane auf Basis der Umgebungslarmkarten ausgearbeitet. Darauf aufbauend
werden in den nachsten Jahren viele Detailplanungen zum Schutz vor Larm umgesetzt werden.

Mit diesem Handbuch wollen wir eine verstarkte Berlicksichtigung des Larmschutzgedankens auch in der Planung
unterstiitzen. Frihzeitige Larmvermeidung durch intelligente Planung hilft, Probleme und notwendige teure

Sanierungen zu vermeiden.

Wir hoffen, dass die in diesem Handbuch dargestellten Ansatze und Methoden flr Sie nutzlich sind und laden Sie
ein, diese auch in der Praxis im Sinne einer nachhaltigen Larmschutzstrategie zu nutzen.

DI Niki Berlakovich
Bundesminister fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft
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EMPFEHLUNG DES BEIRATES:

Schallschutz findet in der Planung statt!

Dieser Grundsatz gilt fir alle Bereiche der technischen Akustik. Langst ist bekannt, dass eine hohe aku-
stische Qualitat dann mit niedrigem Aufwand erreicht werden kann, wenn so friih wie nur moglich die
schalltechnischen Aspekte in der Planung berlcksichtigt werden. Was liegt nun naher, als auch im
Rahmen der Raumplanung den Larmschutzgedanken zu verfolgen?

Das vorliegende Werk stellt eine breite Sammlung von Méglichkeiten und Lésungen zur Verfligung. Die
enthaltenen Beispiele sind nicht als unbedingte Planungsvorgaben oder sogar zwingende Anweisungen
gedacht, vielmehr sollen sie Ideen sein und zu Ideen anregen, um dem Larmschutz zu einer adaqua-
ten Stellung in der Raumplanung zu verhelfen. Wenngleich in sehr Uberzeugender Art auch
Planungsgrundsatze auf kommunaler Ebene dargestellt sind, kann das vorliegende Werk den akusti-
schen Planer nicht ersetzen. Als Sammlung von Beispielen und Argumentationsunterstitzung richtet
sich das Werk aber ebenso an den fir die Planung zustandigen Fachmann wie an alle in den
Gemeinden mit einschlagigen Aufgaben Befassten und an den interessierten Laien, vornehmlich im
Bereich der Entscheidungsfindung.

Freilich ist die Raumplanung eine Materie, in welcher Veranderungen erst mittel- und langfristig wirk-
sam werden. So sollen die Erwartungen in eine sofortige, breite Umsetzung der schalltechnischen
Moglichkeiten nicht berspannt werden. Mit diesem Buch gelingt ein guter Startschuss, die Betroffenen
an einem Tisch zu vereinen und gemeinsam an einer akustisch besseren Zukunft zu arbeiten.

In diesem Sinn ist das vorliegende Werk einem breiten Interessentenkreis zur Anwendung sehr zu emp-
fehlen. Mége die Zeit reifen und die Einbindung der larmschutztechnischen Planung in die Planungs-
prozesse der Gemeinden selbstverstandlich werden.

BEIRAT :

Prof. DI Dr. techn. J. Lang
Dr. med. univ. T. Edtstadler
Ing. W. Talasch, Prasident des OAL
Dipl.-HTL-Ing. C. Lechner, Vorsitzender Forum Schall
Mag. Seidl, Geschéaftsfilhrer OROK
Dipl. Ing. H. Gartner, Lebensministerium
Mag. R. Ortner, Umweltbundesamt
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Musterbeispiele:
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HINWEISE ZUM HANDBUCH:

Das Handbuch wurde in Kapitel untergliedert, welchen jeweils eine Farbe
zugewiesen wurde. Die Farbkennung findet sich auch im Inhaltsverzeichnis
und erlaubt gezieltes Auffinden der gesuchten Abschnitte.

In ausgewahlten Kapiteln der Schalltechnik wurden die wichtigsten Infor-
mationen in Kurzform am Beginn der Abschnitte zusammengefaldt. Jede
“Kurzform” wurde mit einem “rufzeichenférmigen Ohr” markiert und
nummeriert. Die Nummer IaR3t innerhalb eines Kapitels Originaltexte leicht
auffinden.

Textwiederholungen wurden fallweise bewusst in Kauf genommen, um die
Lesbarkeit einzelner Kapitel allein zu erhdéhen.

Fachbegriffe, welche nicht im Text definiert und erlautert sind, finden sich
im Minilexikon in Kapitel 14.

Die Musterbeispiele gelten jeweils fur idealisierte, vereinfachte Be-
dingungen und sollen “ein Gefuhl” fir die Schallausbreitung bzw. fur die
Wirkung von MalRnahmen vermitteln.

Die Musterbeispiele sind nicht auf beliebige andere Situationen Ubertragbar.
Es ist daher notwendig, in jedem Einzelfall, unter Beruicksichtigung der tat-
sachlichen Gegebenheiten, Detailberechnungen durchzufiihren.

In den Larmkarten und Differenzkarten der schalltechnischen Kapitel 5, 7,
8, 9 und 10 wurden zusatzlich 1-dB-Isolinien eingetragen, um die Pegel-
anderungen innerhalb der 5-dB-Klassen unterstitzend zu veranschaulichen.
Schall-Situationen werden ublicherweise “nur” in 5-dB-Zonen visualisiert.

Sofern im Text nicht naher angefiihrt, gilt fir Gesetze, Vorschriften, Normen,
Richtlinien u. dgl. der Erhebungsstand: Marz 2007
Sie wollen mit dem Lebensministerium oder mit den Autoren

Kontakt aufnehmen?

Lebensministerium: umgebungslaerm@lebensministerium.at

Schalltechnik: w.gratt@tas.at, a.doppler@tas.at
Recht: wilhelm.bergthaler@haslinger-nagele.com
Raumordnung: dr.paula@gpl.at, emrich@emrich.at
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1. EINLEITUNG

Nach der letzten Mikrozensuserhebung 2003 der
STATISTIK AUSTRIA fiihlen sich mehr als 27 % der
Osterreicherlnnen in der Tagzeit durch Larm gestort, in
der Nachtzeit sind es fast 22 %. In Gber 73 % der
Antworten wird dabei “Verkehr” als Larmverursacher
Nr. 1 genannt.

Das neue Umgebungslarmregime ist Ansto3 und
Anlass, die Larmproblematik nach aktuellen fachlichen
und rechtlichen Grundlagen aufzuarbeiten. Das vorlie-
gende Handbuch ,Umgebungslarm — Minderung und
Ruhevorsorge® widmet sich dem Larmschutz auf einer
breiten, integralen Basis. Ein besonderer fachlicher
Schwerpunkt wird dabei dem Thema Verkehr einge-
raumt. Aber auch Betriebe werden eingehender behan-
delt, da letztere aufgrund des induzierten Verkehrs
wesentlich zum Gesamtverkehrsaufkommen und der
damit einhergehenden “Verlarmung” beitragen.

Unbestritten ist, dass von allen Mdglichkeiten, “Schall-
schutz” zu betreiben, den so genannten Primar-
malnahmen - also den MalRnahmen an der Quelle zur
Vermeidung der Schallentstehung und damit zur
Reduktion der Schallaussendung - der Vorzug zu
geben ist. Erst alternativ sollten bei z. B. unzureichen-
dem Schutzniveau MaRnahmen am Ausbreitungsweg
und am Immissionsort in Erwagung gezogen werden.

Im Handbuch werden neben allgemeinen und fachspe-
zifischen Grundlagen vorerst wesentliche Infor-
mationen Uber MaRnahmen an der Quelle geliefert,
welche auch einen Uberblick (iber den derzeitigen
Stand der Technik bieten. In den folgenden Kapiteln
werden sodann MafRnahmen am Ausbreitungsweg und
am Immissionsort sowie verkehrliche und organi-
satorische MalRnahmen behandelt, welche insbesonde-
re im Rahmen von Bestandssanierungen Problem-
I6sungen aufzeigen kénnen.

Ein weiterer Teil des Handbuches befasst sich mit
Neuplanungen und Médglichkeiten zur Ruhevorsorge.
Dieses Kapitel versucht wesentliche Grundlagen und
Aspekte des Schallschutzes im Planungsstadium fur
die rechtzeitige Wahrnehmung bei der Erfilllung der
komplexen Aufgaben der Raumordnung zu bieten. Das
Hauptaugenmerk ist auf Fragen der schalltechnisch
glinstigen Standortwahl von Emittenten, den erforderli-
chen Schutzabstanden zur Vermeidung von absehbaren
Konfliktzonen und damit verbundenen gegenseitigen
Beeintrachtigungen gerichtet.

Im Zuge der nationalen Umsetzung der EU-Richtlinie
2002/49/EG werden in naher Zukunft fur festgelegte
Hauptemittenten strategische Larmkarten und Aktions-
plane erstellt, welche in dieser umfassenden Form erst-
malig eine neue Arbeitsunterlage und Informationsquelle
fur Planungsentscheidungen aller Planungstrager dar-
stellen.

Durch die vorgesehene regelméaRige Uberarbeitung
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und Aktualisierung der Larmkarten sowie der geplanten
Veroffentlichung in geeigneten Informationssystemen
wird damit ein wesentlicher Schritt in Richtung auf die
Erstellung der notwendigen Datengrundlagen zur frih-
zeitigen Integration des Larmschutzes in die Gesamt-
gestaltungsaufgabe der Raumordnung und Umwelt-
gestaltung gesetzt. Fur eine mdglichst ergebnis-
wirksame Nutzung dieser neuen Instrumente werden in
einem eigenen Kapitel die entsprechenden rechtlichen
Grundlagen erarbeitet.

Strategische Larmkarten und Aktionsplane, welche im
Zuge der nationalen Umsetzung der EU-Richtlinie zu
erstellen sind, sind auf die festgelegten Schall-
quellengruppen (Bahn, StralRe, Flug, Industrie) bezo-
gen und werden den festgelegten Schwellenwerten je
Quellart gegenuber gestellt. Diese Schwellenwerte
stellen sozusagen einen Mindeststandard dar, welcher
in Osterreich bereits weitgehend erfiillt wird.

Soll jedoch das Ziel verfolgt werden, die Zahl der durch
Larm betroffenen Bevolkerung zu senken, so sind dar-
Uber hinausgehend MalRRnahmen nach den Planungs-
schritten der Richtlinie Nr. 36, Blatt 1 des Osterreichi-
schen Arbeitsringes fiir Larmbekampfung (kurz: OAL
RL 36, Bl 1) erforderlich. Hier wird im Gegensatz zur
Umgebungslarmrichtlinie der EU die Gesamtimmission
(Summe des Larms aller einwirkenden Schallquellen)
betrachtet und den anzustrebenden Planungsricht-
werten der Raumordnung gegenuber gestellt. Es gilt
daher, die umfassenden Datengrundlagen (Ver-
messungsdaten, Rechenmodelle), welche im Zuge der
nationalen Umsetzung der EU-Richtlinie erstellt wer-
den, fur weiterfihrende Planungen zur “Larm-
minderung und Ruhevorsorge” zu nutzen.

Nur durch eine verbesserte Bericksichtigung der
Aspekte des Larmschutzes im Rahmen der Instru-
mente der Raumordnung auf allen Planungsebenen
von Bund, Land, Region und Gemeinde kann das Ziel
eines wirksamen Umweltschutzes verfolgt werden.

Einen Uberblick iiber die Méglichkeiten des Schall-
schutzes auf kommunaler Ebene bietet das Kapitel
“Handlungsfelder der Gemeinden” mit Zusammen-
stellung der relevanten Themen aus rechtlicher Sicht.
Abgerundet wird das Handbuch durch ein “Musterstadt” -
Fallbeispiel, in welchem die Planungsschritte zur nationa-
len Umsetzung der EU-Richtlinie und jene der weiterfih-
renden Planung gemaR OAL RL 36, Bl 1 exemplarisch
verdeutlicht werden. Das “Musterstadt’-Fallbeispiel wird
Uberdies durch raumplanerische Beispiele erganzt.

Das vorliegende Handbuch ist um praxisnahe Losungs-
hilfen bemuht. Zur Eignung fur eine mdglichst breite
Palette von Konstellationen wurden Lésungsvorschla-
ge, Muster und Handlungskonzepte weitgehend abstra-
hiert und verallgemeinert. Fir die Anwendung auf kon-
krete Einzelfélle kénnen Herausgeber und Autoren
daher keine Haftung ibernehmen. Die Umsetzung der
allgemeinen Ldsungskonzepte in konkrete Losungen
bedarf entsprechender fachlicher Begleitung.
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Larm als Belastigungs- und Gefahrdungsquelle ist seit
jeher ein zentrales Thema der Rechtsordnung, das auf
verschiedensten Ebenen nach gesetzgeberischen
Regeln verlangt — von den kleinsten Einheiten mensch-
lichen Zusammenlebens (zB der Wohnungslarmproble-
matik in Siedlungsbauten), die noch auf der privatrecht-
lichen Ebene gelést werden koénnen, Uber
ordnungspolizeilich motivierten Ruheschutz (etwa
ungebiihrlicher Larmerregung in der Offentlichkeit, die
nach Landesrecht sanktioniert wird) bis zu klassischen
Konfliktkonstellationen des modernen Umweltrechts
(Nachbarschutz gegenuber Gewerbebetrieben und
Infrastruktureinrichtungen).

Diese Vielgestaltigkeit der Problematik fihrt dazu, dass
in einem bundesstaatlichen System jeder Kompetenz-
trager gefordert ist, auf die Schutzanspriiche der Bevol-
kerung zu reagieren. Die Tatsache der kompetenz-
rechtlichen Zersplitterung des Larmschutzes wird
vielfach zu einseitig als staatsorganisatorisches Di-
lemma beschrieben; dieser in der Sache sicherlich
gerechtfertigte Befund sollte durch eine zweite Per-
spektive erganzt werden: Es ist ein Indiz fur die ,Wach-
samkeit® der Gesetzgeber, dass sie auf allen Kompe-
tenzebenen auf die Larmproblematik legistisch reagiert
und ein ,offenes Ohr* fir die Vielgestaltigkeit der Pro-
blemkonstellationen bewiesen haben. Damit ist der
Boden bereitet, aus den vielfaltigen sektoralen Rege-
lungsansatzen nunmehr neue integrative Lésungen zu
entwickeln: Das Umgebungslarmregime stellt fur eine
solche Bundelung der Mittel ein ideales Instrument dar.

Dieser Perspektive folgend werden nachstehend kurz
die Kompetenzfelder, in denen die bestehenden Larm-
rechtsregime in Osterreich wurzeln, dargestellt, ihre
Leistungsfahigkeit beurteilt und die offenen Problembe-
reiche beleuchtet. Auf diesem Befund aufbauend wird
das neue Umgebungslarmregime daraufhin untersucht,
wie es als zusatzliches integratives Mittel diese Schwa-
chen beheben kann.

LARMSCHUTZ IN OSTERREICH:
KOMPETENZEN -
KONSEQUENZEN - KONFLIKTE
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2.1.1 KOMPETENZEN: EINE BREITE PALETTE....

Der Osterreichische Verfassungsgesetzgeber aufert
sich zum Larmschutz nur sparlich:! In einer Staatsziel-
bestimmung — konkret im BVG Uber den umfassenden
Umweltschutz — ist die ,Vermeidung von Stérungen
durch Larm® ausdrticklich als Aufgabe des ,umfassen-
den Umweltschutzes® genannt. Diese Einbettung als
einer der Kernbereiche des Umweltschutzes bedingt,
dass die bestehende umweltrechtliche Kompetenz-
zersplitterung in bundes- und landesrechtliche Regime
auch auf den Larmschutz voll durchschlagt: Zur Rege-
lung des Larms gewerblicher Betriebsanlagen ist dem-
zufolge der Bund, fir den Baularm bei der Errichtung
dieser Anlagen das Land, fur den damit verbundenen
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Infrastrukturlarm die jeweilige Kompetenztrager (je
nach dem, ob eine Bundes- oder Landesstral’e vor-
liegt) zusténdig. Diese fir alle umweltrechtlichen
Materien geltende Zersplitterung wird freilich beim
Larmschutz noch zusatzlich aufgefachert: Art 15 Abs 2
B-VG weist namlich die Abwehr ungebuihrlicher Weise
hervorgerufenen stérenden Larms explizit der 6rtlichen
Sicherheitspolizei zu; diese wiederum fallt gemafR Art
118 Abs 3 Z 3 B-VG in den eigenen Wirkungsbereich
der Gemeinden, die mit ortspolizeilichen Verordnungen
dazu eigene Regime einrichten kénnen.

Zu dieser ordnungsrechtlichen Aufteilung auf Bund,
Lander und Gemeinden im o6ffentlichen Recht gesellt
sich noch ein zivilrechtlicher Ansatz: Nach § 364 Abs 2
ABGB kann jeder Grundeigentimer seinem Nachbarn
die ,von dessen Grundstiick ausgehenden Einwirkun-
gen durch Gerausch® untersagen, soweit sie den Maf3-
stab der Ortsublichkeit Gberschreiten.

ReslUmierend ist also eine sehr zersplitterte Kompe-
tenzlage oder - positiver formuliert - eine breite
Palette legistischer Eingriffsmoglichkeiten
gegeben. Tatsachlich wurden und werden diese
Eingriffsmoglichkeiten auch genutzt: Der sektorale
Larmschutz hat Anspriiche und Instrumente herausge-
bildet, die mafistabbildend fur eine Fortentwicklung des
Larmschutzes sind.

2.1.2 KONSEQUENZEN: HOHE (ABER NUR)

SEKTORALE SCHUTZSTANDARDS

Die unmittelbare Folge dieser Kompetenzlage ist, dass
sich die Rechtsbereiche des Larmschutzes mit unter-
schiedlicher Geschwindigkeit entwickelt haben. Grob
gesprochen, haben jene Rechtsmaterien, die uber
umfassende Schutztatbestdande und weite Parteistel-
lungs- und Beteiligungsrechte der Betroffenen
verfugen, den héchsten Entwicklungsstand erreicht: Im
bereichsspezifischen Larmrecht ist dies das gewerbli-
che Betriebsanlagenrecht (und die auf diesem aufbau-
enden integrativen Anlagenregime bis hin zum UVP-G),
unter den planerisch integralen Mitteln jenes der Raum-
ordnung. Beide Materien haben eine Strahlkraft tiber
ihre jeweiligen Kompetenzgrenzen hinaus erzeugt.

Das gewerbliche Betriebsanlagenrecht hat sowohl in
der Methodik der Larmbeurteilung als in der Ableitung
entsprechender Schutzanspriiche dogmatische Grund-
lagenarbeit geleistet:2 Dies beginnt schon bei der
~Rollenverteilung® zwischen Naturwissenschaften und

Vgl Kind, Larmrecht (1999) 90 ff sowie jlingst in

N. Raschauer/Wessely (Hrsg.), Handbuch Umweltrecht (2006)
insb. die Beitrage von B. Raschauer (33 ff), Linder (49 f),
Bratrschovksy (419 ff).

2 Zum Folgenden insb. Steiner, Rechtliche Rahmenbedingun-
gen in Osterreich in Kalivoda/Steiner (Hrsg.), Taschenbuch der
angewandten Psychoakustik (1998) 16 ff mit umfassenden
Judikaturnachweisen.



Juristen und innerhalb der Naturwissenschaften
zwischen Technikern und Medizinern: Zutreffender-
weise wurde die Beurteilung der Frage, ob Larm-
immissionen gesundheitsgefahrdend oder unzumutbar
belastigend sind, als Rechtsfrage identifiziert (und
damit die Anrufung der Gerichtshofe offentlichen
Rechts zu dieser Thematik eroffnet).

Grundlage fur die Entscheidung dieser Rechtsfrage
sind aber Sachverhaltsfeststellungen auf Basis ent-
sprechender Fachgutachten: Dabei obliegt es dem
gewerbetechnischen Sachverstandigen, Art und Aus-
mafd der zu erwartenden Immissionen zu erheben. Auf
diesen Erhebungen aufbauend hat der arztliche Sach-
verstandige darzulegen, welche Einwirkungen die zu
erwartenden unvermeidlichen Immissionen nach Art
und Dauer auf menschlichen Organismus auszuliben
vermogen. Diese Ermittlungen hat der Verwaltungsge-
richtshof zutreffend den ,Methoden der (medizinischen)
Naturwissenschaften“ zugeordnet.

Der Verwaltungsgerichtshof hat sich dabei konsequent
dagegen verwehrt, dass feste Grenzwerte aus
bestimmten Richtlinien unkritisch herangezogen wer-
den und in Einzelfallen eine individuelle Beurteilung -
unter anderem unter Bertcksichtigung der Haufigkeit
und Klangcharakteristik einzelner Larmereignisse -
gefordert (und so auch eine Weiterentwicklung des
Larmschutzes ermdglicht). Exemplarisch kommt dieser
problemorientierte Zugang, der sich Uber das
gewerbliche Betriebsanlagenrecht hinaus etabliert hat,
im Erkenntnis des VwGH vom 16.12.2003,
2001/05/0212 zum Ausdruck, in dem - an sich in einer
Angelegenheit nach dem steiermarkischen Veranstal-
tungsgesetz - explizit die gewerberechtlichen Beurtei-
lungsmethodik angewandt wurde. Konkret hat der Ver-
waltungsgerichtshof aus Anlass der Beurteilung von
Larmimmissionen aus einem Schielplatzbetrieb das
Eingehen auf die charakteristische Belastigungswir-
kung bestimmter Larmarten eingefordert: Dabei hat er
eine bloRR schematische, der (damaligen) OAL-Richtli-
nie folgende Anwendung von Zuschlagen fir Tonhaltig-
keit, Impulshaltigkeit und Informationshaltigkeit
bestimmter Stoérgerausche flr sich allein genommen
nicht als ausreichend gesehen, um die Belastigungs-
wirkung einer spezifischen Larmimmission tauglich
abzubilden. Gefordert wurde vielmehr eine methoden-
kritische Auseinandersetzung mit der jeweils zur
Erfassung der Storcharakteristik angewandten
Beurteilungsmethode, um den Gesundheits- und Be-
lastigungsschutz auch effektiv. wahrnehmen zu
kdénnen.

Im Bereich des Planungsrechtes hat insbesondere die
Raumordnung friih ein Sensorium fir die Vermeidung
von Nutzungskonflikten zwischen Larmerregern und -
belasteten entwickelt. Die Entscheidungslinie zur her-
anriickenden Wohnbebauung hat fiir das gesamte Pla-
nungsrecht exemplarische Bedeutung.3
Ausgangspunkt dieser Judikatur* war das geradezu
typische Spannungsverhaltnis zwischen gewerblicher
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bzw. industrieller Nutzung einerseits und Wohnsiedlun-
gen andererseits. Im Zuge der Verdichtung der Bebau-
ung wurden und werden vormals ,.komfortable* Abstan-
de oft verklrzt und riicken Wohnliegenschaften in den
Immissionsbereich von Anlagen. Zur Vermeidung sol-
cher Konfliktlagen hat der Verfassungsgerichtshof aus
Vorschriften, welche die Errichtung von Betrieben in
Wohngebieten im Interessen der Wohn- und Lebens-
qualitat beschranken, abgeleitet, dass nicht nur Wohn-
gebaude vor neuen Immissionen zu schitzen sind,
sondern auch Konfliktlagen zu vermeiden sind, in
denen Wohnhauser in Immissionsbereiche vordringen
und solcherart einen Sanierungs- oder Absiedlungs-
druck bewirken wirden. Dieses ,Trennungsgebot” hat
gerade fur Fragen des vorsorgenden Larmschutzes
erhebliche Relevanz entwickelt und ist zu einem Uber-
ordneten planungsrechtlichen Ansatz geworden.

Ungeachtet dieser Leistungsfahigkeit bestehender
Instrumente fir einen effektiven Larmschutz bleiben
einzelne Konfliktfelder (noch) ungeldst.

2.1.3 KONFLIKTE: UNGELOSTE FRAGEN

Die konsequente Fortentwicklung bestehender Rechts-
institute stoft dort an ihre Grenzen, wo ein und dersel-
be Rezeptor vor verschiedenen Larmquellen unter-
schiedliche Immissionsschutzanspriiche hat:
Wahrend der Nachbar gegeniber gewerblichem
Betriebsanlagenlarm einen gleichsam uneinge-
schrankten Freiraumschutz, aber auch den Schutz des
erholsamen Schlafes bei gedffnetem Fenster geltend
machen kann, kommt ihm gegeniber der unmittelbar
vorbeifihrenden Stralle unter Umstanden nur der
Anspruch auf passive Larmschutzmalnahmen (gefor-
derter Einbau von Larmschutzfenstern) zu. Einmal ist
er also hinsichtlich seines Gesundheitsschutzes darauf
verwiesen, die Fenster schlieRen zu missen; eben die-
selben Fenster sind aber bezulglich des Gewerbelarms
als geoffnet zu ,simulieren”.

Das Regime des UVP-G hat einiges zur Vereinheitli-
chung der nachbarlichen Schutzstandards geleistet,
greift aber immer nur projektbezogen; dieses Defizit
wird durch die SUP partiell ausgeglichen. Fir einen
starker vorsorgeorientierten Larmschutz bedarf es
neuer Instrumente, die frihzeitig bestehende Pro-
blemlagen erheben und die Weiterentwicklung von
Raumen entsprechend steuern kénnen, damit - aus der
Perspektive des Immissionsschutzes - mit einheitlichen
Standards bestimmte Ruheanspriiche der Bevoélkerung
einerseits und bestimmte Nutzungsanspriiche der
Emittenten andererseits gewahrleistet werden. Das
neue Regime des Umgebungslarmschutzes stellt ein
Instrument dar, das einen Liickenschluss in dieser
Vernetzung bestehender Instrumente bewirken kann.

3 Dazu jlingst Raschhofer-Lechner, Heranrickende Wohnbe-
bauung in Hauer/Nussbaumer, Osterreichisches Raum- und
Fachplanungsrecht (2006), 491.

4 Beginnend mit VfSIlg 10.703/1975.
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UMGEBUNGSLARMRECHT:
EIN NEUER LOSUNGSANSATZ

2.2

Im Folgenden soll kurz der neue Rechtsrahmen des
Umgebungslarmschutzes dargestellt werden, mit
dem Planungstrager, Errichter und Betreiber von Larm-
emittenten — vor allem von Infrastruktureinrichtungen
und Betrieben — sowie Betroffene hinktlinftig konfrontiert
sind. Zu den etablierten dsterreichischen Instrumenten
- dem bau- und anlagenrechtlichen Nachbarschutz, den
fachlichen Regelwerken fir Strafle und Schiene, den
planungsrechtlichen Grundsatzen des Konfliktver-
meidungsgebots und des Torpedierungsverbots - tritt
hinklinftig ein neues Konzept, mit dem Belastungen
frihzeitig erkannt und Handlungsfelder eréffnet werden
sollen. Regelungstechnisch wird der Umgebungslarm-
schutz also nicht “von oben herab” mit neuen Minimie-
rungs- oder Duldungspflichten dekretiert; es werden
weder neue Kompetenzen vorgesehen noch neue Be-
horden eingerichtet - der Zugang ist vielmehr
ermittlungsorientiert: In erster Linie wird durch systema-
tische Erhebungen eine taugliche Informationsbasis
geschaffen, die sodann - als verbesserte Planungs-
und Entscheidungsgrundlage - in die bestehenden
Strukturen fir Planung und Genehmigung einflie3en
und in diesen letztlich umgesetzt werden soll.

Darin liegt die entscheidende rechtliche Schnittstelle:
Wer setzt mit welchen Mitteln welche Mafinahmen um?
Einfacher gefragt: Wer darf / kann / muss was zum
Umgebungslarmschutz tun? Geht man dieser Frage
nach, st63t man rasch auf das Instrument des Aktions-
plans: Dieser stellt das Endergebnis der (neu einge-
fuhrten) Bestandsaufnahme, Analyse und L&sungs-
vorschlage des neuen Umgebungslarmregimes,
zugleich aber den Ausgangspunkt fiir die Umsetzung
mit den bestehenden rechtlichen Instrumenten dar. An
diesem Angelpunkt muss die rechtliche Positions-
bestimmung ansetzen; auf diesen zielt daher die Aufar-
beitung des Rechtsrahmens ab: Nach einer kurzen Ein-
fuhrung in das neue Rechtsregime, in der die
europaischen Vorgaben und die 6sterreichische Um-
setzung skizziert werden (eine nahere Auseinander-
setzung damit aus planerischer Sicht folgt im Kapitel 4),
werden die entscheidenden Grundfragen gestellt: Was
ist ein Aktionsplan? Welche Inhalte und Wirkungen hat
er? Wer hat ihn wie umzusetzen?

DIE UMGEBUNGSLARMRICHTLINIE
DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFT

Die Richtlinie 2002/49/EG uber die Bewertung und
Bekampfung von Umgebungslarm vom 25.6.20025
setzt den integrierten Ansatz der Prufung, Bewertung
und Regulierung von Umweltauswirkungen im Bereich
des Larmschutzes um. Zur bislang ausschlieRlich emit-
tentenseitigen Normung tritt nunmehr ein quellenunab-
hangiges Konzept, das bewusst mit einer immissions-
seitigen Perspektive operiert®; konsequenterweise
bildet daher nicht die Schallleistung einer bestimmten
Einrichtung, sondern der Umgebungslarm den regelungs-
technischen Angelpunkt:

2.21
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Als Umgebungslarm gelten - im Rahmen eines weit
gefassten Verstandnisses - unerwilinschte oder
gesundheitsschadliche Gerausche im Freien, die durch
Aktivitaten von Menschen verursacht werden, ein-
schliellich des Larms, der von Verkehrsmitteln,
StralRenverkehr, Eisenbahnverkehr, Flugverkehr sowie
von bestimmten Gelanden fur industrielle Tatigkeiten
ausgeht und dem Menschen in bebauten Gebieten, in
offentlichen Parks sowie in larmempfindlichen
Gebauden und Gebieten (eines Ballungsraums oder
auf dem Land) ausgesetzt sind.

Die Richtlinie verlangt in einem ersten Schritt die
umfassende Ermittlung der Belastung durch Um-
gebungslarm im Bereich typischer “Konfliktzonen” -
konkret im Umfeld groRer Verkehrsinfrastruktur-
einrichtungen (Hauptverkehrsstralen, Hauptstrecken
der Bahn und Flughafen) und stadtischer Ballungs-
raume mit gréfReren Industriestandorten. Dazu sind bis
Mitte 2007 fur die maRgeblichen Emittenten Larm-
karten zu erstellen. Aus diesen Immissionsdaten lasst
sich in einem weiteren Schritt fur Uberbelastete
Bereiche ein entsprechender Handlungsbedarf ablei-
ten: Dazu sind bis Mitte 2008 von den zustandigen
nationalen Behorden Aktionsplane zu erstellen, in
denen fir Orte in der Nahe der Verkehrs(groR)infra-
struktur und Ballungsraume konkrete MaRnahmen zur
Bekampfung der Larmprobleme und Larmaus-
wirkungen festgelegt werden. Diese Malinahmen sind -
abhangig von Belastungsgrad und -ausmaf - mit ent-
sprechenden Prioritdten zu versehen; ihre Durch-
setzung ist ins Ermessen der zustandigen Behdrden
gestellt. Begleitet wird dieser Prozess durch die
Information der Offentlichkeit (iber die Belastungs-
situation und Uber Larmminderungsmalnahmen. Die
Umgebungslarmrichtlinie ist als Rahmenrichtlinie
gefasst und soll als Grundlage fir die Einfihrung weiterer
Gemeinschaftsmallnahmen und Rechtsvorschriften zur
Larmminderung bei den wichtigsten Larmquellen
dienen.”

BUNDES-UMGEBUNGSLARM-
SCHUTZGESETZ 2005 UND
MATERIENGESETZE

Die Umsetzung der Umgebungslarm-RL trifft in Oster-
reich auf schwieriges kompetenzrechtliches Terrain:
Wie viele Umweltmaterien liegt auch der Larmschutz
quer zu den verschiedenen bundes- und landesrechtli-
chen Zustandigkeiten.8

222

5ABIl. EG Nr. L 189 vom 18.7.2002, S. 12 (idF kurz ,EU-RL").
6 Epiney, Umweltrecht in der Europédischen Union? (2005) 305.

7 Aufgrund dieses Rahmencharakters scheidet auch eine Beru-
fung auf unmittelbare Wirkungen der Richtlinie aus, da sie
keine inhaltlich unbedingte und hinreichend bestimmte Fest-
legung von - tiber Ermittlungs- und Informationsrechte hinaus-
gehenden - Rechten Einzelner enthélt [VwGH 4.5.2006,
2005/03/0250].

8 Kind, Larmrecht (1999) 90ff.
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In beiden Kompetenzbereichen ist die Umsetzung -
trotz Fristablaufs - erfolgt: Auf Bundesebene hat das
Lebensministerium mit dem Bundesgesetz Uber die Er-
fassung von Umgebungslarm und Uber die Planung
von Larmminderungsmaflnahmen (BGBI |,
Nr. 60/2005 - Bundes-Umgebungslarmschutzgesetz -
“Bundes-LarmG™®) sowie der AWG-Novelle mit BGBI |,
Nr. 34/2006 die ressorteigenen Umsetzungen vorge-
nommen; das Wirtschaftsressort hat die entsprechende
Novelle zur GewO1994 sowie zum MinroG und EG-K
im “Umweltrechtsanpassungsgesetz 2006” vorgelegt'©.
Auf Landerseite ist die Umsetzungslage noch unein-
heitlich'. Exemplarisch behandelt wird im Folgenden
der bundesrechtliche Status: Er zeichnet die methodi-
sche Herangehensweise am deutlichsten vor; die aus
strategischen Larmkarten und Aktionsplanen eréffneten
Handlungsfelder betreffen freilich Bund, Lander und
Stadte/Gemeinden gleichermalden.

Die legistische Struktur ist mehrstufig und folgt dem
Modell der finalen Determinierung’2: ein gesetzlicher
Rahmen (das Bundes-LarmG), konkretisiert durch eine
Verordnung (unter Einvernehmensbindung gem § 11
Bundes-LarmG erlassen), vollzogen auf der Ebene der
verschiedenen Ressorts durch die jeweils zustandigen
Bundesminister. Flankierend dazu wird in den Anlagen-
rechtsmaterien (GewO, AWG, MinroG, EG-K) die er-
forderliche Datenmeldung durch Industrieanlagen-
betreiber implementiert.

Das Bundes-LarmG Ubernimmt die von der EU-RL vor-
gegebenen spezifisch immissionsseitigen Ziele (schad-
lichen Larmwirkungen “vorzubeugen oder entgegenzu-
wirken” - § 1) und setzt die Mallnahmen im bundes-
rechtlichen Kompetenzbereich fir Verkehr auf
Bundesstralien, Eisenbahnverkehr, zivilen Flugverkehr
und industrielle Tatigkeiten um (Geltungsbereich - § 2)
mit richtlinienkonformen Begriffen (§ 3) und Methoden
sowie Indizes (§ 4) um; letztere werden durch eine
Verordnung noch naher zu determinieren sein (§ 11).

Mit Hilfe dieser Grundlagen haben die ressortzustandi-
gen Bundesminister zunachst die konkreten
Handlungsbereiche abzustecken (§ 5): durch weitge-
hend verkehrsmengenbezogene Ausweisung der betrof-
fenen Verkehrsinfrastruktur (durch den Bundesminister
fur Verkehr, Innovation und Technologie) sowie durch
die standort- und kapazitatsabhangige Erhebung der
betroffenen Industrieanlagen (IPPC-Anlagen in Ballungs-
raumen - soweit nach GewO, MinroG und EG-K ge-
nehmigt: im Vollzugsbereich des Bundesministers fir
Wirtschaft und Arbeit; soweit nach AWG genehmigt: im
Vollzugsbereich des Bundesministers fir Land- und
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft).

In diesen Handlungsbereichen haben die ressortzu-
standigen Bundesminister (fur alle StraRenbahnen in
Ballungsraumen der Landeshauptmann in mittelbarer
Bundesverwaltung) strategische Umgebungs-
larmkarten zu erstellen (§ 6): Inhaltlich handelt es sich
dabei um eine Karte zur “Gesamtbewertung” getrennt
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nach Larmarten: Strale, Schiene etc. der auf die ver-
schiedenen (betroffenen) Quellen zurlckzufiihrenden
Larmbelastung in einem bestimmten Gebiet oder zur
“Gesamtprognose” fur ein solches Gebiet.

Auf diesen Erhebungsschritt folgt die MaRnahmen-
konzeption: Die ressortzustdndigen Bundesminister
(bzw. der Landeshauptmann) haben Aktionsplane
auszuarbeiten (§ 7), das sind Plane zur Regelung von
Larmproblemen und von Larmauswirkungen, erforder-
lichenfalls einschlieRlich der Larmminderung, gegebe-
nenfalls auch MaRnahmen zum Schutz ruhiger
Gebiete. Mit der Kategorisierung von ,ruhigen
Gebieten“ in § 3 Abs. 4 Bundes-La&rmG wird eine
Anspruchsgrundlage fiir einen besonderen Ruheschutz
geschaffen (vgl. dazu einschlagige Ausweisungen in
den Landesnaturschutzgesetzen oder Gebieten nach
der ONORM 5029 wie Kurgebiete, Sanatorien etc);
damit wird Uber die bloRRe Begrifflichkeit hinaus auch ein
materieller Ansatz fur differenzierende Schutzstandards
geschaffen.s

Sofern solche Aktionspléane in einem besonderen
Planungskontext fir bestimmte (UVP-pflichtige)
Projekte oder (Natura 2000) Gebiete stehen, unterliegt
ihre Erstellung besonderen durch die SUP-Richtlinie
bedingten Erfordernissen: Sie sind  einer
Umweltpriifung zu unterziehen (§ 8); im Falle grenz-
Uberschreitender Auswirkungen solcher (umwelt-
prufungspflichtiger) Aktionspléne ist ein Konsul-
tationsmechanismus einzuhalten (§ 9).

Fir die wesentlichen Arbeitschritte des Um-
gebungslarmschutzes - die strategischen Larmkarten
und die Aktionsplane - ist sowohl eine entsprechende
Offentlichkeitsbeteiligung (durch Kundmachung und
Anhérung) als auch eine Informationszusammen-
fiihrung (in Osterreich beim Lebensministerium) und
anschlieRende Ubermittlung an die Kommission vorge-
sehen (§ 10).

9 Paragraphenangaben und -zitate beziehen sich, soweit nicht
anders angegeben, auf das Bundes-LdrmG; die RV 857
BIgNR 22. GP wird kurz als ,RV“ zitiert.

0 BGBI | 2006/84

" Vgl zB Wien: Umgebungsldrmschutzgesetz, LGBI.

Nr. 19/2006, Tirol: Strallengesetz, LGBI. Nr. 35/2006

Burgenland: Raumplanungsgesetz, LGBI. Nr. 47/2006; Kérn-
ten: Strallengesetz 1991, LGBI. Nr. 87/2005, Gemeindepla-
nungsgesetz 1995, LGBI. Nr. 88/2005, Umweltplanungsge-
setz, LGBI. Nr. 89/2005, IPPC-Anlagengesetz, LGBI. Nr.
13/2006; Oberdsterreich: Umweltschutzgesetz-Novelle 2006,
LGBI. Nr. 44/2006;

12 Pernthaler, Raumordnung und Verfassung 3 (1990) 464.

13 Die Bedeutung solcher Differenzierungen ist nicht zu unter-
schétzen; die Judikatur nimmt solche Indizien zunehmend
auf, vgl. etwa das Judikat des Umweltsenats vom 17.5.2006,
3B2005/19-20. Zutreffend erkennt Schulev-Steindl, Glosse in
RdU 2006, 130 im zitierten Judikat Argumentationsansétze
fiir eine Relativierung des Immissionsschutzes in Abhéangig-
keit von der Sensibilitdt der jeweiligen Nutzung [die mal3-
geblich von der Flachenwidmung festgelegt wird].
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Flankiert  wird das Bundes-LarmG durch
Bestimmungen in den Anlagenrechtsmaterien, die die
Datenerhebung und -Ubermittlung durch Betreiber von
IPPC-Anlagen in Ballungsrdumen und die zustandigen
Behorden regeln.

Resuimierend erweist sich das bundesrechtliche
Umgebungslarmregime als strukturierter Ermittlungs-
prozess, der in ein - rechtlich noch naher zu
wirdigendes - MaRnahmenpaket, den Aktionsplan, ein-
flieRt. Zur weiteren Umsetzung der im Aktionsplan vor-
gesehen MaRnahmen aufert sich das Bundes-LarmG
nicht. Aus der systematischen Einordnung ins Umwelt-
und Planungsrecht folgt zunachst, dass dies Sache der
fur die Emittenten zustandigen Planungstrager und
Behorden ist. Die entscheidende Frage ist: Sind diese
an den Aktionsplan gebunden? Haben sie ihn zumin-
dest zu bericksichtigen? Oder allgemeiner: Welche
(Rechts-)Qualitat kommt dem Aktionsplan zu?

2.3 DER AKTIONSPLAN:
RECHTSNATUR - INHALTE -
WIRKUNG

2.3.1 RECHTSNATUR: WAS IST EIN
AKTIONSPLAN?

Das Bundes-LarmG enthalt keine allgemein rechtliche
Qualifikation des Aktionsplans (nur zum umweltpri-
fungspflichtigen Plan finden sich einschlagige
Wertungen - dazu spater unten). Zwei Bestimmungen
erlauben eine erste Anndherung: Die MaRnahmen-
vorschlage im Aktionsplan sind (bei IPPC-Anlagen)
‘nach Mal3gabe der fiir die jeweilige Anlage anzuwen-
denden Verwaltungsvorschriften” zu erstellen (§ 7 Abs
10). Klargestellt wird, dass aus den Maflinahmenvor-
schlagen selbst “keine subjektiv Offentlichen Rechte”
ableitbar sind (§ 7 Abs 12). Das bedeutet: Die
Aktionsplane sind umsetzungstauglich zu gestalten;
sie verbriefen aber kein Recht auf eine plangleiche
Umsetzung durch die zustéandige Behoérde. Dieses
Verstandnis entspricht der Absicht des Gesetzgebers
und den Vorgaben der RL 2002/49/EG: Die
Regierungsvorlage qualifiziert den Aktionsplan als
“Planungsinstrument  ohne  rechtlich  bindende
Wirkung™#. Die EU-RL stellt die MaRnahmenum-
setzung explizit ins “Ermessen’'5 der zustandigen
Behorden, was gegen eine strikte Bindungswirkung
spricht. Dies wirft freilich die Frage auf, ob und welche
Bedeutung ein Aktionsplan fir den umweltrechtlichen
Vollzug, gerade etwa bei der Genehmigung oder
Sanierung der dem Bundes-La&rmG unterliegenden
Emittenten haben kann.

Inhaltlich reagiert der Aktionsplan auf einen - bei der
Erstellung der Larmkarten erkannten - Hand-
lungsbedarf (gesundheitsgefahrdendes, unzumutbares
oder grenzwertliberschreitendes Belastungsniveau)
damit, dass er “geeignete Malnahmen vorzusehen”
hat. Diese MaRnahmen werden freilich nur beschrie-
ben'6, ihre Anordnung bleibt den zustandigen Behdrden
vorbehalten.
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Methodisch erinnert die zweistufige Vorgehensweise
nach dem Bundes-La&rmG - zunachst Erstellung von
Larmkarten fur Bestand und Prognose, sodann
Ausarbeitung von Aktionsplanen fur Malnahmen - an
den Sachverstandigenbeweis nach AVG, gegliedert in
Befund und Gutachten'’; gerade das Gutachten ieS
enthalt typischerweise auch Auflagenvorschlage’s.
Diese entfalten fir die Behdérde zwar keine
Bindungswirkung im rechtlichen Sinn; die Behorde ist
aber - im Rahmen der freien Beweiswurdigung® - zu
einer sachlich nachvollziehbaren Auseinandersetzung
mit dem Gutachten verpflichtet20. Ubergeht die Behérde
einen gutachtlich begriindeten Auflagenvorschlag ohne
nachvollziehbare Begrindung, belastet sie den
Bescheid mit Rechtswidrigkeit2!. Ahnliches finden wir
nicht nur im Bescheid-, sondern auch im
Verordnungserlassungsverfahren: Planungsbehérden
haben vor Erlassung eines verordnungsformigen
Planungsaktes die maRgeblichen raumlichen, 6kologi-
schen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen
Gegebenheiten und die betroffenen Interessenlagen zu
erforschen. Diese Verpflichtung, insbesondere im
Raumordnungsrecht als “Grundlagenforschung”
bezeichnet, folgt nach der Rspr des VfGH22 unmittelbar
aus dem Wesen der Planung. Widerspricht eine
Verordnung der ihrer Erlassung vorausgehenden
Grundlagenforschung oder wird sie ohne eine solche
erlassen, ist sie anfechtbar.23

Systematisch ist das Regime des Umgebungslarm-
schutzes eher als strukturierte Ermittlungsphase bis zur
Entscheidungsvorbereitung ausgestaltet; die Ent-
scheidung selbst wird nicht behandelt. Stellt man einen
Systemvergleich mit anderen Planungsakten an,
erweist sich der Gefahrenzonenplan nach § 11 ForstG
als in vielerlei Hinsicht “verwandtes” Instrument:
Gefahrenzonenplane bearbeiten ein bestimmtes
Gebiet unter Aspekten der Gefahrenpravention und -

14 RV S 5. In diesem Sinne hat auch der VwGH im Erkenntnis
vom 4.5.2006, 2005/03/0250 festgehalten, dass das Bundes-
La&rmG keine subjektiv 6ffentlichen Rechte in einem Geneh-
migungsverfahren begriinden kann.

15 Art 8 Abs 1 letzter Satz.

16 Den deskriptiven Charakter betont auch die RV S 6 mit dem
Hinweis auf die ,beschreibende Darstellung”. Wiirthinger,
Umgebungslérm in Hauer/Nussbaumer (Hrsg), Osterreichi-
sches Raum- und Fachplanungsrecht (2006) 90, spricht in
diesem Zusammenhang von einer ,nicht normativen Inaus-
sichtnahme von Ladrmminderungsmal3nahmen*,

17 VWGH 27.4.1993, 92/08/0208.
18 VwGH 24.5.1989, 88/03/0135.
19§ 45 Abs 2 AVG.

20 VwGH 13.9.1978, 1835/77.
VWGH 24.10.1973, 811/73.

22 \/fSlg 8280/1978.

N
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23 Berka, Fldchenwidmungspldne auf dem Priifstand. Zur
gerichtlichen Kontrolle von Plénen der értlichen Raum-
planung durch den VfGH, JBI 1996, 69 (unter C.1.1 mit
instruktiven Beispielen).



vorsorge (z. B. Lawinen) und enthalten konkrete
Zonierungen mit nutzungsbezogenen Empfehlungen
(z. B. “rote Zonen”). Ihrer Erstellung geht eine offent-
liche Auflage und kommissionelle Uberpriifung voraus;
dies mit dem Zweck, insbesondere der Raumplanung
eine normative Anknlifung zu erleichtern und
Fehlerquellen zu vermeiden. Rechtlich wird der
Gefahrenzonenplan als eine Art “Gutachten mit
Prognosecharakter” qualifiziert?4, dem keine normative
Auflenwirkung zukommt?5 und aus dem sich weder
Rechte noch Pflichten fur den Einzelnen ableiten
lassen.

Als (besonders qualifiziertes) Beweismittel ist er aller-
dings von den Planungstragern bei ihren Planungs-
akten im Rahmen der Grundlagenforschung inhaltlich
zu behandeln; seine vollige Missachtung etwa im
Rahmen der Erstellung eines Flachenwidmungsplans
belastet diesen mit Rechtswidrigkeit2e.

Aus all dem folgt: Aktionsplane konnen als Gutachten
mit MaBnahmenvorschlagen herangezogen werden;
sie sind zwar nicht unmittelbar normativ verbindlich und
verbriefen keine subjektiv 6ffentlichen Rechte. Sie sind
aber von anderen Behorden bei ihren Rechtsakten -
soweit sich diese auf larmrelevante Sachverhalte und
Tatbestande beziehen - in sachlich angemessener
Weise zu berlcksichtigen: in Bescheidverfahren im
Rahmen der Beweiswiirdigung, in Verordnungs-
erlassungsverfahren im Rahmen der Grundlagen-
forschung.

Exkurs: Der umweltpriifungspflichtige Aktionsplan

§ 8 Bundes-LarmG setzt die EU-RL 2001/42/EG des
Rates vom 27. 6. 2001 uber die Prifung der
Umweltauswirkungen bestimmter Pléane und Pro-
gramme (idF kurz “SUP-RL”) um; dabei wird teilweise
auf die entsprechenden Umsetzungsbestimmungen im
AWG 2002 verwiesen.

Im vorliegenden Zusammenhang interessiert vor allem
der Anwendungsbereich der Umweltprifung; konkret
gefragt: Welche Aktionsplane bedurfen einer Umwelt-
prufung?

Nach § 8 Abs 1 Bundes-LarmG unterliegen
Aktionsplane dann einer Umweltprifung, wenn sie
“einen Rahmen fiir die klinftige Genehmigung von
(UVP-pflichtigen) Vorhaben (...) festlegen” oder “vor-
aussichtlich Auswirkungen auf Natura-2000-Gebiete
haben” oder “einen Rahmen fir die kinftige
Genehmigung fiir sonstige Projekte festlegen und die
Umsetzung voraussichtlich erhebliche Umweltaus-
wirkungen haben wird”.

Der Ausdruck ,,einen Rahmen setzen“ wird in der Oster-
reichischen Literatur bisweilen eher eng im Sinne einer
normativen Festlegung verstanden.2” Europarechtlich
ist freilich ein weiteres Verstandnis vorgepragt, das im
Englischen durch den Ausdruck ,guide the way“
treffender gefasst ist: Verlangt ist damit nicht eine strik-
te rechtliche Bindung, sondern nur, dass durch den
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Plan oder das Programm in irgendeiner Weise auf die
Genehmigung eines UVP-pflichtigen Projektes Einfluss
genommen und diese vorbereitet werden muss.28

Im vorliegenden Normenzusammenhang gebieten
auch verfassungsrechtliche Uberlegungen dieses weite
Verstandnis. Andernfalls wirde einem nicht innerhalb
des relativ geschlossenen Rechtsquellensystems typi-
sierten Plan normative Wirkung beigemessen; dies
ware auch verfassungsrechtlich unzulassig, da
Regelungen, die Determinanten fir behordliche
Entscheidungen enthalten, sich eines Normentyps
bedienen miussen, der der Uberprijfung durch den
Verfassungsgerichtshof zuganglich ist - also in
Gesetzes- oder Verordnungsform ergehen mussten2e.

Die RV legt das weitere (europarechtskonforme)
Begriffsverstadnis zugrunde und problematisiert -
sichtlich aus legistischer Vorsicht gegenuber allfalligen
Umsetzungsmangeln - “Einzelfalle”, in denen “unter
Umstanden” Aktionsplane als “Planungsrahmen
betrachtet werden kénnten”, hinsichtlich welcher eine
Prifpflicht aus der SUP-RL “abgeleitet werden kénnte”.30

Anwendungsfalle ergeben sich jedenfalls in
Konstellationen, in denen die Aktionsplane eng in
einen entscheidungs- oder verordnungsvorberei-
tenden Prozess integriert sind, der auf normative
Rahmenfestlegungen fir kinftige Projekte abzielt3! -
etwa in das Verfahren zur Widmung gréRerer
Industriegebiete (wobei die SUP-Pflicht hier auf das
gesamte Planerlassungsverfahren durchschlagt) oder
bei Verfahren zur Genehmigung (der Errichtung/Ande-
rung bzw. Erweiterung) von Industrieparks (General-
genehmigungen nach der GewO 1994, Grundsatzge-
nehmigungen nach UVP-G 2000).

Gleiches gilt fur Aktionsplane mit potentiellen
Auswirkungen auf Natura 2000-Gebiete; auch solche

24 VwGH 27.3.1995, 91/10/0090.
25 VwGH 30.10.1980, 3424/78.
26 VfSlg 8280/1978.

27 Vgl Nussbaumer in  Hauer/Nussbaumer  (Hrsg.),
Osterreichisches Raum- und Fachplanungsrecht (2006) 37,
der daraus ableitet, dass das Programm ,normativen Charak-
ter” haben miisse; dhnlich unterwirft Piska, Das Recht des
Abfallmanagements (2007), nur jene Bestandteile des Abfall-
wirtschaftsplans der SUP-Pflicht, die Verordnungsqualitét
haben.

28 Vgl Schink, Umweltpriifung fiir Pldne und Programme -
Gemeinschaftsrechtliche Vorgaben und Fachplanung in
Gesellschaft fiir Umweltrecht (Hrsg.) Risikoregulierung und
Risikokommunikation - Umweltpriifung fiir Pldne und Pro-
gramme (2005) 112 mwN.

29 Vgl aus jingster Zeit das Erkenntnis des VfGH
11.10.2006, G 138-142/05 ua.

30 RV S 16.

3

X

Darauf deutet auch § 8 Abs 4, der spezifische Angaben zur
L~Stellung” des Aktionsplans ,im Entscheidungsprozess”
fordert.
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sind nur SUP-pflichtig, wenn sie in Verfahren Uber ent-
sprechende Planungsakte oder Vorhaben integriert
sind. Die in § 8 Abs 1 Z 3 erwahnte Erheblich-
keitsschwelle ist auf Basis der fachlich anerkannten
Jrrelevanzkriterien® zu bestimmen3?; hinsichtlich des
Erheblichkeitsprifungsverfahrens verweist § 8 Abs 2
auf die korrespondierenden Regelungen des AWG
2002.33

AuBerhalb solcher Sonderkonstellationen unterlie-
gen Aktionsplane keiner SUP-Pflicht.

2.3.2 INHALTE: WAS REGELT EIN

AKTIONSPLAN?

Mit der Bundes-Umgebungslarmschutzverordnung,
BGBI Il Nr 144/2006 (idF kurz ,Bundes-LarmV*), wer-
den die materiellen und formellen Anforderungen an
Aktionsplane naher determiniert:

Grundlage der Aktionsplanung sind die strategischen
Umgebungslarmkarten (§ 9 Abs. 1 Satz 1 Bundes-
LarmV); diese stellen gewissermalen den Befund dar,
auf dem fuBend die gutachtlichen Schlussfolgerungen
in Form von Mafinahmenkatalogen auszuarbeiten sind.
Der Verpflichtung zur integrativen, quellenunabhangi-
gen Beurteilung von Larmproblemen entsprechend,
verpflichtet § 9 Abs. 1 zweiter Satz Bundes-LarmV zu
einer gebietsbezogenen, gesamthaften
Betrachtungsweise: Bei der Ausarbeitung der
Aktionsplane ist jeweils das gesamte gemaf den stra-
tegischen Umgebungslarmkarten larmbelastete Gebiet
zu betrachten.

Der Detaillierungsgrad der Bearbeitung hat durch-
wegs Vollzugsscharfe zu erreichen: Konkret missen
aus der Bearbeitung die Wirkung der MalRnahmen, die
Kosten der Realisierung und die Anzahl der entlasteten
Personen erkennbar sein; flr die individuelle
Umsetzung dieser Malinahmen bedarf es natirlich ent-
sprechender Detailplanungen.

Zur Ausarbeitung von MaRnahmen ist die jeweils
zustandige Behodrde nach dem Dosis-Wirkungs-
schwellenkonzept verpflichtet:

Werden die Schwellenwerte Uberschritten, haben die
Aktionsplane Maflnahmen zur Regelung von
Larmproblemen und Larmauswirkungen, erforderli-
chenfalls einschlieBlich MaRnahmen zur Larm-
minderung und zum Schutz ruhiger Gebiete zu enthal-
ten. § 9 Abs. 3 Bundes-LarmV listet sieben Bereiche fur
eine solche MafRnahmenplanung demonstrativ (arg.
‘insbesondere”) auf:

1. MaBnahmen in der Verkehrs- und Infrastruktur-
planung,

2. Malnahmen zu Verkehrsfluss und Infrastruktur-
betrieb,
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3.  MalRnahmen in der Raumordnung,

4. auf die Gerauschquelle ausgerichtete technische
MaRnahmen,

5. Wahl von Quellen mit geringerer Larmentwicklung,

6. Malnahmen zur Verringerung der Schalliiber-
tragung,

7. rechtliche oder wirtschaftliche MalRnahmen oder
Anreize.

Schon aus dieser Aufzahlung ist erkennbar, dass mit
den eng zugeschnittenen Annexkompetenzen der fir
die Aktionsplane jeweils zustandigen Behorden der
geforderte gesamthafte Schutz nicht sicherzustellen ist;
dazu bedarf es der Koordination der Bundesbehdrden
mit den zustandigen Landerbehérden und Gemeinden;
diesbezuglich ordnet § 9 Abs. 3 Bundes-LarmV eine
entsprechende Konsultationspflicht an.

Dem synergistischen Ansatz des Umgebungs-
larmregimes entspricht es auch, die Larmprobleme
moglichst gesamthaft, das heifdt, mit Wirkung auch fur
die vom Regelungsregime an sich nicht erfassten
sonstigen Quellen zu regeln (§ 9 Abs. 4 Bundes-
LarmV).

Die konkreten Inhaltserfordernisse sind in § 10 Bundes-
LarmV aufgelistet:

1. eine Beschreibung der Ballungsraume, der Haupt-
verkehrsstrafien, der Haupteisenbahnstrecken, der
Eisenbahnstrecken und der StraRenbahnstrecken,
der Flughafen und GroRflughafen, der Gelande fur
industrielle Tatigkeiten und der ruhigen Gebiete,

2. die fur die Ausarbeitung des (Teil-)Aktionsplans zu-
standige Behorde,

3. die jeweils geltenden Schwellenwerte fir die (Teil-)
Aktionsplanung sowie allenfalls gemaf anderen
Verwaltungsvorschriften bestehende Grenzwerte,

4. eine Zusammenfassung der der Maflnahmen-
planung zugrunde gelegten Daten der strategischen
(Teil-)Umgebungslarmkarten,

5. die Angabe und Bewertung der geschatzten Anzahl
von Personen, die Umgebungslarm ausgesetzt
sind,

6. die Angabe von besonderen Larmproblemen und
verbesserungsbedurftigen Situationen,

die Darstellung der Einbeziehung der Offentlichkeit,

8. die bereits vorhandenen oder geplanten Mal-
nahmen zur Larmminderung,

32 RV S 16 (siehe in diesem Zusammenhang auch die einschlé-
gigen Leitfdden und Leitlinien des Lebensministeriums und
des Umweltbundesamtes).

33 Die Entscheidung ist gem § 8 Abs 3 zu veréffentlichen.



9. die MalRnahmen, die die zustéandigen Behorden fir
die finf Folgejahre geplant haben, einschlief3lich
der MaRnahmen zum Schutz von Gebieten, die auf
Grund ihrer Ausweisung einen besonderen Schutz-
anspruch gegeniber Larm aufweisen,

10. die fur die Umsetzung erganzender Einzel-
mafnahmen in anderen Zustandigkeitsbereichen
geltende Rechtslage und die fir die Einzel-
maflnahme zustandige Behorde,

11. die langfristige Strategie zum Schutz vor Umge-
bungslarm,

12. verfugbare Informationen zu den Finanzmitteln
bzw. Ergebnisse von Kostenwirksamkeitsanalysen
oder Kosten-Nutzen-Analysen,

13. die geplanten Bestimmungen fir die Bewertung
der Durchfiihrung und der Ergebnisse des
(Teil-) Aktionsplans,

14. eine kurze Zusammenfassung des (Teil-) Aktions-
plans von nicht mehr als funf Seiten und

15. eine Schatzung der durch die jeweils konkret vor-
gesehenen Malinahmen voraussichtlich erzielten
Reduktion der Anzahl der von Umgebungslarm be-
lasteten Personen.

Bei diesen MalRnahmen geht es nicht nur um die formal
vollstandige Abarbeitung, sondern auch um eine inhalt-
lich vollzugsscharfe Konzeption von Maf3nahmen: Die-
ser umsetzungsorientierte Ansatz, insbesondere durch
die konkrete Gegenuberstellung der Ist-Belastungs-
situation und der Prognosebelastungssituation (in
Anzahl der betroffenen Personen), versehen mit einem
funfjahrigen Planungshorizont und einem entsprechen-
den Monitoring, macht deutlich, dass - ungeachtet der
fehlenden rechtlichen Verbindlichkeit - eine vollzugs-
scharfe Entscheidungsgrundlage geschaffen wer-
den soll.

In diesem Zusammenhang ist die Frage relevant, ob
Aktionsplane zur Behebung eines Problems auch
mehrere Handlungsalternativen aufzeigen kénnen.

In richtlinienkonformer Interpretation ist die Frage zu
bejahen, da Artikel 8 Abs. 1 zweiter Satz EU-RL den
Behorden wohl nicht nur ein Handlungs-, sondern
auch ein Auswahlermessen einraumt.

2.3.3 WIRKUNG: WIE WIRD EIN AKTIONS-
PLAN UMGESETZT?

In Anbetracht der vollzugsscharfen MalRnahmen-
empfehlungen, die entsprechend der gesetzlichen An-
ordnung unter Beachtung der rechtlichen Moglichkeiten
der Vorschreibung nach den jeweils anzuwendenden
Materiengesetzen zu gestalten sind (vgl. § 7 Abs. 10),
drangt sich unmittelbar die Frage auf, auf welche mate-
riengesetzliche Umsetzung hin der Aktionsplan auszu-
richten ist und wie diese Umsetzung sichergestellt wird.
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Als materiengesetzliche Bereiche kommen im
Wesentlichen drei Rechtsregime in Betracht:

- hinsichtlich der Verkehrsplanung: das UVP-G 2000
und das Bundesstrallengesetz als Geneh-
migungsmaterien sowie die StVO als Verkehrs-
lenkungsmaterie.

- hinsichtlich der Industrieanlagen: die IPPC-Regime
in GewO, AWG und EG-K,

- hinsichtlich der Raumordnung die Raumordnungs-
gesetze der Lander. Wesentliche Aspekte der er-
sten beiden Rechtsbereiche werden im Folgenden
behandelt; den raumordnungsrechtlichen
Handlungsfeldern ist ein eigener Abschnitt in
Kapitel 11 gewidmet.

Fur die Verkehrsplanung kann ein Aktionsplan insbe-
sondere fur die Trassenauswahl sowie notige
Entlastungs- und Sanierungsmaflnahmen wesentliche
Grundlagen enthalten. Das UVP-G 2000 erweist sich
diesbezlglich vor allem im Rahmen der Eingriffs-
beurteilung nach offentlichen Interessen (in die eine
Alternativenprifung - allenfalls erzwungen durch das
Natura 2000 Regime - einflief3t) fur (d.h., auRBerhalb des
UVP-Verfahrens erstellte) Beweismittel besonders
offen. Gerade jungst hat der Verwaltungsgerichtshof
die Anforderungen an eine solche Interessen-
abwagung besonders deutlich herausgearbeitet; im
Erkenntnis vom 24.2.2006, 2005/04/0044-25 heil’t es
dazu wortlich:

“Die Entscheidung, welche Interessen (iberwiegen,
muss in der Regel eine Wertentscheidung sein, weil die
konkurrierenden Interessen meist nicht monetér
bewertbar und damit berechen- und vergleichbar sind.
Dieser Umstand erfordert es, die fiir und gegen ein
Vorhaben entsprechenden Argumente mdéglichst
umfassend und prézise zu erfassen und einander
gegeniiber zu stellen, um die Wertentscheidung trans-
parent und nachvollziehbar zu machen.

Der Bescheid hat daher nachvollziehbare
Feststellungen liber jene Tatsachen zu enthalten, von
denen Art und Ausmal’ der verletzten Interessen (...)
abhéngen, lber jene Auswirkungen des Vorhabens, in
denen eine Verletzung dieser Interessen zu erblicken
ist, und liber jene Tatsachen, die das langfristige 6ffent-
liche Interesse ausmachen, zu dessen Verwirklichung
die beantragte MalBnahme dienen soll. “

Ein besonderes Gewicht ist dabei auch den Interessen
der beriihrten Bevolkerung beizumessen und zwar
schon im Rahmen der Alternativenprufung:

“Die (zustimmende oder .... ablehnende) Haltung der
Standortgemeinde - der nach § 19 Abs. 1 Z 5iVm Abs.
3 UVP-G 2000 Parteistellung zukommt - stellt einen
bedeutsamen Faktor fiir die Realisierbarkeit eines
Vorhabens dar, weshalb es nicht als rechtswiirdig
erkannt werden kann, dass die belangte Behérde bei
der Alternativenpriifungen auch darauf abgestellt hat. “

bl
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Gerade diesen Aspekt verstarkt die Sondernorm des
§ 24 h Abs. 2 UVP-G 2000, in der letztlich eine
Effektivitatsbilanz flir Entlastungsmalinahmen gefor-
dert wird:

“Wird bei Stralenbauvorhaben (§ 23a und Anhang
1 Z 9) im Einzelfall durch die Verwirklichung des
Vorhabens ein wesentlich gréBerer Kreis von Nachbarn
bestehender Verkehrsanlagen dauerhaft entlastet als
Nachbarn des Vorhabens belastet werden, so gilt die
Genehmigungsvoraussetzung des Abs. 1 Z 2 lit. ¢ als
erfillt, wenn die Belédstigung der Nachbarn so niedrig
gehalten wird, als dies durch einen im Hinblick auf den
erzielbaren Zweck wirtschaftlich vertretbaren Aufwand
erreicht werden kann. Bei Eisenbahnvorhaben (§ 23b
sowie Anhang 1 Z 10 und 11) ist die Zumutbarkeit einer
Beléstigung im Sinn des Abs. 1 Z 2 lit. ¢ nach bestehen-
den besonderen Immissionsschutzvorschriften zu be-
urteilen. “

Diese Offenheit des Abwagungsprozesses und die
besondere Stellung der durch die Standortgemeinde
reprasentierten Bevolkerung machen deutlich, dass die
Interessen des Larmschutzes, die durch einen Aktionsplan
konkretisiert und damit in der Interessenabwagung im
Detail beriucksichtigungsfahig werden, gerade bei der
Verkehrsplanung rechtlich verstarkte Bedeutung erlan-
gen werden. War bislang das BerUcksichtigungsprinzip
im Verfahren eher nebulos und schwer berechenbar fir
den Einzelfall (kritisch dazu Baumgartner, ZfV 2003,
160ff), so stellt der Aktionsplan nunmehr eine sachlich
und fachlich gewichtete Erhebungsgrundlage zur
Verfugung, der verfahrensrechtlich zwingend auf
gleicher fachlicher Ebene zu begegnen ist.

Erganzend zu dieser Umsetzung des Aktionsplans in
Genehmigungsverfahren tber Verkehrstrager stellt das
UVP-G 2000 auch ,Einfallstore* fur eine proaktive
Berlicksichtigung von Larmschutzinteressen in Ver-
fahren Uber Verkehrserzeuger, wie Einkaufszentren
oder Industrieanlagen, zur Verfiigung. So entspricht es
den aktuellen Vorschreibungsstandards etwa bei
Genehmigung von Einkaufszentren, deren Inbetrieb-
nahme unter Benutzungsbedingungen zu stellen, zu
denen auch infrastrukturelle Anbindungen wie die
Errichtung von Entlastungsstralen sowie die larm-
schutztechnische Sanierung besonders benutzter Zu-
und Abfahrtsstraen (auch im o6ffentlichen Bereich)
zahlen.

Bei Industrieanlagen zahlen Auflagen zum
Vorschreibungsstandard, die auch zum Einsatz larmar-
mer LKW bei den betriebsbedingten Transporten zwin-
gen (vgl. US 3.8.2000, US 3/1999/5-109). Auch in die-
sen Genehmigungsverfahren bietet also ein
Aktionsplan wesentliche Anhaltspunkte fir die
Behorde, zu entsprechenden Vorschreibungen oder
Bedingungen zu greifen.

Zu diesen planungs- und genehmigungsrechtlichen
Umsetzungsmaterien treten in weiterer Folge solche,
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die die Verkehrslenkung und den Verkehrsfluss be-
treffen. In Betracht kommen insbesondere Larmschutz-
mafinahmen nach der StVO. Zu nennen ist hier vor
allem die Verordnungsermachtigung zum Zweck der
Fernhaltung von Gefahren oder Belastigungen, insbe-
sondere durch Larm gemafll § 43 Abs. 2 StVO, mit
welcher Verkehrsbeschrankungen oder Verkehrs-
verbote, Typen- oder Routenbindungen fur Fahrzeuge
erlassen werden kdénnen; weiters mit spezifischen
LKW-Fahrverboten geman § 42 Abs. 6 mit den entspre-
chenden Verordnungsermachtigungen in Abs. 7 bis
Abs. 9 StVO sowie die larmschutzbezogenen
Bewilligungstatbestande in § 76a und § 82 Abs. 5
StVO. Fir diese Verordnungserlassungverfahren stellt
der Aktionsplan einen wesentlichen Teil der
Grundlagenforschung dar, der die erlassenden
Behorden ebenfalls zu einer Auseinandersetzung auf
zumindest gleicher fachlicher Ebene zwingt. Insgesamt
erweist sich damit der Aktionsplan als besonders quali-
fiziertes und einflussreiches Beweismittel in den infra-
strukturbezogenen Bescheid- und Verordnungs-
erlassungsverfahren.

In Genehmigungsverfahren uber Industrieanlagen in
Ballungsraumen konnen strategische Larmkarten und
Aktionsplane zunachst als Beurteilungsgrundlage fur
die Wirksamkeit von MafRnahmen an der Larmquelle in
das Verfahren entscheidungsrelevant einflieRen; dar-
Uber hinaus bieten sie - insbesondere wenn sie auch in
anderen Verfahren (z.B. Uber Verkehrstrager) bertick-
sichtigt werden - eine bedeutsame Beurteilungs-
grundlage fur den Prognosehorizont bei der Ermittlung
der ,tatsachlichen O&rtlichen Verhaltnisse® iSd § 77
Abs. 2 GewO.

Nach der Judikatur hat die Behorde bei der Ermittlung
der tatsachlichen ortlichen Verhaltnisse kiinftige
Entwicklungen insoweit zu berlcksichtigen, als diese
ausreichend konkretisiert sind und in absehbarer Zeit
realisiert werden. Dieser Rechtssatz wurde in folgen-
den Entscheidungen gepragt:

> InVwSIg 11.477 A/1984 brachten die beschwerde-
fuhrenden Nachbarn gegen den angefochtenen
Betriebsanlagengenehmigungsbescheid vom 1. Marz
1982 vor, ein die “tatsachlichen ortlichen
Verhaltnisse” anderndes Stralenbauvorhaben sei
nicht bertcksichtigt worden, wobei mit dem
Bauvorhaben bereits Ende des Jahres 1981 be-
gonnen wurde, eine provisorische Befahrung der
StralRe bis Ende 1982 fiur mdglich erachtet und mit
einer Fertigstellung der Stral’e im Jahr 1983 ge-
rechnet wurde.

Der VwWGH hielt fest, dass die Behorde der
Beurteilung der Genehmigungsfahigkeit einer
Betriebsanlage die Rechts- und Sachlage im
Zeitpunkt ihrer Entscheidung zugrunde zu legen
und hiebei nicht konkret absehbare Entwicklungen,
die moglicherweise in Zukunft eintreten kdnnen,
auler Betracht zu lassen habe. Im konkreten Fall

bl

]

s



allerdings sah der VWGH im “Beginn des Baues
der Stralle” konkrete Anhaltspunkte; den Zeitraum
von der Bescheiddatierung (1. Marz 1982) bis zur
Fertigstellung der Straf3e “im Jahr 1983” qualifizier-
te er als ,absehbare Zeit", weshalb die Behorde der
Frage nachzugehen gehabt hatte, inwiefern - wie
in einer im Verfahren eingebrachten Stellung-
nahme behauptet - mit der Fertigstellung der
Strale eine “vollig gednderte Larmsituation” ge-
geben sein werde.34

> In dem VwGH-Erkenntnis vom 27. Mai 1997,
97/04/0026, ging es um die nachtragliche Erteilung
von Auflagen gemaf § 79 GewO zu Lasten eines
Sagewerks. Die betroffene Betriebsanlagen-
inhaberin brachte in ihrer Beschwerde vor, dass die
OBB ohnehin die Errichtung einer Larmschutz-
wand beabsichtige; mit der Errichtung sei ,in
Kirze" zu rechnen, wodurch auch der Betriebslarm
des Sagewerks abgeschirmt ware.

Der VwWGH gab der Beschwerdefihrerin insoweit
recht, als er meinte, dass sich die belangte
Behorde mit diesem Einwand der Betriebsan-
lageninhaberin auseinanderzusetzen gehabt hatte;

“sie hétte darzulegen gehabt, ob und wie sich die
Errichtung einer Ldrmschutzwand voraussichtlich
auf die ortlichen Verhéltnisse auswirken werde,
und falls sie dazu nicht in der Lage (gewesen) wé-
re, die Griinde hiefiir anfiihren (hétte) miissen,
(um) so den angefochtenen Bescheid einer nach-
prifenden Kontrolle durch den Verwaltungs-
gerichtshof zugénglich zu machen. *

Die Judikatur des VwGH lasst also eine Erweiterung
des Beurteilungshorizonts fur kinftige Umwelt-
nutzungen dann - aber auch nur dann - zu, wenn die
kiinftigen Vorhaben soweit konkretisiert sind, dass die
daraus resultierende Anderung der Ist-Belastung ermit-
telt werden kann und dartber hinaus Anhaltspunkte
im Sachverhalt vorliegen, die eine zeitnahe Reali-
sierung erwarten lassen.

Derartige Anhaltspunkte vermag ein Aktionsplan zumin-
dest in Teilbereichen durchaus zu bieten; dies vor allem
dann, wenn er etwa bei gleichzeitig anhangigen
Verfahren Uber Verkehrstrager auch dort als
Beurteilungsgrundlage in das Ermittlungsverfahren ein-
flieRt. Im Generalgenehmigungsverfahren - etwa nach
dem Muster einer Grundsatzgenehmigung nach dem
UVP-G 2000, einer Genehmigung fir Industrie- und
Gewerbeparks nach Anh 1 Z 18 UVP-G 2000, aber
auch bei einer Generalgenehmigung nach § 356e
GewO 1994 - bietet der Aktionsplan Moglichkeiten,
auch synergistischen Gestaltungsmitteln wie der
Larmkontingentierung und den immissionswirksamen
Schallleistungspegeln zum Durchbruch zu verhelfen.3%

Insgesamt erweist sich damit der Aktionsplan in den
Rechtsmaterien, in denen die plangegenstandlichen
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MaRnahmen “vollstreckt” werden konnen, zwar als
rechtlich nicht verbindliche, kraft seines fachlichen
Gewichts und der damit verbundenen Beweiskraft aber
als besonders wirkungsmachtige Entscheidungshilfe.
Der Aktionsplan erzwingt eine Auseinandersetzung auf
gleicher fachlicher Ebene in den jeweiligen Bescheid-
und Verordnungserlassungsverfahren und wirkt so als
Steuerungsmittel fiur effektiven Larmschutz in diesen
Verfahren.

34 Die Berticksichtigung geédnderter Situationen durch Entlastungs-
straBen kann in einem Genehmigungsverfahren zweierlei Effekte
haben: Wird der Immissionsbereich der Betriebsanlage durch die
bevorstehende Realisierung der UmfahrungsstralSe entlastet,
sinkt die Ist-Belastung und reduziert sich demzufolge auch die
zulédssige Mehrbelastung durch den verfahrensgegensténdlichen
Betrieb. Wird im umgekehrten Fall durch ein StraBenbauvorha-
ben der Immissionsbereich einer Anlage stérker belastet, erhdht
sich fiir den Betrieb die Lérmkulisse, hinter der er seine Larm-
immission ,verstecken” kann

35 Dazu ndher Bergthaler/Gratt/Follner/Reichel, L&rmkontin-
gente - ein neues Instrument des Genehmigungs- und
Planungsrechts, RdU-U&T 2004/3
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Abkiirzungsverzeichnis

ABGB
Abs
arg.
AVG
AWG

BGBI
Bundes
-LarmG
Bundes
-LarmV
BIgNR

B-VG
EG-K
EU-RL
EVU

ForstG

GewO
GP

ieS
idGF
IPPC

I1Sd

JBI
MinroG
RdU-U&T
ROG
Rspr

RV

StVO

SUP
SUP-RL

uvpP
UVP-G

VIGH
VfSlg

Vgl
VwGH
VwSlg

Vv

Allgemeines burgerliches Gesetzbuch

Absatz

argumento (folgt aus)

Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991
Abfallwirtschaftsgesetz 2002

Bundesgesetzblatt
Bundes-Umgebungslarmschutzgesetz

Bundes-Umgebungslarmschutzverordnung

Beilagen zu den stenographischen Protokollen
des Nationalrates
Bundes-Verfassungsgesetz

Emissionsschutzgesetz fiir Kesselanlagen
Richtlinie der EU
Europaisches Schuldvertragsiibereinkommen

Forstgesetz 1975

Gewerbeordnung 1994
Gesetzgebungsperiode

im engeren Sinn

in der geltenden Fassung

integrated pollution prevention and control
(engl. Titel der EU-RL 96/61/EG)

im Sinne des, - der

Juristische Blatter
Mineralrohstoffgesetz

Recht der Umwelt - Umwelt und Technik
Raumordnungsgesetz

Rechtsprechung

Regierungsvorlage

Stralenverkehrsordnung 1960

Strategische Umweltpriifung

Richtlinie 2001/42/EG des Europaischen Parla-
ments und des Rates vom 27. Juni 2001 tber
die Prufung der Umweltauswirkungen
bestimmter Plane und Programme

Umweltvertraglichkeitspriifung
Umweltvertraglichkeitsprifungsgesetz 2000

Verfassungsgerichtshof

Sammlung der Erkenntnisse und der
wichtigsten Beschllisse des Verfassungs-
gerichtshofes

Vergleiche

Verwaltungsgerichtshof

Sammlung der Erkenntnisse und Beschliisse
des Verwaltungsgerichtshofes

Zeitschrift fur Verwaltung
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3. SCHALLTECHNISCHE GRUNDLAGEN

..... die Inhalte kurz & biindig:

> Wesentliche Grundlagen der Schalltechnik
werden behandelt, wie: Schall, Schalldruck,
Frequenz, A-Bewertung und Larm.

> Die Auswirkung des Larms auf uns Menschen
wird beschrieben.

> Die Messung von Schallpegeln und KenngréRen
wird mittels Pegelschrieb und Haufigkeitsvertei-
lung veranschaulicht.

> Auf das Rechnen mit Schallpegeln sowie die
Pegelabnahme mit der Entfernung wird einge-
gangen.
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SCHNELL-LESER-INFO @'

& 10

Die Schallausbreitungsgeschwindigkeit be-
tragt in der Luft etwa 340 m pro Sekunde.

<

Das Ohr verarbeitet einen Schalldruck-
bereich von mehr als 1:1.000.000

g8 |V
Durch den logarithmischen Maf3stab

wird der Schalldruckbereich auf die
Wertereihe von 0 - 120 dB reduziert.

Das Ohr nimmt Frequenzen 12
von etwa 16 Hz bis 16.000 Hz wabhr.

Larm ist unerwilinschter, storender '@
und belastigender Schall.

)

Hauptverursacher flr Belastigungen ist
der Verkehrslarm.

& N
Larm hat physische, psychische und '
soziale Auswirkungen, abhangig von:
Art, Intensitat und Dauer sowie Konsti-
tution der Person und situativer Faktoren.

& 1
Aurale (direkte) Larmeinwirkung:
am Arbeitstplatz ist ab 85 dB (8-Std. Tag)
gesundheitsgefahrdende
Larmeinwirkung gegeben.

J

g
J
- 16
Beispiele flr Horstérungen sind Tinnitus
und Horsturz. Horstérungen kdnnen auch

irreversibel sein.
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Extraaurale (indirekte) Larmein- ;
wirkungen sind v.a. im Umweltbereich
zu beachen, Reaktionsmuster sind: Erho-
hung des Wachheitsgrades, Veranderung
des Muskeltonus, Erhéhung des Blut-
druckes, Erhéhung der Herzfrequenz, Ver-
anderung der Durchblutung verschiedener
Organsysteme, Veranderungen der Schlaf-
tiefe bis zu Aufwach- und Schreck-
reaktionen, Veragerung, Ablenkung bei
konzentrierter Arbeit u.v.m.

&

Ein zeitlich veranderlicher, schwankender '
Schallpegel kann durch eine einzige Zahl,
den L, .-Wert, beschrieben
werden (gleicher Energiegehalt).

In Larmkarten werden Dauerschallpegel
dargestellt, welche dem veranderlichen
Gerausch energiedquivalent sind.

Rechnen mit Pegeln:
60 + 60 dB = 63 dB, Veranderung: + 3 dB
70 + 70 dB = 73 dB, Veranderung: + 3 dB
10 x 60 dB = 70 dB, Veranderung:+ 10 dB
60 + 70 dB = 70 dB, Veranderung: + 0 dB

¢

Auswirkung von Pegelanderungen:
1dB kaum wahrnehmbar,
3 dB deutlich wahrnehmbar und
10 dB Lautheitseindruck etwa
2-fach bzw. 1/2.

¢

Emission: Ort der Schallentstehung
bzw. Schallaussendung

Immission: Ort der Einwirkung

Transmission: Schallveranderung zwischen
Emissions- und Immissionsort

)

Pegelabnahme je Abstandsverdoppelung:

Punktquelle 6 dB
Linienquelle 3 dB
Flachenquelle 0 - 6 dB

i



-

SCHALLTECHNISCHE GRUNDLAGEN / UMGEBUNGSLARM 25

3.1 ALLGEMEINES

Schall

Als Schall bezeichnet man einen physikalischen Vor-
gang, der aus einer Folge von Druckschwankungen
besteht, die dem statischen Druck Uberlagert sind. In
einem Luftraum, der sich im Gleichgewichtszustand
befindet, herrscht Uberall der gleiche Gasdruck. Wird
dieses Gleichgewicht durch Erzeugung eines kleinen
Uberdrucks z. B. durch Handeklatschen oder Finger-
schnippen, gestort, so pflanzt sich diese Deformation,
aufgrund der Elastizitdt der Luft zeitlich verzdgert,
wellenférmig durch den ganzen Luftraum fort.

Die einzelnen Luftteilchen sind gegeneinander vollig
frei verschiebbar, sodass ein Teilchen sein benachbar-
tes in Richtung seiner eigenen Bewegung anstoflt. Es
entstehen Longitudinalwellen in Form von sich wellen-
férmig ausbreitenden Verdinnungen und Verdich-
tungen. Die Schallausbreitungsgeschwindigkeit betragt
in der Luft bei Zimmertemperatur etwa 340 m pro
Sekunde.

Da eine Verdichtung einer Druckzunahme und eine
Verdunnung einer Druckabnahme entspricht, entstehen
an einem bestimmten Punkt des Raumes Druck-
schwankungen. Nun ist das Ohr ein Sinnesorgan, das
solche Druckschwankungen subjektiv wahrnehmbar
macht, vorausgesetzt, dass sowohl ihre Grofde als auch
ihre Anzahl pro Sekunde innerhalb gewisser Grenzen
liegen. Vorgénge bei denen diese beiden Voraus-
setzungen zutreffen, nennt man Schall im Horbereich.

Schalldruck

Druckschwankungen, die dem stationaren Gasdruck
Uberlagert sind, werden Schalldruck genannt. Im Ver-
gleich zum Betrag des stationaren Gasdruckes ist der
Schalldruck immer sehr klein.

Der geringste durch das menschliche Ohr wahrnehm-
bare Schalldruck liegt bei etwa 20 millionstel Pascal
(20 p Pa), der hochste bei iber 100 Pa. Das menschli-
che Ohr verarbeitet also einen Schalldruckbereich von
mehr als 1 : 1.000.000. Schalldruck in Pascal (Pa)
gemessen fihrt daher zu recht hohen und unhandli-
chen Zahlen.

Bei Anwendung eines logarithmischen Malstabes
gelingt es aber in einfacher Weise, diesen grof3en
Schalldruckbereich auf handliche Zahlen zu reduzie-
ren. Dazu wird der Logarithmus eines Druck-
verhaltnisses benitzt, wobei der Bezugsschalldruck p,
definiert ist mit:

Po =2 x 10 -5 N/m?

Der Schalldruckpegel ergibt sich aus dem Verhaltnis
des Effektivwertes des tatsachlich herrschenden Schall-
drucks zum Bezugsschalldruck nach folgender Formel :

L =10 Igp?/p2 = 20 Ig p/p,
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Der so gebildete Wert ist dimensionslos und in Dezibel
[dB] angegeben.

Der erwahnte grof3e Schalldruckbereich, welcher sechs
Zehnerpotenzen umfasst, wird so auf die Wertereihe
von 0 bis 120 dB reduziert, was nicht nur die Handlich-
keit und Ubersichtlichkeit erhdht, sondern auch die
Médglichkeit von Irrtimern vermindert.

Relativer Schalldruck / Schallpegel-Skala
' '
12,000 00 —j il — Gehérschadigung auch bei kurz-
_— 190 s zeitiger Einwirkung maglich.
1000 00— 13— Probelauf von Diisenflugzeugen, vor
den Lautsprechern v. Rockkonzerten
— 110 —
150 D00 —v 00—l Auf der Tanzfliche von Discotheken,
o laute Walkman - Musik
© % .— LKW im Stadtverkehr
L 000} ——f L+ 50—
2' ! g l— PKW im Stadtverkehr
> =1 2 == .—Schreibmaschine
S 100N g 80— .- “Zimmerlautstarke” von Rundfunk
5 — | u. Fernsehen
s i o = Normale Unterhaltung
g ey e . Ublicher Hintergrundschall
? — :’I,’ 8 — im Haus tags
.g 13— %‘ 30 e .— Sehr ruhiges Zimmer
8 <
& & = In Stédten praktisch nicht mehr an-
1 — 0 zutreffen, technisch schwer messhar
Abb.: 1
Quelle: UBA; mod. TAS lebensministerium.at

Technische Schallquellen bestehen meist aus festen
Korpern, deren Oberflachen durch Schwingungen
angeregt werden und diese Schwingungen an die
umgebende Luft weiterleiten. Neben der Anregung
durch feste Oberflachen entsteht Luftschall auch unmit-
telbar durch Wirbelbildung bei zahlreichen Stréomungs-
vorgangen (z. B. bei Triebwerken und Ventilatoren). Auch
nicht laminare Strdomungsvorgange in flissigen und
gasformigen Medien kénnen Ursache von Schwingun-
gen sein.

Demzufolge kann man beispielsweise bei Verkehrs-
gerauschen wie folgt unterscheiden:

> mechanische Gerausche, die vom Antrieb und der
Karosserie abstrahlen,

>  Stromungsgerausche, die von der Ansaugung und
dem Auspuff herriihren,

> Rollgerausche, die beim Reifen-Fahrbahn-Kontakt
bzw. beim Rad-Schiene-Kontakt entstehen und

> Luftschall durch Wirbelbildung bei der Verdrangung
der Luft.

Frequenz

Fur die Horbarkeit eines Schallvorganges ist nicht nur
die absolute Grofie des Schalldruckes wichtig, sondern
auch die Anzahl der Druckschwankungen pro Sekunde.

Das Verhaltnis der Schwingungszahl pro Sekunde wird
durch die Einheit [Hz] (Hertz) ausgedriickt.

i
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Das menschliche Ohr nimmt Frequenzen von etwa
16 Hz bis 16.000 Hz (bei jungen Menschen bis etwa
20.000 Hz) wahr. Dieser Frequenzumfang betragt also
etwa 10 Oktaven und verdeutlicht die erstaunliche
Leistungsfahigkeit des Ohres.

Tiefere Frequenzen als 16 Hz werden nicht mehr als
Tone, sondern als Erschitterungen empfunden, dieses
Gebiet wird als “Infraschall” bezeichnet.

Bei Frequenzen uber dem Hérbereich spricht man von
“Ultraschall”.

Das nachstehende Diagramm zeigt die Horschwelle
und die Kurven gleicher Lautstarkepegel fur Sinustone
im freien Schallfeld bei zweiohrigem Horen.

Kurven gleicher Lautstarkepegel

o~ phon
§140 .-‘\:_;'-"f‘-;-\;:-': [TITITT]
% 130 ks R s 110
Q 120 ,.."n."?m.h__:q_h':;—'_.'_;_. —H-‘-l.‘__uff?ﬂ
e
110 ‘-l\\\ ."‘-\_“_\_‘_ Sy s e Y bl 'H._l'lf 100
100 BN TR
00 ks bt el "'-"i/(
90 1 '—'-":_""\-\.IML:P/\*-.-' )
" T T
80 If e e Siged 80

ey .
70 _:ﬂ} %H_Im"}mm

o 1 1,160

Schalldruckpegel bezogen auf 20 Pa

o O o

125 250 500 1000 2000 4000 8000 16000 Hz
Frequenz

20 31,5 63

Abb.: 2
Quelle: ONORM S 5003, Teil 2v. 1.1.1974

lebensministerium.at

Aus dem Diagramm ist ersichtlich, dass hohe und tiefe
Tone (Schallwellen hoher und niedriger Frequenzen)
vom menschlichen Ohr anders laut wahrgenommen
werden, als Téne im mittleren Frequenzbereich, selbst
wenn sie physikalisch den gleichen Schalldruck aufwei-
sen.

A-Bewertung

Im Diagramm werden die Kurven gleicher Lautstarke-
pegel in [phon] dargestellt.

Um nun das - abhangig von Frequenz und Intensitat
variierende - Lautstarkeempfinden von Menschen best-
mdglich nachzubilden, wurden in der Messtechnik elek-
tronische Filter (Bewertungskurven) entwickelt und
international standardisiert.

Es hat sich herausgestellt, dass das so genannte “A”’-
Filter am besten dem Lautstarkeempfinden des
menschlichen Ohres im Bereich der ublichen Larm-
stérungen entspricht, daher werden heute international
vorwiegend Gesamtschallpegel in [dB], A-bewertet
angegeben.

1G Umwelt und Technik

Larm

Larm ist eine Begleiterscheinung der menschlichen
Aktivitaten und der menschlichen Kommunikation. Larm
ist fur viele Blrgerlnnen aber auch das Umweltproblem
Nummer eins.

Gemalk ONORM S 5004 wird Larm als “unerwiinschter,
storender und belastigender Schall” bezeichnet. Die
Storwirkungen des Larms reichen von leichten Irritatio-
nen bis hin zu tatsachlichen Gesundheitsstérungen.
Daruber hinaus konnte bereits festgestellt werden,
dass Larmbelastungen direkte Auswirkungen auf
Grundstiickspreise, Mietpreise und andere 6konomisch
messbare Faktoren haben.

Belastigungen durch Gerausche aus der Arbeitswelt,
dem Verkehrsgeschehen und dem Freizeitbereich sind
ein altes Problem der Menschheit. Ebenso alt ist wohl
auch die Frage, ob das subjektive Beeintrachtigungs-
erlebnis durch Larm auch dann einen objektivierbaren
Nachteil darstellt, wenn unmittelbare gesundheitliche
Beeintrachtigungen nicht nachweisbar sind.

Bis in die Gegenwart wird diese Frage der “Be-
lastigung” je nach Interessenslage unterschiedlich
beantwortet, sodass Konflikte zwischen denjenigen,
welche Larmemissionen verursachen oder dafur ver-
antwortlich sind, und denjenigen, die durch die entspre-
chenden Immissionen passiv betroffen sind, unaus-
weichlich erscheinen.

Fest steht: Gerausche werden zu Larm, wenn sie be-
Iastigen. Auf die Fragen jedoch, wodurch Larm belasti-
gend wirkt und welche LarmmaRe fur die Quanti-
fizierung der Beeintrachtigungswirkung am besten
geeignet sind, stehen wissenschaftlich verbindliche Ant-
worten aus. Kontroverse Diskussionen Uber den Sach-
verhalt sind die Folge.

Hauptverursacher fir Belastigungen ist der Verkehrs-
larm. So zeigen durchgefiihrte epidemiologische
Untersuchungen, dass durch Stralenverkehrslarm in
belasteten Gebieten Einflisse auf die Herzinfarktrate
nachweisbar sind. Viele der Larmbetroffenen sind
wegen moglicher Erkrankungsrisiken verunsichert und
zudem oft hilflos, wenn es darum geht, Larm-
belastungen zu reduzieren.

Larm ist einerseits durch messbare Grofien objektivier-
bar (z. B. Lautheit, Signalverlauf, Tonhdhe, u.v.m.), beson-
dere Gerauschcharakteristika sind bei der Beurteilung
durch Anpasswerte zu berlcksichtigen. Andererseits
unterliegt die Beurteilung von Larm und seiner Stor-
wirkung einem breiten Feld personlicher (subjektiver)
Erfahrungen und Eindriicke. Die Beurteilung von Larm-
stoérungen durch Schallemissionen, wie z. B. des Ver-
kehrs (Stral3en-, Schienen-, Flugverkehr), von Betriebs-
statten (Gewerbe und Industrie), aber auch von
Freizeitanlagen (Sportstatten, Veranstaltungsraume)
erfordert eine analytische Untersuchung der Gerausch-
situation.

W
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3.2 AUSWIRKUNGEN DES LARMS
AUF DEN MENSCHEN

Larm kann Menschen belastigen oder bei bestimmten
Tatigkeiten storen und Konflikte auslésen, sodass
Wohlbefinden und Gesundheit beeintrachtigt wird.
Larm hat also physische, psychische und soziale Aus-
wirkungen, abhangig von der Art, Intensitat und Dauer
der Gerauscheinwirkung sowie von der Konstitution der
Person und von der jeweiligen Situation.

Ob ein Gerausch als Larmbelastigung empfunden wird,
hangt von drei Faktoren ab:

> vom Gerausch selbst, das man durch physikalisch
messbare GrofRen (wie Frequenz, Schalldruckpegel
oder Schallleistung) beschreiben kann,

> von der Person, die dem Gerausch ausgesetzt ist,
das heif3t davon, welche Einstellung diese Person
zum Gerausch und zu seiner Schallquelle hat, und

> von der Situation, das heif3t, an welchem Ort und
zu welcher Zeit das Gerausch auftritt.

Larmwirkungsschema

Umwelteiniisse  Sinnesorgan  IBEHUSSESRIMI

SERAGICH — | gMR | — — [
B hadainack gt}

Frwguaray 11

— L}
Urfrerilevillase
Bepruir g
3 ks

T | PEYCHO-PITT R | PHTCIOLON

objektive interindividuelle individuelle

GroRe GroRe GroRe

shjesiry T
Abb.: 3/ Quelle: Psychoakustik - Grundlagen
der Larmbekémpfung (Dr. Kalivoda, 1991) lebensministerium.at

Bezuglich der Larmwirkungen auf die menschliche
Gesundheit wird wie folgt unterschieden:

Aurale (direkte) Larmwirkungen:

Als Folge sehr starker Larmeinwirkung kdnnen tempo-
rare oder permanente Horstérungen auftreten. Extrem
hoher Schalldruck kann zu Zerstérungen von Sinnes-
harchen im Hoérorgan fihren. Die Folge ist ein Horver-
lust bei ganz bestimmten Frequenzen, der irreversibel
ist, also zu einer dauernden Schwerhdrigkeit flhrt.
Diese Storungen sind in der Arbeitswelt, insbesondere
bei Nichtbeachtung der Vorgaben des Larmschutzes zu
beobachten. Einflussfaktoren sind H6he und Einwirk-
dauer des Schallpegels.

Nach geltenden Arbeitnehmerinnenschutzbestimmungen

liegt eine gesundheitsgefahrdende Larmeinwirkung bei
Uberschreitung eines Expositionsgrenzwertes von 85 dB

1G Umwelt und Technik

(A-bewertet, bezogen auf einen Arbeitstag von
8 Stunden) bzw. 137 dB als Spitzenwert (peak) vor.

Zunehmend koénnen diese Stdérungen aber auch durch
Larmbelastungen in der Freizeit (Disco, Walkman,
Jagd- und Sportschieen) beobachtet werden. Beispie-
le fur derartige Horstérungen sind Tinnitus und Hor-
sturz. Die Entstehung dieser Krankheitszustande ist
noch nicht vollends erforscht. Die Therapie ist schwie-
rig und nicht immer erfolgreich. Festzuhalten ist, dass
diese Horstorungen auch irreversibel sein kdnnen, also
zu einer dauernden Beeintrachtigung des Horver-
mdgens fuhren kénnen.

Pravention (Vorbeugung) ist daher das wichtigste
Instrument zur Vermeidung dieser Hérstérungen.
Neben der Larmbekampfung an der Quelle (wie z. B.
durch Kapselungen von Maschinen, Verwenden von
Gehdrschutz, Meiden Uberlauter Veranstaltungsplatze,
“Zimmerlautstarke” - auch im Auto) ist auch die Beach-
tung von Larmpausen (Aufsuchen ruhiger Platze bei
Veranstaltungen, ...) von wesentlicher Bedeutung.

Ob bei einer Einzelperson eine Horstérung auch bei
Einwirkungen eintritt, die von anderen Menschen noch
als “ertraglich” empfunden werden, kann nicht sicher
prognostiziert werden, da die individuellen Empfindlich-
keiten einer Schwankungsbreite unterliegen, die zusatz-
lich durch Vorerkrankungen (z. B. zurtckliegende HNO-
Infekte) oder Begleiterkrankungen (z. B. Arteriosklerose)
negativ beeinflusst werden kénnen.

Extraaurale (indirekte) Wirkungen von Larm auf
den Menschen:

Diese Wirkungen sind besonders im Umweltbereich zu
beachten. Die Larmwirkungsforschung beschreibt Larm
als komplexen Wahrnehmungsvorgang. Das Gehor-
system des Menschen wurde primar als Alarm- und
Warnsystem angelegt. Es gilt als nicht abschaltbarer
Sensor fur Umgebungsgefahren, die sich Uber akusti-
sche Wahrnehmungen bemerkbar machen.

Das menschliche Gehirn analysiert die Bedeutung der
Schallsignale, u. a. wird der Bedrohungscharakter identifi-
ziert, oder es werden auch Assoziationen mit friiheren
Erlebnissen hergestellt.

Dadurch ist der Organismus rund um die Uhr bereit, auf
Gefahrensituationen zu reagieren. Als Reaktionsmuster
gibt es Angriffs- oder Fluchtreaktionen, beides stressbe-
tonte Reaktionsmuster, die zur Steigerung des
Aktivierungszustandes fiihren.

Als Reaktionsmuster des Organismus sind vor allem
neurovegetative Reaktionen wie Erhéhungen des
Wachheitsgrades, Veranderung des Muskeltonus, Er-
héhung des Blutdruckes, Erhdhung der Herzfrequenz,
Veranderung der Durchblutung verschiedener Organ-
systeme, Veranderungen der Schlaftiefe bis zu Auf-
wach- und Schreckreaktionen, Verargerung, Ablenkung
bei konzentrierter Arbeit u. a. zu finden.

i
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Viele dieser Reaktionen werden durch Stresshormone
vermittelt. Larm wirkt hier nicht direkt auf bestimmte
Organsysteme ein, vielmehr ist er Vermittler von
Stressreaktionen, die vorerst als Belastigung erlebt
werden, bei Fortbestand selbst Krankheitswert erhalten
oder bestehende Erkrankungen verschlechtern kdnnen.

Wahrend der Nachtzeit sind auch Gerausche, die tags-
Uber kaum wahrgenommen werden, in der Lage, die
Erholungswirkung des Schlafes zu beeintrachtigen.
Dadurch sinkt der Erholungswert des Schlafes, die
Leistungsfahigkeit wird herabgesetzt bzw. sind grélere
Anstrengungen notwendig, um die normale Leistung zu
erbringen. Bei chronischen Schlafstérungen kénnen
dauerhafte Gesundheitsschaden eintreten.

Die Welt-Gesundheits-Organisation (WHO) empfiehilt,
in Schlafraumen einen A-bewerteten Dauerschallpegel
von 30 dB nachts nicht zu Gberschreiten und Spitzen-
pegel Uber 45 dB zu verhindern, um die Menschen vor
Schlafstérungen zu schitzen. Bei Auflienpegel von
45 dB Dauerschallpegel zur Nachtzeit ist dieses Ziel in
der Regel auch bei gekippten Fenstern erreichbar.

Zur Tagzeit ist die Umgebungssituation fir den grofdten
Teil der Bevolkerung durch die Aktivitdten des Arbeits-
und Erwerbslebens gepragt, welche naturgeman
Larmimmissionen verursachen. Es gilt aber hier beson-
ders zu beachten, dass eine schleichende Verlarmung
sowohl die individuelle Lebensqualitat als auch positive
gesellschaftliche Entwicklungen nachhaltig stéren
kann. Diese Storungen durch Larm ergeben sich auch
bei vielen Aktivitaten, die selbst nicht unmittelbar mit
dem Larmverursacher in Verbindung stehen.

In der Regel werden Arbeiten, die langere Aufmerksam-
keit (Konzentration) erfordern ab Schallpegelwerten
von L, ., = 50 dB gestort, wobei starke Abhangigkeiten
von Gerauschcharakter, Informationshaltigkeit und zeit-
licher Verteilung der Gerausche zu beobachten sind.

Die Sprachverstandlichkeit (Umgangssprache) nimmt
mit zunehmenden Umgebungsgerauschpegeln ab. Bei
einem Stoérgerauschpegel von 55 dB kann bei einem
Sprachpegel von rd. 60 dB noch mit einer Satz-
verstandlichkeit von 99% gerechnet werden, bei einem
Storpegel von 75 dB kann nicht mehr mit einer eindeu-
tigen Sprachverstandlichkeit gerechnet werden. Das
dazu notwendige Anheben der Gesprachslautstarke
wird vom Zuhdérenden zumeist als unangenehm
(“Anschreien”) empfunden und beeintrachtigt daher die
soziale Interaktion.

Wirksamer Larmschutz ist daher eine wichtige strategi-
sche Herausforderung flir technische, medizinische
und planerische Einrichtungen.

Die Physiologie des Horens

Schallwellen werden durch das dufRere Ohr Uber den
Gehdérgang zum Trommelfell geleitet. Die Schall-

1G Umwelt und Technik

weiterleitung erfolgt Gber das Trommelfell und die
Gehorknochelchenkette bis zum Innenohr.

Die Schnecke ist ein spiralférmiger, flissigkeitsgefllter
Gang. Die Druckwelle wird nun Uber die Membran des
ovalen Fensters an die Flissigkeit weitergeleitet. Die
Druckwelle wandert nun bis zur Spitze der Schnecke, ver-
formt dabei die so genannte “Basilarmembran” und
erregt letztendlich das eigentliche Hororgan - das “Cor-
tische Organ”, mit seinen (ber 30.000 hochempfindli-
chen Haarzellen. Hier wird die Bewegungsenergie
(urspringlich Luftschwingung) in einen Nervenimpuls
umgewandelt und als elektrochemisches Nervensignal
an verschiedene Zentren des Gehirnes weitergeleitet.

Das Ohr

Aufenohr Mittelohr | Innenohr

_______ Bogengange des Gleich-
R \: — gewichtsorganes
1 1i- . =
| - 1-‘_;_ L

b .Schnecke (Cortisches
.. Organ) mit Haarzellen

" Ohrtrompete, bzw.
eustachische Réhre
(Verbindung zum Nasen-
Rachenraum)

Ohrrr;uschel Gehbrgang Knbchélchen
(Hammer, Amboss,
Steigbiigel)

Abb.: 4, Quelle: Enzyklopadie Wikipedia,
Handskizze: Wodo

Trommelfell

lebensministerium.at

3.3 MESSUNG VON SCHALLPEGELN
UND PEGELSTATISTIK

Die meisten in der Praxis vorkommenden Gerausche
sind mit der Zeit veranderlich, d. h., der Schallpegel
andert sich laufend, z. B. beim Strallenverkehrslarm
durch die unterschiedliche Zahl, die Art, die Fahrge-
schwindigkeit und die Entfernung der vorbeifahrenden
Fahrzeuge.

Diese Vielzahl der veranderlichen Gerdusche im
Betrachtungszeitraum wird oft vereinfacht durch die
Angabe eines einzigen Schallpegelwertes, des ener-
giedquivalenten Dauerschallpegels, beschrieben und
mit einer Auswertung der Schallpegelhaufigkeit er-
ganzt.

Die Schallpegel-Haufigkeitsverteilung gibt an, in wie
viel Prozent der Messzeit der entsprechende Schall-
druckpegelwert Uberschritten wird. Aus der Summen-
haufigkeit kann die statistische Charakteristik schwan-
kender Gerausche erfasst werden.

In der folgenden Abbildung ist ein Beispiel eines Pegel-
zeitverlaufes des A-bewerteten Schallpegels einer cha-
rakteristischen Verkehrslarmmessung dargestellt.
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Charakteristischer Pegelzeitverlauf einer
Verkehrslarmmessung
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Abb.: 5
Quelle: TAS lebensministerium.at

Erlauterungen zu Abb. 5

Im Pegelzeitverlauf sind die Immissionsanteile durch
Fremdgerausche, Guter- und Personenziige sowie ent-
fernte Verkehrsgerausche gesondert farblich markiert.

Die Haufigkeitsverteilung zeigt, dass die Pegelklassen
von 38 - 42 dB mit 30 % und mehr deutlich dominieren.

Der mittlere Spitzenpegel ergibt sich im Musterschrieb
zu L, = 78 dB, der L, 5 erreicht hingegen 80 dB.

Energiedquivalenter Dauerschallpegel (L, )

Das gesamte Schallereignis mit schwankendem Schall-
pegel wird durch den A-bewerteten energieaquivalen-
ten Dauerschallpegel (L,,) beschrieben, der stellver-
tretend fur jenen Schallpegel steht, der bei
ununterbrochener Andauer den gleichen Energieinhalt
aufweist (also die gleiche Schallenergie auf das
menschliche Ohr bringen wiirde) wie das Ereignis mit
schwankendem Schallpegel und gleicher Dauer.

Basispegel (L, o5)
in 95 % der Messzeit Uberschrittener A-bewerteter
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Schalldruckpegel der Schallpegelhaufigkeitsverteilung
eines beliebigen Gerausches; er kennzeichnet einen
Bereich der geringsten vorkommenden Schallpegel.

Mittlerer Spitzenpegel (L, ;)
in 1 % der Messzeit Uberschrittener A-bewerteter

Schalldruckpegel; er kennzeichnet einen Bereich “mitt-
lerer” Schallpegelspitzen.

Maximalpegel (L )

Der hochste, wahrend der Messzeit auftretende,
A-bewertete Schalldruckpegel.

Von allen angefiihrten und definierten Kenngréfien hat
der energieaquivalente Dauerschallpegel (L, (,-Wert),
insbesondere fiir Prognosen von Schallsituationen die
Uberaus groRte Bedeutung.

Erst durch die Beschreibung eines schwankenden
Geréusches durch eine einzige Zahl, den L, .,-Wert, ist
es sinnvoll, Schallausbreitungsberechnungen und Progno-
sen vorzunehmen, in Larmkarten zu veranschaulichen
und interessierende Szenarien einer vergleichenden
Betrachtung zu unterwerfen.

N
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So wird bei samtlichen Simulationen bzw. Visuali-
sierungen von Schallsituationen in diesem Handbuch,
sei es z. B. durch Rasterlarmkarten, Schnittlarmkarten
oder Differenzlarmkarten, der L,.-Wert abgebildet
oder ein Beurteilungspegel verwendet, der sich durch
Zu- oder Abschlage fur bestimmte Larmarten aus dem
energiedquivalenten Dauerschallpegel ableitet.

3.4 RECHNEN MIT SCHALLPEGELN

Allgemein gilt fir die Berechnung des gesamten Schall-
druckpegels L, .. der von mehreren Schallquellen mit
den Einzelschalldruckpegeln L, verursacht wird:

Loges=10.1g { Y107 )

Da der Schallpegel L eine logarithmische GroRe ist,
dirfen beispielsweise zur Berechnung des Gesamt-
schallpegels bei der Uberlagerung von zwei Schall-
quellen nicht einfach die Pegel L, und L, arithmetisch
addiert werden. Vielmehr sind hier die physikalischen
Gesetzmaligkeiten der Pegeladdition anzuwenden.

So ergeben sich bei der Addition von Pegelwerten
(dB-Werten) erstaunliche “Rechenregeln”.

Ermittlung des Summenpegels mehrerer
Schallquellen mit gleichem Schallpegel
10dB i —

[0} e e
E8dBI—— ]
g .-"--i-
R BdB | -
=1
Q |
< 4dB| /
®
2dB |
rf
0dg ¥ } }
1 2 3 4 5 & f B B 10
Anzahl gleicher Quellen
Abb.: 6
Quelle: UBA Report 94-097 lebensministerium.at

Stellt man neben eine Schallquelle eine zweite genau
gleiche (z. B. zwei Kraftfahrzeuge statt einem, was der
doppelten Schallleistung entspricht), so erhoht sich der
Schallpegel “nur” um 3 dB. Das Zusammenwirken von
10 gleichen Schallquellen erhoht die Schallleistung
zehnfach und erhéht den Schallpegel um 10 dB. Dies
gilt unabhangig von der absoluten Pegelhdhe!

So gilt z. B:

60 + 60 dB = 63 dB, Veranderung: + 3dB
70 + 70 dB = 73 dB, Veranderung: + 3dB
10 x 60 dB = 70 dB, Veranderung: + 10 dB
60 + 70 dB = 70 dB, Veranderung: + 0dB
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Allgemein kann man davon ausgehen, dass bei einem
gleichbleibenden, gleichartigen Gerausch (bevorzugt
im Bereich Uber 40 dB) ein Schallpegelunterschied
von:

> 1 dB kaum wahrnehmbar ist,

> 3 dB deutlich wahrnehmbar ist und

> 10 dB etwa dem doppelten bzw. halbierten
Lautheitseindruck entspricht.

Liegen jedoch keine gleichbleibenden, gleichartigen
Gerausche vor, sondern Gerausche mit unterschied-
lichen Gerauschqualitaten bzw. signifikant unterschied-
lichen Frequenzspektren, so kdnnen, vom normalemp-
findenen menschlichen Gehér auch Anderungen
< 1 dB subjektiv wahrgenommen werden.

In derartigen Fallen sind die L, ,,-Werte allein flr eine
Beurteilung nicht ausreichend.

3.5 GEOMETRISCHE PEGELABNAHME
MIT DER ENTFERNUNG

Die von einem Schallerreger (z. B. Stral3enverkehr)
ausgesendete Schallemission verursacht in Abhangig-
keit von der Transmission an einem bestimmten Be-
trachtungspunkt eine Schallimmission.

Prinzip der Schallausbreitung

Transmission
bl NG wmn
= Entfemung

- Bolanbses haill uireg -"

« FndemLEn
| TRT

» Hglla nupnadlic dsn
O —

Immission

L=

Abb.: 7
Quelle: TAS

lebensministerium.at

Die Transmission beschreibt demnach die bei der
Schallausbreitung am Ausbreitungsweg zwischen der
Schallquelle und dem Betrachtungspunkt auftretende
Schallveranderung.

So nimmt der durch die abgestrahlte Schallemission
bedingte Pegel einerseits aufgrund der natirlichen
Pegelabnahme mit der Entfernung von der Quelle ab,
andererseits beeinflussen wie o.a. die Bodenbe-
schaffenheit, die Vegetation sowie sonstige Schall-
hindernisse diese Abnahme.

Befinden sich Reflexionsflachen (z. B. Gebaude und
Wandkonstruktionen) im Schallweg, so stellen diese
einerseits schallabschirmende Hindernisse fiir dahinter
liegende Bereiche dar, andererseits konnen aber infol-
ge von wirksamen Schallreflexionen auch Schall-
pegelzunahmen resultieren.

i
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Der Immissionsort ist der interessierende Ort, der durch
den Schall beeintrachtigt wird. Den Ort der Schaller-
zeugung, von dem der Schall ausgeht, bezeichnet man
als Emissionsort.

Punktschallquelle

Formal wird als Punktschallquelle eine Schallquelle
bezeichnet, deren Abstand zum Immissionsort zumin-
dest 70 % - besser noch ein Vielfaches mehr - der Gro-
Renausdehnung der Quelle betragt.

Punktschallquellen sind typischerweise z. B. einzelne
Maschinen, Liftungsgerate, Lautsprecher und entfern-
te flachige Schallquellen (z. B. Betriebsanlagen) und
vieles mehr.

Bei eben ausreichend groRer Entfernung sind sogar
grof¥flachige Schallquellen wie z. B. auch ganze
Industriegebiete als “Punktschallquelle” zu betrachten.

Die Abstrahlung vom Ursprung der Quelle aus gleicht
einer Kugel. Bei erdnahen Quellen bildet der Boden
aber eine Begrenzung und es resultiert als Ausbrei-
tungsform eine Halbkugel.

Die Pegelabnahme betragt 6 dB je Abstandsver-
doppelung.

Linienschallquelle

Als Linienschallquelle bezeichnet man Schallquellen, die
auf ihrer Lange Schall aussenden. Im Gegensatz zur
Punktschallquelle, bei der sich die Schallwellen kugel-
formig ausbreiten, liegt der Linienschallquelle vereinfacht
eine zylinderformige Ausbreitung der Schallwellen
zugrunde.

Ein gutes Beispiel fur eine Linienschallquelle ist z. B. eine
stark befahrene Stralle. Die Pegelabnahme betragt
3 dB je Abstandsverdoppelung.

Flachenschallquelle

Bei Flachenschallquellen betragt die Pegelabnahme im
Nahbereich der Abstrahlflache aufgrund der praktisch
nur eindimensionalen Ausbreitung 0 dB. Dies trifft
jedenfalls auf Abstande zu, welche innerhalb des Berei-

ches 0,4 x V Abstrahlflache liegen.

In groRRer Entfernung kann die Flachenschallquelle als
Punktquelle betrachtet werden. Die Pegelabnahme
betragt dann 6 dB je Abstandverdoppelung.

Fir die Ausbreitung von Luftschall im Freien sind im
Fall der ungehinderten Ausbreitung (in ruhender, unge-
schichteter Luft, ohne reflektierende oder schirmende
Gegenstande im Ausbreitungsweg) drei Faustformeln
in Tabelle 1 zusammengefasst.
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Faustformeln
Pogelabnahme mit der Entfarnung
Queedlart Pegelabnahme jo
Abstandsverdoppelung [dB]
Punkt G
Lirie 3
Flacha Qb=
Tab : 1
Gl TAS lebonsminisl s al

3.6 MASSNAHMEN ALLGEMEIN

Ganz allgemein kdnnen Schallschutzmafinahmen wie
folgt untergliedert werden:

> Malinahmen an der Quelle (emissionsseitig)

> MalRnahmen am Schallausbreitungsweg

> MalRnahmen am Ort der Einwirkung (immissions-
seitig)

Zur Vermeidung von Larmstorungen sind von allen
Mdoglichkeiten des technischen Larmschutzes in der
Regel die so genannten Primarmanahmen am wirt-
schaftlichsten.

Es handelt sich dabei um Malinahmen an der Quelle,
welche auf die Vermeidung der Gerduschursache bzw.
auf die bestmogliche Reduktion der Schallemission
abzielen.

Anzumerken ist, dass LarmschutzmalRnahmen im Nah-
bereich der Quelle in der Schalltechnik auch als “aktive”
LarmschutzmalRnahmen, objektseitige Malnahmen im
Bereich des Immissionsortes als “passive” Larmschutz-
maflnahmen bezeichnet werden.

Im Bereich der Raumordnung und Flachenwidmung
kann, insbesondere bei Neuwidmungen bzw. bei der
Erarbeitung von ortlichen Entwicklungskonzepten,
nach dem Prinzip der Vorsorge durch schalltechnisch
fachgerechte Anordnung von Nutzungen wie auch
durch Beachtung der erforderlichen Mindestabstande
relevanter Widmungskategorien Konfliktpotential be-
reits im Vorfeld bestmdglich unterbunden werden.

Zeigt sich beispielsweise anhand von Schall-
immissionskarten, dass rechtskraftig gewidmete aber
noch unbebaute Wohngebiete in Zonen ausgewiesen
sind, welche den Qualitatsanspriichen fiir Wohngebie-
te nicht entsprechen, so ist aus schalltechnischer Sicht
eine “Widmungsanderung” oder “Rickwidmung” dann
erforderlich, wenn durch SchallschutzmafRnahmen
Uberschreitungen von angestrebten Zielwerten nicht
kompensiert werden koénnen. Anderenfalls sind
Problemzonen de facto programmiert.

A
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4. RICHTWERTE, SCHWELLENWERTE, PLANUNGSRICHTWERTE

die Inhalte kurz & biindig:

Bei der schalltechnischen Beurteilung einer Ge-
rauschsituation sind, abhangig von den jeweils
anzuwendenden Materiengesetzen, unter-
schiedliche Grenzwerte, Richtwerte, Schwellen-
werte und Planungsrichtwerte anzuwenden.

Auf die wesentlichen Regelungen und Vorschrif-
ten wird kurz eingegangen, welche durch dieses
Handbuch tangiert werden:

-  WHO-Grenzwerte
- Planungsrichtwerte der Raumordnung
- EU-Richtlinien, Bundes-/Landes-LarmG

- StraBenverkehrslarm, Schienenverkehrs-
Iarm, Fluglarm, Gewerbelarm
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SCHNELL-LESER-INFO

¢ <

Grenzwerte der Dienstanweisung
“Larmschutz an Bundesstralen”

@J Richt- bzw. Grenzwerte kdbnnen zur
gleichen Thematik, je nach verfolgtem
Schutzziel, unterschiedlich sein.

N D

Laeq =60 dB Tag  (06:00 Uhr - 22:00 Uhr)
Laeq = 50 dB Nacht(22:00 Uhr - 06:00 Uhr)

Iﬁ Neuplanungen werden in der Regel schar- Bei geringer Vorbelastung kénnen sich die
h feren Grenzwerten unterworfen als Grenzwerte um bis zu 5 dB Verringern.
Bestandssanierungen.

- <

Fiir den vorbeugenden Gesundheitsschutz Grenzwerte nach der SchlV (Schienenver-
g’ werden von der WHO im Freien in Wohn- kehrslarm-Immissionsschutzverordnung)

8

19 gebieten L, .-Werte von _ .
55 dB tags und 45 dB nachts empfohlen. L, = Laeq minus 5 dB Schienenbonus
L, = 65 dB Tag (06:00 - 22:00 Uhr)
L, = 55 dB Nacht (22:00 - 06:00 Uhr)
t Bei geringer Vorbelastung kénnen sich die

Grenzwerte um bis zu 5 dB verringern.
Planungsrichtwerte werden anhand der
Widmungskategorien im Bauland abgeleitet:
20 z.B. fir Kat. 1 bis Kat. 5 (L, ,-Werte)
45 - 65 dB tags / 35 - 55 dB nachts. t}

Fir eine OAL-Arbeitsgruppe zur Erstellung
") eines Merkblattes “Schutz vor Fluglarm”
24 hat das Forum Schall bereits
t Zielvorstellungen formuliert.

Umgebungslarm - Schwellenwerte nach
VO zum Umgebungslarmschutzgesetz

Laen [dB] Loignt [dB] &

StraBenverkehrslarm 60 50 @ Bei Gewerbelarm ist die Zumutbarkeit an-
Flugverkehrslarm 65 55 hand der Veranderung der tatsachlichen
Schienenverkehrslarm 70 60 ortlichen Verhaltnisse zu beurteilen.
Industrie und Gewerbe 55 501

e

) Landerregelungen kénnen davon abweichen.

1G Umwelt und Technik AT ——
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Die in diesem Handbuch angegebenen Immissions-
grenzwerte bzw. Richtwerte sind, sofern nicht anders
angegeben, als energiedquivalente Dauerschallpegel
(Laeq) bzw. Beurteilungspegel (L,) zu verstehen.

Der Beurteilungspegel L, leitet sich durch Zu- oder
Abschlage fur bestimmte Larmarten aus dem energie-
aquivalenten Dauerschallpegel L., ab. So wird bei
Schienenlarm der L, durch einen 5 dB - Abschlag
(Schienenbonus) gebildet. Bei Straflenverkehrs- und
Fluglarm entspricht der L, ., dem L, -Wert, wéhrend bei
Betriebslarm der L, durch Zuschlage zum L, ., -Wert
gebildet wird.

Grenzwerte fur schalltechnische Dimensionierungen
und Beurteilungen sind in verschiedenen Gesetzen,
Verordnungen, Normen, Richtlinien, Erlassen und
Dienstanweisungen verankert und kénnen je nach ver-
folgtem Schutzziel unterschiedlich sein.

So werden in der Regel Neuplanungen scharferen
Richtwerten und Grenzwerten unterworfen als ver-
gleichsweise Bestandssanierungen.

Richt- und Grenzwerte konnen sich auf bestimmte Teil-
immissionen oder auf die Gesamtimmission beziehen
und regeln meist Dauerschallpegel oder Beurteilungs-

pegel.

Wird daher beispielsweise ein Verkehrstrager einer
Bestandssanierung unterworfen oder werden nach
dem Umgebungslarmgesetz auf Grund von Schwellen-
wertuberschreitungen auf Basis von Aktionsplanen
LarmschutzmaBnahmen gesetzt, so ist keineswegs
davon auszugehen, dass bei den nachsten Wohnberei-
chen auch die Planungsrichtwerte oder WHO-Grenz-
werte eingehalten werden.

Im Folgenden wird auf die wesentlichen Regelungen
und Vorschriften bzw. Themen kurz eingegangen, wel-
che durch die Inhalte des Handbuches tangiert werden.

41 WHO-GRENZWERTE

Im Sinne des Prinzips des vorbeugenden Gesundheits-
schutzes werden von der Weltgesundheitsorganisation
(WHO) folgende Richtwerte empfohlen:

Richtwerte dar WHO La e [dB]
Pegel im Freien in Wohngebieten
Tag B5
Nrcht 45
Pegel in Wohn- und Schiafriumen
Nacht | 30

Tab: 2
Caulla. YWHD

JeBscsraimiin el e lism. m
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Um ein “Geflhl” fir den Wert eines Schallpegels von
55 dB am Tag in Wohngebieten zu vermitteln, seien als
Vorgriff auf den Abschnitt 4.4 “Stralenverkehrslarm”
und den Abschnitt 10.3 “Bauerwartungsgebiete
Wohnen” folgende zwei Beispiele angefiihrt:

Bei einem stiindlichen Verkehrsaufkommen zur Tagzeit
von 20 PKW und 2 LKW pro Stunde bei einer Fahrge-
schwindigkeit von 100/70 km/h fir PKW/LKW wird der
55 dB-Wert in einem Abstand von rd. 25 m oder mehr
erreicht bzw. unterschritten. Wohngebiete sollten daher
bei diesem angefihrten Verkehrsaufkommen einen
Mindestabstand zur StralRe von 25 m aufweisen.

Bei einem stlindlichen Verkehrsaufkommen zur Tagzeit
von 80 PKW und 10 LKW pro Stunde bei einer Fahrge-
schwindigkeit von 100/70 km/h fur PKW/LKW wird der
55 dB-Wert in einem Abstand von rd. 80 m oder mehr
erreicht bzw. unterschritten. Wohngebiete sollten daher
bei diesem angefiihrten Verkehrsaufkommen einen
Mindestabstand zur StralRe von 80 m aufweisen.

42 RAUMORDNUNG
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GEMASS ONORM S 5021

In der Osterreichischen Norm, ONORM S 5021 “Schall-
technische Grundlagen fir die ortliche und Gberdrtliche
Raumplanung und Raumordnung”, sind Planungsricht-
werte bzw. Immissionsgrenzwerte flr verschiedene
Gebietskategorien von Flachenwidmungen bzw. -nut-
zungen, getrennt nach Tag- und Nachtzeit, festgelegt.
Diese Planungsrichtwerte sind in Tabelle 3 dargestellt.

Erlauterungen zur Tabelle 3:
Lagg oo Grundgerauschpegel TAG, NACHT

Der geringste an einem Ort wéhrend eines bestimmten Zeitrau-
mes gemessene A-bewertete Schalldruckpegel in dB, der durch
entfernte Gerdusche verursacht wird und bei dessen Einwirkung
Ruhe empfunden wird. Er ist der niedrigste Wert, auf welchen die
Anzeige des Schallpegelmessers (Anzeigedynamik “schnell”)
wiederholt zurtickféllt.

Laeq oo Energiedquivalenter Dauerschallpegel TAG, NACHT

Einzahlangabe, die zur Beschreibung eines Schallereignisses
mit schwankendem Schallpegel dient. Er wird errechnet als der
Schallpegel, der bei dauernder Einwirkung dem unterbrochenen
Gerédusch oder Gerdusch mit schwankendem Schallpegel ener-
giedquivalent ist. Der &quivalente Dauerschallpegel wird (iblich
A-bewertet angegeben, bezeichnet mit L, .

Ly Beurteilungspegel TAG, NACHT

Der auf die Beurteilungszeitrdume (TAG, NACHT) bezogene
A-bewertete energiedquivalente Dauerschallpegel des zu beur-
teilenden Gerdusches, der - wenn nétig - mit Anpassungswerten
(Zu-/Abschldge) versehen ist. Er ist die wesentliche Grundlage
fiir die Beurteilung einer Schallimmissionssituation.

A

¥
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Planungsrichtwerle gemid ONORM S 5021, Teil 1
Planungsrichtwarte baw,
Kat, Gebiet und Standplatz zul. Immissionsgrenzwertes '
Laggian | Lammse | Lasguacet | Lususco
BAULAND
1 Ruhegebiel, Kurgebiat, Krankenhaus 35 45 25 5
g |l otes ot i 6 | w | = | u
Kamgebiat (Blms, Gesthafts, Handel '.réumalug ahne wasentliche
i Emissicn storenden Schalls. Wohnungen), Gebiet fur Belnebe ohne 50 &0 40 50
Schalamesson
GRUNLAND
1 Erhwalungsgebiet, Kurgebie 35 45 35 45
2 |Pananiagen, Friedhthe w | 8 | - :
2 Sport- und Freizeitaniagen ohne wesentliche Schallemizsion 45 55 45 55
4 Spon- und Fraizeitaniagen mil gennger Schallamission 50 & 50 60
5 klginere Spor- und Fremeitankagen mit Zuschausmplatzen 55 65 55 65
. & g:pﬂ-e Ep:ln und Frame'nmlag_e-n nutﬂ:s:ha.re_ifnlal:zzn | &0 70 &0 Ta
Tab.: 3
Cuslle: ONORM § 5021, Teil 1 lebemsaministerium. s

D) Grundgerauschpegel und Dauerschallpegel verstehen sich dB-A-bewertet.

4.2.2 PLANUNGSRICHTWERTE DER LANDER

In der nachstehenden Tab. 4 sind den jeweiligen Wid-
mungskategorien unter Beriicksichtigung der einschla-
gigen Gesetze der Lander Planungsrichtwerte zuge-
ordnet.

Diese Zuordnung erfolgt in Anlehnung an die Richtlinie
Nr. 36, Blatt 1 des Oste(_reichischen Arbeitsringes fur
Larmbekampfung — kurz OAL RL 36, BI 1.

Die Planungsrichtwerte sind fur die Beurteilungs-
zeitraume Tag (06:00 bis 19:00 Uhr) und Nacht (22:00
bis 06:00 Uhr) ausgewiesen.

Planungsrichtwerte fir den Abend (19:00 bis 22:00
Uhr) kénnen, wenn erforderlich, daraus mit 5 dB unter
dem Wert fur den Tag bzw. 5 dB Uber den Wert flr die
Nacht abgeleitet werden.

Die gewahlte Darstellung erlaubt auch eine Gegen-
Uberstellung der Lander, da jeweils vergleichbare Kate-
gorien (Wohngebiete, Betriebsgebiete, Industriegebiete
u. dgl.) mit Farbbalken hinterlegt wurden, sofern Zuord-
nungen in 5-dB-Klassen mdglich sind.
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Zuséatzlich wurden die der ONORM S 5021, Teil 1 zuor-
denbaren Kategorien mit roter Schrift und Markierung
gekennzeichnet. Hellgrau hinterlegte Felder erlauben
eine Zuordnung in zwei 5 dB-Klassen.

Dunkelgrau hinterlegte Felder erlauben eine Zuord-
nung in drei 5 dB-Klassen.

Aus schalltechnischer Sicht ware eine Harmonisierung
der Begriffe wie auch der Planungsrichtwerte win-
schenswert.

Wird eine Schallsituation beurteilt, so ist gemaR
OAL RL 36, Bl 1 der Gesamtbeurteilungspegel (L,) den
angefiihrten Planungsrichtwerten (L,.,) gegeniber zu
stellen.

Der Gesamtbeurteilungspegel ergibt sich durch ener-
getische Addition der Beurteilungspegel aller Schall-
quellen - Gruppen (z.B. Verkehrslarm, Betriebslarm,
Freizeitlarm u. dgl.), welche im interessierenden Beur-
teilungszeitraum (Tag, Nacht) einwirken.
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Erldauterungen zu Tabelle 4 (Planungsrichtwerte
der Lander), abgeleitet auf Basis der jeweiligen
Landergesetze:

Burgenland:
B » Die niedrigeren Werte sind anzustreben

B 2 Grenzwerte sind erforderlichenfalls fir den héchst-
zulassigen A-bewerteten Schallleistungspegel fest-
zulegen, je nach Grole des Gebiets und seiner
Lage zur Nachbarschaft

Karnten:

K" vornehmlich Fremdenverkehrsnutzung (Gast- und
Beherbergungsbetriebe) einschlieRlich Begleit-
einrichtungen (wie Einrichtungen fiir Freizeitgestal-
tung, Sporteinrichtungen, Vergnigungs- und
Veranstaltungsstéatten), im Ubrigen Wohnnutzung

K2 Fremdenverkehrsnutzung (Gast- und Beherber-
gungsbetriebe) einschliel3lich Begleiteinrichtungen
(wie Einrichtungen fur Freizeitgestaltung, Sportein-
richtungen, Vergnigungs- und Veranstaltungsstat-
ten), ohne Wohnnutzung

K3 auch Leichtindustriegebiet gemall Gemeinde-
planungsgesetz 1982

K4 auch Gemischte Baugebiete gemall Gemeinde-
planungsgesetz 1982

K5 Grenzwerte sind erforderlichenfall flir den héchst-
zulassigen A-bewerteten Schallleistungspegel fest-
zulegen, je nach GréRe des Gebiets und seiner
Lage zur Nachbarschaft und deren Planungs-
richtwerten

Niederosterreich:

In Niederdsterreich besteht die Verordnung der NO
Landesregierung vom 20. Janner 1998 Uber die
Bestimmung des aquivalenten Dauerschallpegels
bei Baulandwidmungen, LGBI. 8000/4-0, Jahrgang
1998, 27. Stiick aufgrund des § 14 Abs. 3 des NO
Raumordnungsgesetzes 1976, LGBI. 8000-11.

In § 2 “Larmhdchstwerte” werden in (1)
Immissionswerte und in (2) Emissionswerte fir die
Werte des aquivalenten Dauerschallpegels, die bei
der Neufestlegung der Widmungsart Bauland in
der jeweiligen Nutzungsart zu berucksichtigen
sind, angefuhrt:

NO
NO 2

Immissionswerte

Emissionswerte

1G Umwelt und Technik

Oberosterreich:
oJo )

Grenzwerte sind erforderlichenfalls fir den héchst-
zulassigen A-bewerteten Schallleistungspegel fest-
zulegen, je nach GroRe des Gebiets und seiner
Lage zur Nachbarschaft

Salzburg:

S 1 Grenzwerte sind erforderlichenfalls fir den hochst-
zulassigen A-bewerteten Schallleistungspegel fest-
zulegen, je nach GroRe des Gebiets und seiner
Lage zur Nachbarschaft

S 2 Die Planungsrichtwerte werden nach der beabsich-
tigten Nutzung festgelegt

S 3 Je nach Widmung der Uberwiegend angrenzenden
Flachen

Steiermark:

St 1) Das Widmungsmaf’ des benachbarten Grund-
stlickes ist zu beachten

St 2 Grenzwerte sind erforderlichenfalls fur den héchst-
zulassigen A-bewerteten Schallleistungspegel fest-
zulegen, je nach Grélke des Gebiets und seiner
Lage zur Nachbarschaft

Tirol:

T 1 Der erstangefiihrte Wert ist anzustreben

T2 Es sind zuzuordnen:

- Zu Wohngebiet: Vorbehaltsflachen gemaly § 52
Absatz 1 lit.b TROG 2001

- Zu gemischtes Wohngebiet, Tourismusgebiet:
Sonderflachen nach § 48 TROG 2001 und Vorbe-
haltsflachen nach § 52 Absatz 1 lit.a TROG 2001

- Zu Kerngebiet, landwirtschaftl. Mischgebiet:
Sonderflachen nach §§ 44-47 TROG 2001

- Zu allgemeines Mischgebiet: Sonderflachen nach
§§ 43, 484, 49, 50, 50a, 51 TROG 2001

- Zu Gewerbe- und Industriegebiet: Sonderflachen
gemaf § 49a und 49b TROG 2001

Vorarlberg:

V 1) Hauptzuordnung jeweils fett gedruckt und in Klam-
mer in begriindeten Sonderfallen moglicher Streu-
bereich (z. B. besonders ruhige Lage, ruhige Hof-
lage, Nahbereich einer Hauptverkehrsstralle, etc.)

bl

]

s
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Tab. 4: Planungsrichtwerte der Lander

Gebistshersichnung

B fur Kuranstaiten Krankenhiuser und ahnl schutzwlrdige Einrichtungen 3
5t Erhaturgsgebietn

k00,551 Fiotmo Wohngotig ie 2
T  Wanrgen Kateggl

Quelle: OAL RL 36, Bl 1, ONORM S 5021, Teil 1
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rl



RICHTWERTE, SCHWELLENWERTE, PLANUNGSRICHTWERTE / UMGEBUNGSLARM 39

Huﬂlldl'ldl B K E & St T w
Tag / Nachi| TIN TiN | TiN | TN TiH TiN TiN TiH TiN_|
| Gosatz, VO] L vo_| RO RO RP BO_|
a5 5
| 45 35 45 35
80 A0
50 40 & 40 ] 40 5 40
=0 i)
50 40

lebensministerium.at

-

1G Umwelt und Technik [ T LT



40 UMGEBUNGSLARM / RICHTWERTE, SCHWELLENWERTE, PLANUNGSRICHTWERTE

4.3 EU-RICHTLINIEN UND BUNDES-/
LANDES-UMGEBUNGSLARM-

SCHUTZGESETZE

Die mit dem Dokument Nr. 2002/49/EG vorliegende
Richtlinie “Uber die Bewertung und Bekampfung von
Umgebungslarm” (allgemein als “EU-Umgebungslarm-
Richtlinie” bezeichnet) der europadischen Union (EU)
sieht vor, dass die Mitgliedstaaten Larmkarten und
MaRBnahmenplane erstellen. Die Umsetzung erfolgt
durch das Bundes-Umgebungslarmschutzgesetz,
durch Landergesetze sowie zugehdrige Verordnungen.

Eine weitere EU-Richtlinie mit der Dokumenten-
kennung 2001/42/EG regelt, dass auch auf bestimmte
Plane und Programme (und nicht bei konkreten Bau-
vorhaben) in Bezug auf die voraussichtlichen erheb-
lichen Umweltauswirkungen einzugehen ist.

Es koénnen sich somit auch noch nicht konkret definierte
Projekte entsprechend dieser Richtlinie einer Umwelt-
prifung unterziehen, welche auch als strategische
Umweltprifung, kurz “SUP” zu bezeichnen ist. Ziel
eines nach dieser Richtlinie erstellten Umweltberichtes
soll sein:

>  Umweltauswirkungen darzustellen, welche als Ba-
sis fUr die Flachenwidmung herangezogen werden
kénnen

>  Alternativen zum Vorhaben darzustellen

> Maflinahmen festzulegen, die zu einer Nutzungs-
optimierung und Konfliktminimierung flhren

EU-RICHTLINIE 2002/49/EG UBER DIE
BEWERTUNG UND BEKAMPFUNG VON
UMGEBUNGSLARM

Die am 18.07.2002 im Amtsblatt der Europaischen
Gemeinschaft veroffentlichte und damit in Kraft getretene
Richtlinie des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 25.06.2002 Uber die Bewertung und Bekdmpfung
von Umgebungslarm (Richtlinie 2002/49/EG) legte ein
gemeinsames europaweites Konzept fest, um durch
schrittweise MalRnahmen den schadlichen Auswirkungen
durch Umgebungslarm vorzubeugen oder sie zu min-
dern.

4.3.1

Vorgeschichte

Im November 1996 hat die Kommission mit ihrem
Grinbuch “Kunftige Larmschutzpolitik” einen Anstol3 zu
einer neuen Larmschutzpolitik gegeben, da bereits in
den 90er-dJahren Umweltlarm seitens der Gremien der
Europaischen Union betreffend Umweltschutz als eines
der groRten lokalen Umweltprobleme in Europa erkannt
wurde.

1G Umwelt und Technik

In Folge wird Larmschutz als wichtiger Teil der Gewahr-
leistung eines hohen Gesundheits- und Umweltschutz-
niveaus der Gemeinschaftspolitik der EU bewertet.

Sodann hat das Europaische Parlament in seiner Ent-
schlieBung vom 10. Juni 1997 zum Grinbuch der Kom-
mission nachdricklich gefordert, spezifische Mal-
nahmen und Initiativen in einer Richtlinie zur
Verringerung der Larmbelastung festzulegen. Ferner
wurde festgestellt, dass zuverlassige und vergleichbare
Daten Uber die Situation bei den einzelnen Larmquellen
fehlen, bzw. wurden erste Uberlegungen zu einer
geplanten EU-weiten Larmschutzpolitik festgehalten.

Aufgaben und Ziele der Richtlinie

Die Richtlinie uber die Bewertung und Bekdmpfung von
Umgebungslarm (Richtlinie 2002/49/EG) hat diese
Grundgedanken aufgegriffen und ein gemeinsames
europaweites Konzept fur schrittweise umzusetzende
MaRnahmen wie folgt festgelegt:

>  Verpflichtung der Mitgliedstaaten zur Ausarbeitung
von strategischen Larmkarten fur groRe Ballungs-
raume, Hauptverkehrsstral’en, Haupteisenbahn-
strecken und GrofRflughafen, die die Larmsituation
in ihrem Gebiet widerspiegeln und auch die Verab-
schiedung von Aktionsplanen durch die Mitglied-
staaten vorgeben, mit dem Ziel, Umgebungslarm
zu verhindern oder zu mindern.

> Verpflichtung der Mitgliedstaaten, die Offentlichkeit
Uber die Larmbelastung und deren Auswirkungen
zu informieren, sowie eine Sicherstellung der Mit-
wirkung der Offentlichkeit an der Ausarbeitung der
Aktionsplane.

> Eine Zusammenfassung der Informationen aus
Larmkarten und lokalen Aktionsplénen ist sodann
der Kommission zur Verfiigung zu stellen. Die
Kommission wird daflr eine Datenbank einrichten
und auch Ubersichten (iber die Larmsituation in der
EU veroffentlichen.

> Zugleich soll die Richtlinie eine Grundlage fiir euro-
paweite Maflnahmen zur Larmminderung an den
Larmquellen, insbesondere im Verkehrsbereich,
darstellen und die Entwicklung von Durchfiihrungs-
strategien fur mittel- und langfristige Ziele wie z. B.
die Verringerung der gesundheitsschadlichen Aus-
wirkungen bzw. die Verringerung der Anzahl der
Personen, die unter Umgebungslarm leiden, er-
moglichen.
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Geltungsbereich der Richtlinie und zeitlicher
Ablauf der Umsetzung

Die Richtlinie 2002/49/EG betrifft den Umgebungslarm.
Die Richtlinie gilt weder fir Larm, der von der davon
betroffenen Person selbst verursacht wird, noch fir
Larm durch Tatigkeiten innerhalb von Wohnungen,
Nachbarschaftslarm, Larm am Arbeitsplatz, in Ver-
kehrsmitteln oder Larm, der auf militarische Tatigkeiten
in militarischen Gebieten zurtickzufihren ist.

Die Umgebungslarmrichtlinie greift nicht in bestehende
nationale Larmminderungsprogramme, Umweltver-
traglichkeitsprifungen (UVP) oder ahnliche Verfahren
ein. Sie schafft allerdings eine neue landeruber-
greifende, innereuropaische Ergénzung bzw. eine erste
Grundlage in jenen Mitgliedstaaten, die bislang keine
solche Regelung kennen.

Die vorliegende Richtlinie sollte unter anderem die
Grundlage fir die Weiterentwicklung und Erganzung
der bestehenden GemeinschaftsmaRnahmen in Bezug
auf die Larmemissionen der wichtigsten Larmquellen
und fir die Entwicklung zusatzlicher kurz-, mittel- und
langfristig angelegter MaRnahmen bilden. Das sind
insbesondere StralRen- und Schienenfahrzeuge sowie
Infrastruktureinrichtungen, Flugzeuge, Geréate, die fiir die
Verwendung im Freien vorgesehen sind, Ausristungen
fur die Industrie sowie ortsbewegliche Maschinen.

Die Einfuhrung erfolgt in zwei Phasen, sodass die Mit-
gliedstaaten in einer Ubergangszeit ihre eigenen
Verfahren weiter benutzen konnen. Die Aufstellung der
Larmkarten und Aktionsplane soll schrittweise erfolgen
bzw. die am meist belasteten Gebiete sollen mit erster
Prioritat behandelt werden.

Die Richtlinie behandelt die Ermittlung und Darstellung
der Larmbelastung in bestimmten Gebieten, die Har-
monisierung der dafiir zu verwendenden Kenngrofien
(dazu gehort die Einfuhrung von im Europaraum
vereinheitlichten Larmbelastungskennzahlen bzw.
Larmindizes) und Berechnungsverfahren, die Auf-
stellung von Aktionsplanen, die Information der Offent-
lichkeit und die Sammlung von Belastungsdaten.

Die Mitgliedstaaten bestimmen auf der geeigneten
Ebene die flr die Anwendung dieser Richtlinie zustan-
digen Behorden und Stellen, insbesondere die zustan-
digen Behdrden flr die Ausarbeitung und gegebenen-
falls die Genehmigung von Larmkarten und Aktions-
planen fur Ballungsrdume, Hauptverkehrsstraflen,
Haupteisenbahnstrecken und Grof¥flughafen und die
Sammlung von Larmkarten und Aktionsplanen.

Gemal Artikel 5 verwenden die Mitgliedstaaten die
Larmindizes Lge, und L,qy zur Ausarbeitung und Uber-
prifung strategischer Larmkarten, wobei der Beurtei-
lungszeitraum 1 Jahr betragt (1 Jahr ist das fir die
Larmemission ausschlaggebende und ein hinsichtlich
der Witterungsbedingungen durchschnittliches Jahr).
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Die Larmindizes sind als energiedquivalente Dauer-
schallpegel wie folgt zu verstehen:

Loay Taglarmindex fur die Belastung wahrend
des Tages

Levenng  Abendlarmindex fiir die Belastung
wahrend des Abends

Lright Nachtlarmindex fur die Belastung in der

Nacht
Lgen Tag-Abend-Nacht-Larmindex

Der Tag entspricht einem Zeitraum von 12 Stunden, der
Abend einem Zeitraum von 4 Stunden und die Nacht
einem Zeitraum von 8 Stunden.

Die Mitgliedstaaten kénnen den Abend um eine oder
zwei Stunden kurzen und den Tag und / oder den
Nachtzeitraum entsprechend verlangern, sofern dies
fur samtliche Larmquellen einheitlich geregelt ist.

Zeitplan der Richtlinie im Detail

>  Die Mitgliedstaaten hatten nach Ablauf der gesetz-
ten Frist (vgl. Artikel Nr. 14 der Richtlinie) nach In-
krafttreten der Richtlinie bis zum 18.07.2004 Zeit,
diese in nationale Regelungen umzusetzen.

> Bis spatestens 3 Jahre nach Inkrafttreten der
Richtlinie (d.h. bis zum 18.06.2005) hatte die Fest-
legung von verantwortlichen Stellen fur die Ausar-
beitung, Genehmigung und Sammlung von Larm-
karten und den darauf basierenden Aktionsplanen
zu erfolgen.

>  Europaweite Mallnahmen betreffend die Larmmin-
derung an den wichtigsten Larmquellen,
hatte die Europaische Kommission bis zum
18. Juli 2006 im Europaischen Parlament geeig-
nete Vorschlage fir europaweite Rechtsvor-
schriften vorzulegen (vgl. Art. 1 der Richtlinie).

>  Bis zum 18. Juli 2005 war die Europaische Kom-
mission Uber alle in den jeweiligen Mitgliedstaaten
relevanten, geltenden oder geplanten Grenzwerte
fur StralRenverkehrslarm, Eisenbahnlarm, Fluglarm
im Umfeld von Flughafen und Larm in Industriege-
bieten sowie Erlauterungen zur Umsetzung der
Grenzwerte zu informieren.

Die Mitgliedsstaaten teilen der Kommission bis
zum 31. Dezember 2008 samtliche Ballungsraume
sowie samtliche Hauptverkehrsstral’en und Haupt-
eisenbahnstrecken in ihrem Hoheitsgebiet mit.

> Bis zum 30. Juni 2007 bzw. 30. Juni 2012 sind fir
samtliche Ballungsraume, Hauptverkehrsstrafien
und Haupteisenbahnstrecken sowie GroRflughafen
nach den wie folgt beschriebenen Kriterien strate-
gische Larmkarten (fir das jeweils vorangegangene
Jahr) auszuarbeiten.
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> In der Folge sind die Aktionsplane mit Festlegun-
gen zu den vorrangigen MafRnahmen, die gegebe-
nenfalls wegen des Uberschreitens relevanter
Grenzwerte oder aufgrund anderer von den Mit-
gliedstaaten festgelegter Kriterien ermittelt wurden,
bis zum 18. Juli 2008 bzw. 18. Juli 2013 umzu-
setzen. Die Larmkarten und die Aktionsplane sind
mindestens alle 5 Jahre zu lberprifen und bei Be-
darf zu Uberarbeiten.

Die Veroffentlichung eines Kurzberichtes ber die Infor-
mationen aus den europaweit vorliegenden strategi-
schen Larmkarten und Aktionsplanen durch die europai-
sche Kommission ist bis zum 18. Juli 2009 vorgesehen.
Eine Aktualisierung des Berichtes soll sodann im Zeit-
rahmen von je finf Jahren erfolgen.

Gleichwohl hat die europaische Kommission bis zum
18. Juli 2009 dem Europaischen Parlament einen Be-
richt Uber die Durchfihrung der Richtlinie 2002/49/EG
und die zugehdrigen Untersuchungen vorzulegen.

Zeitplan der Umsetzung

ZEITPLAN NACH EU-RICHTLINIE 200249EG
LARMKARTEN AKTIONS-

BIS: PLANE BIS:

Ballungsraume

» 250.000 Einwohnesinnen 30. Juni 2007 18, Juli 2008

> 100.000 Einwohinetinnen 30, Jund 2012 18, Juli 2013

Hauptverkehmstralen -

*B& H.rn F..;I:;'zm.ge.ljar'.f 30, Jund 2007 18, Juli 2008

> 3 Wiz, Fahrzeugellahr [ 30 Jund 2072 18, Juli 2013

-Hlupielunbuhn!lrec.hm _ -

* Bi0.000 ZogeJahe | 30, Juni 2007 18, Juli 2008

> 30,000 Zige! Jahd 30 Jund 2012 18, Judi 2013

GroBfiughiten

> 50,000 Bewegungenidahy | 30.Jun2007 | 18, Jul 2008

Tah.: 8

Cuais: Richlire JO0L4REG Lhenumims dsnum al

Der Europaischen Kommission ist bis 31. Dezember
2008 mitzuteilen, welche Larmkarten fir Hauptver-
kehrsstralen, Eisenbahnstrecken, Grof¥flughdfen und
Ballungsraume bis Juni 2012 zu erstellen sind.

4.3.2 NATIONALE FESTLEGUNGEN

Die Ballungsraume, Zeitraume fir die Berechnung der
Indizes fur Tag, Abend und Nacht sowie Schwellenwer-
te fur die Aktionsplanung werden mit Verordnungen des
Bundes und der Lander festgelegt.

1G Umwelt und Technik

Ballungsraume

Laut Verordnung zum Umgebungslarmschutzgesetz ist
als Ballungsraum mit mehr als 250.000 Einwohnerlnnen
der Ballungsraum Wien anzusehen, der die Gemeinde-
gebiete von Wien, Perchtoldsdorf, Brunn am Gebirge,
Wiener Neudorf, Maria Enzersdorf und Maddling
umfasst. Als Ballungsraume mit Einwohnerinnenzahlen
zwischen 100.000 und 250.000 wurden der Ballungs-
raum Graz (Gemeindegebiet von Graz), Ballungsraum
Linz (Gemeindegebiet Linz und Traun), Ballungsraum
Salzburg (Gemeindegebiet von Salzburg) und der Bal-
lungsraum Innsbruck (Gemeindegebiet von Innsbruck
und VoIs bis zu einer Seehdéhe von 800 m Uber Adria)
festgelegt.

Zeitraume

Die fir die Berechnung der Larmindizes relevanten
Zeitraume werden mit 06:00 bis 19:00 Uhr fur den Tag,
mit 19:00 bis 22:00 Uhr fur den Abend und mit 22:00 bis
06:00 Uhr fur die Nacht per Verordnung festgelegt.

In dieser Verordnung ebenfalls enthalten ist die Art und
Weise, wie der Tag-Abend-Nachtlarmindex L., und der
Nachti&rmindex L, ermittelt werden.

Schwellenwerte
Als Grundlage fur die Aktionsplanung wurden fir die

Bewertung von Umgebungslarm Schwellenwerte wie
folgt definiert:

Schwallenwerte
Loes

Schwellenwerte = ';;I'
Stralenverehrsiam &0 50
Flugwaskahrslanm b5 I 55
Schienenverkshrslarm FiL!} 60
industrie und Gewerbe 55 | S0
Tad, &
Cuelie: BGEI. 2008/144 Bundes-Larmy lelsensmm inislcriom ol

1 Zwischen Bundes- und Lé&nderregelungen kdénnen Abweichungen
bestehen (z. B. Wien: 45 dB).

Den Werten fir Verkehrslarm liegt ein Ausgangspegel
von 65 dB fiir den Ly, und 55 dB fiir den L4, zugrun-
de. Aufgrund der unterschiedlichen Belastigungswir-
kung werden die Werte fur StralRenverkehr um 5 dB
verringert und die fur Schienenverkehr um 5 dB erhoht.

Fluglarm nimmt hinsichtlich der Belastigungswirkung eine
Sonderstellung ein.

i
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44 STRASSENVERKEHRSLARM

Das osterreichische Kraftfahrgesetz (KFG) und die
Durchfihrungsverordnung (KDV) regeln unter anderem
die Bauart, die Ausristung und die Uberpriifung der
Kraftfahrzeuge. Die StralRenverkehrsordnung (StVO)
regelt zudem die Rechte und Pflichten der Verkehrsteil-
nehmer.

So legt die KDV im Detail auch Emissionsgrenzwerte
fur das Betriebsgerausch aller Fahrzeugtypen fest, und
die StVO enthalt Bestimmungen uber verkehrslenkende
und verkehrsberuhigende MalRnahmen, wie gesonderte
Geschwindigkeitsbeschrankungen bzw. Fahrverbote
und zeitliche oder typenbezogene Verkehrsbeschran-
kungen (z. B. Nachtfahrverbote fur Lastkraftwagen).

Uberdies regeln weitere Verordnungen, gesetzliche
Bestimmungen und Richtlinien den Schutz vor Larm.
So sind bei Neuplanungen bzw. Erweiterungen beste-
hender Verkehrswege die mdoglichen, veranderten und
zukunftigen Larmbelastungen auf bewohntes Gebiet
bezlglich der zulassigen Grenzwerte zu prifen und im
Regelfall auf Basis von schalltechnischen Untersu-
chungen erforderliche Larmschutzmalnahmen fur
jedes einzelne schutzwirdige Objekt zu bestimmen.

Als schutzwirdige Objekte sind Wohngebaude, aber
auch Anlagen mit Ruheanspruch wie z. B. Kindergar-
ten, Schulen, Krankenhauser anzufiihren. Larmschutz
entlang bestehender Verkehrswege unterstitzen der
Bund bzw. die Lander im Rahmen offentlicher Férde-
rungsprojekte und notwendiger Veranlassungen fir
Bedarfsfalle.

Bei bereits bestehenden Verkehrstragern kommen als
Larmschutzmalnahmen in erster Linie schirmende und
absorbierende Wand- bzw. Wallkonstruktionen zum
Einsatz, da andere Formen von Larmschutz zumeist
nur schwer oder gar nicht zum baulichen Bestand
erganzt werden kénnen. Bei Gebauden ist der Einsatz
von Larmschutzfenstern bzw. -tliren in Kombination mit
Schalldammliftern als Larmschutzmafnahme blich.

Folgende Regelwerke sind aus fachlicher Sicht grund-
satzlich zum Thema “Schutz vor StralRenverkehrslarm”
als maRRgebend anzufihren (Stand Janner 2007):

> Dienstanweisung fir "Larmschutz an Bundes-
stralRen” (Autobahnen wund SchnellstralRen),
Bundesministerium fir Verkehr, Innovation und
Technologie, Fassung November 2006

> Dienstanweisung "Larmschutz an Bundesstralten”
ZI. 890.040/2-V1/14a/99 der Republik Osterreich,
ehem. Bundesministerium fur wirtschaftliche Ange-
legenheiten; 03.12.1999 (alte Fassung)

>  Bericht “Offene Fragen in Zusammenhang mit der

Dienstanweisung Larmschutz an Bundesstrallen”,
Zl. 890.060/15-111/6a/00, Republik Osterreich,
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Bundesministerium fiir Verkehr, Innovation und Tech-
nologie, Sektion Il - Bundesstrallen; 13.04.2000

> UVP-G 2000 Bundesgesetz Uber die Prifung der
Umweltvertraglichkeit, BGBI. 697/1993 idF BGBI. |
Nr. 89/2000 (Umweltvertraglichkeitspriufungs-
gesetz 2000); siehe dazu auch die einschlagigen
Leitfaden und Leitlinien des Lebensministeriums
und des Umweltbundesamtes.

> RVS 04.02.11 “Larm und Luftschadstoffe”,
Ausgabe 1. Marz 2006

> RVS 04.02.13 “Merkblatt Umweltschutz, Larm und
Luftschadstoffe, Verkehrsberuhigung -
Auswirkungen auf die Larm- und Schadstoff-
belastung”, Entwurf August 2006

In Anlehnung an die zitierte Dienstanweisung “Larm-
schutz an Bundesstralen” kénnen sich fur Strallen-
verkehrslarm die nachstehenden Immissionsgrenzwerte
in Abhangigkeit von der Vorbelastung in unbelasteten
Gebieten um bis zu 5 dB verringern:

Laeq = 60 dB Tag
Laeq = 50 dB Nacht

(06:00 Uhr - 22:00 Uhr)
(22:00 Uhr - 06:00 Uhr)

Daruber hinaus bestehen fallweise bundeslénderspezi-
fische Richtlinien und Verordnungen zum Larmschutz.

Die Verfahren der Umweltvertraglichkeitsprifung
gemal UVP-G sind insbesondere fir gréRere Bauvor-
haben wie beispielsweise fir liberregionale Trassierun-
gen von StralRenverkehrswegen, aber auch fur umwelt-
relevante Betriebsvorhaben anzuwenden.

4.5 SCHIENENVERKEHRSLARM

Ahnlich den Regelungen zum StraRenverkehrslarm sind
bei Neuplanungen bzw. Erweiterungen bestehender
Schienenverkehrswege die veranderten bzw. auch
zukinftigen Larmbelastungen auf bewohntes Gebiet
beziglich der zulassigen Grenzwerte zu prifen und im
Regelfall durch schalltechnische Untersuchungen die
erforderlichen LarmschutzmafRnahmen zu bestimmen.

Beim Eisenbahnverkehr hat Osterreich mit der seit 1993
geltenden Schienenfahrzeug-Larmzulassigkeitsver-
ordnung erstmals in Europa Larmgrenzwerte fir Schie-
nenfahrzeuge verbindlich festgesetzt.

Folgende Regelwerke sind aus fachlicher Sicht grund-
satzlich zum Thema “Schutz vor Schienenverkehrslarm”
als maRgebend anzufihren (Stand Okt. 2006):

N
N
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>  SchLV, BGBI. Nr. 414, und SchlV, BGBI. Nr. 415,
ausgegeben am 25.06.1993; ehem. Bundes-
ministerium fur 6ffentliche Wirtschaft und Verkehr
Uber die Larmzulassigkeit von Schienen-
fahrzeugen und uber Larmschutzmalinahmen bei
Haupt-, Neben- und Stralenbahnen.

Die Schienenfahrzeug-Larmzulassigkeitsverord-
nung (SchLV) setzt Grenzwerte fur die Schall-
emissionen verschiedener Fahrzeugtypen fest und
unterscheidet dabei zwischen Innenschalldruck-
pegel und AuRenschalldruckpegel.

Die Schienenverkehrslarm - Immissionsschutz-
verordnung (SchlV) behandelt den Anrainerschutz
beim Neubau und beim wesentlichen Umbau von
Strecken; Schallschutzmafinahmen sind dann zu
ergreifen, wenn die in der Verordnung festgelegten
Immissionsgrenzwerte Uberschritten werden.

>  Durchfiihrungsbestimmungen zur Schienenver-
kehrslarm-Immissionsschutzverordnung (DB-SchlV),
Ausgabe Janner 2006.

> UVP-G 2000 Bundesgesetz Uber die Prifung der
Umweltvertraglichkeit, BGBI. 697/1993 idF BGBI. |
Nr. 89/2000 (Umweltvertraglichkeitsprifungs-
gesetz 2000); siehe dazu auch die einschlagigen
Leitfaden und Leitlinien des Lebensministeriums
und des Umweltbundesamtes.

Nach der zitierten Schienenverkehrslarm-Immissions-
schutzverordnung (SchlV) sind fir Schienenverkehrs-
larm die Immissionsgrenzwerte wie folgt festgelegt:

L, = 65 dB Tag
L, = 55 dB Nacht

(06:00 - 22:00 Uhr)
(22:00 - 06:00 Uhr)

Der zur Beurteilung von Schienenlarm heranzuziehende
Beurteilungspegel (L,) - das ist der um 5 dB reduzierte
energieaquivalente Dauerschallpegel durch Anwendung
des gesetzlich geregelten Schienenbonus - ist dabei
den Immissionsgrenzwerten gegenilber zu stellen.

Die Anwendung des Schienenbonus begriindet sich
unter anderem mit der Gerduschcharakteristik von
Schienenverkehrslarm (geringere Ereignishaufigkeit mit
dazwischen liegenden Ruhephasen), welcher Ublicher-
weise weniger storend empfunden wird als der eher
gleichmaRig einwirkende StralRenverkehrslarm.

Daruber hinaus kénnen sich - dhnlich wie beim Stralen-
verkehrslarm - die angegebenen Immissionsgrenzwerte
fur Schienenverkehrslarm in Abhangigkeit von der be-
stehenden Schallsituation vor Ort in gering belasteten
Gebieten um bis zu 5 dB verscharfen.

Weiters bestehen fallweise bundeslanderspezifische
Richtlinien und Verordnungen zum Larmschutz.

Die Verfahren der Umweltvertraglichkeitsprifung ge-
mal UVP-G sind insbesondere fiir groRere Bauvorha-
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ben wie beispielsweise fur Gberregionale Trassierungen
von Verkehrswegen (Lange > 10 km), aber auch fir um-
weltrelevante Betriebsvorhaben und z.B. bei Eingriffen
in Naturschutzbereiche anzuwenden.

Programm zur Sanierung von Eisenbahn-Bestands-
strecken

Durch die Ubereinkommen zwischen dem Bundes-
ministerium fir Verkehr, Innovationen und Technologie
(BMVIT) und den Bundeslandern Uber die schalltechni-
sche Sanierung der OBB-Bestandstrecken ist fiir beste-
hende Eisenbahnstrecken die Voraussetzung fir die
Umsetzung von LarmschutzmafRnahmen gegeben. Die
zugehorige Richtlinie lautet:

> Richtlinie fir die schalltechnische Sanierung der
Eisenbahn-Bestandsstrecken der Osterreichischen
Bundesbahnen, Ausgabe Janner 2006

Auch werden durch den Bund, die Bundeslander und
die Gemeinden die finanziellen Mittel zur Verfigung
gestellt, sodass die Umsetzung des Larmschutzes
abschnittsweise und Uber einen ladngeren Zeitraum
mdglich ist.

Fur eine einheitliche Vorgangsweise nach klar nachvoll-
ziehbaren Prioritaten wurde die Reihung der Projektab-
wicklung zwischen dem Bund und den Bundeslandern
vereinbart.

Dazu wurden fur alle Bundeslander nach den gleichen
Vorgaben so genannte “Schienenlarmkataster” erstellt.

4.6 FLUGLARM

Das bestehende Luftfahrtgesetz von 1957 (BGBI.
Nr. 253/1957) und seine Durchfliihrungsverordnungen
betreffen vor allem die technische Sicherheit, hingegen
haben 6kologische Aspekte nur untergeordnete Bedeu-
tung. Aktualisiert wurden aber per Bundesgesetz
(BGBI. Nr. 40/2005) mogliche larmbedingte Betriebsbe-
schrankungen auf Flughafen.

Grenzwerte flr Larmemissionen beim An- und Abflug
bzw. Eintragungs- und Zulassungsbeschrankungen ent-
halt die Zivilluftfahrzeug-Larmzulassigkeitsverordnung
(ZLZV 1993). So wird beispielsweise bei Disenflugzeu-
gen zwischen ‘“larmzertifizierten” und “nicht [arm-
zertifizierten” Maschinen unterschieden.

Bei der Larmzertifizierung unterscheidet man Flugzeuge
durch Zuordnung in Gruppen (“Kapitel”). “Kapitel 2 -
Flugzeuge” durfen in der EU nicht mehr landen, “Kapitel
3 - Flugzeuge” entsprechen strengeren Bedingungen.

In dieser Gruppe (“Kapitel 3 - Flugzeuge”) sind in
OAL RL 24, BI 5 einige als larmarm festgelegt.
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Erweitert wird diese Reihung durch die neuesten “Kapi-
tel 4 - Flugzeuge”, welche noch strengere Bestimmun-
gen einzuhalten haben.

>
Diese Kapitelbezeichnungen beziehen sich auf Festle-

gungen in Band | der zweiten Ausgabe (1988) des An-
hanges 16 zum Abkommen uUber die Internationale Zi-
villuftfahrt, herausgegeben von der “International Civil >
Aviation Organisation (ICAO).

Die ICAQ hat in Band I, Teil ll, Kapitel 4 des Anhanges
16 des Abkommens Uber die Internationale Zivilluftfahrt
einen neuen, strengeren Larmhochstwert bereits fest-
gelegt.

Dieser ist noch nicht in die 6sterreichische ZLZV lber-
nommen worden.

Fur eine im Osterreichischen Arbeitsring fiir Larm-
bekampfung” angedachte Arbeitsgruppe zur Erstellung
eines Merkblattes “Schutz vor Fluglarm” hat das Forum
Schall einen fachlichen Diskussionsbeitrag bereits for-
muliert, der in Tab. 7 zusammengefal3t ist.

Die Zielvorstellungen sind im Rahmen von Neu-
planungen und fiir Ausbauten bzw. Erweiterungen fur je-
ne bereits belastete Bereiche zu sehen, in denen der
Ausbau bzw. die Erweiterung eine Anderung von
1 dB oder mehr bewirkt (es gelten die rechnerisch er-
mittelten Veranderungen auf 1/10 dB gerundet).

Planungs-
geregelt in:

und Berechnungsgrundlagen sind

OAL RL 24, Bl 1 “Larmschutzzonen in der Um-
gebung von Flughéfen”; Janner 2004 (in Uberar-
beitung)

OAL RL 24, Bl 2 “Larmschutzzonen in der Umge-
bung von Flugfeldern”; Juni 2001 (in Uberarbei-
tung)

OAL RL 24, BI 3 “Erfassung und Dokumentation
der Schallimmission in der Umgebung von Flug-
platzen”; Janner 2004

OAL RL 24, Bl 4 “Information von Amtern und Biir-
gern uber die Schallimmission in der Umgebung
von Flugplatzen”; Janner 2004

OAL RL 24, Bl 5 “Daten zur Schallemission und
Performance der Luftfahrzeuggruppen”;
Janner 2004

Fluglirm: Schutz- und AusgleichsmaBnahmen

Zioorstallung

Lémmindarung im Rahmen des Flugbelriabes (larmame Flugzeuge,

Einbau von Schaliddmmilfiem h mm'S-:hla‘hn lmhmmlmﬁaumn n:-hna [

auszuschphen m zumuthanen Rakmen

Austausch bestghender Fensier _ Ermengios 6248
Austausch besiehender Fenster gegen Schallschutzfensier in Kombination I > 73 d
mit Schalidameniifiem in zum Schizfen besimmien Réumen ; AR
Kasfanfenster oder Machristung bestehendar Fenster mit Fensienarsate-
schadien (absorbierende Verklesdung der Fensteredbungen) in Kombination Limsigren >8948
it Schalidamelifiem in zum Schialen bestimmien Fismen
IRechnische Verbesza der Auanbaytails | Aubermwands und T

mﬂ i I: Lameiigren > 10148
Gaschiossane Loggien an Balonan, Anbau won Winbkanganan [(als L og, Tag =60 d8
Kompensation flr veriarene Freirume) Liag, dzec >35dB
Raumplanerische Malinahmen (Riickwidmung von noch nicht bebauten, t“' i :ﬁ;; ::
ausgewesenen Widmungen fir Wohnzwecke) py it

Lot o, i > 50 dB

Baubehdrdiiche Vorscheifien 10r rechiskriftig susgpewesans
Wehngebistswdmungen (Mindestanforderungen an den Schalschutz dr
AuBanhauteda)

gem. ONORM B 8115-2

Tab: 7T
Quicil: Fongm Schadl

Igberinimiminbcrmsre. ol
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47 GEWERBELARM

Gemal der Gewerbeordnung BGBI. Nr. 1994/194 idgF
darf eine Betriebsanlage nur genehmigt werden, wenn
der Betriebslarm die Nachbarn weder in ihrer Gesund-
heit gefahrdet noch unzumutbar belastigt. Die Zumut-
barkeit ist danach zu beurteilen, wie sich die durch die
Betriebsanlage verursachten Veranderungen der tat-
sachlichen ortlichen Verhaltnisse auf ein gesundes,
normal empfindendes Kind und auf einen gesunden,
normal empfindenden Erwachsenen auswirken.

Gewerbliche Betriebsanlagen dirfen in der Regel nur
mit Genehmigung der Gewerbebehdrde betrieben
werden, aber auch die Anderung einer Anlage ist meist
genehmigungspflichtig; im Genehmigungsverfahren
haben die Nachbarn Parteistellung.

Die Grenzen der Zumutbarkeit werden im Einzelfall
gesondert festgelegt, dazu werden zusatzlich zu den
relevanten Gesetzen und Verordnungen auch ONORMEN
und die Richtlinien des Osterreichischen Arbeitsringes
fir Larmbekampfung (OAL) und des Umweltbundesam-
tes (UBA) auf fachlicher Ebene herangezogen.

In vielen Fallen wird die Genehmigung der Betriebsan-
lage nur mit bestimmten Auflagen erteilt bzw. kénnen
laut Gewerbeordnung auch fur bestehende, bereits fri-
her genehmigte Betriebsanlagen unter bestimmten Vor-
aussetzungen auch noch nachtragliche Auflagen erteilt
werden.
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5. LARMKARTEN / SCHALLIMMISSIONSKARTEN

die Inhalte kurz & biindig:

Die Mdglichkeiten zur Veranschaulichung von
Larmsituationen durch Larmkarten / Schall-
immissionskarten werden aufgezeigt.

Das dreidimensionale und zeitlich veranderliche
Phanomen Larm wird dabei in zweidimensionaler
Form visualisiert und durch Lage-, Schnitt- und
Gebaudelarmkarten dargestellit.

I?arstellungsformen werden behandelt, welche
Uber- und Unterschreitungen von Richtwerten
erkennen lassen.

Auf Techniken zur vergleichenden Betrachtung
unterschiedlicher Ausfihrungsvarianten durch
Flachenbilanzen wird eingegangen.

Die Arbeitsschritte zur Erstellung von Schall-
immissionskarten und Aktionsplanen werden in
Ablaufdiagrammen veranschaulicht.
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SCHNELL-LESER-INFO

@ In Larmkarten wird das dreidimensionale,
zeitlich veranderliche Phanomen Larm
“nur” zweidimensional visualisiert.

Messungen stellen immer nur punktuelle
U Momentanaufnahmen dar und werden
27 durch meteorologische Bedingungen
beeinflusst.

In Larmkarten werden Schallsituationen
unter Mitwindbedingungen nachvollziehbar
28 objektiviert und machen dadurch raumbe-
zogene Planungen kommunizierbar.

¢

ﬁ? Larmkarten beziehen sich auf definiertes
'bu Niveau Uber Boden und schmiegen sich
29 sozusagen dem Gelénde an.

@ An den Grenzen der 5 dB-Zonen erfolgt

“} keine sprunghafte Anderung der Pegel, es

30 handelt sich immer um “flieRende”
Pegelanderungen.

Strategische Larmkarten zur Ermittlung
von Schwellenwertlber- oder
-unterschreitungen stellen L, .,-Werte dar.

o

w
=

¢

Zur Bildung der Gesamtimmission durfen
nur Beurteilungspegel aufaddiert werden.

Q cF

Die Teilimmissionen je Quellart
ermoglichen eine Prioritatenreihung
der MaRRnahmen.

8 CE

¢

Je kleiner der Punktraster bei
Berechnungen, umso exakter ist die
Schallsituation visualisierbar.

g T

Die Gesamtimmission dient primar dem
Vergleich mit Richtwerten und Grenz-
werten, um die Gesamtsituation hinsichtlich
Uber- oder Unterschreitungen zu beurteilen.

8 ¢Ead
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Die auf einen Bauteil einwirkende '
) Immission (ohne Reflexion) ist Grundlage
36 fur die Festlegung der Mindestanforderung

an den Bauteil.

Pegel in Gebaudelarmkarten kénnen von

Rasterlarmkarten bis zu 3 dB abweichen,

37 da die Reflexion des Bauteils in Gebaude-
larmkarten unberticksichtigt bleibt.

g@ Die Konfliktkarte wird durch Subtraktion
'.&\J des Schwellenwertes von der Teil-
a8 immissionskarte gebildet.

¢

.jé Die Immissionsempfindlichkeitskarte weist
"5-..1 Planungsrichtwerte anhand der
39 Widmungen aus.

@ Die Widmungskonfliktkarte wird durch

Subtraktion der Immissionsempfindlich-
40 keitskarte von der Gesamtimmission
gebildet.

g@ Larmschutz an Verkehrstragern ist nicht in
beliebigem MaRe mdglich. Es handelt sich
41 um eine Teilleistung zur LArmminderung.

@ Das Ziel, die “Verkehrslarm-Betroffenenzahl” '

zu senken, erfordert zusatzliche
42 raumplanerische / immissionsseitige
MaRnahmen.

Larmkarten beziehen sich auf :
Beurteilungszeitraume, in der Regel auf:

Tag (06:00 bis 19:00 Uhr)
Abend  (19:00 bis 22:00 Uhr)
Nacht  (22:00 bis 06:00 Uhr)

43

Die Gesamtimmissionskarte und Widmungs-*
konfliktkarte bieten die Grundlage flir Raum-
ordnungsentscheidungen wie: Festlegung
von Ortsentwicklungen und Neuwidmungen,
Ausweisung von Betriebs- und Wohnbauer-
wartungsgebieten.

44
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5.1 ALLGEMEINES ZU LARMKARTEN /
SCHALLIMMISSIONSKARTEN

Larmkarten/Schallimmissionskarten sind flachenhafte
Darstellungen der Schall-/Larmbelastung in beliebig be-
bauten oder unbebauten Gebieten eines festgelegten
Untersuchungsbereiches, z. B. eines Gemeinde-
gebietes.

Wie im Kapitel 3 “schalltechnische Grundlagen” bereits
angesprochen, wird erst durch die genormte und inter-
national standardisierte Beschreibung eines schwan-
kenden Gerausches durch eine einzige Zahl - den
L...-Wert - ermoglicht, Schallsituationen zu beschreiben
und interessierende Szenarien einer vergleichenden
Betrachtung zu unterwerfen.

Ein Nachteil dieser Methode im Realitatsvergleich ist
zweifelsohne, dass das dreidimensionale und zeitlich
veranderliche Phanomen Larm dabei in nur zweidimen-
sionaler Form visualisiert wird.

Wahrend Berechnungen in aller Regel auf nachvollzieh-
baren Ausgangsdaten beruhen, flachenbezogene
Aussagen liefern und nach den giltigen Rechen-
verfahren immer unter der Annahme von Mitwindsitu-
ationen (Wind in alle Abstrahlrichtungen) durchgefihrt
werden, stellen Messungen immer nur punktuelle
Momentaufnahmen dar.

Messungen konnen zudem nur bei definierten
Witterungsbedingungen durchgefiihrt werden, um
Verfalschungen durch zufallig vorherrschende meteoro-
logische Einflisse auszuschalten.

Darliber hinaus gestatten Larmkarten / Schall-
immissionskarten durch Simulation von Prognose-
zustanden einen Einblick in kiinftige Schallsituationen,
sei es zur Darstellung der Auswirkungen von
SchallschutzmalRnahmen am Bestand oder um
Informationen durch Visualisierung von Prognose-
szenarien nach Realisierung neuer Infrastruktur, einer
geplanten Betriebsanlage, den Bau neuer Gebaude, ei-
ner Freizeit- und Sportanlage u.a.m. zu gewinnen.

Was auch immer: Larmkarten / Schallimmissionskarten
vermogen Schallsituationen nachvollziehbar zu objekti-
vieren und machen dadurch raumbezogene Planungen
kommunizierbar.

Die erforderlichen schalltechnischen Berechnungen fur
die Erstellung von Schallimmissionskarten werden da-
bei computerunterstiutzt durchgefihrt.

Als Basis dient ein dreidimensionales Rechenmodell, in
welchem samtliche schalltechnisch relevanten Ge-
gebenheiten und Parameter wie die Lage der Verkehrs-
trager, Bebauungen und Bauformen, die Topografie,
LarmschutzmalRnahmen, Emissions-, Reflexions-, Ab-
sorptionskenngréRen u. dgl. integriert werden.

1G Umwelt und Technik

Um hochstmogliche Aussagegenauigkeit zu erlangen,
sind dazu auch moglichst genaue Inputdaten erforder-
lich, wobei den Gelande- und Bebauungsdaten, insbe-
sondere im Quellennahbereich, hochste Prioritat zu-
kommt. Um diesen Anforderungen gerecht zu werden,
ist es heutzutage Standard, fotogrammetrische
Auswertungen von aktuellen Flugbildern durchzufiihren,
um die rdumlichen Basisinformationen in erforderlicher
Genauigkeit auch groRflachig zur Verfligung stellen zu
konnen.

Diese Basisdaten werden je nach Aufgabenstellung im
Quellennahbereich zusatzlich durch terrestrische
Vermessungen mit noch héherer Genauigkeit erganzt.

Nachstehende Abb.8 zeigt exemplarisch den modell-
maRig nachgebildeten Verlauf einer Bahnstrecke in ei-
ner gebirgigen Landschaft, welche in Teilbereichen mit
begleitenden LarmschutzmalRnahmen ausgefuhrt ist.

-

Abb.: 8

Quelle: TAS lebensministerium.at

Grundlage fur die Visualisierung von Schallsituationen
bilden nun Berechnungen fir festgelegte Aufpunkte,
welche den Gelandekonturen - im interessierenden
Betrachtungsniveau tUber Boden - folgend je nach
Aufgabenstellung in einem festgelegten Raster durch-
gefuhrt werden. Aus dieser Berechnungsmethode mit
festgelegtem Raster ergibt sich auch der Begriff
Rasterlarmkarte.

Zur Bildung der Linien gleicher Schalldruckpegel - der
so genannten Isolinien - ist eine Interpolation zwischen
den Rasterpunkten erforderlich. Bei Farbdarstellungen
verlaufen diese Isolinien immer an der Grenze zwischen
zwei benachbarten Farbbereichen.

Die zur Veranschaulichung der Schall-Situationen im in-
teressierenden Untersuchungsbereich erstellten Karten
werden Ublicherweise in einer Zonierung in 5 dB-
Schritten erstellt, wobei jede Zone mit einer anderen
Farbe angelegt wird.

In diesem Handbuch werden grundsatzlich den 5 dB-
Klassen folgende Farben zugeordnet, welche auch den
Festlegungen gemaR OAL RL 36, BI 2 entsprechen.
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Pegelskala

<35dB
35-39dB
40 -44 dB
45-49dB
50 -54 dB
55-59 dB
60 - 64 dB
65 - 69 dB
70-74 dB
75-79 dB
>=80dB

Abb.: 9
Quelle: OAL RL 36, Bl 2

lebensministerium.at

In den Abb. 10 und 11 wird der im vorstehend abge-
bildeten Rechenmodell (Abb. 8) ersichtliche Siedlungs-
splitter in einer Larmkarte dargestellt.

Rasterlarmkarte

Abb.: 10 -

Quelle:_.}’AS lebensministeri;

Rastgﬁiérmkarte Detail

Abb.: 11

Quelle: TAS lebensministerium.at
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Zu beachten ist, dass die Immissionsbelastung in einer
Larmkarte immer bezogen auf ein definiertes
Betrachtungsniveau (im Beispiel 1,5 m tUber Boden) dar-
gestellt wird. Die Larmkarte / Schallimmissionskarte
schmiegt sich sozusagen dem Gelande an.

Zu beachten ist, dass an den Grenzen der farblich ab-
gebildeten 5 dB-Pegelzonen keine sprunghafte Ande-
rung der Immissionsbelastung erfolgt. Betrachtet man
den vorstehenden Detailausschnitt (Abb. 11), in wel-
chem auch die Isolinien in 1 dB-Schritten dargestellt
sind, so zeigt sich deutlich, dass es sich immer um
“flieRende” Pegelanderungen handelt, was bei der
Interpretation von Larmkarten zu bertcksichtigen ist.
Dies gilt sowohl bei Darstellungen in der Lage als auch
bei Schnittdarstellungen.

Bei der Interpretation von Larmkarten / Schall-
immissionskarten ist jedenfalls darauf zu achten, welche
KenngréRen darin abgebildet werden. In den strategi-
schen Larmkarten, die der Ermittlung von Schwellen-
wertiber- oder -unterschreitungen dienen, werden
definitionsgemald ausschlieBlich energiedaquivalente
Dauerschallpegel (L, - Werte) verwendet. Larmkarten
/ Schallimmissionskarten in schalltechnischen Detail-
projekten basieren hingegen in aller Regel auf Beurtei-
lungspegeln (L, - Werten), welche ausdriicken, dass
anzuwendende Anpasswerte (Zu- oder Abschlage) fir
bestimmte Larmarten bereits bertcksichtigt wurden.
Gesamtimmissionen werden durch energetische
Summation der Teilimmissionen verschiedener Quell-
arten gebildet, wobei fir Summationen immer Be-
urteilungspegel verwendet werden. In den Abbildungen
dieses Handbuches werden daher die verwendeten
Kenngréfien - sofern relevant - angefuhrt.

5.2 TEIL-, GESAMTIMMISSION UND

SCHNITTLARMKARTEN

Mit Schallimmissionskarten kénnen nun fir einzelne
Quellarten wie z. B. fur die Verkehrstrager Bahn und
StralRe oder flir Betriebs-, Industrie- und Gewerbe-
gebiete bzw. fur Freizeitnutzungen u. dgl. die jeweils re-
sultierenden Teilimmissionen getrennt dargestellt
werden.

Im folgenden Beispiel werden die Auswirkungen durch
Teil- und Gesamtimmissionen im Bereich von drei ange-
nommenen Wohnhausern exemplarisch dargestellt, wel-
che einerseits zwischen einer Strale und einer
Bahnstrecke gelegen sind und sich andererseits auch im
Einwirkungsbereich eines Betriebes befinden. Uber die-
se einzelnen Teilkarten kdénnen je nach Bedarf die
Teilimmissionen von bestimmten Quellen durch energe-
tische Summation der Beurteilungspegel (L-Werte) bis
zur “Gesamtimmission” (sprich: Darstellung der Gesamt-
larmbelastung, verursacht durch alle interessierenden
Quellen), insbesondere fir Beurteilungszwecke in
Fragen der Raumordnung, aufaddiert werden.
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Teilimmission StraBe allein, Tagzeit, L,

Abb.: 12

Quelle: TAS lebensministerium.at

Teilimmission Bahn allein, Tagzeit, L,

Abb.: 13

Quelle: TAS lebensministerium.at

Teilimmission Betrieb allein, Tagzeit, L,

— 4
101

Anrainer

Arbeitsschritte

1. Schritt

Erstellung der Teilimmissions-
karten fir jede Quellart,

im Beispiel:

Abb. 12 StralRenlarm

Abb. 13 Bahnlarm

Abb. 14 Betriebslarm

Teilimmission
Strale (Abb.12)

Teilimmission
Bahn (Abb.13)

Teilimmission
Betrieb (Abb.14)

2. Schritt
energetische Addition der Teil-
\ immissionen Abb. 12, 13, 14

Gesamt-
immission
(Abb. 15)

3. Schritt

Darstellung der Gesamt-
immission, im Beispiel:
Abb. 15

Die Teilimmission je Quellart (Stralle, Schiene, Betrieb)
beantwortet die Frage, mit welcher Pegelh6he Immissi-
onen an einem beliebigen Betrachtungspunkt einwir-
ken. Es kann somit eine Reihung der Immissionseintra-
ge erfolgen und dadurch festgestellt werden, welche
Quelle fur die MaRnahmensetzung vorrangig behandelt
werden sollte.

Larmkarten / Schallimmissionskarten werden durch Be-
rechnungen in einem festgelegten Raster, z.B.
10 m x 10 m, berechnet. Fur eine Untersuchungsflache
von z.B. 1 km2 sind somit insgesamt 10.000 Einzel-
punktberechnungen erforderlich. Die Immissionen zwi-
schen den Rechenpunkten werden, wie bereits
erwahnt, durch Interpolation bestimmt und ermdglichen
die Darstellung der Isolinien in den Larmkarten. Je klei-
ner der Punktraster fur die Berechnungen ist, umso
exakter ist daher die Schallsituation darstellbar.

Die Gesamtimmission dient primar dem Vergleich mit
Richtwerten und Grenzwerten, um die Gesamtsituation
hinsichtlich vorhandener Uber- und Unterschreitungen
beurteilen zu kénnen.

Abb.: 14
Quelle: TAS lebensministerium.at
Pegelskala
Gesamtimmission StraBe+Betrieb+Bahn, Tagzeit, L, 25 B
<
35-39dB
40 - 44 dB
45 -49 dB
50 - 54 dB
55-59dB
60 - 64 dB
65 - 69 dB
70-74 dB
75-79dB
>=80 dB
Abb.: 15 Abb.: 9
Quelle: TAS lebensministerium.at Quelle: OAL RL 36, BI 2 lebensministerium.at
¥
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Betrachtet man die Gesamtimmission zur Tagzeit im Querprofil durch einen angenommenen Schnitt
durch die drei Wohngebaude, so ergibt sich folgende Schnittlarmkarte:

Schnittlarmkarte, Tagzeit, L,

Abb.: 16
Quelle: TAS

lebensministerium.at

Bei analoger Vorgangsweise und Berechnung der Teilimmissionen Straf3e, Betrieb und Bahn sowie Bildung der
Gesamtimmission durch energetische Summation der Beurteilungspegel ergibt sich fiir die Nachtzeit:

Schnittlarmkarte, Nachtzeit, L,

Abb.: 17
Quelle: TAS

lebensministerium.at

Beim Vergleich der Schnittlarmkarten “Tag” und “Nacht”
zeigt sich, dass die Emission der Stral3e entsprechend
der Abnahme des Verkehrsaufkommens in der Nacht
geringer wird, wahrend die Emission an der Bahn-
strecke zunimmt, was Ublicherweise durch den
hoéheren Guterzuganteil zur Nachtzeit auf Bahnstrecken
auch typisch bzw. reprasentativ ist.

5.3 GEBAUDELARMKARTEN

Eine andere Form der Darstellung von Immissions-
belastungen bietet sich in Form von so genannten
Gebaudelarmkarten. Dabei werden die einzelnen
Objekte geschoss- und fassadenweise im Rechen-
modell abgetastet und die einwirkende Teil- oder
Gesamtimmission an Betrachtungspunkten berechnet,
welche 0,5 m vor der Fassade liegen. In der Gebaude-
larmkarte (Abb. 18) werden die Pegelwerte an den
Fassaden numerisch ausgewiesen.

Im Gegensatz zu Rasterlarmkarten wird bei dieser Form
der Berechnung die Reflexion an der Gebaudefassade
bzw. an der Fensteroberflache nicht berticksichtigt und
dadurch die Situation bei einer Messung vor gedffnetem
Fenster (auRerhalb) simuliert.

Die auf einen Bauteil einwirkende Immission (ohne
Reflexion der z. B. betrachteten Bauteilflache) ist

1G Umwelt und Technik

Grundlage fir die Festlegung der Mindestanforderung
an Bauteile, wie z. B. die Mindestanforderung hinsicht-
lich der Schalldammung eines Fensters.

Bei Gebaudelarmkarten kénnen im Vergleich zu
Rasterlarmkarten - durch die Nichtbertcksichtigung der
“Reflexion des betrachteten Bauteils” - Pegelab-
weichungen resultieren, welche in einer GroRenordnung
bis 3 dB liegen.

w
~

Diese Unterschiede stellen keine Abweichungen oder
Ungenauigkeiten dar, sondern resultieren einzig aus
den unterschiedlichen Betrachtungsweisen bzw. Frage-
stellungen.

Gebaudeldarmkarte, Tagzeit, L,

Anrainer

Abb.: 18
Quelle: TAS

lebensministerium.at
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5.4 KONFLIKTKARTEN

Werden nun gemaf der EU-Umgebungslarmrichtlinie
bzw. auf Basis des Bundes-/Landes-LarmG strategi-
sche Larmkarten, getrennt nach den interessierenden
Quellarten Bahn, StraRe, Flug, Betrieb und Ballungs-
rdume sowie getrennt nach den zugrunde zu legenden
Beurteilungszeitraumen, erstellt und liegen die quellar-
tenbezogenen Teilimmissionskarten vor, so ist in weite-
rer Folge die Frage interessant, in welchen Einfluss-
bereichen der jeweiligen Quelle die anzuwendenden
Schwellenwerte Uber- oder unterschritten werden. Zu
diesem Zweck wird von den Teilimmissionskarten der
jeweils anzuwendende Schwellenwert arithmetisch sub-
trahiert.

In diesem Handbuch wird fiir die Darstellung der Uber-
oder Unterschreitungen von anzustrebenden Schwellen-
oder Planungsrichtwerten folgende Pegelskala verwen-
det:

Differenzpegelskala

<-20dB
-20 bis -16
-15 bis -11
-10 bis -6
-5 bis -2
-1 bis 1
2 bis 4
5 bis 9
10 bis 14
15 bis 19
>=20dB

Abb.: 19

Quelle: OAL RL 36, Bl 2; mod. TAS lebensministerium.at

“Rote” Farbtdne weisen bei dieser Skala Uberschreitun-
gen des Schwellenwertes aus, “griine” Tone bedeuten,
dass der Schwellenwert unterschritten wird.

Im Bereich des Schwellenwertes wird der Farbton
“Grau” verwendet, welcher darauf hinweist, dass weder
Uber- noch Unterschreitungen vorliegen. Der
Grenzbereich von +/- 1 dB wurde in Hinblick auf die ins-
gesamt erzielbare Genauigkeit berlcksichtigt.
Angemerkt wird, dass diese Skala zur Darstellung von
Differenzpegeln bewusst von der Farbskala gem.
OAL RL 36, BI 2 abgeandert und erweitert wurde, um
positive Effekte durch griine und negative Effekte durch
rote Farbtdne zu visualisieren. Je intensiver die Farbe,
umso ausgepragter ist der Effekt.

Verschneidet man strategische Larmkarten mit
Schwellenwerten (beispielsweise bezogen auf den
Betrachtungszeitraum Nacht), so ergeben sich flr das
gewahlte Musterbeispiel infolge Schwellenwertiiber-
oder -unterschreitungen Konfliktkarten, getrennt nach
den Quellarten Strafde, Betrieb und Bahn, wie folgt:
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Konfliktkarte StraBe, Nachtzeit, L, .,

Abb.: 20

Quelle: TAS lebensministerium.at

Konfliktkarte Betrieb, Nachtzeit, L, .,

Abb.: 21

Quelle: TAS lebensministerium.at

Konfliktkarte Bahn, Nachtzeit, L,

Abb.: 22

Quelle: TAS lebensministerium.at
5.5 WIDMUNGS-KONFLIKTKARTEN

Liegen nun fur einen bestimmten Untersuchungs-
bereich (wie dies durch die Umgebungslarmrichtlinie
vorgesehen ist) quellenbezogene Teilimmissionskarten
(strategische Larmkarten) vor, kann weiters fur
Beurteilungen gem. OAL RL 36, Bl 1 durch energetische
Summation der Beurteilungspegel L, wie in unserem
Beispiel die Gesamtimmissionskarte gebildet werden. In
weiterer Folge ist nun die Frage interessant, ob und in
welchen Bereichen anzuwendende Planungsrichtwerte
Uberschritten werden.

i
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Gesamtimmission StraRe+Betrieb+Bahn, Nachtzeit, L,

Gesamtimmission StraRe+Betrieb+Bahn, Tagzeit, L,

Abb.: 23 Abb.: 26
Quelle: TAS lebensministerium.at Quelle: TAS lebensministerium.at

Die Gesamtimmissionen in den Abb. 23 und 26 erlauben einen direkten Vergleich der Immissionssituation zur Tag-
und Nachtzeit. Die nachstehend abgebildeten Immissionsempfindlichkeitskarten in den Abb. 24 und 27 zeigen die
Planungsrichtwerte fiir die interessierenden Flachen (Betrieb und Wohnungen), abgeleitet aus den
Widmungskategorien des rechtskraftigen Flachenwidmungsplanes.

Immissionsempfindlichkeitskarte Tag, L, ., Immissionsempfindlichkeitskarte Nacht, L, .,
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Abb.: 24 w B Abb.: 27 .
Quelle: TAS lebensministerium.at Quelle: TAS lebensministerium.at

Die Widmungskonfliktkarte wird des Weiteren durch EDV-technische Verschneidung der Gesamtimmission mit der
Immissionsempfindlichkeitskarte gebildet. In diesem Beispiel getrennt fiir die Beurteilungszeitraume Tag und Nacht.

Widmungs-Konfliktkarte Tag, AL Widmungs-Konfliktkarte Nacht, AL
/
' 40
JWetrieb D Wetrieb
[
Anrainer : Anrainer
. /
Y el |
S
(3]
gy £ 00
S/
S/
<Q
5/
Abb.: 25 Wy Abb.: 28 /
Quelle: TAS lebensministerium.at Quelle: TAS lebensministerium.at

Nach der verwendeten Skala zur Darstellung der Pegeldifferenzen ist die Farbe “grau” als neutral zu werten,
rote Farbténe bedeuten Uberschreitungen, griine Farbténe weisen die Einhaltung bzw. Unterschreitung der
Zielwerte aus. Im vorliegenden Beispiel liegen Uberschreitungen, insbesondere in den Nachtstunden, bedingt durch
Teilimmissionen ausgehend von der Bahnstrecke, vor.
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LARMMINDERUNGSPLANUNG -
AKTIONSPLAN (OAL 36, BL 1)

5.6

Werden nun im Zuge der Larmminderungsplanung in
unserem Musterbeispiel Larmschutzmallnahmen an
Strafle und Bahn geplant, so ist die Veranderung der
Immissionsbelastung prognostizierbar.

Gesamtimmission StraRe+Betrieb+Bahn, Tagzeit, L,
ohne LarmschutzmaRnahmen

Abb.: 29
Quelle: TAS

lebensministerium.at

Gesamtimmission StraRe+Betrieb+Bahn, Tagzeit, L,
mit LairmschutzmafRnahmen

Abb.: 30

Quelle: TAS lebensministerium.at

Die erzielbare Wirkung im Prognosezustand wird durch
EDV-technisches Verschneiden der relevanten Larm-
karten durch eine Differenzlarmkarte dargestellt.

Differenzkarte zur Darstellung der Wirkung, AL

lebensministerium.at

Quelle: TAS

Negativen Effekten durch Pegelanhebungen werden
dabei rote Farbtone zugeordnet, kein Effekt wird durch
die Farbe “grau” dargestellt, alle tUbrigen Farben in
Grinténen verdeutlichen positive Wirkungen durch
Pegelminderungen in unterschiedlicher Auspragung.
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Arbeitsschritte

1. Schritt

Erstellung der Gesamt-
immissionskarte ohne Larm-
schutz (Abb. 29).

2. Schritt

Gesamtimmisson
ohne Larmschutz

minus

Gesamtimmisson | Erstellung der Gesamt-
mit Larmschutz | immissionskarte mit Larm-
schutz (Abb. 30).
3. Schritt
Subtraktion
(Abb. 30 minus Abb. 29)
Differenzkarte 4. Schritt )
mit / ohne L&rm- Darste]lung Sjer. Differenz-
schutz karte, im Beispiel:
(Abb. 31)

Wie in Abschnitt 4 bereits erwahnt, entsprechen
Schwellenwerte nach dem Umgebungslarmgesetz
nicht zwangslaufig den anzustrebenden Planungsricht-
werten gemafR den Widmungen. Larmschutzmalnah-
men an Verkehrstragern sind insofern Grenzen gesetzt,
als sie finanzierbar und technisch machbar sein mis-
sen, und sind daher nicht in beliebigem Male realisier-
bar. Es kann sich also “nur” um eine vertretbare Teil-
leistung zur Larmminderung handeln.

Soll das Ziel verfolgt werden, die durch Verkehrslarm
beeintrachtigte Betroffenenanzahl zu senken, sind
zusatzliche MalRnahmen, vor allem hinsichtlich der Ein-
haltung von Mindestabstanden sowie immissionsseitige
MaRnahmen notwendig. Im Sinne dieser Zielsetzung
sind daher weiterfiihrende Larmminderungsplanungen,
insbesondere auf Landes- und Gemeinde-Ebene
geman OAL RL 36, Bl 1 unerlasslich.

Wesentlich fur die Finanzierbarkeit von Planungen auf
Gemeindeebene ist zweifelsohne, dass die im Zuge der
Umsetzung der EU-Umgebungslarmrichtlinie erarbeite-
ten Vermessungs- und Modelldaten (an Verkehrstra-
gern mehrere km Auswertebreite) fir weiterfihrende
Planungen auf Bundes-, Landes und Gemeindeebene
wechselseitig zur Verfugung stehen.

Verantwortliche und Entscheidungstrager sind daher
aufgefordert, diesbezliglich Rahmenbedingungen zu
schaffen, welche Synergien nutzbar machen, um grol3-
flachig wertvolle Informationen in Larmfragen als
Grundlage fur die Raumordnung zu erlangen.

Pegelskalen
Beurteilungspegel Differenzpegel
<35dB <-20dB
- 35-39dB - -20 bis -16
40-44dB -15 bis -11
45-49dB ____ -lobis 6
50 - 54 dB -5 bis -2
55 - 59 dB -1 bis 1
60 - 64 dB 2 bis 4
65 - 69 dB T 5bis9
70-74dB 10 bis 14
75-79dB 15 bis 19
Abb.: 32 >=80dB >=20d8
Quelle: OAL RL 36, Bl 2; mod. TAS lebensministerium.at
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Eine alternative Darstellung der Wirkung von MafR- Arbeitsschritte
nahmen besteht in der Visualisierung in Form von
Schnittlarmkarten (Abb. 33 bis Abb. 35).

Schnittlarmkarte 1. Schritt
Pegelskalen ohne Larmschutz Erstellung der Schnittlarm-
karte ohne Larmschutz
(Abb. 33).
Beurteilungspegel Differenzpegel
minus
<35dB <-20dB

35-39dB -20 bis -16 Schnittlarmkarte | 2. Schritt

40 - 44 dB -15 bis -11 mit Larmschutz | Erstellung der Gesamt-

45-49 dB -10 bis -6 immissionskarte mit Larm-

50 - 54 dB ~ 5bis-2 schutz (Abb. 34).

55 - 59 dB -1 bis 1 '

60 - 64 dB ~ 2bis4 gu E’frmon

sg ) si gg 12 E:Z ?4 (Abb. 34 minus Abb. 33)

75-79dB 15 bis 19 Differenzlarmkarte

>=80 dB >=20dB ohne / mit Larm- 4. Schritt
schutz Darstellung der Differenzlarm-
Abb.: 32 karte, im Beispiel:
Quelle: OAL RL 36, BI 2; mod. TAS lebensministerium.at (Abb. 35)
Schnittlairmkarte Gesamtimmission Tag ohne
LarmschutzmaRnahmen, L,

Abb.: 33
Quelle: TAS lebensministerium.at

Schnittlarmkarte Gesamtimmission Tag mit
LarmschutzmaBnahmen, L,

Abb.: 34
Quelle: TAS lebensministerium.at

Differenzlarmkarte Tag, Wirkung der
LarmschutzmafRnahmen AL

Abb.: 35
Quelle: TAS lebensministerium.at
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5.7 FLACHENBILANZ

In diesem Handbuch wird Gber die bereits angefiihrten
Darstellungsformen hinausgehend das Instrument der
Flachenbilanz bei ausgewahlten Musterbeispielen ein-
gesetzt, um insbesondere die Veranderungen einer
Schallsituation aufgrund schalltechnisch glnstiger
Planungen oder aufgrund der Wirkung zusatzlicher
LarmschutzmalRnahmen visualisieren zu kénnen.

Die Darstellung erfolgt dabei in tabellarischer und grafi-
scher Form durch:

> Tabelle “Immissionen in 5 dB-Klassen”
> Diagramm “Flachenbilanz und Umlagerung”

Tabelle “Immissionen in 5 dB-Klassen”

Spalte: 1 2 3 4 5
5 5
[T} i s
s lEx|E5| 2 | £
] EE EE 5 g
= E i -E 3 ] E'
o a 2 & 2 z E
= af | &EF - 3
g =39 d8 g 0% d
35-3048 | 0% o 0%,
W-gaga] 100% &%
45-.45d0 | a1 B A3,
E0-54d8 | 40% % g%
s5.56d8 | =% 0% 5 57%
B0 - B4 0B 0% 0% 0%
B5.A8d8 | O 0% 0%
- 74 48 06 0% g
75.70d8 | 0% 0% 0%
»= B0OE | 0% 0% 0%
Bumme | 100%  100% %

Die in Spalte 1 farblich hinterlegten 5 dB-Klassen veran-
schaulichen die Immissionsbelastung der einer verglei-
chenden Betrachtung unterworfenen Schallimmissions-
karten. In Spalte 2 werden die Prozentanteile der 5 dB-
Klassen des Auswertebereiches der “VORHER” -
Flache (vor Setzung von Maflnahmen) ermittelt, in
Spalte 3 die Prozentanteile der 5 dB - Klassen des Aus-
wertebereiches der “NACHHER” - Flache (nach
Setzung von MalRnahmen) ausgewiesen.

Die Gegenuberstellung der Spalten 2 und 3 ergibt in
Spalte 4 die Anderung in jeder einzelnen Klasse, wobei
“grun” hinterlegte Zeilen einer Zunahme von Flachen
niedriger Pegelbelastung entsprechen und Zeilen mit
hinterlegter “Lachsfarbe” eine Abnahme von Flachen
mit hoher Pegelbelastung widerspiegeln.

Der Prozentanteil von Flachen, deren Immissionsbe-
lastung verandert wird, ergibt die insgesamt erzielbare
Umlagerung in Spalte 5, im vorliegenden Beispiel
von 97 %.
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Diagramm “Flachenbilanz und Umlagerung”

<€ N UmLAGERUNG

5
e
.
= %
]
- '-
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A AR 3& E‘
S ; 5
100~
) ) ¥ ¥ N o W -
B I % & K 2 = F
£ & ¥ F H 3

In der Grafik werden die Veranderungen gemaf Spalte
4 veranschaulicht. Diese lassen auf einen Blick die
Gesamtauswirkungen erkennen und verdeutlichen
durch Darstellung in 5 dB-Klassen zudem die Qualitat
der Verbesserung.

Je niedriger die erreichten 5 dB-Klassen (“NACHHER” -
Flache) in Relation zur Ausgangssituation (“WORHER” -
Flache) liegen, umso hoher ist die durch die Planung
oder MalRnahme erzielte Verbesserungswirkung.

Bei der Beurteilung der Verbesserung ist immer die
Gesamtwirkung in allen 5 dB-Klassen zu beachten, da
es in Sonderfallen vereinzelt in héheren Pegelbereichen
zu leichten - meist durch Reflexionen an schallharten
Flachen bedingten - Anhebungen kommen kann, ob-
wohl insgesamt eine signifikante Verbesserung erzielt
wird.

AUSZUG AUS OAL RICHTLINIE
NR. 36, BLATT 1

5.8

Unter Beriicksichtigung der in Osterreich gewonnenen
Erfahrungen und der zwischenzeitlichen Entwicklung
des Standes der Technik wurde eine neue Ausgabe der
OAL RL 36, Bl 1 “Erstellung von Schallimmissions- und
Konfliktkarten, Planung von Larmminderungs- und
VorsorgemafRnahmen, schalltechnische Grundlagen flr
die ortliche und Uberdrtliche Raumplanung” erarbeitet
und 2006 fertiggestellt.

Bei Schallimmissionskarten ist die Darstellung fiir be-
stimmte Beurteilungszeitrdume Ublich. In der Regel wer-
den Beurteilungszeitrdume wie folgt unterschieden:

> Tag (06:00 bis 19:00 Uhr)
> Abend (19:00 bis 22:00 Uhr)
Nacht (22:00 bis 06:00 Uhr)

i
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Die zur Erstellung eines Larmsanierungskonzeptes
bendtigten Unterlagen werden wie folgt angefuhrt:

(1) Bestandsaufnahme

>  Schallimmissionskarte mit der Darstellung der
Schallimmission im betrachteten Gebiet, die durch
eine Schallquellengruppe verursacht wird.

>  Schallimmissionskarte mit der Darstellung der
Summe der Beurteilungspegel aller Schallquellen-

gruppen.

> Immissionsempfindlichkeitskarte mit der Dar-
stellung der Flachenwidmung und der damit gege-
benen Planungsrichtwerte.

>  Widmungs-Konfliktkarte mit der Darstellung der
Flachen, in welchen die Schallimmission die
Planungsrichtwerte Ubersteigt, fur die verschiede-
nen Schallquellengruppen und die Summe der
Beurteilungspegel und Larm-Einwohner-Index.

Der Larm-Einwohner-Index (LEI) ergibt sich fir ein
Konfliktgebiet aus der Uberschreitung des
Planungsrichtwertes durch den Beurteilungspegel.
Details zur Berechnung finden sich in
OALRL 36, BI 1.

>  Larmminderungsplanung - Aktionsplan

MaRnahmenplan mit der Angabe der zur Vermin-
derung der Uberschreitung der Planungsrichtwerte
mdglichen technischen, baulichen, gestalterischen,
verkehrlichen, widmungs-planerischen und organi-
satorischen Maflnahmen und der erzielbaren
Konfliktminderung. Dazu sind auch die Kosten ab-
zuschatzen und ein Zeitplan fir die Realisierung
anzugeben.

(2) Larmsanierungsplan

> Festlegung der Malnahmen, die in Zusammenar-
beit der zustéandigen Behdrden aufgrund der vor-
stehenden Darstellungen zur Durchfihrung be-
schlossen werden.

Um bestmogliche Grundlagen fur die in weiterer Folge
zu erstellenden MaRnahmenplane bzw. Aktionsplane zu
erhalten, ist es erforderlich, alle in einem Unter-
suchungsbereich (z. B. ein Gemeindegebiet) gelegenen
Quellarten gesondert zu behandeln und fir die interes-
sierenden Beurteilungszeitraume “Tag, Abend und
Nacht” zu erstellen.

Nur durch die gesonderte Betrachtung der einzelnen
Quellarten ist es auch mdoglich, je nach Quellart und
Beurteilungszeitraum die interessierenden Konflikt-
karten zu erstellen, wodurch die Ausarbeitung von ver-
ursacherbezogenen Maflnahmen erst ermdglicht wird.
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Dessen ungeachtet bieten die Gesamtimmissionskarte
und die Widmungskonfliktkarte die Grundlage fir
Raumordnungsentscheidungen hinsichtlich der Fest-
legung von Ortsentwicklungen und Neuwidmungen, ins-
besondere fir die Ausweisung von Betriebs- und
Wohnbauerwartungsgebieten.

Grundsatzlich sind gem. OALRL 36, Bl. 1 zur
Erstellung eines Flachenwidmungsplanes oder fir
die Wahl des Standortes nachfolgende Unterlagen
erforderlich:

(1) Bestandsaufnahme

>  Schallimmissionskarte mit der Darstellung der
Schallimmission im betrachteten Gebiet, die durch
eine Schallquellengruppe verursacht wird.

>  Schallimmissionskarte mit der Darstellung der
Summe der Beurteilungspegel aller Schallquellen-

gruppen.

> Ermittlung der zulassigen Widmung und des zulas-
sigen Standplatzes gemaR der bestehenden
Schallimmission.

(2) Geplante Flachenwidmung oder Standplatze

>  Festlegung der fir die geplante Widmung oder den
geplanten Standort einzusetzenden Planungsricht-
werte.

> Vergleich mit der bestehenden Schallimmission.

>  Flachenwidmung unter Beachtung der Planungs-
richtwerte, erforderlichenfalls mit Einsatz von
Schallschutzmalnahmen.

>  Fur Betriebsgebiete Planung mit dem Instrumenta-
rium der Kontingentierung zur Festlegung von
Emissions- und Immissionsfreirdumen.

> Mafnahmen zur Vermeidung der Erhéhung der
Schallimmission in ruhigen Gebieten oder Gebieten
mit einem besonderen Anspruch.

Die Planungsschritte zur Erstellung von Schallimmissi-
onskarten gem. OAL RL 36, Bl 1 bzw. zur Erstellung
von Aktionsplanen zur Umsetzung der EU-Richtinie
EU-RL 2002/49/EG gem. OAL RL 36, BI 2 sind auf den
nachfolgenden beiden Seiten schematisch dargestellt.

4
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Planungsschritte zur Erstellung von Schallimmissionskarten nach OAL Richtlinie Nr. 36, Blatt 1

Schallimmissionskarten
Schienenverkehr

Beurteilungspegel fir Beurteilungspegel fur Tag / Abend /

Tag / Abend / Nacht Nacht bzw. Tag / Nacht gem. SchlV

Schallimmissionskarten
StraBenverkehr 1

Schallimmissionskarten
Flugverkehr "
Beurteilungspegel flr
Tag / Abend / Nacht

Schallimmissionskarten
Betriebs- und Industrieanl. 1

Schallimmissionskarten
Sport- und Freizeitanlagen 1
Beurteilungspegel flr Beurteilungspegel fir
Tag / Abend / Nacht Tag / Abend / Nacht

Schallimmissionskarten
Schiffsverkehr 1
Beurteilungspegel fur
Tag / Abend / Nacht

Zwischenschritt der energetischeln Addition der Beurteilungspegel

\/

Schallimmissionskarten Gesamtbeurteilungspegel
fuir Tag/Abend/Nacht

Immissionsempfindlichkeitskarten
mit der Darstellung von Planungsrichtwerten fur Tag/Abend/Nacht

Zwischenschritt der rechentechnischen Verschneidung der Karten

Widmungs-Konfliktkarten
mit der Darstellung der Flachen, in welchen der Beurteilungspegel der einzel-
nen Schallquellen oder der Gesamtbeurteilungspegel die Planungsrichtwerte
Ubersteigt; in 5 dB-Stufen dargestellt fur Tag / Abend/ Nacht.

Zwischenschritt der Planung und Bewertung

Lérmminderungsplénung (Aktionsplan)

u.a. mit moéglichen technischen, baulichen, gestalterischen, verkehrlichen, wid-
mungsplanerischen und organisatorischen Manahmen zur Verminderung der
Schallimmission. Primares Ziel ist die Einhaltung der anzustrebenden Planungs-
richtwerte.

Beschluss der MaRnahmen

\

\J
Larmsanierungsplan
Festlegung der MalRnahmen, die in Zusammenarbeit der Behérden auf
Grund der vorstehenden Darstellungen zur Durchfiihrung
beschlossen werden.

Information der Offentlichkeit
Die Schallimmissionskarten sollen zur Einsicht zur Verfiigung stehen. Bei
der Aufstellung des Larmsanierungsplanes soll die Offentlichkeit infor-
miert und beteiligt werden.

1) Es sind alle der Schallquellengruppe im betrachteten Gebiet zuzuordnenden Schallquellen zu erfassen.

Abb.: 36
Quelle: OAL RL 36, Bl 1; TAS

lebensministerium.at
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Planungsschritte zur Erstellung von strategischen Larmkarten entsprechend der
nationalen Umsetzung der EU - RL 2002/49/EG

Berechnung des Larmindex L., Lgay, Levening UNd L gy
fiir die strategischen Larmkarten der einzelnen Schallquellengruppen

strategische Larmkarten Eisenbahnverkehr

strategische Larmkarten StraBenverkehr "
Lden und I-night

Lgen UNd Ligne

. u . strategische Larmkarten

1)
strategische Larrka;t::: E'Y'Ier Flugverkehr Gelande fiir industrielle Tatigkeiten in Ballungs-
den night gebieten 2 Ly, und Ly

Zwischenschritt der rechentechnischen Verschneidung der Karten mit Schwellenwerten

| |

Konfliktkarten
mit der Darstellung und Beschreibung der Flachen, in welchen der Larmindex Ly, und Lpg die Schwellenwerte gemaf
Bundes-/Landes-LarmV fiir die obigen Schallquellengruppen lbersteigen (in 5 dB-Stufen dargestellt).

Zwischenschritt der Planung und Bewertung

'

Aktionsplan zur Regelung von Larmproblemen

u.a. mit moglichen technischen, baulichen, gestalterischen, verkehrlichen, widmungs-planerischen und organisatorischen
MaRnahmen. Primares Ziel ist die Einhaltung bzw. Unterschreitung der Schwellenwerte
fur die einzelnen Schallquellengruppen.
Es erfolgt keine Addition der Immission durch die verschiedenen Schallquellen. Als Unterlage fir die Raumordnung
und zur wirtschaftlichen Bemessung der Larmschutzmanahmen sollten jedoch fiir die Aktionsplane die
Larmkarten fir die verschiedenen Schallquellen auch gemeinsam zugrunde gelegt werden,
auch unter Beachtung der Nutzung in den betroffenen Gebieten.

'

Information der Offentlichkeit
Die strategischen Larmkarten und Aktionsplane werden von den zustéandigen Behdrden 6ffentlich aufgelegt
und Uber elektronische Medien allgemein zuganglich gemacht.

'

Ubermittlung an die Kommission
Die erfassten HauptverkehrsstraRen, Haupteisenbahnstrecken, Flughafen und Ballungsraume und die strategischen
Umgebungslarmkarten und Aktionsplane werden an die Europaische Kommission tbermittelt.

1) nur die Schallquellen mit dem jeweils im Bundes/Landes-LarmG festgelegten Verkehrsaufkommen
2) nur die gemaf Bundes/Landes-LarmG auszuweisenden Anlagen

Abb.: 37
Quelle: OAL RL 36, Bl 1 und BI 2; TAS lebensministerium.at

1G Umwelt und Technik






62 UMGEBUNGSLARM / INFORMATIONEN ZU WESENTLICHEN MASSNAHMEN AN DER QUELLE

SCHNELL-LESER-INFO
|@ Wirkung larmarmer Schienenfahrzeuge:
t “J 1. Werden _50 % de( Gijterwagen um
@ Der Fahrgeriuschgrenzwert konnte seit % 14 dB leiser, so sinkt der Immissions-
1970 stark reduziert werden, z.B.: pegel “nur” um 3 dB.
= fir Busse, LKW und PKW 2. Werden 90 % der Giiterwagen ersetzt,
um 10 dB und mehr. sinkt der Immissionspegel um rd. 10 dB.
ijﬁ ) @ Fur Rollgerausch-Reduktion gilt es: '
% Es besteht noch ein Minderungspotenzial Y] 1. Radrauigkei K
i zur Reduktion des Reifengerausches o - Radrauigkeiten zu senken
von Kfz. 2. Schienenrauigkeiten zu minimieren

3. weitere MalRnahmen zur Senkung
der Gerauschabstrahlung zu setzen

¢

'@. Das Gerauschminderungspotenzial durch ﬁﬁ' t
Fahrbahndecken betragt fir: .
a7
PKW 2-8 dB H Larmarme Bremssohlen lassen

s Minderung des fahrzeugbedingten
LKW 2-5 dB Schienenlarms um bis zu 10 dB erwarten.
abhangig von der Fahrbahn-Deckschicht.

g &

. . . Larmreduktion bei StraRenbahnen:
@ Bei Pflasterbg!agen ist zu b"eachten. @ - tiefer gezogene Schiirzen
") > Ebene Oberfldchen und groRere 56 - absorbierende Auskleidung und absor-
= Steinformate sind leiser. bierende Unterflache (Drehgestellbereich)
>  Reihenpflasterungen, sind lauter als
Bogenpflasterungen.
>  Pflasterungen mit losen Steinen und t
vertieften Fugen sind deutlich lauter.
t @ Boden-Absorberplatten im Bahn-
57 tunnel reduzieren den Innenpegel
.:i? Spurrillenfiller mindern die Gerduschent- im Tunnel um rd. 10 dB.
W wicklung bei der Kfz-Uberfahrt von
49 Bahnubergangen.

&

& Die Gerauschreduktion an Stahlbriicken
% Absorbierende Tunnelwande reduzieren erfordert in der Regel spezielle Mal-
die Schallabstrahlung an den Portalen. nahmenpakete.

) )

@ Hauptursache des Schienenlarms ist das @ Der Anraine_rsclhutz o) Fluglarm erfordert
p U neben emissionsseitigen MalRnahmen

& Rad-Schiene-Gerausch. 59 auch immissionsseitige sowie
raumplanerische MafRnahmen.

g ¢

&

. . Bei Betriebsanlagen sind die Gebaudeab- -
o Durch den stafken |nternat|onqlen Aus— % strahlung sowie liiftungs- und kilte-
U tausch ger Schlenepfahrzeuge ist Els_e-n- technische Anlagen in der Regel technisch
52 bahnlarm kein nationales sondern ein 60

beherrschbar, frei abstrahlende Flachen

IR E el s =it (Quellen) kénnen k.o.-Punkte darstellen.

bl

)
Find® Bl
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LARMSCHUTZMASSNAHMEN
ZUM STRASSENVERKEHR

6.1

Im Folgenden wird auf wesentliche mogliche
LarmminderungsmafRnahmen betreffend den strallen-
bedingten Verkehr eingegangen, welche ursachlich mit
dem Fahrzeug an sich, dem Fahrer und der Thematik
Geschwindigkeit, Reifen und Fahrbahn in Zusammen-
hang stehen.

PRIMARMASSNAHME “KRAFT-
FAHRZEUG”

Im praktischen Betrieb setzen sich die Gerdusche
eines jeden Kraftfahrzeugs aus zwei Anteilen zusam-
men: dem Antriebsgerdusch und dem Rollgerdusch.
Erst bei sehr hohen Geschwindigkeiten kommt zusatz-
lich das aerodynamische Gerausch (Umstromungsge-
rausch) hinzu.

6.1.1

Der Begriff “Antriebsgerausch” umfasst die Beitrage
des Verbrennungssystems (Motor) einschlieBlich sei-
ner Nebenaggregate mit dem Ansaugsystem und der
Auspuffanlage.

Die HOhe des Antriebsgerausches hangt nur von der
Motordrehzahl und der Motorbelastung ab, nicht von
der Fahrgeschwindigkeit.

Verkehrssituation und Fahrweise bestimmen also, wie
laut der Antrieb ist. Daneben spielt nattrlich die techni-
sche Auslegung des Fahrzeugs eine Rolle.

Die Grenzwerte fir den Larm von Kraftfahrzeugen wer-
den durch die Europaische Gemeinschaft als
Anforderungen an Neufahrzeuge festgesetzt, sodass
die Gerauschemissionsgrenzwerte bei der Fahrzeug-
typenprifung kontinuierlich gesenkt und eine Abnahme
der Antriebsgerausche feststellbar moéglich wurde, wie
die nachstehende Grafik zeigt.

Entwicklung des Fahrgerausches
in den letzten Jahrzehnten

o
el

Farrinepuppern Fam (e fosas Setorrades

g

o=
bl

¥ atrogm Suschgrarcwe t n [dil &-eeerint
-i - B

-
BLEL: | L] 1380 1455 155G pl ] s b SO
I e 2 e gung

Abb.: 38 / Quelle: Studie “Larmminderungs-

potenziale f. StralBen- u. Schienenverkehr”,

BMVIT, 2004 lebensministerium.at
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Fir PKW gilt seit dem Jahr 1995/96 ein Larmgrenzwert
von 74 dB (A-bewertet). Die bisweilen erreichte Larm-
minderung am Antrieb des PKW wird allerdings durch
die Zunahme von Anzahl und Streckenleistung und
durch die Zunahme leistungsstarker und schwerer
Fahrzeuge zum Teil egalisiert.

Seit dem Jahr 1996 betragt der von der EG beschlos-
sene Grenzwert fir schwere LKW 80 dB. LKW, die die-
sen Larmgrenzwert einhalten, kbnnen gemaf der 28ten
Novelle zur KDV 1967 (BGBI 451/1989) als “larmarme
LKW’ besonders mit einem “L” gekennzeichnet werden.

Damit wurde die Uberwachung von Benutzervorteils-
regelungen fir larmarme LKW deutlich vereinfacht.
Larmarme LKW sind in Osterreich vom geltenden
Nachtfahrverbot von 22:00 bis 05:00 Uhr auf allen
Transitautobahnen und begleitenden Bundesstrallen
ausgenommen.

Als larmarme LKW gelten LKW < 150 kW mit einem
Grenzwert von 78 dB und LKW > 150 kW mit einem
Grenzwert von 80 dB.

Fir Motorrader wurde mit Inkrafttreten der EU-
Richtlinie 97/24/EG ein europaweit einheitlicher
Gerauschgrenzwert je nach Maschinenleistung von 75
bis 80 dB festgelegt.

Jedoch erfasst das Gerauschmessverfahren fir
Motorrader die haufig auftretenden, besonders lauten
Fahrzustande mit hohen Drehzahlen nur unzureichend.

Motorrader kénnen damit im tatsachlichen Betrieb bei-
spielsweise die Gerausche von Lastkraftwagen deutlich
Ubertreffen. AuRerdem sind Motorradgerausche haufig
besonders auffallig, etwa wenn beim Beschleunigen ein
Pegelanstieg von 10 bis 15 dB innerhalb weniger
Sekunden auftritt.

Ein Problem stellen auch sehr hohe Gerausch-
emissionen dar, die verursacht werden, wenn bei
Kraftfahrzeugen z. B. Original-Schalldampfer durch lau-
tere Ersatzschalldampfer ersetzt werden oder wenn am
Fahrzeug andere larmerhéhende Veranderungen vor-
genommen werden.

Als technische Weiterentwicklungen am Fahrzeug-
sektor sind die in der Regel besonders leisen und meist
schadstoffarmeren Gas-, Solar- und Elektrowagen
sowie Hybrid- und Brennstoffzellenantriebe anzufiihren.

Allerdings befinden sich viele dieser derzeit noch sehr
teueren Technologien im Erprobungsstadium, sodass
sich zurzeit noch wenig Mdéglichkeiten bieten, auf diese
Fahrzeuge umzusteigen. Hier bleiben die Ent-
wicklungen der nahen Zukunft noch abzuwarten, zumal
auch nur eine groRere Verbreitung eine schalltechnisch
signifikante immissionsseitige Verbesserung erwarten
|asst.
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6.1.2 PRIMARMASSNAHME "KRAFTFAHRZEUG-
REIFEN”

Die Rollgerdusche vom Kraftfahrzeug hangen im
Wesentlichen von Geschwindigkeit, Fahrbahn und
Reifentyp ab. Bei h6heren Geschwindigkeiten oberhalb
ca. 50 km/h, (bei Neufahrzeugen oberhalb ca. 35 km/h)
Uberwiegt bei Personenkraftwagen das Rollgerausch
gegenuber dem Antriebsgerausch.

Hinzu kommt ein Trend zu schwereren Fahrzeugen mit
breiteren Reifen. Dies hat die Problemverschiebung hin
zum Rollgerdusch noch erheblich verstarkt.

Mit der im August 2001 veréffentlichten Richtlinie
2001/43/EG des europaischen Parlaments und des
Rates zur Anderung der Richtlinie 92/23/EWG des
Rates uber Reifen von Kraftfahrzeugen und Kraft-
fahrzeuganhangern und Uber ihre Montage besteht
eine einheitliche Messvorschrift fir die Messung der
Gerauschemission von Reifen; damit ist nun eine
Einstufung der verschiedenen Reifen nach ihrer
Gerauschemission mdglich.

Allerdings werden die Anforderungen der Richtlinie
bereits heute von vielen Reifen erfillt, sodass fir
Hersteller kaum Anreize zur Weiterentwicklung larmar-
mer Reifen bestehen. Sogar die Gerauschemissionen
der derzeit auf dem Markt befindlichen LKW-Reifen lie-
gen zum Teil deutlich unter den Grenzwerten der EU-
Richtlinie.

Weitergehende Reduktionen des Reifengerausches
sind aber nach fachlicher Beurteilung, ohne Einbufen
beim Nassbremsverhalten oder Rollwiderstand, durch-
aus noch moglich.

Der Studie “Larmminderungspotenziale fur StralRen-
und Schienenverkehr’, BMVIT 2004 zufolge wurden
mehr als 90% der befragten Personen das Angebot
zum Kauf larmarmer Reifen wahrnehmen, rund 60%
wirden sogar einen bis zu 10% hoheren Kaufpreis
akzeptieren und z. B. auf umweltbelastende Breitreifen
verzichten.

Dem Kaufer fehlen gegenwartig jedoch die nétigen
Informationen, einen larmarmen Reifen zu erkennen,
da keine Angaben Uber die Gerauschpegel der Reifen
verfugbar sind.

Es ist also durchaus ein hohes Potenzial zur Senkung
des StralRenverkehrslarms bei entsprechender
Regelung durch Verordnung betreffend larmarme
Reifen und deren Kennzeichnung erkennbar.

Eine Moglichkeit besteht in der Kennzeichnung von
larmarmen und kraftstoffsparenden Reifen mit dem
Umweltzeichen Blauer Engel, wie von der “Jury
Umweltzeichen” der Bundesrepublik Deutschland
bereits vorgesehen.

1G Umwelt und Technik

Beispiel Umweltzeichen

Abb.: 39 / Quelle: RAL, Deutsches Institut
f. Gltesicherung u. Kennzeichnung e.V.,

Deutschland lebensministerium.at

Beziiglich weiterer Details wird auf die OAL-Richtlinien
Nr. 35 “Larmarme Reifen” und Nr. 39 “Kostenein-
sparungspotenzial fur den Larmschutz an Stralen
durch Minderung des Rollgerausches mit dem Einsatz
larmarmer Reifen” verwiesen.

6.1.3 PRIMARMASSNAHME “LARM-
MINDERNDER FAHRBAHNBELAG”

Die Fahrbahn bzw. deren Eigenschaften spielen bei der
Schallanregung und Schallabstrahlung der auf der
Fahrbahnoberflache abrollenden Reifen eine wichtige
Rolle.

Durch die Unebenheiten der Fahrbahn wird der Reifen
beim Abrollen zu Radialschwingungen angeregt. Die
dadurch hervorgerufene Gerauschabstrahlung ist umso
starker, je unebener und rauer die Stralenoberflache
ist. So kénnen auf sehr unebenem Pflaster wesentlich
hohere Pegel entstehen als auf einem schalltechnisch
glnstigen Fahrbahnbelag.

Zudem werden aufgrund der Rotation des Rades im
Reifenprofil entstehende “Luftkammern” in schnellem
Wechsel von der Fahrbahnoberflache abgeschlossen
und wieder geoffnet (Stichwort “Air-Pumping-Effekt”),
was bei entsprechendem Tempo mit einer zumeist
hochfrequenten Gerauschabstrahlung verbunden ist.

Ein schalltechnisch optimierter Fahrbahnbelag muss
zum einen also so ausgelegt sein, dass die erwahnten
Mechanismen moglichst wenig Rollgerausch entstehen
lassen, andererseits kommt es darauf an, den nicht
weiter reduzierbaren Schall moglichst wirkungsvoll zu
absorbieren.

i
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Das setzt eine offenporige Deckschicht mit hohem
Hohlraumanteil voraus. Leider neigen hohlraumreiche
Deckschichten zum Verschmutzen, wodurch auch die
larmmindernde Wirkung abnimmt. Es gilt daher, praxis-
taugliche Reinigungsverfahren zu entwickeln. Uberdies
weisen offenporige Deckschichten aufgrund von
Abnultzungs- bzw. VerschleiRerscheinungen zumeist
nur eine zeitlich begrenzte bzw. eingeschrankte
Larmminderung auf.

Die aufgezeigten Probleme und Anforderungen erfor-
dern umfassende interdisziplinare Forschungs-
initiativen. Aktuell sind der Bau von weiteren
Teststrecken und weitergehende Untersuchungen in
Osterreich schon vorgesehen. Es darf in nachster Zeit
mit aktuellen Untersuchungsergebnissen und Er-
kenntnissen gerechnet werden.

So zeigten erste Untersuchungen fir PKW-Reifen
bereits, dass durch den Einbau dichter Oberflachen
und durch Realisierung optimaler Texturen eine
Minderung der Reifen-Fahrbahn-Gerausche von 2 bis
4 dB, unter Berlicksichtigung schallabsorbierender,
offenporiger Deckschichten neuester Technologie
sogar von 6 bis 8 dB erreichbar erscheinen.

Fir LKW-Reifen sind geringere Minderungspotenziale
bei dichten Fahrbahnoberflachen von etwa 2 dB zu
erwarten. Erst wenn man der Fahrbahndeckschicht
zusatzliche Eigenschaften wie hohes Schallab-
sorptionsvermodgen verleiht (offenporige Deck-
schichten), ist gegeniiber den “leisesten” dichten
Oberflachen das Gerauschminderungspotenzial der
offenporigen Fahrbahnen fir LKW-Reifen bei 4 bis 5 dB
anzunehmen.

Zur Beurteilung der Dauerhaftigkeit der Wirkung sowie
der Lebensdauer der Beldge sind die Ergebnisse von
Langzeituntersuchungen noch abzuwarten.

Gerduschminderungspotenziale von
Fahrbahndecken

Fahrzeogart | dichte Oberfiiche | oMonPOride

PEW 2-4d8 g-adB
LENY - 2dB 4-5d8
Tab.: 8, Qusle: Shedss LAmm-

mincenungspolenciale fic Stralten-
urd Schisrenyverkahe, BATTT, J004 behwrreamim derim at

Besonders leise sind feinkdrnige Belage (Korngrofle
0/6, 0/8, 0/11) und Belage mit einem groRen Monokorn-
Anteil. Eine Oberflache mit larmmindernden Eigen-
schaften besitzt zum Beispiel Sandpapier. Ahnlich
sehen Stralenoberflaichen aus, die mit Splitt abge-
streut werden.

Diese Abstreuung hat aber nur dann die gewlnschte
Wirkung, wenn der Grofdtkorndurchmesser unter 5 mm
liegt und das Korn mdglichst kubisch ist.

1G Umwelt und Technik

StraBenbelag “Asphaltbeton”

ca.2,5cm
B

Abb.: 40, Quelle: TAS lebensministerium.at

Straenbelag “Split-Mastix Asphalt SMA 11”

Abb.: 41, Quelle: TAS lebensministerium.at

StraBenbelag “Split-Mastix Asphalt LSMA 11”

Abb.: 42, Quelle: TAS lebensministerium.at

StraBenbelag “offenporiger Asphalt 20PA”

ca.2,5cm
e e

Abb.: 43, Quelle: TAS lebensministerium.at
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Pflasterungen:

Larmtechnische Auswirkungen von Pflasterungen wer-
den u.a. im Merkblatt Umweltschutz, Larm- und
Schadstoffe RVS 04.02.13 behandelt. Weiters liegen
Ergebnisse von Schallmessungen der Fachstelle
Larmschutz des Kantons Zurich vor.

Da bei Geschwindigkeiten unter 30 km/h, wie sie in
Ortskernen haufig sind, noch die Motorengerdusche
der PKW akustisch dominieren, sind beim Abroll-
gerausch der PKW-Reifen in diesem Geschwindigkeits-
bereich noch keine signifikanten messtechnischen
Unterschiede zwischen Asphaltbelag und Pflasterung
auszuweisen.

Bei Lastkraftwagen und anderen Nutzfahrzeugen sind
zumeist verstarkt Gerausche, ausgehend von den
Fahrzeugaufbauten, wahrnehmbar (z. B. Klappern;
Rasseln). Bei Geschwindigkeiten um 50 km/h kénnen
Pegelerh6hungen auf Pflasterdecken gegeniber
Asphaltbeton zwischen 3 und 8 dB auftreten.

Bei der Planung von Pflasterbelagen im Ortsbereich ist
zu beachten:

>  Ebene Oberflachen und gréRere Steinformate sind
leiser.

> Reihenpflasterungen, die rechtwinklig Gberfahren
werden, sind lauter als Bogenpflasterungen.

>  Pflasterungen mit losen Steinen und vertieften Fu-
gen sind deutlich lauter.

> Will man Larm reduzieren, so sind keine punktu-
ellen, sondern zusammenhangende Flachen zu er-
stellen, da auch der Wechsel der Gerauschkulisse
zwischen Belag und Pflasterung subjektiv stérend
empfunden wird.

Bei hoheren Fahrgeschwindigkeiten und bei Benutzung
der Strecken durch Lastkraftwagen ist daher ein
Austausch von Kopfsteinpflaster gegen alternative
Fahrbahnbelage Uberlegenswert.

PRIMARMASSNAHME “BRUCKEN-
DEHNFUGEN UND SPURRILLEN-
FULLER”

Zwischen den Uberbauten und den Widerlagern von
z.B. StralRenbriicken befinden sich Fugen, um tempera-
turbedingte Ausdehnungen ausgleichen zu kénnen.
Damit diese von Fahrzeugen gefahrlos gequert werden
kénnen, miissen geeignete Ubergangskonstruktionen
eingebaut werden.

6.1.4

Die entstehenden Unstetigkeiten in der Fahrbahn ver-
ursachen beim Befahren impulshaltige Ratter- und
Schlaggerausche, welche die Ublichen Fahrgerausche
teilweise deutlich Gberragen. Je nach Fugenbreite und
verwendeter Bauart sind diese Gerdusche selbst in
gréRBeren Entfernungen noch gut wahrnehmbar und

1G Umwelt und Technik
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fuhren haufig zu Beschwerden bei Anwohnern.
Messungen zeigen, dass Lamellenkonstruktionen deut-
lich lauter sind als Fingerkonstruktionen oder
Lamellenbauweisen mit aufgeschraubten Blechen mit
wellenférmigem Fugenverlauf. Die besten Konstrukti-
onen lassen die “Brickenfugen-Gerausche” kaum
mehr aus den Ublichen Vorbeifahrgerauschen horbar
hervortreten. Deutlich wahrnehmbare Bruckendehn-
fugen mit glattem StoRR entsprechen daher nicht mehr
dem Stand der Technik.

Auch Unstetigkeitsstellen in der Fahrbahn wie bei-
spielsweise Kanalabdeckungen, Fahrbahnschaden
(Schlaglécher) und Schienenquerungen kdnnen Anlass
zu Beschwerden geben.

Ein typisches Einsatzgebiet bei Bahnlibergangen und
Uberfahrbaren Anschlussgleisen in Werksgelanden, die
vom Individualverkehr gekreuzt werden, sind
Spurrillenflller. Diese Zusatzelemente bieten die
Maoglichkeit, die fir das Schienenrad nicht notwendige
Rille zu verschlieRen. Dadurch Iasst sich die Gerausch-
entwicklung bei der KFZ-Uberfahrt deutlich mindern.

Systemskizze “Spurrillenfiiller”

Abb.: 44
Quelle: TAS lebensministerium.at
6.1.5 PRIMARMASSNAHME “SCHALLAB-

SORBIERENDE VERKLEIDUNGEN”

Als Malnahmen gegen unerwilnschte Schall-
reflexionen an glatten (schallharten) Oberflachen wie
z.B. Stutzmauern, Einfriedungen u.dgl. bieten sich
Verkleidungen mit schallabsorbierenden Elementen
an.

Bei der Ausbildung von Tunnelstrecken koénnen
Schallabstrahlungen an den Portalen, bedingt durch
Reflexionen in der Tunnelrdhre, auftreten und in nahen
Anrainerbereichen stérend einwirken.

Durch schallabsorbierende Verkleidung der Tunnel-
wande in den Portalbereichen gelingt es, die Pegel-
Zeitverlaufe glinstig zu beeinflussen und die Immission
zu reduzieren.
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Nachstehende Abbildung zeigt - rot strichliert - den
Pegelschrieb bei schallharter Tunnelréhre. Die
Messposition lag ausserhalb des Tunnels in einer
Entfernung von ca. 30 m vom Portal, ca. 20 m seitlich
der Trassenachse in einer Hohe von 4 m Uber Gelande.

Pegelschrieb Tunnelportal

10d|
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Abb.: 45

Quelle: TAS lebensministerium.at

Vergleichsweise dazu wird die Anderung des Pegel-
Zeitverlaufes bei absorbierender Verkleidung der
Tunnelwande im Portalbereich durch die griin durchge-
zogene Linie veranschaulicht. Die erzielte Pegel-
minderung ergibt sich durch den Vergleich der beiden
Kurven (schraffierte Flache).

Schallabsorbierende Verkleidung / Tunnel

Quelle: Fa. Forster lebensministerium.at

LARMSCHUTZMASSNAHMEN
ZUM SCHIENENVERKEHR

6.2

Im Folgenden wird auf wesentliche mdgliche Larm-
minderungsmalnahmen betreffend den eisenbahnbe-
dingten Verkehr eingegangen, die ursachlich mit dem
Fahrzeug und dem Aufbau der Schienenstrecke an
sich, der Geschwindigkeit und insbesondere mit der
Thematik Rad und Schiene in Zusammenhang stehen.

1G Umwelt und Technik

Bahnlarm wird durch das Verkehrsaufkommen, die Art
und Lange der Zlge, den Anteil der Giterzige, die
Geschwindigkeit und den Zustand der Schienen pegel-
bestimmend gepragt.

Hauptursache des Schienenlarms ist das Abrollen der
Rader auf den Schienen, das so genannte Rad-
Schiene-Gerausch. Antriebsgerausche kommen eher
bei niedrigen Geschwindigkeiten (beispielsweise in
Bahnhdofen) zum Tragen.

An Hochgeschwindigkeitsstrecken gewinnen auch
aerodynamische Gerausche an Bedeutung.

Uberdies sind Larmbeléstigungen durch StraRen-
bahnen, Eisen- bzw. Schnellbahnen aufgrund von
Kurvenquietschen, auffalligen Lufter-, Brems- und
Beschleunigungsgerauschen als auch Stérungen durch
Lautsprecherdurchsagen bekannt.

Das Bestreben, mehr Giter- und Personenverkehr auf
die Schiene zu verlagern, kann bei Anrainern von
Eisenbahnstrecken, Bahnhdfen bzw. Guterum-
schlagplatzen eine Erhéhung der Larmbelastung bewir-
ken, welche gegebenenfalls durch Schutzmallinahmen
zu kompensieren ist.

Osterreich war das erste européaische Land, das im
Jahr 1993 die Gerauschemission von Schienen-
fahrzeugen mit der Schienenfahrzeug-Larmzulassig-
keitsverordnung (SchLV) limitiert hat.

Von der Europaischen Union wurden im Jahr 2002 flr
den Hochgeschwindigkeitsverkehr erstmals Emissions-
grenzwerte fir Neufahrzeuge und im Jahr 2005
Emissionsgrenzwerte fir Fahrzeuge im konventionel-
len Bahnsystem festgelegt:

>  Technische Spezifikation fur die Interoperabilitat
des transeuropaischen Hochgeschwindigkeits-
bahnsystems 2002/735/EG vom 30. Mai 2002

>  Technische Spezifikation fur die Interoperabilitat
des konventionellen transeuropaischen Bahn-
systems 2006/66/EG vom 23. Dezember 2005

Durch den starken internationalen Austausch der
Schienenfahrzeuge (insbesondere der Transport-
waggons) ist Eisenbahnlarm kein nationales, sondern
ein internationales Problem und daher auch nur inter-
national lésbar. So bleibt die Frage zur Emissions-
minderung des bestehenden Bahnfuhrparks zum Teil
noch unbeantwortet, da die lauten Fahrzeuge weiterhin
die Larmsituation pragen.

Hierzu ein einfaches Beispiel:

Geht man, wie in nachstehendem Diagramm, davon aus,
dass der gesamte Fuhrpark binnen 40 Jahren sukzessive
auf larmarme Fahrzeuge (strichlierte Linie) ausgetauscht
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wird, so ergibt sich die damit erzielte Pegelreduktion
gemal dem Verlauf der durchgezogenen Kurve.

Diagramm “Fluch der Akustik”
4 dil
44 Al H 0%
42 al A
i -\
44 dB Hia o
~ \
b3
44 a8
s \ 1%
14 a8 h
\\
4 B b,
Ti%
53 an b Y
bt
20 4 10
o0 o2 2048
0 dBTI0R THR. B 2 e
B0 dET; % B TN 1O
Abb.: 47
Quelle: Dr. Kalivoda; mod. TAS lebensministerium.at
Schlussfolgerungen:
1. Selbst wenn bereits 50 % der Wagen um

14 dB leiser sind als die Gbrigen alten Wagen,
sinkt der Immissionspegel fur die Anrainer
lediglich um 3 dB.

2. Erst wenn Uber 90 % der Glterwagen ersetzt
sind, wird die Emissionsreduktion auch immis-
sionsseitig mehr und mehr wirksam.

Beruicksichtigt man nun die hohe Lebensdauer der
bereits eingesetzten Schienenfahrzeuge (zum Teil
> 30 Jahre), so wird ersichtlich, dass durch den Tausch
der Garnituren auf larmarmere Schienenfahrzeuge erst
langfristig spurbare Larmminderungen erzielt werden,
wenn parallel mit den larmarmen Neubaufahrzeugen
auch die bestehenden Fahrzeuge larmtechnisch
saniert werden, d.h., so umgebaut werden, dass auch
sie weniger Larm emittieren.

PRIMARMASSNAHME “REDUKTION
DES ROLLGERAUSCHES”

6.2.1

Das Rad-Schiene-Gerausch wird primar durch die
Rauigkeit und die Interaktion von Rad und Schiene,
den damit verbundenen Schwingungsibertragungen
und der daraus resultierenden Rad- und Schienenab-
strahlung gepragt.
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Im Vergleich zur glatten Schienen- und Radfahrflache
wird das Rollgerausch bei Vorliegen von Rauigkeiten,
Riffeln, Flachstellen, Stéf3en und anderen Abweichungen
signifikant erhoht.

Zur Gerauschminderung gilt es:

> primar die Radrauigkeiten zu senken
> infolge die Schienenrauigkeiten zu minimieren

> sowie weitere Malknahmen zur Senkung der Ge-
rauschabstrahlung zu setzen

Ein groRes Potenzial zur Verminderung des Bahnlarms
am Fahrzeug wird derzeit in einer Anderung der
Bremstechnologie gesehen, da Klotzbremsen mit
“Grauguss-Sohlen” eine wesentliche Emissionsquelle
darstellen. Beim Bremsen mittels Graugussklotz ent-
steht ein welliges Muster auf dem Rad, wahrend die
K- oder Kunststoff-Sohle das Rad beim Bremsen glat-
tet. Scheibenbremsen und K-Sohlen sind daher Klotz-
bremsen mit Grauguss-Sohlen schalltechnisch vorzu-
ziehen. Je geringer die Rauigkeit, desto weniger Ge-
rauschentwicklung.

Der Einbau moderner larmarmer Bremssohlen, so
genannter Verbundstoff-Bremsklotze oder K-Sohlen,
lasst Minderungen beim fahrzeugbedingten Larm um
bis zu etwa 10 Dezibel erwarten.

Dieser Umbau ist nicht mit dem Tausch der Brems-
klétze getan, sondern es muss - da die K-Sohlen eine
hohere Bremsleistung bei gleichem Bremsdruck abge-
ben - die Bremsanlage jedes einzelnen Wagens gean-
dert werden, zudem miissen die Rader auf thermisch
resistente getauscht werden.

Reduktion der Schienenrauigkeit

Untersuchungen zum Schwingungs- und Schallab-
strahlverhalten des Oberbaus zeigen immer wieder,
dass die (dynamischen) Eigenschaften der verschiede-
nen Oberbauelemente Schiene, Schienenbefestigung,
Zwischenlage, Schwelle und Schwellenbesohlung auf-
einander abgestimmt werden muissen, will man ein
Gleis erhalten, das moglichst wenig Schall abstrahlt.

Auch ein “normales” Gleis muss im Rahmen der
Instandhaltung der Bahn gepflegt werden. Diese Pflege
ist notwendig, weil Schienen mit der Zeit verriffeln, d.h.
die Oberflache an Rauigkeit zunimmt. Es zeigt die
Erfahrung bzw. wurde durch Messungen (siehe dazu
Wiener Larmbericht Ausgabe 1997, Untersuchungen
zur U-Bahn Strecke UG6) bestatigt, dass der
Vorbeifahrpegel der Eisenbahnziige leiser wird, wenn
die Gleise durch Nachschleifen weniger verriffelt sind.

Bereits heute werden Schienenschleifverfahren ange-
wandt, die eine besonders glatte Schienenoberflache
erzeugen. Richtlinien der Bundesrepublik Deutschland
fuhren hierbei den Begriff “besonders Uberwachtes
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Gleis”. Doch sind die Schleifverfahren derzeit noch auf-
wendig und teuer. Die Verbesserung der Schleiftechno-
logie ist also mittelfristig erforderlich.

Mit dem so genannten “Hochgeschwindigkeits-
schleifen” befindet sich in Deutschland aktuell eine
Technik in der Entwicklung, die das Schienenschleifen
im Betrieb mdglich machen soll und - als regulares
Instandhaltungsverfahren eingesetzt - auch Kosten-
vorteile in der Instandhaltung bringen wiirde.

PRIMARMASSNAHME “STOSSFREIE
GLEISVERLEGUNG”

6.2.2

Die GleisstoRlicke ist einer der kritischsten Punkte im
Gleis. Das gilt sowohl fir das Gleis selbst (hoher
Verschleiy durch StoRwirkung der Rader) als auch fir
die Fahrzeuge, deren Laufruhe und Fahrkomfort durch
die Schienenstdfie eingeschrankt werden.

Lange Zeit waren Langenanderungen der Schienen,
die infolge von Temperaturschwankungen auftreten,
nicht anders zu kompensieren als durch das Anordnen
von Schienenstofen.

Erst mit der Einfuhrung von Schwergewichtsschwellen
aus Stahlbeton und mit der Entwicklung neuer, gegen
temperaturbedingte Wirkungen unempfindlichere
Stahlsorten sowie moderner SchweilRverfahren wurde
es moglich, Gleise Uber groRe Langen ohne St6Re zu
verlegen.

6.2.3 PRIMARMASSNAHME “ABSORBER
UND SCHURZEN”

Es gibt eine Reihe von technischen MalRnahmen zur
Reduktion der Gerauschabstrahlung der Rader. Diese
Reduktion kann einerseits durch Minderung der
Abstrahlung selbst (Radabsorber) und andererseits
durch radnahe Abschirmung (Radschiirzen) des abge-
strahlten Gerausches erfolgen.

> Radabsorber sind mechanische Elemente (Masse-
Feder-Elemente), welche auf die Radscheibe auf-
gebracht werden und den Radschwingungen ent-
gegenwirken. Eingesetzt werden sie heute
vorwiegend bei Triebfahrzeugen und teils bei
Reisezugwagen, um stérende Quietschgerausche
zu mindern bzw. zu verhindern.

> Radschirzen sind Verblendungen, welche vor den
Radern angebracht werden und so - wie eine sehr
nahe Larmschutzwand - das vom Rad abgestrahl-
te Gerausch abschirmen. Dagegen stehen oftmals
Probleme mit dem Fahrzeugumgrenzungsprofil,
die eine Verwendung einschranken kénnen.
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> Bei Stralenbahnwagen verwendet man tiefer ge-
zogene Schurzen mit schallabsorbierender Aus-
kleidung, kombiniert mit einer absorbierenden Un-
terflache im Drehgestellbereich (siehe dazu Wiener
Larmbericht, Ausgabe 1997).

Ergebnisse des Forschungsprojektes “Low-Noise-Train
(LNT)” zeigen, dass es sehr wohl mdglich ist, Guter-
wagen herzustellen, welche nicht lauter sind als her-
kdmmliche Reisezugwagen.

Es bleibt aber zu beachten, dass Malknahmen zur
Rollgerauschreduktion nur dann zufriedenstellende
Erfolge zeigen, wenn auch der Immissionsanteil der
Schienen- bzw. Gleiskonstruktion durch geeignete
MaRnahmen gesenkt wird.

PRIMARMASSNAHME “BODEN-
ABSORPTION IM TUNNEL”

6.2.4

Eisenbahntunnel / Absorberplatten

R el

Abb.: 48
Quelle: TAS

lebensministerium.at

Gleis / Absorberplatten
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Abb.: 49

Quelle: TAS, Produkt der Fa. Rieder lebensministerium.at
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Als Alternative zur Verkleidung der Tunnelwande mit
schallabsorbierenden Materialien, wie dies in Abschnitt
6.1.5 fur StraBenverkehr behandelt wurde, besteht
beim Bahntunnel die Mdoglichkeit, Reflexionser-
scheinungen durch Aufbringung speziell ausgefuhrter
schallabsorbierender Bodenplatten entgegenzuwirken.
Durch Versuchsreihen ist bekannt, dass beim “Sitten-
bergtunnel” durch derartige MaRnahmen Innenpegel-
senkungen im Tunnel in einer Groéflenordnung von
rd. 10 dB erreicht werden konnten.

Erganzend sei angeflihrt, dass bei Stralenbahnen
durch Ausbildung des Gleiskérpers mit einer Rasen-
eindeckung Absorptionseffekte in einer Grofkenordnung
um 2 dB erreicht werden kénnen (siehe dazu auch
Wiener Larmbericht, Ausgabe 1997).

PRIMARMASSNAHME “VERMEIDUNG
VON KURVEN-QUIETSCHEN”

6.2.5

In engen Gleisbégen mit einem Krimmungsradius von
R < 300 m kommt es zur Anregung und Abstrahlung
hochfrequenter Gerdusche, dem so genannten
Kurvenquietschen. Das Quietschen in den Kurven kann
den Schallpegel der Bahn um 20 bis 30 dB erhdhen
und stort zumeist durch die Gerauschzusammen-
setzung das menschliche Horempfinden entscheidend.

Kurvenquietschen kann durch automatische Schmier-
anlagen, den Einsatz hochwertigen Stahls fir Rad-
reifen, den Einsatz von Radschallabsorbern sowie
“AntiquietschschweiRungen” am Gleis gemindert bzw.
vermieden werden.

PRIMARMASSNAHME “LICHTRAUM-
NAHE LARMSCHUTZWANDE”

6.2.6

Ahnlich den Radschiirzen bei den Fahrzeugen schir-
men lichtraumnahe Larmschutzwande das von Schiene
und Oberbau, aber auch das von der Radaufstands-
flache abgestrahlte Gerausch ab.

Lichtraumnahe Larmschutzwande sind bislang Uber
den Versuchsstatus nicht hinausgekommen. Der Grund
dafiir liegt einerseits an der - wie bei den Gleis-
schwingungsabsorbern - geringen Wirkung und ande-
rerseits an Sicherheitsbedenken betreffend die
Sturzgefahr fur Bahnpersonal und z. B. der Hirde bei
Evakuierung von Reisezlgen.

Weiters hat sich an Versuchsstrecken als Problem
erwiesen, dass herabhangende Teile von Guterwagen
zu Beschadigungen der lichtraumnahen Larmschutz-
wande flhren kénnen.
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Es ware zu wunschen, die Entwicklung von lichtraum-
nahen Larmschutzwanden dennoch weiter zu verfolgen
(siehe dazu auch Wiener Larmbericht, Ausgabe 1997).
Nur durch die Kombination vieler bzw. aller technisch
und wirtschaftlich vertretbaren Techniken kann auch
eine deutliche Minderung von bahnbedingtem Larm
erzielt werden.

PRIMARMASSNAHMEN AN
“STAHLBRUCKEN"

6.2.7

Bei einer Briickensanierung im Bereich von Leoben /
Steiermark aus dem Jahr 2004 wurden beim kombinier-
ten Einsatz von Larmschutzwanden, Betonfahrbahn
und elastischer Schienenlagerung sehr gute

Erfahrungen gemacht; die Geréusche bei Uberfahrten
von Personen- und Giiterziigen konnten um bis zu
19 dB gemindert werden.

Abb.: 50
Quelle: TAS

lebensministerium.at

Stahlbriicke, elastische Schienenlagerung
und Betonfahrbahn

lebensministerium.at

Quelle: TAS

Im Zuge der Sanierung der Wasserparkbricke in Wien
hat sich gezeigt, dass die Verlegung der Auszugs-
vorrichtung in den Dammbereich die grofdten
Verbesserungen erbrachte.



INFORMATIONEN ZU WESENTLICHEN MASSNAHMEN AN DER QUELLE / UMGEBUNGSLARM 71

Aufgrund |hres Verhaltens bei Zuguberfahrten sind
Eisenbahnbriicken aus Stahl oftmals als wesentliche
Larmquelle bekannt. Betreffend die larmtechnische
Sanierung von akustisch auffalligen Stahlbriicken bie-
ten sich u. a. folgende MafRnahmen an:

> Anordnung von Larmschutzwanden im Bereich des
Oberbaues (Gleisnahe)

>  Anordnung von Larmschutzwanden im Bereich des
Briickenunterbaus (so genannte Schirzen)

> Zulegung von schallabsorbierenden Elementen
zwischen den Gleisen

> elastische Lagerung von stol}freien Schienen

>  Sanierung von “alten” Gleiskérpern ohne Schotter-
bett durch Ausbildung einer z. B. festen Fahrbahn
aus Beton oder schwingungsoptimierte Tragrah-
men aus Stahl

> Einsatz von schwingungsoptimierten Bricken-
lagern

> Umsituierung der Schienenauszugsvorrichtung, z. B.
durch Verlegung in den Dammbereich

>  Kapselung der Trennfugen zwischen Tragwerk und
Bruckenlager (z. B. bei Tieflage der Immissions-

punkte)

>  Einsatz von Schall- und Schwingungsdampfern am
Stahltragwerk

6.3 LARMSCHUTZMASSNAHMEN

ZUM FLUGVERKEHR

Fluglarm stellt zumeist ein lokales, d.h., speziell im
Bereich von Flugfeldern bzw. Flughafen und deren
Flugschneisen (Start- und Landeflugzonen) auftreten-
des Problem dar. Allerdings ist Fluglarm in diesen
Bereichen aufgrund des zunehmenden Luftverkehrs
auch nach der Einfihrung zahlreicher emissionsmin-
dernder Malinahmen ein aktuelles und ernstes Thema.

So liegen bereits zahlreiche Untersuchungsergebnisse
und Facharbeiten vor, welche sich den gesundheits-
schadlichen bzw. -beeintrachtigenden Wirkungen von
Fluglarmbelastungen auf den Menschen widmen.

Im Bereich des zivilen Luftverkehrs setzt die internatio-
nal geubte Larmschutzpolitik zunehmend zuerst an der
Quelle an, d. h., am Flugzeug und seinen Triebwerken.
In den letzten Jahrzehnten konnten die Larm-
emissionen der Triebwerke deutlich vermindert werden.
Weitere Entwicklungen der Flugzeugtechnik sind im
Gange (Stichworte “Active Noise Control - ANC” der
Triebwerke, Larmminderung durch larmoptimiertes
Turbinenschaufel-Design uvm.).
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Von der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation
(ICAQ) wurden zuletzt im Jahr 2001 verscharfte inter-
nationale Larmgrenzwerte fir Verkehrsflugzeuge fest-
gelegt. Uber diese so genannten Kapitel-4-Grenzwerte
hinaus missen weitere Larmschutzvorgaben fiur die
nachsten Flugzeuggenerationen erarbeitet werden.

Wichtige Impulse fir den Ubergreifenden Larmschutz
gibt die neue Umgebungslarmrichtlinie der Euro-
paischen Union. Mit der Einfihrung dieser Richtlinie ist
die erste immissionsbezogene Richtlinie im Larm-
bereich verabschiedet worden. Erstmals soll ein
gemeinsames Konzept festgelegt werden, um vorzugs-
weise schadliche Auswirkungen, einschlieBlich
Belastigung, durch Umgebungslarm zu vermeiden,
ihnen vorzubeugen oder sie zu mindern.

Zudem unterliegen mafigebliche Neu- bzw. Ausbau-
vorhaben an bestehenden Flugverkehrsanlagen in
Osterreich  der Pflicht zur Umweltvertraglich-
keitsprifung gemal UVP-Gesetz.

Ansatze zum Anrainerschutz vor Fluglarm sind wie folgt
anzufuhren:

Emissionsseitige MaRnahmen

>  Einsatz larmarmer Fluggerate

>  Optimierung der Larmschutzzonen, um belastete
Zonen bestmoglich von zu schitzenden Be-
reichen bzw. Bauten fernzuhalten

>  Uberwachung der Flugwege- und Anflugverfahren
durch Flugweg- und La&rmmessanlagen

>  zeitliche Beschrankungen des Flugbetriebes wie
auch Nachtflugeinschrankungen bzw. Nachtflug-
verbote

> larmdifferenzierte Flughafengebihren
(nach Schallimmission der Flugzeuge differenzierte
Start- und Landeentgelte)

Immissionsseitige MaBnahmen

> Als weitere wesentliche schalltechnische Mal-
nahme ist die Vorsorge unter Berucksichtigung be-
rechneter Fluglarmschutzzonen in der o6rtlichen
und Uberdrtlichen Raumplanung durch Zuweisung
von Widmungskategorien entsprechender
Immissionsempfindlichkeit zu nennen.

> Uberdies kommen immissionsseitige MaRnahmen
durch Schallschutz am Gebaude wie der Einbau
von Schallschutzfenstern, Schalldammliftern, die
Errichtung von Wintergarten, die Verglasung von
Loggien u. dgl. aus schalltechnischer Sicht in Be-
tracht.
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LARMSCHUTZMASSNAHMEN ZU
GEWERBLICHEN ANLAGEN

Wie vorstehend bereits erlautert, werden im Rahmen
der gewerbebehdrdlichen Betriebsanlagengenehmi-
gungen die Grenzen der Zumutbarkeit unter Bertick-
sichtigung der Veranderung der Schall-IST-Situation in
jedem Einzelfall gesondert festgelegt.

6.4

Alle Moglichkeiten zur Minderung der Larmbelastung in
Anrainerbereichen sind kaum zur Ganze auflistbar, so
viele Loésungsansatze sind im Einzelfall auf die
Situation anzupassen.

Aus diesem Grund ist zu empfehlen, bereits im Vorfeld
der Planung von gewerblichen Anlagen einen
Fachmann auf dem Gebiet der Schalltechnik einzubin-
den, da sich durch schalltechnisch optimierte
Konzeption und Situierung der einzelnen Anlagen-
komponenten, insbesondere durch das Ausnutzen von
Gebaudeselbstabschirmungseffekten oftmals kostenin-
tensive SchallschutzmaRnahmen einsparen lassen
(siehe dazu auch Abschnitt 10.2).

UBERSICHT HAUFIGER
LOSUNGSANSATZE

6.4.1

Angemerkt sei, dass betriebskausale Immissionen,
ausgehend von Gebduden und liftungs- und kalte-
technischen Anlagen, in aller Regel durch technische
MaRnahmen beherrschbar sind, wahrend fir frei
abstrahlende Quellen (abhangig von situativen
Faktoren) oftmals keine technischen Lésungen mehr
zur Verfugung stehen.
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Zumeist sind Quellen im Freien, Fahrwege und Mani-
pulationsbereiche dann besonders kritisch, wenn in
bestimmten Situationen keine ausreichenden
Abschirmungen realisierbar sind und so zur Versagung
des Vorhabens flihren kénnen.

Neben der Begrenzung von Emissionen und zeitlichen
Einschrankungen von Aktivitaten und Betriebszeiten
werden in Tab. 9 haufig angewandte Lésungen aufge-
zeigt. Tab. 10 liefert dazu Orientierungswerte zu den

Ubersicht hiufiger Losungsansitze | Betricbe
Quellen ridevant Abhifemalnahmen
Emissionan lamanme Anisgen
Schallabstrahlung |  Innanpegel Abscrption®apselung
aus Gebaucen Hiile Verbesserung d, Bauleds
Anordnung Abschinmung nutzen
N lamanma Aniagen,
2 Emissionan Schaligimpler
ngs,;gen Situierung Abschirmung nutzen
nakiriche Be- machanische
u. Enflifiung Liftungsanksgen
Varkehmwege, Einsatz larmarmer KFZ,
Iariputaticnan, Emission Anzahl- | Einsatz-
Kraftfahrzeuge, Zeilbegrenzung
Maschinen Situierung Schirme, Abstande
Tab: §
Ok TAS lebemaaminisicrm. s
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Kosten von Maflinahmen.

6.4.2 ORIENTIERUNGSWERTE / KOSTEN

VON SCHALLSCHUTZMASSNAHMEN

Orlentierungawerte | Kosten von
Schallschutzmafinahmen | Betriebe (Stand 2005)
Orentlerungswerte Wirkung Kosten [EUR)

Maknahmen emissionsseitig
Absorphion . G
{Hallanbedampfung) bis 10 4B 30 bes B0im -
Kapselung {nichl massi) M bsBldl | 350 bis S00m
mech, Be-und
Enilifungsanksgen h alb 10.000
Schalldampfer (Kulissan, .

Ha i) bis 45 dB ab 1,000
Lammschutraanda inkl ; :
Fundamant urd Staher bis 20 dB 150 bis 1804m *

Abschirmung durch Gebaude bis 25 dB -

_ weischalig massive Wand | T0bs B0 B |
ab 0 (bei
Erdwad bis 20 98 vomandenam

Material)

Tiren, Tere biz 40 08 &
Rohrnisclerungen bis 20 4B bis 150im?

MaBnahmen immissionsseitg
Schalschutzfanster ! 1.000 1 2,000 pro

Kastendenster bis 42750 8 S
Schalidammiufiar fir :

Raumbelifung bis 40 4B 350 pros Stk

Tab.: 10
Ol TAS lehsemam i e rarm i

i

P, 1 1 1 SIS B
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SCHNELL-LESER-INFO

Abschirmwirkung
Je groéRer der durch die Schallschutzwand
bewirkte Schallumweg, umso hdher
ist die Wirkung.
Auch seitliche Umwege um das Hindernis
sind erforderlich (Uberlangen).

&

Abschirmwirkung:

Larmschutzwande haben dann die beste
Wirkung, wenn sie moglichst nahe der
Quelle oder moglichst nahe am
Immissionsort situiert werden.

Pagelinderungen und deren Wirkung
Schallenergie | Dezbel | Lautheitsempfindung
b 3dB deeutich wahmehmbss
0 g8 | %
1100 . =20 g8 . Y
s . *3 0B . deutich wahmehmibuar
i TS kel

Eine Halbierung der Lautheit erfordert '
- Pegelreduktion um 10 dB
- dies bedeutet: 90 % der Schallenergie
mussen eliminiert werden.

Reduktion der Lautheit auf 1/4 erfordert
- Pegelreduktion um 20 dB
- dies bedeutet: Reduktion der Schall-
energie auf 1/100.

¢

Unterschreitung eines Grenzwertes um
3 dB bedeutet:
Verdoppelung der Schallenergie ist
moglich (enorme Reservemarge).

&

In der Praxis bewirken Larmschutzwande
haufig Pegelreduktionen von 5 bis 15 dB,
selten sind 20 dB erzielbar.

1G Umwelt und Technik

68

~
-

¢

Larmschutzwande mussen quellenzuge-
wandt eine hochabsorbierende (hoch-
schallschluckende) Oberflache aufweisen,
um Reflexionen zu verhindern.

Larmschutzwande verandern auch die
spektrale Zusammensetzung des
Gerausches (hoherfrequente Gerauschan-
teile werden starker gemindert).
Larmschutzwande haben die grote
Abschirmwirkung im Bodenbereich, mit

zunehmendem Betrachtungsniveau nimmt
die Wirkung ab.

Das Schlieen von Baullicken ist eine
effektive Larmschutzmalnahme fiir
quellenabgewandt gelegene Flachen.

&

)
Durch Pufferzonen mit emissionsarmen
Nutzungen kénnen Abstande zwischen
Quelle und Immissionsort reduziert
werden.

&

Pufferzonen haben den Nachteil, dass der

Wegfall von Gebauden oder MaRnahmen

in der Pufferzone die Schirmwirkung stark
verschlechtern kann.
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7.1 ALLGEMEINES

Am Schallausbreitungsweg kénnen neben der nattirli-
chen Schallpegelabnahme mit der Entfernung durch
schalltechnisch optimierte Anordnung von Aus-
breitungshindernissen zusatzliche Pegelreduktionen in
begrenztem Malie erzielt werden.

Ausbreitungshindernisse bzw. Schallschirme kommen
dort zum Einsatz, wo emissionsseitige Malnahmen
aus technischen, organisatorischen, wirtschaftlichen
oder sonstigen Grunden nicht mdglich sind und die
angestrebte Wirkung auf bestimmte Abstrahlrichtungen
eingeschrankt ist.

Vereinfacht dargestellt ergeben sich Schirmwirkungen
dort, wo der Schallweg Uber den Schirm grofer ist als
die angedachte kurzeste Verbindungslinie zwischen
Quelle und Beobachtungsort.

Je grofer der Umweg, umso hoher die Wirkung, wobei
hier auch der Umweg seitlich um ein Hindernis zu
bertcksichtigen ist. In der Praxis sind - insbesondere
bei Larmschutz an Verkehrswegen - meist seitliche
“Uberléngen” erforderlich, welche den zu schiitzenden
Bereich weit Uberragen kénnen.

Daraus ergibt sich zwangslaufig, dass die bestmdgliche
Wirkung dann erreicht wird, wenn ein Schirm moglichst
nahe an der Quelle oder moglichst nahe am
Immissionsort situiert wird. Grundsatzlich geeignete
Hindernisse sind Larmschutzwande, sofern
Mindestanforderungen an die Schallddammung und
Schallabsorption erflllt werden, Larmschutzwalle, Wall
-Wandkonstruktionen, Steilwalle, aber auch Gebaude
oder Gebauderiegel.

Erganzend sei festgehalten, dass die durch Be-
pflanzungsstreifen bedingte Pegelabnahme je Meter
Bepflanzung nur im Zehntel-dB-Bereich liegt. Eine aku-
stisch resultierende Minderung ist durch Bepflanzungs-
streifen (z. B. Hecken) meist nicht nachweisbar.

Dessen ungeachtet ist Bewuchs aus asthetischen und
lufthygienischen Grinden wie auch aus der psycholo-
gisch begrundbaren Reduktion der subjektiv empfunde-
nen Storwirkung fallweise zu befiirworten.

Pegelminderungen um 1 dB im Frequenzbereich von
250 Hz bis 2.000 Hz bei ausgedehnten Flachen mit
dichtem Bewuchs werden dann erreicht, wenn einer-
seits die Bedingung “nicht durchsichtig” erflllt ist, und
andererseits der Bepflanzungsstreifen eine wirksame
Tiefe von mindestens 50 m aufweist.

Zur Ermittlung der erforderlichen Abstande von einer
Quelle ist vorerst zu klaren, ob es sich um eine Punkt-,
Linien- oder Flachenquelle handelt, da sich die natirli-
che Pegelabnahme mit der Entfernung fir die ange-
fuhrten Quellarten sehr unterschiedlich darstellt.
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Die wesentlichen Einfliisse auf die Pegelabnahme sind
gegeben durch:

die geometrische Abnahme
die Bodendampfung
die Luftabsorption

die Vegetationsdampfung sowie

V V V VvV V

Richtwirkungen und Reflexionserscheinungen

7.1.1  SCHALLAUSBREITUNG BEI PUNKT-

UND LINIENABSTRAHLUNG

FUr die Uberschlagige Abschatzung kann davon ausge-
gangen werden, dass die naturliche Pegelabnahme mit
der Entfernung bei Punktschallquellen rd. 6 dB je
Abstandsverdoppelung und bei Linienquellen rd. 3 dB
je Abstandsverdoppelung betragt.

Pegelabnahme bei Punkt- und Linienquellen

. e e ———— o ————

= Punktquelle
=== | inienquelle

Pegelabnahme: 3 dB pro
Entfernungsverdoppelung

Pegelabnahme: 6 dB pro
" - Entfernungsverdoppelung

geometr. bedingte Schallpegelabnahme
| |

fo e ra =

Entfernung von der Quelle

Abb.: 52
Quelle: TAS lebensministerium.at
Hinsichtlich der erforderlichen Abstdande von

Linienquellen wird auf Abschnitt 10.4.3 “Infrastruktur
und Wohnen” verwiesen.

SCHALLAUSBREITUNG BEI FLACHEN-
ABSTRAHLUNG

Als typische Flachenquellen sind einerseits groRere
Betriebs- und Industrieflachen, andererseits aber auch
Freizeiteinrichtungen und Sportanlagen mit Zuschauer-
kulisse und/oder groRe Parkflachen wie z. B. bei
Stadien anzusehen.

7.1.2

Ohne Berticksichtigung von SchallschutzmalRnahmen
verandert sich die von einer Flache abgestrahlte
Schallenergie vor allem mit zunehmendem Abstand
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aufgrund der natlrlichen Pegelabnahme mit der
Entfernung durch die Verteilung der Schallenergie auf
die immer groRer werdende Oberflache. Nach-
stehendes Bild zeigt die Pegelabnahme bei freier und

ungehinderter Schallausbreitung fur “mittlere Boden-

verhéltnisse” (Dampfung G = 0,5) fur unterschiedlich
grolle schallabstrahlende Betriebsflachen. Die
Emissionshéhe der Quellen wurde fir alle abstrahlen-
den Flachen aus Griinden der Vergleichbarkeit einheit-
lich mit h = 1,5 m tGber Boden angenommen.

Pegelabnahme bei freier und ungehinderter
Schallausbreitung (Flachenquellen)
0dB
_ Fliicha 100,000 m*
| — Flilcha 10,000 m?
-5dB |[— Fléche 5000 m?
— Flpchs 2 500 m*
KAT 3 Zane 150 m

1048 | bl
(0] Al & £00 ]
g -15dB -
<
©
c
2 KAT 1 Zone: 1/0-b600 m
< -20dB ' e b
(@]
]
o
©
S -25dB
n

=30 dB

=35 dB

=40 dB

Om 10m 100 m
Abstand von der Grundstlicksgrenze des Emittenten
Abb.: 53
Quelle: Richtlinie Immissionsschutz in der Raumordnung, Land Salzburg lebensministerium.at

1.000m

Durch arithmetische Subtraktion der Immissions-
grenzwerte oder Planungsrichtwerte fiir nachstgelege-
ne Wohngebiete von den KenngréRen flr die charakte-
ristische Emission abstrahlender Flachen (z. B. 65 dB
fir Betriebsflachen) errechnet sich die erforderliche
Pegelreduktion auf einfache Weise.

Ist beispielsweise zwischen einer Abstrahlflache und
dem nachstgelegenen Wohngebiet eine Pegel-
reduktion von 20 dB erforderlich, so ergibt sich bei einer
Abstrahlflache von 2.500 m2 ein Mindestabstand von
rd. 170 m und bei einer Abstrahlflache von 100.000 m?2
ein Mindestabstand von rd. 600 m, gemessen von der
Grundstiicksgrenze des emittierenden Areals. Bei einer
erforderlichen 10-dB-Reduktion zwischen Emissions-
und Immissionsort liegen die Mindestabstande:

>bei 2.500 m2 Abstrahlflache beird. 42 m
> bei 100.000 m2 Abstrahlflache bei rd. 150 m
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Wie vorstehend bereits erwahnt, wird die im Einzelfall
tatsachlich erforderliche Pegelabnahme anhand der
Immissionssituation bzw. der tatsachlichen ortlichen
Verhaltnisse im Anrainerbereich oder anhand von
Planungsrichtwerten unter Bertcksichtigung der jewei-
ligen Widmungskategorie abgeleitet.

Eine mindesterforderliche Pegelabnahme in der
Grofenordnung von 10 bis 20 dB stellt z. B. bei
Betriebsflachen einen Uberaus haufigen Fall dar.

Aufgrund der Tatsache, dass die sich ergebenden
Mindestabstande zwischen  Emissionsort und
Immissionsort aufgrund der Ublichen Bebauungsdichte
in Osterreich nur in seltenen Fallen vorhanden sind,
sind die erforderlichen zuséatzlichen Pegelreduktionen
durch SchallschutzmaRRnahmen sicherzustellen.

Da jedoch Schallpegel als logarithmisches Verhaltnis-
mald definiert sind, kdnnen bereits geringe zusatzliche

i



o
()

2 D

LARMSCHUTZMASSNAHMEN AM AUSBREITUNGSWEG / UMGEBUNGSLARM

Pegelreduktionen erhebliche MalRnahmen nach sich
ziehen. In der nachstehenden Tabelle sind Pegel-
anderungen und deren Wirkung exemplarisch ausge-
wiesen.

Pagelinderungan und deren Wirkung
Schallenargie Dezibel Lautheitsempfindung
b -1 dB deutich wahrmeahmbar
110 10 dB Y
M0 | 0B N
2 +1dB deutfich wahmehmbar
Tab- 11 N
Cuille: TAS ke beraminssterium.at

So zeigt sich, dass eine Pegelreduktion um 3 dB bereits
eine Halbierung der Schallenergie bzw. eine Halbierung
der Anzahl der Quellen erfordert, diese jedoch subjek-
tiv erst als “deutlich wahrnehmbar” einzustufen ist. Eine
Halbierung der subjektiv empfundenen Lautheit bedeu-
tet, dass eine Pegelreduktion um 10 dB anzustreben
ist, dies wiederum ist nur erreichbar, wenn die Schall-
energie einer Quelle auf ein Zehntel der urspriinglichen
reduziert wird. Das bedeutet rund 90 % der Schall-
energie mussen eliminiert werden.

Bei 20 dB Pegelreduktion ist die Schallenergie gar auf
ein Hundertstel der urspriinglichen Schallenergie zu
reduzieren, wodurch die subjektiv empfundene Lautheit
auf ein Viertel der urspringlichen vermindert wird.
Andererseits bedeutet eine Reserve von + 3 dB, wenn
beispielsweise ein Immissionsgrenzwert freiwillig um
3 dB unterschritten wird, dass eine Grenzwert-
erreichung erst bei einer Verdoppelung der Schall-
energie eintritt. Dieser Ansatz bedeutet insbesondere
fur kinftige Entwicklungen bzw. Erweiterungen eine
enorme Reservemarge.

LARMSCHUTZ MITTELS “LARM-
SCHUTZWAND UND -WALL”

7.2

Aus Sicht des schalltechnischen Planers sollten
Schallschutzwande und -walle nur dann zum Einsatz
kommen, wenn andere larmmindernde MaRnahmen
keinen ausreichenden Anrainerschutz gewahrleisten
oder keine alternativen Larmschutz-Malknahmen ein-
gesetzt werden kénnen.

In der Praxis sind mit L&rmschutzwanden oder -wallen
Abschirmwirkungen beim Dauerschall- bzw. Vorbei-
fahrtspegel haufig in der GroRenordnung von etwa
5 bis 15 dB, selten bis zu 20 dB zu erzielen.

Je nach Situation und ortlichen Gegebenheiten ist auch
auf eine absorbierende (schallschluckende) Oberflache
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der Schallschutzeinrichtung zu achten, da anderenfalls
sowohl durch einfache Reflexionen als auch Mehrfach-
reflexionen Pegelerhéhungen die Folge waren. Werden
Larmschutzwande an Verkehrstragern errichtet, so ist
quellseitig zumeist eine hochabsorbierende Oberflache
erforderlich.

Die Ublicherweise als Larmschutz eingesetzten
Wandkonstruktionen weisen unabhangig vom Her-
stellertyp oder Material quellseitig (d.h. zur Eisen-
bahntrasse oder der Stral’e zugewandt) eine “hochab-
sorbierende Oberflachengestaltung” fir eine mittlere
Schallabsorption von mind. 8 dB auf.

Werden z. B. beidseits der Larmschutzwand Verkehrs-
wege gefluhrt, sind anstatt der einseitigen hochabsor-
bierenden Oberflachengestaltung auf beiden Seiten der
Wand hochabsorbierende Oberflachen zu empfehlen.

Des Weiteren ist in bestimmten Fallen, so in der Regel
an Schienenstrecken, die Verwendung von Glas- bzw.
Sichtelementen auszuschlieRen, weil diese Uber keine
absorbierenden Oberflacheneigenschaften verflgen.
Wenn aus Grinden der Sicht- und Lichtdurchlassigkeit
der Einsatz von Glas- bzw. Sichtelementen notwendig
ist, stellt dies aus schallimmissionstechnischer Sicht
zumeist einen schlechteren Kompromiss dar.

Zur Vermeidung von Vogelschlag sind transparente
Elemente mit geeigneten Musterungen zu versehen
(siehe dazu Vogelschlag-Studie der Wiener Umwelt-
anwaltschaft).

Auch sollten Larmschutzwande keine Offnungen bzw.
Licken aufweisen, da dies in ungunstigen Fallen auf-
grund der schnellen Pegelzu- und -abnahme bei z. B.
KFZ-Vorbeifahrten zu besonders storenden Hor-
eindriicken beim Anrainer fuhren kann.

Dessen ungeachtet sind bei der Planung von
Larmschutzeinrichtungen an Verkehrswegen auch die
Anforderungen an den Lebensraum von Wildtieren wie
z. B. Wildtierpassagen zu beriicksichtigen (siehe dazu
RVS 3.01 “Umweltschutz - Wildschutz”).

Beim Einsatz von Schallschutzwéanden wird beispiels-
weise der Larm aber nicht nur geringer, sondern die
Gerauschsituation andert auch die spektrale (frequenz-
bezogene) Form bzw. Zusammensetzung.

Hoherfrequente Gerauschanteile werden von der Wand
starker abgeschirmt. Durch die Eigenheit der menschli-
chen Hoérwahrnehmung, die auf héhere Frequenzen
empfindlicher reagiert, werden die verbleibenden
Gerausche zumeist dadurch auch als weniger belasti-
gend empfunden.

Eine Alternative zu Larmschutzwanden bietet sich fall-
weise auch mit Steilwandkonstruktionen, welche zum
Teil sogar fur Bepflanzungen geeignet sind.
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Systemskizze zu einer Larmschutzwand

Quelle: TAS

lebensministerium.at

In obiger Schnittdarstellung wird die Schallausbreitung
an einer Bahntrasse mit begleitender Larmschutzwand
exemplarisch in 5 dB-Zonen (mit 1 dB-Schritten) visua-
lisiert, wobei jeder 5 dB-Zone eine andere Farbe zuge-
wiesen ist.

Es ist ersichtlich, dass die Abschirmwirkung der Wand
im Bodenbereich des Wohnhauses am hdchsten ist
und mit zunehmendem Betrachtungsniveau Uuber
Boden abnimmt. Im Obergeschoss wirken um rund
5 dB hoéhere bahnbedingte Pegel ein als vergleichswei-
se im Erdgeschoss.

Auch Wall- bzw. Dammausfiihrungen sind grundsatz-
lich geeignet, wobei jedoch ein gréRerer Abstand der

Krone von der Stralenachse zumeist durch Erhéhung
der Abschirmeinrichtung zu kompensieren ist.

Larmschutzwalle lassen sich in der Regel harmoni-
scher als Larmschutzwande in die Landschaft einfligen.
Sie haben jedoch einen wesentlich héheren Platz-
bedarf und kdnnen deshalb erhebliche Grunderwerbs-
schwierigkeiten und -kosten verursachen.

Neben den Grundpreisen koénnen auch Transport-
kosten fur das Schittgut im Einzelfall kostenbestim-
mend sein. Im glnstigsten Fall liegen bei Bauvorhaben
Uberschussmassen vor, welche bei Eignung des
Bodenmaterials flr Larmschutz-Walle verwendet wer-
den kdnnen. Eine platzsparende Alternative ist z. B. ein
Larmschutzwall mit aufgesetzter Larmschutzwand.

Quelle: TAS

lebensministerium.at

Ein direkter Vergleich der Abb. 54 und Abb. 55 lasst
erkennen, dass ein in gleicher Hohe wie die
Larmschutzwand ausgefihrter Erdwall aufgrund des
Abrickens der Beugungskante (Wallkrone) von der
Quelle eine geringere Abschirmung bewirkt.

1G Umwelt und Technik

Beispiel fiir Lirmschutzwand aus Beton

Abb.: 56

Quelle: Fa. Rieder lebensministerium.at

Beispiel fiir Lairmschutzwand aus Holz

¥
w .

Abb.: 57

Quelle: Fa. Jagerzaun lebensministerium.at

Beispiel fiir Lirmschutz an der Autobahn

Abb.: 58
Quelle: Fa. Rieder

lebensministerium.at
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Beispiel fiir Lairmschutz an der Bahnstrecke

Abb.: 59

Quelle: Fa. Rieder lebensministerium.at

7.3 EXEMPLARISCHER VERGLEICH
VON LARMSCHUTZMASS-
NAHMEN AN EINER STRASSE

Im diesem Beispiel werden unterschiedliche Larm-
schutzmafRnahmen an einer StraRe und deren Aus-
wirkungen im angrenzenden Siedlungssplitter einer
vergleichenden Betrachtung unterworfen.

Betrachtet wird ein Siedlungssplitter, welcher 6stlich
der angenommenen Stralle gelegen ist. Westlich der
StralRe wird ein freies unbebautes Grundstiick ange-
nommen.

Die Schallemission bzw. Schallaussendung wird in
allen Fallen unverandert in gleicher Intensitat zugrunde
gelegt. Die sich ergebenden immissionsseitigen Unter-
schiede resultieren daher aus den unterschiedlichen
MaRnahmen.

Veranderungen der Emission sind linear auf die
Immissionssituation Ubertragbar. Dies bedeutet, dass
beispielsweise eine Emissionsanderung um 5 dB auch
eine Anderung der Immissionen um 5 dBan jeder
Stelle bewirkt.

Die vergleichende Betrachtung erfolgt durch:
> Vergleich im Schnitt (Schnittlarmkarten, Abb. 60)

> Vergleich in der Lage (Musterbeispiel 1-5)

Aus den Schnittdarstellungen in Abb. 60 zeigt sich,
dass bei allen Varianten im Bodenbereich hohere
Abschirmwirkungen erzielt werden als vergleichsweise
in héheren Gescholilagen.

1G Umwelt und Technik

Vergleich im Schnitt (Schnittlarmkarten Abb. 60)

Larmschutzvarianten

Schallausbreitung ohne MaRnahmen

Larmschutzwande beiderseits der Strae
mit h = 4,0 m liber Fahrbahn

StraBe um 4,0 m abgesenkt mit seitlichen
Boschungen

StraBe wird im Tunnel gefiihrt, Weiter-
fiihrung der StraBe als Niederflurtrasse

(4,0 m abgesenkt mit Boschungen)

StraBe um 4,0 m abgesenkt mit Stiitz-
mauern (hochabsorbierende Oberflache)

StraBe in Hochlage (4 m ii. Geldande) mit
hochabsorbierenden Larmschutzwanden
auf der Briicke (h =2 m)

Quelle: TAS lebensministerium.at
-
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In Tabelle 12 wird ein Vergleich der Fassadenpegel,
abgeleitet aus den Schnittdarstellungen, dargestellt:

Vergleich der Varianten im Schnitt
Geb. 1 Geb. 2 Geb.3 | Bewerung
West | Ost | West | Ost | Wesl
3 3 3 | 3 z 14
ard | 3 3 b | & ] 25
ar3 | 1 ) 4 ; 2 | 4 13
“ == _I |_l ! 3 _ =
vaes| 2 [ v [0 [ ] v g
Tab: 12
Ousslls; TAS | ekt bl aiim Al

Erlduterung zu Tab. 12:

Var.1 bis Var.5:.. Variantenbezeichnung gem. Abb. 60

Geb.1: ... Gebaudereihe nahe der Quelle
Geb.2: ... Mittlere Gebaudereihe
Geb.3: ... Gebaudereihe entfernt der Quelle
West: ... quellenzugewandte Westfassade

der jeweils betrachteten Gebaudereihe
Ost: ... quellenabgewandte Ostfassade der

jeweils betrachteten Gebaudereihe

Bei der Auswertung in Tabelle 12 wird die beste
Wirkung (niedrigster Fassadenpegel) mit 1 Punkt und
die schlechteste (hochster Fassadenpegel) mit
5 Punkten bewertet.

Die Bewertung in der letzten Spalte kann anhand der
Punktesumme als Grundlage fir eine Prioritaten-
reihung herangezogen werden. Die niedrigste Gesamt-
punkteanzahl ergibt somit die beste und die hochste
Gesamtpunkteanzahl die schlechteste Wirkung.

In Abb. 60 ist als beste Variante mit der grofiten
Schirmwirkung die Variante 5 zu nennen, die schlechte-
ste Variante mit der geringsten Schirmwirkung ist
Variante 2. Die Varianten 1,3 und 4 sind annahernd
gleich zu bewerten.

Alle betrachteten Varianten gelten fir ebenes Gelande
und die angenommene, einfache Bebauungsstruktur
und koénnen durch vergleichende Betrachtung lediglich
ein “Gefuhl” fur erreichbare Pegelminderungen ver-
mitteln.

Abhangig von tatsachlichen topografischen Gegeben-
heiten und der tatsachlichen Bebauungsstruktur kdnnen
sich erhebliche Veranderungen der Wirkungen erge-
ben. Die Musterbeispiele sind daher nicht auf beliebige
andere Situationen Ubertragbar und kénnen Detailbe-
rechnungen im konkreten Fall nicht ersetzen.

1G Umwelt und Technik

Vergleich in der Lage (Musterbeispiele 1 bis 5)

Die Auswirkungen im Freiraum, bezogen auf ein
Betrachtungsniveau von 1,5 m iber Boden, werden in
den folgenden Musterbeispielen in der Lage verglei-
chend gegentubergestellt.

Die in den Musterbeispielen 1-5 ausgewiesenen
Umlagerungseffekte ergeben gemafy den Tabellen
“Immissionen in 5 dB-Klassen” folgendes:

Vergleich in der Lage Umlagerungseffekt

Musterbeispiel 1: 61 % der Auswerteflache

(Var. 0 und Var. 1)

Musterbeispiel 2: 52 % der Auswerteflache

(Var. 0 und Var. 2)

Musterbeispiel 3: 60 % der Auswerteflache

(Var. 0 und Var. 3)

Musterbeispiel 4: 60 % der Auswerteflache

(Var. 0 und Var. 4)

Musterbeispiel 5: 77 % der Auswerteflache

(Var. 0 und Var. 5)

Auch beim Vergleich der Umlagerungseffekte zeigt sich
bei Variante 5 die hochste und bei Variante 2 die nied-
rigste Abschirmwirkung. Die Varianten 1,3 und 4 sind
wiederum annahernd gleich zu bewerten.

FUr die gewahlte Modellsituation erlaubt die resultierende
Gesamtreihung folgende Rduckschlisse: Wahrend
Gebaude im Nahbereich der Stralle durch eine
Tunnellésung bestens geschutzt werden kdnnen, Iasst
die Strale in Hochlage mit begleitendem Larmschutz in
diesem Beispiel die insgesamt beste Schutzwirkung an
den Fassaden des Siedlungssplitters erwarten.

Die Abschirmwirkung einer Tunnelvariante wird vielfach
wesentlich Uberschatzt. Die Wirkung hangt primar von
der erzielbaren Tunnellange ab, welche in der Praxis
jedoch aufgrund ortlicher Gegebenheiten immer be-
grenzt ist.

Obwohl in diesem Beispiel die Eintunnelung Uber die
gesamte Lange des Siedlungssplitters erfolgt (siehe
Musterbeispiel 3, Abb. 64), ist dennoch die Abschirm-
wirkung gemindert, was durch die Schalleinstrahlung
der seitlich anschlieRenden “nicht abgeschirmten
Strallenteile” zu begriinden ist.

Bei allen angeflihrten Varianten sind die Maflnahmen
so gewahlt, dass eine seitliche Schalleinstrahlung
gegeben ist und bertcksichtigt wurde.

Zur besten Variante in diesem Musterbeispiel ist anzu-
merken, dass Strallen in Hochlage negative Aus-
wirkungen auf Sichtbeziehungen haben kénnen.

i
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Musterbeispiel 1:

“StraBenzug mit seitlichen Larmschutzwanden (h = 4,0 m)”

Abb. 61 und Abb. 62 zeigen die Schallausbreitung Dem Diagramm “Flachenbilanz und Umlagerung” ist zu
bezogen auf den Freiraum (Betrachtungshéhe 1,5 m  entnehmen, dass Immissionen von den Pegelklassen
U. Boden). Beim Vergleich der Immissionsbelastungen  “50 - 79 dB” in die Pegelklassen “35 - 49 dB” verlagert
in der Tabelle resultiert eine Veranderung in 61 % des  werden. Die detaillierten Prozentsatze sind nachste-
betrachteten Auswertebereiches (= Siedlungssplitter hend angefihrt. Veranderungen der Emissionen sind
“weill” umrandet”). linear auf die Immissionssituation Ubertragbar.

Abb. 61: StraBenzug ohne Liarmschutz Abb. 62: StraBenzug mit Larmschutz

Pegelskala in [dB] A-bewertet <35 35 - 39 40 - 44 45 - 49 50 - 54 55 - 59 60 - 64 65 - 69 70 - 74 75 -79 >= 80

Var. 0 Schnittldrmkarte zu Abb. 61 (Schnitt A-A) Var. 1 Schnittldrmkarte zu Abb. 62 (Schnitt B-B)

Tabelle “Immissionen in 5 dB-Klassen” Diagramm “Flachenbilanz und Umlagerung”
E g E £ % 2 g UMLAGERUNG
i x x 2 T -
P g i
™ b =2 & =T
T-Man| m (31 = i E’
B-Mag| % 1% T &
d0-sian | om A% AW 3
soma| ™ o@w - Wi
so-segn | dew  owm am i i
SA.snaa| 3% % 25% | 6% i ! ﬁ 1 é :
m-siam| w0 o™ ™ § o
es-goam | d4w (h s S
TO - T4 3D B ] 5% A i
Te-TeaB] M % 2% § 8 % % % @ € @9 @
= BOAB | W % On 52 I # X B T B Z PR
BT '|IIIGT""| 10?‘& ?ﬁ_ 1} & ] E ot = ﬂ =] g
Musterbeispiel 1
Quelle: TAS lebensministerium.at
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Musterbeispiel 2:

“abgesenkter StraBenzug (4,0 m unter Geldnde) mit seitlichen Béschungen”

Abb. 61 und Abb. 63 zeigen die Schallausbreitung Dem Diagramm “Flachenbilanz und Umlagerung” ist zu
bezogen auf den Freiraum (Betrachtungshéhe 1,5 m .  entnehmen, dass Immissionen von den Pegelklassen
Boden). Beim Vergleich der Immissionsbelastungen in ~ “50 - 74 dB” in die Pegelklassen “40 - 49 dB” verlagert
der Tabelle resultiert eine Veranderung in 52 % des werden. Die detaillierten Prozentsatze sind nachste-
betrachteten Auswertebereiches (= Siedlungssplitter hend angefihrt. Veranderungen der Emissionen sind
“weil}” umrandet”). linear auf die Immissionssituation Ubertragbar.

Abb. 61: StraBenzug ohne Larmschutz Abb. 63: StraBenzug in Niederflurlage

Pegelskala in [dB] A-bewertet | <35 35-39 | 40-44 [ 45-49 | 50-54 | 55-50 | 60-64 | 65-69 | 70-74 [ 75-79 | >=80

Var. 0 Schnittldrmkarte zu Abb. 61 (Schnitt A-A) Var. 2 Schnittldrmkarte zu Abb. 63 (Schnitt B-B)

Tabelle “Immissionen in 5 dB-Klassen” Diagramm “Flachenbilanz und Umlagerung”
i ii: g UMLAGERUNG
HEEIRER e
Py =
O.da08| Ow T i3 i ;
35-30d40 | oW S 0% = o —E-
40 - 4d gl ™ s W i %
CLEY F L ™ £t LFs Y 8 Lo )
H-54dB | 2% % =14% z
ss-Bgop| 3w  Em  2sw | 5IW il - [ £ E g £ g
so-paeB| W Mm% 5 o 2 &
&5 - B0 dB 4% 1% 3% W%
To-Tadn | % 1% A e
TS . Todl | &% % (1%  § ® ® ® § ® @ g9
== p0dB | OW 2 0% 0 R 3 ® X R I & = £
[ Gumwne | To0W __100% 0% R W ¥ ¥ R E ® E =H
Musterbeispiel 2
Quelle: TAS lebensministerium.at
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Musterbeispiel 3:

“StraBenzug im Tunnel mit Weiterfiihrung als Niederflurtrasse”

Abb. 61 und Abb. 64 zeigen die Schallausbreitung
bezogen auf den Freiraum (Betrachtungshéhe 1,5 m U.
Boden). Beim Vergleich der Immissionsbelastungen in
der Tabelle resultiert eine Veranderung in 60 % des
betrachteten Auswertebereiches (= Siedlungssplitter
“weill” umrandet”).

Dem Diagramm “Flachenbilanz und Umlagerung” ist zu
entnehmen, dass Immissionen von den Pegelklassen
“50 - 79 dB” in die Pegelklassen “35 - 49 dB” verlagert
werden. Die detaillierten Prozentsatze sind nachste-
hend angefihrt. Veranderungen der Emissionen sind
linear auf die Immissionssituation Gbertragbar.

Abb. 61: StraBenzug ohne Larmschutz

Abb. 64: StraBenzug in Tunnel-/Niederflurlage

Var. 0 Schnittldrmkarte zu Abb. 61 (Schnitt A-A)

”

Tabelle “Immissionen in 5 dB-Klassen

i | i :
L]
g o b i =
(0-HdB| % i i
FW-db) oW Fad ]
40. 44l ] % Hw o
&5 - 49 b ™ % Fo
50-54dB | % 1% 0%
s5.50aE ] MW 1w oW | 0%
EQ-BagE | % 1% %
B5-A0df ) W o 1%
Ta-Tagb ) % L %
TE-TAdB ] % % ]
== BooB | 0% % 0%
Bomme | 00% __TO0% 0% |

Musterbeispiel 3
Quelle: TAS

Pegelskala in [dB] A-bewertet | <35 35-39 | 40-44 [ 45-49 | 50-54 | 55-50 | 60-64 | 65-69 | 70-74 [ 75-79 | >=80

Var. 3 Schnittldrmkarte zu Abb. 64 (Schnitt B-B)

Diagramm “Flachenbilanz und Umlagerung”

UMLAGERUMNG

e |

e

=

P

"

3 =

E:-:-n

A% ]

Ea:u-_—‘—‘s—:—ﬁ—f—‘—*—.___
i = —
" 8 ® & % € @ @ @
® I ¥ X R X B = B
1 ¥ ¥ B £ B 88 &2 ¢

lebensministerium.at
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Musterbeispiel 4:

“StraBenzug als Niederflurtrasse mit seitlichen Steilwanden”

Abb. 61 und Abb. 65 zeigen die Schallausbreitung Dem Diagramm “Flachenbilanz und Umlagerung” ist zu
bezogen auf den Freiraum (Betrachtungshéhe 1,5 m .  entnehmen, dass Immissionen von den Pegelklassen
Boden). Beim Vergleich der Immissionsbelastungen in ~ “50 - 74 dB” in die Pegelklassen “35 - 49 dB” verlagert
der Tabelle resultiert eine Veranderung in 60 % des werden. Die detaillierten Prozentsatze sind nachste-
betrachteten Auswertebereiches (= Siedlungssplitter hend angefihrt. Veranderungen der Emissionen sind

“weill” umrandet”). linear auf die Immissionssituation Ubertragbar.
Abb. 61: StraBenzug ohne Larmschutz Abb. 65: StraBenzug als Niederflurtrasse +
Steilwdnde

Pegelskala in [dB] A-bewertet | <.35 35-39 | 40-44 | 45-49 | 50-54 | 55-59 [ 60-64 | 65-69 | 70-74 | 75-79 >= 80
Var. 0 Schnittldrmkarte zu Abb. 61 (Schnitt A-A) Var. 4 Schnittldrmkarte zu Abb. 65 (Schnitt B-B)
Tabelle “Immissionen in 5 dB-Klassen” Diagramm “Fléchenbilanz und Umlagerung”
i |
% ek | 5 = 2 g UMLAGERUNG
LI o |
=] B
-HEEHIRRE , ~EEe AW
T-dd8| 0% () 2] prial
35 - 3 di (] ™ % B 20
404200 | % a5% 45 3
P L i =reEshl
po.sacE | awm e anm % - E T &
s5.8geE | 3w % aem | 0% E A% = ﬁ
B0 - 0408 L] % -0 z a
85 - 80 di A% % -1 B
T0 - T4 dB L3 % A% 10
5. T2 dB B 5% % § % % ® % 8 W @9 =
>=B0de | M 0% & 3 ¥ I R I 8 = @B
Summe J ID0% TOOW D% R ¥ ¥ E 8 8 8 g ¢
Musterbeispiel 4
Quelle: TAS lebensministerium.at
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Musterbeispiel 5:

“StraBenzug in Hochlage mit seitlichen Larmschutzwéanden”

Abb. 61 und Abb. 66 zeigen die Schallausbreitung
bezogen auf den Freiraum (Betrachtungshéhe 1,5 m U.
Boden). Beim Vergleich der Immissionsbelastungen in
der Tabelle resultiert eine Veranderung in 77 % des
betrachteten Auswertebereiches (= Siedlungssplitter
“weill” umrandet”).

Dem Diagramm “Flachenbilanz und Umlagerung” ist zu
entnehmen, dass Immissionen von den Pegelklassen
“50 - 79 dB” in die Pegelklassen “35 - 49 dB” verlagert
werden. Die detaillierten Prozentsatze sind nachste-
hend angefihrt. Veranderungen der Emissionen sind
linear auf die Immissionssituation Gbertragbar.

Abb. 61: StraBenzug ohne Larmschutz

Abb. 66: StraBenzug in Hochlage mit LSW

Var. 0 Schnittldrmkarte zu Abb. 61 (Schnitt A-A)

Tabelle “Immissionen in 5 dB-Klassen”

Flachonandnile
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Musterbeispiel 5
Quelle: TAS

Pegelskala in [dB] A-bewertet | <35 35-39 [ 40-44 | 45-49 | 50-54 | 55-50 | 60-64 | 65-69 | 70-74 [ 75-79 | >=80

Var. 5 Schnittldrmkarte zu Abb. 66 (Schnitt B-B)

Diagramm “Fldchenbilanz und Umlagerung”

UMLAGERUNG
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lebensministerium.at
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7.4 SCHLIESSEN VON BAULUCKEN

Im diesem Beispiel wird die Auswirkung durch das
Schlieflen vorhandener Baulliicken einer Strallen-
randbebauung behandelt. Es zeigt sich, dass Liicken

zwischen bestehenden Gebauden die Abschirm-
wirkung der Gebaude selbst erheblich mindern. Das
SchlieBen von Baullicken ist daher eine effektive
Larmschutzmalnahme fur quellenabgewandt gelegene
Flachen oder auch bestehende Bebauungen.

Musterbeispiel 6:
“SchlieBRen von Bauliicken”

Abb. 67 und Abb. 68 zeigen die Schallaus-
breitung bezogen auf den Freiraum (Betrachtungshoéhe
1,5 m U. Boden). Beim Vergleich der Immissionsbe-
lastungen in der Tabelle resultiert eine Veranderung in
97 % des betrachteten Auswertebereiches (= Siedlungs-
splitter “weil}” umrandet”).

Dem Diagramm “Flachenbilanz und Umlagerung” ist zu
entnehmen, dass Immissionen von den Pegelklassen
“45 - 59 dB” in die Pegelklassen “40 - 44 dB” verlagert
werden. Die detaillierten Prozentsatze sind nach-
stehend angefiihrt. Veranderungen der Emissionen
sind linear auf die Immissionssituation tbertragbar.

Abb. 67: Musterbeispiel mit Bauliicken

Abb. 68: Musterbeispiel mit Liickenschluss

35 - 39 40 - 44 45 - 49

Pegelskala in [dB] A-bewertet | <35

Tabelle “Immissionen in 5 dB-Klassen”

] )
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0-MdE| 0% % 0%
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Musterbeispiel 6
Quelle: TAS
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7.5 ABSCHIRMUNG DURCH

EMISSIONSARME NUTZUNGEN

Durch gezielte Anordnung von emissionsarmen bzw.
nicht emittierenden Nutzungen (Pufferzonen wie z. B.
Biro-, Lager- bzw. Nebenraume u. dgl.) zwischen
Emissions- und Immissionsorten kénnen die erforderli-
chen Schutzabstédnde aufgrund zusatzlicher Pegel-
minderungen durch Abschirmeffekte reduziert werden.

Bei unveranderter Schallaussendung (Emission der
Betriebsflachen) wird die Immissionsbelastung ver-
mindert. Bei der angenommenen Emission an der
Grundgrenze des Betriebsareals von 65 dB ist bei frei-
er und ungehinderter Schallabstrahlung ein Abstand
von rd. 450 m von der Betriebsarealsgrenze erforder-
lich, um Planungsrichtwerte fur Wohngebiete der
Kategorie 2 einhalten zu kénnen.

Durch Einzelbebauung in der Pufferzone kann dieser
Abstand auf rd. 320 m trotz unveranderter Emission

87

reduziert werden. Im Abstand von 450 m mindert sich
die Immission um rd. 2 dB. Durch Einzelbebauung mit
Abmauerung oder Ausfliihrung einer geschlossenen
Bebauung in der Pufferzone kann dieser Abstand auf
rd. 130 m reduziert werden. Im Abstand von 450 m min-
dert sich die Immission um weitere rd. 2 dB auf insgesamt
rd. 4 dB.

Veranderungen der Emissionen sind linear auf die
Immissionssituation Ubertragbar.

Aus schalltechnischer Sicht sind derartige Mafinahmen
keinesfalls zu favorisieren, da in der Praxis ausreichen-
de emissionsarme Nutzungen nicht garantiert werden
kdénnen.

Daruber hinaus ist zu berlcksichtigen, dass ein Wegfall
von Gebauden oder MaRBnahmen in der Pufferzone
zwangsléufig zu Uberschreitungen der anzustrebenden
Planungsrichtwerte in den durch “heranriickende
Bebauung” entstandenen Wohngebieten fiihrt.

Abschirmung durch Pufferzonen

Freie Schallausbreitung zwischen Betrieb und Wohnen

250 300 350 400

450 500 550 600

00 25 50 100 150 200
N

00 25 50 100 150 200
N

in der Pufferzone, Gebdudehdhen h =8 m

250 300 350 400
-

450 500 550 600
m

Emission
der
Betriebs-
flaichen

Einzelbebauung in Pufferzone, Gebaudenhéhen h =8 m
mit Abmauerungen zwischen Gebauden (h = 8 m) oder
Ausflihrung einer geschl. Bebauung.

Grenze fiir
geplantes
Wohngebiet
der Kat. 2
(50 dB Tag)

450 500 550

00 25 50 100 150
N

600
m

Pegelskala in [dB] A-bewertet | <35 35-39 | 40-44 | 45-49 | 50-54 | 55-59 [ 60-64 | 65-69 | 70-74 | 75-79 | >=80

Abb.: 69
Quelle: TAS lebensministerium.at
¥
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die Inhalte kurz & biindig:

Immissionsseitige Abschirmungen durch Anbau-
ten werden in Musterbeispielen behandelt.

Die Mdoglichkeiten fiir objektseitige Larmschutz-
maflnahmen durch Schallschutzfenster und
Schalldammltifter werden aufgezeigt.

Die groRe Bedeutung der Grundrissgestaltung
von Wohnbauten wird durch beispielhafte Prin-
zipskizzen dargestellt.

In einem Musterbeispiel wird die Verbesserung
der Selbstabschirmung eines Gebaudes durch
flankierende Anbauten visualisiert
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SCHNELL-LESER-INFO

¢ ¢

Die GrundriRgestaltung von Wohnbauten

@ Immissionsseitige Abschirmungen kénnen unariisg v
4 hat hinsichtlich der erzielbaren Wohn-

durch Zubauten von Garage, Wintergar- 80

™ {en, Gartenhaus, Gerateschuppen u.dgl. qualitat eine Gberaus grofle Bedeutung.
erreicht werden. Auch Balkon- und
Loggienverglasungen kommen in Betracht.
t @ Bei Gebaudeplanungen ist anzustreben:
J

o S — i

Qk_)jekt__seitige MaRnahmen sin_c_i in erster ijgﬁ:]tgiglézfslag:dﬁﬂzednthaItsraume

75  Linie Larmschutzfenster und Larmschutz- > Nutzungsrdume, Aufenthaltsraume
turen. quellenzugewandt anzuordnen.

Bei Lage der Larmquelle im Siiden kénnen '

&

Mindsstanforderungen an Aulsnbaisteile die Anforderungen an die Besonnung und
76 Aulentirmpogel Las erorderiiches 82 Belichtung durch vermehrten Einsatz
Schallddmm-Mal - transparente Bauteile erzielt werden.
Tageszolt | Nachizeit | fir Feaster bow. AuBontinn
* B0 0B »50ad | mind, 34 4B
* T dB f@ | mind 4348
Tabi: 13
el OMORM B 8115, Tesdl 2 [z B ]

1) Fensteranteil < 30 %

Bei Larmschutzfenstern handelt es sich
meist um Fensterkonstruktionen mit

" 2-fach oder 3-fach-Isolierverglasung.

)

@ Fenstervorsatzschalen erreichen Schall-
78 damm-Mafe im Bereich von 50 dB in
geschlossenem Zustand und Pegel-
reduktionen (Vergl. auRen/innen)
von Uber 20 dB in gekipptem Zustand.

Wegen der Dichtheit von geschlossenen
Fenstern und Tlren ist ausreichender Luft-
79 wechsel, z.B. durch sogenannte
Schalldammliifter sicherzustellen.

1G Umwelt und Technik FAS— e "
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8.1 ABSCHIRMUNG IMMISSIONS-

SEITIG

Wie vorstehend bereits erwdhnt, koénnen durch
Abschirmungen mit Wallen und Wanden im Nahbereich
zu schutzender Zonen ganz wesentliche Pegel-
reduktionen erzielt werden. In der Regel beschranken
sich die signifikanten Pegelreduktionen jedoch auf das
Erdgeschossniveau und den Freiraum bzw. Garten vor
dem Gebdude.

Auch kénnen Zubauten von Garage, Wintergarten,
Gartenhaus oder Gerateschuppen u. dgl. vielfach so an-
geordnet werden, dass sich gunstige Abschirm-
wirkungen auf den dahinter gelegenen Freiraum ergeben.
In héheren Geschossen kann meist die Sichtverbindung
zur Quelle durch Abschirmeinrichtungen nicht unterbun-
den und daher auch keine Pegelminderung erzielt
werden. Fallweise kénnen hier Balkon- und Loggien-
verglasungen in Betracht gezogen werden.

PASSIVER LARMSCHUTZ MIT
“OBJEKTSEITIGEN MASSNAHMEN”

8.2

Wenn andere Larmschutzmalinahmen nicht ausrei-
chend Schutz vor Larm bieten, besteht die Moglichkeit,
am Gebaude selbst durch eine zweckmafige bautech-
nische Ausfliihrung der Wande bzw. Fassaden und ins-
besondere nach Art und Qualitat der Tir- und Fenster-
konstruktionen einen Schutz der Bewohner im Raum-
inneren sicher zu stellen.

Meist dringen Verkehrsgerausche jedoch durch unzurei-
chend schallgeddammte Gebaudedffnungen ein. Der
larmdurchlassigste Aufenbauteil ist in der Regel das
Fenster. Die Differenz zwischen Innen- und Aufenlarm-
pegel lasst sich daher vereinfacht mit der Fenster-
qualitat beschreiben.

Bei geschlossenen, fachgerecht eingebauten und in-
stand gehaltenen Isolierglasfenstern liegt die
A-bewertete Schallpegeldifferenz zwischen AuRen- und
Innengerausch in einer GréRenordnung von etwa 30 dB.

Mindestanforderungen an AuBenbauteile
Aulentirmpegel L. erorderfiches .
_Togeenak | Michioat | SorFensier b, Autanting

*g0 ol *>50dB mind. 38 dB
>70 48 > E0dB mind. 43 dB
Tab.: 13
Cuedle: GMORM B 8115, Teil 2 lebwitnmiaider e al

1) Die angefuhrten Schallddmm-Male gelten fir einen
Fensteranteil < 30 % an der Fassade. Bei Fensteran-
teilen > 30 % kdnnen die Anforderungen wesentlich
héher sein.

1G Umwelt und Technik

In Anlehnung an die Festlegungen gemaR ONORM
B 8115, Teil 2, betreffend den Mindestschallschutz von
AuRenbauteilen von z. B. Wohngebauden mit Fenstern
bzw. Auentlren sind die Kategorieeinteilungen abhan-
gig vom AulBenlarmpegel vorzusehen (Tab. 13).

Bei hohen AulRenlarmpegeln ist zu beachten, dass bei
Aufbringung von Warmedamm-Verbund-Systemen, ins-
besondere in Verbindung mit hohen Fenster-
Schallddmm-MaRen eine signifikante Verminderung der
Gesamtschallddmmung eintreten kann.

Uberdies ist zu bedenken, dass infolge der DAmmung
des Aullenlarms hausinterne Gerausche storend zu
Bewusstsein kommen kénnen.

Fensterkonstruktion 2-fach-Verglasung

\L——- -
Abb.: 70

Quelle: Fa. Internorm lebensministerium.at

Fensterkonstruktion 3-fach-Verglasung

Abb.: 71

Quelle: Fa. Internorm lebensministerium.at

Eine Alternative zum Tausch bestehender Fenster-
konstruktionen ist die zusatzliche Ausstattung mit einer
so genannten “Fenster-Vorsatzschale”.

i
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Diese Konstruktion fungiert als “Fenster vor dem
Fenster” und kombiniert die schallddammende Wirkung
von bestehendem Fenster und Vorsatzschale.

Abhangig vom Zustand des bestehenden Fensters kon-
nen durch zusatzliche Anbringung einer Fenstervor-
satzschale Schalldamm-MaRe im Bereich von 50 dB
und mehr in geschlossenem Zustand bewirkt werden.

Aufgrund der Verkleidung der Fensterlaibung mit absor-
bierenden Materialien bei fachgerechter Anbringung
einer Fenstervorsatzschale wird auch in gekipptem
Zustand (inneres und aufleres Fenster gekippt) eine
Pegelreduktion von mehr als 20 dB erreicht (Vergleich:
AuRenpegel zu Innenpegel).

Fenster-Vorsatzschale (Kastenfenster)

Abb.: 72
Quelle: Fa. IPM-Schober

lebensministerium.at

Wegen der Dichtheit von geschlossenen Fenstern und
Turen ist die Sicherstellung ausreichender Luftwechsel-
raten im Hinblick auf Hygiene und Raumklima erforderlich.

Fenster mit integrierter Schalldammliiftung

\ Fensterbrett
Heizkorper

Schallschluckender
Spezialschaumstoff
Austrittsflache regulierbar

Abb.: 73, Quelle: Leittaden Raum-

planung Land Steiermark; mod. Wodo lebensministerium.at

GemaR den Regelungen der ONORM B 8115 sind
diese Erfordernisse allenfalls mittels gesonderter

1G Umwelt und Technik
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Liftungsmdglichkeiten, wie beispielsweise durch zen-
trale Liftungsanlagen, Liftung Uber ruhige Raume
u. dgl. zu gewahrleisten. Als Alternative ist auch der
Einbau schallgedammter Liftungseinrichtungen (auch
zur Nachristung geeignet) moglich (siehe auch
Abb. 74).

Schalldammliifter in Wandmontage

Abb.: 74

Quelle: Fa. Innosource lebensministerium.at

8.3 LARMSCHUTZ DURCH GRUNDRISS-
GESTALTUNG UND ANBAUTEN

Neben den Themen ausreichender Abstande zwischen
Wohnbereichen und Larmquellen, der Beachtung der
Gebaudestellung und der Nutzung der Gebaude-
abschirmung (welche in Abschnitt 10.3 “Bauerwartungs-
gebiete Wohnen” mit zahlreichen Beispielen behandelt
werden) hat iberdies die konkrete Grundrissgestaltung
von Wohnbauten eine iberaus grof3e Bedeutung.

Gebaude sollten so geplant werden, dass schutzbedurf-
tige Aufenthaltsbereiche moglichst in quellenabgewand-
ter Lage vorgesehen werden und quellenzugewandt
Nebenraume, AufschlieBungsbereiche (Stiegenhauser,
Zugange, ...) und Nassraume angeordnet werden.

Da hohe Pegelminderungen im Wesentlichen nur durch
geschlossene Bauweisen erzielt werden koénnen,
werden im Folgenden Grundrisse fiir Reihen- bzw.
Doppelhauser bei Lage der Quelle im Norden sowie bei
Lage der Quelle im Stiden exemplarisch aufgezeigt.

Die Musterbeispiele 7-12 sollen zum Thema der
Selbstabschirmung durch flankierende Anbauten eine
GroRenordnung der erzielbaren Wirkung, am Beispiel
von Wohnbauten an einer Bahnstrecke, vermitteln. Die
in den Musterbeispielen 8, 10 und 12 dargestellte
Abschirmung ist symbolisch zu werten und kann in der
Praxis auch durch entsprechende Anordnung von
Garagen, Gerateschuppen, Erdwallen u.dgl. schalltech-
nisch gleichwertig ersetzt werden.

i
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Doppelhausgestaltung (geschlossene Bebauung)
bei Lage der Quelle im Norden:

Eine schalltechnisch optimale Grundrissgestaltung zu
dem Musterbeispiel 22 in Abschnitt 10.3.4 mit Garagen
und Larmschutzwand, bei Lage der Schallquelle im
Norden, zeigen folgende Abbildungen.

Prinzipskizze Grundriss EG, Quelle Nord

Schallquelle

& 18

Wohnraum

®

&
S
@

lebensministerium.at

* Grlnraum Grliinraum

Abb.: 75
Quelle: TAS; mod. Wodo

Dabei werden die Garagen um die Tiefe der geplanten
Nutzraume in sldlicher Richtung von der Hausflucht zu-
rick versetzt.

Die blau strichlierte Linie in Abb. 75 verdeutlicht im
Grundriss die Trennung der nicht geschitzten Nutz-
raumfunktionen (ndrdlich der blau strichlierten Linie) von
den sudorientierten geschutzten Wohnbereichen (stid-
lich der blau strichlierten Linie).

An der nordlichen Garagenflucht wird mit einer
Larmschutzwand oder Abmauerung eine optimale
Abschirmung des sidlich gelegenen Bereiches erreicht,
sodass im OG abgeschirmte Terrassen entstehen.

Prinzipskizze Grundriss OG, Quelle Nord

Schallquelle

Grinraum

Terrasse Xt

o
73
n
©
=
)
=

Doppelhausgestaltung (geschlossene Bebauung)
bei Lage der Quelle im Siiden:

Die sudseitige Lage der Larmquelle stellt eine besonde-
re Herausforderung an die Planung dar, da es gilt,
schalltechnisch geeignete Anordnungen zu finden, wel-
che zusatzlich auch die Anspriche bzw. Anforderungen
an Besonnung und Lichtbeziehung bestmdglich erfiillen.

Ein mdglicher Lésungsansatz wird in den nachstehen-
den Abb. 77 und Abb. 78 skizziert.

Prinzipskizze Grundriss EG, Quelle Siid

Griinraum —

|
Wohnraume

|
%ﬂ L ebenr'a.'iuri;g":lg
b e R R

,_
e

Schallquelle

Abb.: 77

Quelle: Arch. Englmair; mod. Wodo lebensministerium.at

Dabei sind Garage, Zugang und Windfang, Sanitar-
raume und Nebenrdume quellenzugewandt angeordnet.

Der farblich hervorgehobene Eingangsbereich im
Erdgeschoss ist ganzlich aus transparenten Bauele-
menten hergestellt, sodass auch eine Belichtung des
nordlich gelegenen Griinraumes gegeben ist.

Prinzipskizze Grundriss OG, Quelle Sid
Grlinraum —
Terrasse
Wintergarten Neberjraume
Schallquelle
Abb.: 78
Quelle: Arch. Englmair; mod. Wodo lebensministerium.at

Durch Hochziehen der Garagenmauern
entstehen schallgeschutzte Terrassen.
Abb.: 76

Quelle: TAS; mod. Wodo lebensministerium.at

Durch die gewahlte Anordnung wird sowohl fiir den ge-
samten Wohnbereich als auch fur die quellenabge-
wandt gelegenen ebenerdigen Freibereiche hochstmdg-
liche Wohnqualitat erzielt.

1G Umwelt und Technik

Im Obergeschoss wird ein Wintergarten (welcher eben-
falls aus transparenten Bauelementen aufgebaut ist) um
eine Geschosshohe Uber Garagendachniveau hochge-
zogen.

Die Folge ist der Zugewinn einer larmgeschitzten
Terrasse Uber der Garage bei ausreichender Be-
lichtung.
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Musterbeispiel 7:
“Bebauung im Nahbereich einer Bahnstrecke, ca. 25 m Abstand”

Durch die Bebauung des im Beispiel betrachteten
Grundstiickes verandern sich bereits durch Gebaude-
abschirmungen die Immissionsverhaltnisse auf dieser
Flache. Die Abbildungen zeigen die Schallausbreitung
bezogen auf den Freiraum (Betrachtungshéhe 1,5 m (.
Boden). Beim Vergleich der Immissionsbelastungen in
der Tabelle resultiert eine Veranderung in 47 % des
betrachteten Auswertebereiches (= Wohnparzelle

“weill” umrandet”). Dem Diagramm “Flachenbilanz und
Umlagerung” ist zu entnehmen, dass Immissionen von
den Pegelklassen “60 - 64 dB” in die Pegelklassen “50 -
59 dB” verlagert werden. Die detaillierten Prozentsatze
sind nachstehend angefihrt. Veranderungen der
Emissionen sind linear auf die Immissionssituation tber-
tragbar.

0 125 25 50 Fi-] 100 125

Abb. 79: Bebauung im Nahbereich einer Bahnstrecke, ca. 25 m Abstand
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Quelle: TAS
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Diagramm “Flachenbilanz und Umlagerung”

& 48
- 45
L]
a5
(-4
o- 5
- Tl
T5-Tdl

lebensministerium.at

1G Umwelt und Technik

b
Rem

Pl 3 | L i 1



LARMSCHUTZMASSNAHMEN AM IMMISSIONSORT / UMGEBUNGSLARM

95

Musterbeispiel 8:

“Bebauung mit Anbauten im Nahbereich einer Bahnstrecke, ca. 25 m Abstand”

Im Vergleich zum Musterbeispiel 7 wird die Abschirm-
wirkung durch das Gebaude durch zusatzliche
Anbauten verbessert. Als Anbauten sind Garagen,
Gerateschuppen, Walle oder schalltechnisch geeignete
Einfriedungen zu verstehen. In diesem Beispiel werden
derartige MaBnahmen durch Larmschutzwénde an bei-
den Seiten des Gebaudes exemplarisch dargestellit.

Die Abbildungen zeigen die Schallausbreitung bezogen
auf den Freiraum (Betrachtungshéhe 1,5 m . Boden).
Beim Vergleich der Immissionsbelastungen in der
Tabelle resultiert eine Veranderung in 94 % des
betrachteten Auswertebereiches (= Wohnparzelle
“weill” umrandet”). Veranderungen der Emissionen sind
linear auf die Immissionssituation Gbertragbar.

0 125 2% 50 75 108 125

Abb. 80: Bebauung mit Anbauten im Nahbereich einer Bahnstrecke, ca. 25 m Abstand
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Musterbeispiel 8
Quelle: TAS
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Diagramm “Flachenbilanz und Umlagerung”
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Musterbeispiel 9:

“Bebauung im Nahbereich einer Bahnstrecke, ca. 110 m Abstand”

Durch die Bebauung des im Beispiel betrachteten
Grundstiickes verandern sich bereits durch Gebaude-
abschirmungen die Immissionsverhaltnisse auf dieser
Flache. Die Abbildungen zeigen die Schallausbreitung
bezogen auf den Freiraum (Betrachtungshéhe 1,5 m (.
Boden). Beim Vergleich der Immissionsbelastungen in
der Tabelle resultiert eine Veranderung in 28 % des
betrachteten Auswertebereiches (= Wohnparzelle

“weill” umrandet”). Dem Diagramm “Flachenbilanz und
Umlagerung” ist zu entnehmen, dass Immissionen von
den Pegelklassen “55 - 59 dB” in die Pegelklassen “45 -
54 dB” verlagert werden. Die detaillierten Prozentsatze
sind nachstehend angefihrt. Veranderungen der
Emissionen sind linear auf die Immissionssituation tber-
tragbar.

0 125 35 50 75 100 125

Abb. 81: Bebauung im Nahbereich einer Bahnstrecke, ca. 110 m Abstand
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Musterbeispiel 9
Quelle: TAS
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Diagramm “Flachenbilanz und Umlagerung”
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Musterbeispiel 10:

“Bebauung mit Anbauten im Nahbereich einer Bahnstrecke, ca. 110 m Abstand”

Im Vergleich zum Musterbeispiel 9 wird die Abschirm-
wirkung durch das Gebaude durch zusatzliche Anbauten
verbessert. Als Anbauten sind Garagen, Gerate-
schuppen, Walle oder schalltechnisch geeignete
Einfriedungen zu verstehen. In diesem Beispiel werden
derartige Malinahmen durch Larmschutzwande an bei-
den Seiten des Gebaudes exemplarisch dargestellit.
Die Abbildungen zeigen die Schallausbreitung bezogen
auf den Freiraum (Betrachtungshoéhe 1,5 m . Boden).
Beim Vergleich der Immissionsbelastungen in der

Tabelle resultiert eine Veranderung in 93 % des betrach-
teten Auswertebereiches (= Wohnparzelle “weil3” um-
randet”). Dem Diagramm “Flachenbilanz und Um-
lagerung” ist zu entnehmen, dass Immissionen von den
Pegelklassen “55 - 59 dB” in die Pegelklassen “45 -
54 dB” verlagert werden. Die detaillierten Prozentsatze
sind nachstehend angefiihrt. Veranderungen der
Emissionen sind linear auf die Immissionssituation tber-
tragbar.

0 1285 25 50 ri 100 125

Abb. 82: Bebauung mit Anbauten im Nahbereich einer Bahnstrecke, ca. 110 m Abstand
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Quelle: TAS
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Musterbeispiel 11:

“Bebauung im Nahbereich einer Bahnstrecke, ca. 240 m Abstand”

Durch die Bebauung des im Beispiel betrachteten
Grundstiickes verandern sich bereits durch Gebaude-
abschirmungen die Immissionsverhaltnisse auf dieser
Flache. Die Abbildungen zeigen die Schallausbreitung
bezogen auf den Freiraum (Betrachtungshéhe 1,5 m (.
Boden). Beim Vergleich der Immissionsbelastungen in
der Tabelle resultiert eine Veranderung in 15 % des be-
trachteten Auswertebereiches (= Wohnparzelle “weil®”

umrandet”’). Dem Diagramm “Flachenbilanz und
Umlagerung” ist zu entnehmen, dass Immissionen von
den Pegelklassen “50 - 54 dB” in die Pegelklassen “40 -
49 dB” verlagert werden. Die detaillierten Prozentsatze
sind nachstehend angefiihrt. Veranderungen der
Emissionen sind linear auf die Immissionssituation tber-
tragbar.

0 125 25 50 T8 100 125

Abb. 83: Bebauung im Nahbereich einer Bahnstrecke, ca. 240 m Abstand
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Musterbeispiel 12:

“Bebauung mit Anbauten im Nahbereich einer Bahnstrecke, ca. 240 m Abstand”

Im Vergleich zum Musterbeispiel 11 wird die Ab-  Tabelle resultiert eine Veranderung in 55 % des betrach-
schirmwirkung durch das Gebaude durch zusatzliche teten Auswertebereiches (= Wohnparzelle “weil}” um-
Anbauten verbessert. Als Anbauten sind Garagen, randet”). Dem Diagramm “Flachenbilanz und Um-
Gerateschuppen, Walle oder schalltechnisch geeignete  lagerung” ist zu entnehmen, dass Immissionen von den
Einfriedungen zu verstehen. In diesem Beispiel werden  Pegelklassen “50 - 54 dB” in die Pegelklassen “40 -
derartige Malinahmen durch Larmschutzwande an bei- 49 dB” verlagert werden. Die detaillierten Prozentsatze
den Seiten des Gebaudes exemplarisch dargestellt. sind nachstehend angefiihrt. Veradnderungen der
Die Abbildungen zeigen die Schallausbreitung bezogen  Emissionen sind linear auf die Immissionssituation tber-
auf den Freiraum (Betrachtungshdéhe 1,5 m . Boden). tragbar.

Beim Vergleich der Immissionsbelastungen in der

Abb. 84: Bebauung mit Anbauten im Nahbereich einer Bahnstrecke, ca. 240 m Abstand
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Detailbetrachtung der Fassaden- \geichléngeln sinc:) _rt;ndulr\w/lgst:edbingt); IDie7 SQeitl1i;>hen
edel zu den Musterbeispielen assaden liegen bei den Musterbeispielen 7, 9, 11 um
F7) bgis 12: P rund 3 dB niedriger als die bahnzugewandte Fassade,

wieder unabhangig vom Abstand zur Quelle. Anhand
Unterwirft man die Musterbeispiele 7 bis 12 einer ver-  der Musterbeispiele 8, 10, 12 zeigt sich, dass durch zu-
gleichenden Betrachtung und stellt die Ergebnisse der  satzlich abschirmende eingeschossige Anbauten an
Fassadenpegel im Erdgeschoss eines zweigeschossi-  den seitlichen Fassaden des Erdgeschosses wesentli-
gen Gebaudes gemal den Detailausschnitten einander  che Verbesserungen erreicht werden kdnnen. Bei den
gegenuber, so ist festzustellen, dass unabhangig von  exemplarisch angenommenen Abmessungen der Zu-
Entfernung und Betrachtungsfall zwischen den bahnzu-  bauten ergeben sich Verbesserungen um rd. 5 dB. Bei
gewandten und bahnabgewandten Gebaudeseiten im-  eingeschossigen Zubauten beschranken sich diese
mer eine Pegeldifferenz von rd. 18 dB auftritt (1 dB Ab-  Minderungen auf das Erdgeschossniveau.

Detailausschnitte zu den Musterbeispielen 7, 9 und 11

Detailausschnitte

mit Fassaden-
0 128 28 50 i 100 128 150 178 200 228 250 278 pege| numerisch
| ee—  Ee— = = e

Abb.: 85
Quelle: TAS lebensministerium.at
Detailausschnitte zu den Musterbeispielen 8, 10 und 12
o 128 2% -2k -] 100 125 150 178 200 Frs] 250 278 i i
- — T — T — Detailausschnitte

Abb.: 86
Quelle: TAS lebensministerium.at
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9. STRASSENVERKEHRSPLANERISCHE / ORGANISATORISCHE

MASSNAHMEN IM BESTAND

die Inhalte kurz & biindig:

Reduzierung der Verkehrsstarke

Anderungs der Verkehrszusammensetzung

Fahrgeschwindigkeit und
Geschwindigkeitsverlauf

Larmschutzoptimierte Stralenraumgestaltung
Parkraumbewirtschaftung, -management
Bemautung von Verkehrswegen

Optimierung der Verkehrsleistung

Biindelung von Kfz-Stromen
Umfahrungsstralle

Umweltbewusstsein / Mobilitétserziehung

Forderung von Schallschutzfenstern
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SCHNELL-LESER-INFO

Verbesserung der Infrastruktur (kurze
Wege) durch Forderung des Ful3-
83 gangerverkehrs, des Radverkehrs sowie
des offentlichen Personennahverkehrs.

Verkehrsvermeidung und Verlagerung
von KFZ-Verkehr auf umwelt-

84 freundliche Verkehrsmittel.
@- Festlegung von Fahrbe-
l.':u schrankungen, -verboten und
85 LKW-Verkehrsrouten.

Durch Anderung der Verkehrszu-
sammensetzung kénnen in der Praxis
86 Minderungen von etwa 2 - 3 dB
erzielt werden.

Bei 50 km/h bewirken 16 Pkw gleiche
Emissionen wie 1 schwerer LKW.

87
"E Temporeduktion bewirkt eine
l';'-;' Verminderung der Schallemission.

Generell gilt: Schwerverkehr aus
Siedlungsraumen eliminieren!

In der Praxis ist durch gleichmaRigere
Fahrweise (weniger Brems- und
Beschleunigungsmandver) eine

Pegelminderung um 1 - 2 dB zu erzielen.

©
o

Eine wesentliche EinflussgroRRe auf die
Geschwindigkeitswahl ist die ,,optische
Breite® (Strale und Umgebung).

©
=

Einsatz von Bodenschwellen zur

8 &
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Verlangsamung der Fahrgeschwindigkeit.

)

93

94

i
€
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VergroRerung der baulichen Abstande bei
Strallen bewirkt Pegelreduktionen
(z.B. 3 dB pro Abstandsverdoppelung).

Eine Tempo-Reduktion von 50 auf 30 km/h
bewirkt in der Praxis in Ortschaften
rd. 2 - 3 dB Pegelminderung.

Durch optimierte Wegweisung kann der
Parksuch-Verkehr verringert werden.

Verkehrsvermeidung durch Situierung von
Parkhausern/Parkanlagen auf3erhalb
des zentralen, urbanen Bereiches.

Durch Optimierung des Verkehrsflusses
kann Verkehrslarm reduziert werden.

Verkehrsverlagerung des
Durchgangsverkehrs aus Wohngebieten
auf Hauptstral3en.

Verkehrsbindelung ist in jedem Fall die
schalltechnisch beste Variante.

Die Wirksamkeit von Umfahrungsstralen
steigt durch Malinahmen im Bestandsnetz
(Ruckbauten, Fahrverbote u.dgl.).

Das Heranruicken neuer Wohnbebauung in
kritische Nahbereiche an die Umfahrung ist
durch Widmungen zu unterbinden.

Starken Einfluss auf die Gerausch-
entwicklung des Kfz hat der Fahrer selbst.

Foérderung von gerausch- und
schadstoffarmen Fahrzeugen und
larmarmen Reifen sowie von Larmschutz-
fenstern und Schalldammluftern.

i
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Berechnungsverfahren zu folgenden Themen finden
sich primar in der RVS 04.02.11 der Osterreichischen
Forschungsgesellschaft Stralte - Schiene - Verkehr
(FSV) vom 1. Méarz 2006. Im Ubrigen wird auf das
Merkblatt “Verkehrsberuhigung” der FSV verwiesen.

9.1 REDUZIERUNG DER VER-

KEHRSSTARKE

Die Beobachtung der KFZ-Zulassungszahlen zeigt eine
deutliche Zunahme in den letzten 40 Jahren, kombiniert
mit einer Zunahme der gefahrenen Km-Fahrleistung.
Diese Steigerung des KFZ-Bestandes ist durchgehend
festzustellen, auch wenn sie fur unterschiedliche
Siedlungsraume unterschiedlich stark ausfallt.

In den Uberwiegend landlich orientierten Bezirken wird
seit 1970 eine Zunahme der Kraftfahrzeuge auf bis zum
5-fachen festgestellt, wahrend in stadtischen Bereichen
die Zunahme etwa nur halb so hoch ausfallt, allerdings
war in den stadtischen Gebieten bereits am Beginn des
Vergleichszeitraumes eine héhere Motorisierung gege-
ben.

Stadtebauliche, raumplanerische und verkehrsplaneri-
sche MalRnahmen sollen insgesamt zu einer Reduktion
der KFZ-Fahrten beitragen. Dazu gehdéren folgende
MaRnahmen:

Verbesserung der Infrastruktur (kurze Wege)

>  Forderung des FuRgangerverkehrs

>  Forderung des Radverkehrs

>  Forderung des offentlichen Personennahverkehrs

FuBgangerzone o

=

LIk
|
1I!I

Abb.: 87
Quelle: D. Prinz; mod. Wodo
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Eingesparte KFZ-Fahrten vermeiden unmittelbar die
Larm- und Schadstoffbelastung. Weitere Vorteile sind
zusatzliche Entlastungen, wenn durch verringerte
Verkehrsstarken in den Spitzenstunden noch Leistungs-
reserven fur den Verkehrsfluss wirksam bleiben.

Durch Verkehrsvermeidung und Verlagerung von KFZ-
Verkehr auf umweltfreundliche Verkehrsmittel kénnen
Larmemissionen vermieden werden.

Management des Giiterverkehrs

So genannte City-Logistik-Systeme (Stichwort: telema-
tikgestutzte Logistikkonzepte) biindeln die stadtischen
und regionalen Warentransporte.

Finden sich mehrere Transportunternehmen zusam-
men, um ihre Warenanlieferungen gemeinsam durchzu-
fuhren und tauschen die Teilnehmer untereinander die
Frachten aus, erhoht sich so durch Bindelung die
Auslastung der Fahrzeuge.

ANDERUNG DER VERKEHRSZU-
SAMMENSETZUNG

9.2

In der RVS 04.02.11 werden nach akustischen
Aspekten folgende Fahrzeugkategorien unterschieden:

>  PKW (einschliel3lich Kombi, PKW mit
Wohnanhanger und &hnliches)

> leichte LKW (LKW ohne Anhanger, Busse,
Kraftrader)

> larmarme leichte LKW

>  schwere LKW (LKW mit Anhanger,
Sattelschlepper)

>  larmarme schwere LKW

Der Schallpegel eines “schweren” Lastkraftwagens
(= LKW mit Anhanger oder Sattelschlepper) kann bei
den Ublichen Geschwindigkeiten im Ortsbereich dem
Schallpegel von bis zu 60 Personenkraftwagen entspre-
chen. Der Einsatz larmarmer Fahrzeuge bei 30 km/h re-
duziert den Wert auf 9 PKW (im Vergleich zu schweren
LKW) und auf 3 PKW (im Vergleich zu leichten LKW).

Die von LKW ausgehende Larmbelastung kann durch
Reduktion des LKW-Anteils am Gesamtverkehrs-
aufkommen und/oder durch den vermehrten bzw. aus-
schlieRlichen Einsatz von larmarmen Fahrzeugen ver-
ringert werden. Positiv anzumerken ist, dass bereits
derzeit der GroRteil der LKW-Fahrleistung durch larm-
arme Fahrzeuge erbracht wird.

i
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Die Auswirkungen sind stark geschwindigkeitsabhangig,
da Schwerfahrzeuge zumeist bei niedrigen Geschwindig-
keiten einen hoheren Schallpegelanteil zur Gesamt-
emission beitragen.

Festlegen von Fahrbeschrankungen und -verbo-
ten, Ausweisen von LKW-Verkehrsrouten

Wirksam sind - abgesehen von Sperrungen - nicht be-
stimmte EinzelmalRnahmen, sondern Malinahmen-
bindel, die in ihrer Summe die Zeit fiir das Passieren
eines Gebietes verlangern und damit die Durchfahrt
unattraktiv machen, z. B.

>  fur Durchgangsverkehr unglnstige Netzform wah-
len (z. B. verasteltes Netz mit StichstralRen)

> in vorhandenen Stralennetzen Durchfahrt verhin-
dern

>  Ein- bzw. Ausfahrten in Wohngebieten an
bestimmten Stellen untersagen

>  Geschwindigkeitsbeschrankungen, am besten
verbunden mit baulichen MalRnahmen

>  Bevorrangung von Stral3en aufheben, unter
Abwagung von Verkehrssicherheitsaspekten in
Rechts-vor-links-Regelung umwandeln

Zudem lassen sich mit zeitlichen bzw. gewichtsbezoge-
nen Einschrankungen des LKW-Verkehrs oder ganzli-
chen LKW-Fahrverboten und andererseits Leitein-
richtungen fir den Schwerverkehr larmintensive Fahr-
bewegungen verkehrs- und anrainergerecht steuern.

Zusatzlich sollte eine Konzentration der Transporte auf
larm- und schadstoffarme Fahrzeuge angestrebt wer-
den (City-Logistik).

Es besteht auch die Mdglichkeit, Benutzervorteile ein-
zufiihren, indem z. B. (neu zu definierende) larmarme
LKW von Verboten ausgenommen werden.

In der Praxis liegen die Minderungspoteziale bei Ande-
rung der Verkehrszusammensetzung durch Reduktion
des LKW-Verkehrs insgesamt in der GréRRenordnung
von etwa 2 bis 3 dB.

Einfluss der Verkehrszusammensetzung
v=50 km/h  Asphaltbeton PKW
Anzahl
-
o o 32
— —y —
e Z 2 5
Gempm - - — 8
L ]
g _ - " - T - 2| 16
Abb.: 88
Quelle: TAS lebensministerium.at
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9.3 FAHRGESCHWINDIGKEIT UND

GESCHWINDIGKEITSVERLAUF

Eine wirkungsvolle Malnahme zur Reduzierung bzw.
Herabsetzung der Emission des StralRenverkehrs ist die
Begrenzung der Geschwindigkeit durch entsprechend
Uberwachte Tempolimits.

Ganz allgemein ist festzuhalten, dass die Schall-
emissionen mit der Fahrgeschwindigkeit ansteigen
(siehe dazu Abb. 89). Bei LKW ist insbesondere bei
niedrigeren Geschwindigkeiten in Abhangigkeit des
Typs der Emissionsunterschied besonders ausgepragt.
So ergeben sich bei larmarmen LKW im Vergleich zu
normalen LKW bei einer Geschwindigkeit von 30 km/h
insgesamt um rd. 7 bis 9 dB niedrigere Emissionen.

Aufgrund des groReren Einflusses der Gerausch-
komponente “Reifen - Fahrbahn” im Vergleich zu den
Antriebsgerauschen nahern sich die beiden LKW-Typen
bei héheren Fahrgeschwindigkeiten an. In der nachste-
henden Grafik ist der Einfluss der Geschwindigkeit auf
die Larmemission fiir unterschiedliche Fahrzeugarten
dargestellt.

Einfluss der Geschwindigkeit auf die Schallemission
Basiswert L [dB] A-bewertet

30 0 ] bil B ] 5] (151
Geschwindigkeit in [km/h]
Abb.: 89, Quelle: Studie

Larmminderungspotenziale, BMVIT, 2004 lebensministerium.at

Bei einer Fahrgeschwindigkeit von 50 km/h auf
Asphaltbeton verursachen 16 PKW-Fahrbewegungen
gleich hohe Emissionen wie vergleichsweise nur eine
einzige LKW-Vorbeifahrt eines “schweren LKW”.

In Wohnstrafen mit 30 km/h Fahrgeschwindigkeit ent-
sprechen hinsichtlich der aquivalenten Emission einem
“schweren LKW” sogar 60 PKW-Vorbeifahrten.

Bei Verkehrsverlagerung und -verminderung ist daher
das Verbesserungspotenzial aus schalltechnischer
Sicht nicht nur aus dem Vergleich der Gesamt-
verkehrsmengen abzuschéatzen, sondern ist ganz we-
sentlich der Anteil des Schwerverkehrs und seine
Veranderung zu beachten.

Generell gilt:
Schwerverkehr aus Siedlungsraumen eliminieren!
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Die Hohe der Fahrzeuggerausche wird nicht nur von der
Geschwindigkeit, sondern auch vom Geschwindig-
keitsverlauf bestimmt. Haufiges Beschleunigen verur-
sacht erhdhte Larmbelastungen. Daher kénnen insbe-
sondere MalRnahmen zur Verstetigung des Verkehrs-
flusses zur Larmreduktion beitragen. In der Praxis ist
durch gleichmaRigere Fahrweise eine Pegelminderung
um 1 - 2 dB zu erwarten.

Als sehr wirkungsvoll hat sich in dieser Hinsicht im
Nahbereich von Siedlungen auch die Einrichtung von
Kreisverkehren erwiesen, da die Fahrer zu deutlich
weniger Brems- und Beschleunigungsmandvern kommen.

Aber auch die Mdglichkeiten, den Verkehrsfluss zum
Beispiel durch

>  Gestaltung von Kreuzungen (Stichwort: stéandige
Rechtsabbieger)

>  gesteuertes Abschalten von Lichtsignalen

> dynamische Tempolimits (Stichwort: optimierte Am-
pelschaltungen)

zu einer ruhigeren, gleichmaRigeren Fahrweise zu fih-
ren, bewirken die Reduktion von Brems- und Be-
schleunigungsmandvern und sind so sowohl aus ver-
kehrstechnischer als auch aus schallimmissionstech-
nischer Sicht vorteilhaft.

LARMSCHUTZOPTIMIERTE
STRASSENRAUMGESTALTUNG

9.4

Das Fahrverhalten (Geschwindigkeitsniveau, Homo-
genitat des Verkehrsflusses) der Kraftfahrer wird von
der StralBenraumgestaltung mit beeinflusst. Eine der
wesentlichen Einflussgrofien der Geschwindigkeitswahl
ist die “optische Breite” (Stralle und Umgebung). Eine
ansprechende Straflenraumgestaltung ist imstande, die
negativen Auswirkungen hoher Verkehrsstarken bis zu
einem gewissen Grad aufzuwiegen und zu kom-
pensieren.

Als Gestaltungs- und KompensationsmafRnahmen kom-
men die Verbreiterung von Gehwegen, die Anlage von
Radwegen, die Begrinung des Stralenraums, die
Verbesserung der Passierbarkeit der Stral3e, insbeson-
dere durch die Anlage von Fahrbahnteilern (Mittelinseln)
in Betracht.

StraRenraumgestaltung

Abb.: 90
Quelle: D. Prinz; mod. Wodo

lebensministerium.at
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Auch punktuelle Fahrbahnverengungen und das
Versetzen von Fahrgassen haben in der praktischen
Anwendung positive Wirkungen gezeigt. Das
Gestaltungsrepertoire lasst sich durch eine gezielte
Materialwahl sowie Méblierungselemente im Stral3en-
randbereich erganzen.

Eine wichtige Rolle kommt dabei der Bepflanzung bzw.
Begriinung der Stralle durch Baume und Hecken zu.
Die Bepflanzung sollte in Hinblick auf die optische
Abschirmung und die dadurch hervorgerufene psycho-
logische Wirkung nicht unterschatzt werden.

Auch der Einsatz von Bodenschwellen ist prinzipiell gut
geeignet, das Fahrverhalten der Kraftfahrerlnnen in
punkto Verlangsamung der Fahrtgeschwindigkeit zu an-
dern.

Riickbau, Schwelle, Tempo 30

e \q

—

Abb.: 91

Quelle: D. Prinz; mod. Wodo lebensministerium.at

Jedoch ist zu beachten, dass mdgliche Negativ-
szenarien wie gehaufte Brems- und Beschleunigungs-
manover vor und nach den Bodenschwellen und das
Auftreten von KFZ-Eigengerduschen von z. B. LKW-
Aufbauten (Klappern in den Laderdaumen und
Scheppern des Wagenaufbaues selbst) durch eine
falsche ortliche Situierung der Bodenschwellen bzw. zu
groRe Schwellhéhen oder zu steile Schwellen induziert
werden kénnen.

VergroBerung der baulichen Abstéande bei StraRen

Die Larmminderung durch AbstandsvergroRerung be-
trifft z. B. den Rlckbau von Uberbreiten Ortsdurch-
fahrten, bei denen unter Umstanden durch Abstands-
vergroRerung zwischen der Schallquelle und den nach-
sten Anliegern erhebliche Pegelreduktionen erzielbar
sind (rd. 3 dB Minderung bei Abstandsverdoppelung).
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Vielfach sind jedoch die Mdglichkeiten im Rahmen der
innerodrtlichen Stralenplanung beschrankt, dennoch
kann durch eine optisch ansprechende Gestaltung der
gewonnenen Flachen eine deutliche Verbesserung er-
zielt werden.

Als Gestaltungs- und KompensationsmaRnahmen kom-
men die Verbreiterung von Gehwegen, die Anlage von
Radwegen, die Zulegung von Parkreihen, die
Begrinung des Stralenraums und vieles mehr in
Betracht.

Verlangsamung des KFZ-Verkehrs, Tempo-30-
Zonen, Abbau liberh6hter Fahrgeschwindigkeiten

In geschlossenen Ortschaften werden mit der Herab-
setzung von Tempo 50 km/h auf “Tempo 30” in der
Praxis Pegelminderungen von rund 2 dB bis 3 dB
erreicht. Dieser Effekt kann aber noch verstarkt werden,
wenn durch die Verlangsamung des Verkehrs
Kraftfahrer auf StralRen ausweichen, die mit einer
Geschwindigkeit von 50 km/h befahren werden kénnen.

Gebrauchliche MaRnahmen sind:

Einrichten von Tempo-30-Zonen
Kreisverkehre

Plateauaufpflasterungen

punktuelle Pflasterungen
Bodenmarkierungen

Ausbildung von Engstellen
Verschwenkungen (mit oder ohne Engstellen)

Querungshilfen und Mittelinseln

V V. V V vV V VvV VvV V

Kombinationen aus den vorstehenden MalRnahmen

Ausweisen verkehrsberuhigter Wohn- bzw.
Geschiftszonen, Festlegung “ruhiger Gebiete”

Eine klare Signalsetzung an die Kraftfahrer und die be-
troffenen Anrainer bietet das Ausweisen verkehrsberu-
higter Wohn- und/oder Gewerbebereiche.

In Kombination mit anderen zielorientierten Mal-
nahmen wie z. B. verordneten Geschwindigkeits-
reduktionen, beschrankten Zufahrtsrechten und typ-
bzw. zeitbezogenen Fahrverboten u.v.m. ist die raumli-
che Definition von Bereichen mit Schutzbedarf leicht
mdglich.

Gleichwohl wéare anzudenken, dass bestehende
Bereiche, die bereits der Erholung, Entspannung oder
dem Sport- und Freizeitvergniigen sowie z. B. dem
Fremdenverkehr / Tourismus dienen, gegen eine
weitere Verlarmung geschutzt werden.
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9.5 PARKRAUMBEWIRTSCHAFTUNG,

PARKRAUMMANAGEMENT

Erfahrungsgemal lasst sich durch ein Parkraum-
management der stadtische bzw. ortliche Kraftfahrzeug-
verkehr vermindern. Hierzu gehoren insbesondere die
Einfuhrung des gebuhrenpflichtigen Parkens, die
Einrichtung von Kurzparkzonen, die Parkraumver-
knappung und die regelmaRige Uberwachung.

Durch eine optimierte Wegweisung und stral3enbauliche
Gestaltung kann der Parksuchverkehr verringert wer-
den.

Fur die Verwaltung von so genannten “park and ride”
Anlagen (P&R-Anlagen zum Wechsel vom Eigen-
fahrzeug in das alternative bzw. 6ffentliche Verkehrs-
mittel) sind dynamische Informationstafeln zu empfeh-
len, welche Uber den jeweils aktuellen Belegungs-
zustand sowie Uber die Angebote des offentlichen
Verkehrs informieren.

Dem Prinzip der Verkehrsvermeidung nach sollten ins-
besondere Parkhauser und mittlere bis groRe Parkplatz-
anlagen mdoglichst auBerhalb des zentralen urbanen
Bereiches bzw. ausreichend entfernt von Schutz-
bereichen angelegt werden.

BEMAUTUNG BZW. VERGEBUH-
RUNG VON VERKEHRSWEGEN

9.6

Die Bemautung von Fahrzeugen auf Uberregionalen
Strassen wie z. B. Autobahnen und SchnellstraRen ist
vergleichsweise einfach, da die Kontrolle und Ab-
rechnung der Maut typischerweise innerhalb eng
definierter Grenzen (Mautstationen) stattfindet.

In stadtischen Bereichen ist die Bemautung zumeist
schwieriger. Treten hier doch besondere Situationen
auf, bei denen eine StralRe aus mehreren Fahrspuren,
zusatzlich Parkspuren und Fuf3- bzw. Radwegen oder
auch einer Strallenbahn oder Busspur bzw. Taxispur
besteht.

Kommunen planen bereits so genannte “City-Maut-
Konzepte”, beispielsweise nach dem Vorbild der
Grofistadte London oder Paris.

Forderung von larmarmen KFZ

Eine andere Mdglichkeit der Férderung larmarmer Kraft-
oder Schienenfahrzeuge ware, diese mit einem ent-
sprechenden Preisnachlass zu bevorzugen.

©
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9.7 OPTIMIERUNG DER VERKEHRS-

LEISTUNG

Die Pegelhdhe der Fahrzeuggerausche wird nicht nur
von der Geschwindigkeit, sondern auch vom Ge-
schwindigkeitsverlauf bestimmt. Haufiges Beschleunigen,
haufige Gangwechsel bzw. die Wechsel in hdhere
Motordrehzahlen verursachen hohere Schallbe-
lastungen. Daher kdnnen insbesondere Maflnahmen
zur Verstetigung des Verkehrsflusses zur Larmreduktion
beitragen.

Als sehr wirkungsvoll hat sich in dieser Hinsicht auch die
Einrichtung von Kreisverkehren erwiesen. Wahrend an
StralRenkreuzungen mit Ampeln durch das gleichzeitige
Anfahren vieler Fahrzeuge zuséatzlicher Motorenlarm
entsteht, flieRt der Verkehr in Kreisverkehren zumeist
deutlich flissiger.

Der Verkehrsfluss kann aber auch durch dynamische
Tempolimits und optimierte Ampelschaltungen gleich-
maRiger gestaltet werden.

Kreisverkehr

Abb.: 92
Quelle: D. Prinz; mod. Wodo

lebensministerium.at

Zur Gruppe der MaRBnahmen im Streckenverlauf ge-
horen aber auch zahlreiche punktuelle Malinahmen,
zum Beispiel:

>  Verbesserungen bei StralRenbahnschienen und bei
Eisenbahnkreuzungen

>  Ausbessern klappernder Schachtdeckel

> Verbesserungen bei Briickenfugen

> Verengung von Abbiegeradien mit dem Ziel gerin-
gerer Kurvengeschwindigkeiten

>  AusgieBen von Pflasterfugen bzw. Schnittkanten
mit Asphalt

>  Abschalten von Lichtsignalanlagen auerhalb der
verkehrlichen Spitzenzeiten bzw. nachts zum
Zwecke der Sicherung der Nachtruhe
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BUNDELUNG VON KFZ-STROMEN
UND VERLAGERUNG AUF UN-
SENSIBLE ROUTEN

Die rdumliche Verlagerung bzw. Bundelung verteilter
Verkehrsstrome auf einige leistungsfahige Achsen ist
ein klassisches Instrument der Verkehrsplanung zur
Realisierung relativ gering belasteter Zonen. Diese
Verkehrsverlagerungen durfen jedoch keine neuen
Larmprobleme hervorrufen.

9.8

Die moglichen Lésungen fur rdumliche Verlagerungen
reichen von der Bindelung auf innerortliche
Hauptstral3en Uber kleinrdumige bis hin zu grof3raumi-
gen Umfahrungsstralen. Es ist aber nicht mit einer
Verringerung der Gesamtmenge zu rechnen. Das
Prinzip des Abdrangens von unerwiinschtem
Durchgangsverkehr aus Wohngebieten auf (mdglichst
unempfindliche) Hauptstral3en zeigt sich im folgenden
Beispiel:

Nimmt die Verkehrsstarke in einer Anliegerstrale um
50 % von 200 auf 100 KFZ/h ab, ergibt dies eine
Schallpegelreduktion um etwa 3 dB. Verlagert sich die-
ser Verkehr vollstandig auf eine HauptstralRe mit
1.000 KFZ/h, so steigt dort die Verkehrsstarke um 10 %
und damit die Larmbelastung nur um 0,4 dB. Einer
Abnahme im Wohngebiet steht also eine geringfiigige -
in der Regel nicht relevante Erhéhung an der Haupt-
stralde gegeniiber.

Verlagerung von Emissionsschwerpunkten

Verkehrsbindelnde wie verkehrserzeugende Punkte
sollten mit Bedacht in punkto Situierung und
Dimensionierung geplant werden. So sind vielfach
Verkehrsknotenpunkte zu nah an sensiblen bzw. schiit-
zenswerten Bereichen wie Krankenhausern,
Wohngebieten, Park- und Erholungsanlagen situiert.

Beispiel zur Verkehrsbiindelung

Stellt man sich die Frage, ob es hinsichtlich der
Verlarmung von Flachen, welche unmittelbar an
Verkehrstrager angrenzen, gunstiger ist, den Verkehr
moglichst auf einer Trasse zu biindeln oder in getrenn-
ten Trassen zu fiihren, sei exemplarisch auf die
Musterbeispiele Nr. 13, 14 und 15 am Ende dieses
Kapitels verwiesen.

Dabei werden fir drei Szenarien unterschiedlich bebau-
ter Flachen jeweils zwei Strallen angenommen, mit ei-
nem definierten Verkehrsaufkommen belegt und an-
hand von Schallausbreitungsberechnungen die ver-
kehrsbedingten Immissionen in 5 dB-Klassen berech-
net. Das angenommene Gesamtverkehrsaufkommen
wird auf beide Verkehrstrager zu gleichen Teilen verteilt.

Alternativ dazu wird der Verkehr gebiindelt und das ge-
samte Verkehrsaufkommen Uber nur einen Verkehrs-
weg abgewickelt. Anhand von Schallausbreitungsbe-
rechnungen wird die verkehrsbedingte Immission wie-
derum in Form von Rasterlarmkarten dargestellit.
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Die schalltechnischen Auswirkungen werden sodann
durch Gegenuberstellung dieser Betrachtungsfalle in ei-
ner schalltechnischen “Flachenbilanz” veranschaulicht.
Dabei erfolgt die Ermittlung der belasteten Flachen be-
stimmter Pegel in 5 dB-Klassen fiir den definierten weil}
umrandeten Auswertebereich. Bildet man nun die
Differenz aus diesen Schallbelastungsverteilungen, so
sind die Umlagerungen direkt ablesbar.

Bei allen drei angenommenen Szenarien wird der
schalltechnischen Flachenbilanz jeweils der Verkehr der
hochrangigen Strallen zugrunde gelegt, Siedlungs-
straRen bzw. WohnstralRen werden vernachlassigt.

Dessen ungeachtet zeigt sich nahezu unabhangig von
Bebauungsstrukturen und den damit verbundenen
Abschirmwirkungen und Reflexionen, dass Verkehrs-
bindelung in jedem Fall zu einer deutlichen
Verminderung der Verlarmung umliegender Flachen
fuhrt und daher die Verkehrsbiindelung in jedem Fall die
schalltechnisch beste Variante darstellt. Dies gilt auch
fur die Bundelung unterschiedlicher Verkehrstrager, wie
beispielsweise Strale und Bahn.

Veranderungen der Emissionen in den Muster-
beispielen sind linear auf die Immissionssituation Gber-
tragbar. Dies bedeutet, dass eine Emissionsanderung
um 5 dB auch eine Anderung der Immissionen um 5 dB
an jeder Stelle bewirkt.

Dariber hinaus ist zu beachten, dass die durch
Straltenverkehr verursachten Immissionen ganz we-
sentlich vom Schwerverkehrsanteil abhangen und der
Vergleich des Verkehrsaufkommens allein — ohne
Berucksichtigung des Schwerverkehranteils — fiir eine
schalltechnische Beurteilung nicht ausreicht.

9.9 UMFAHRUNGSSTRASSE

Ein Problem der Wirksamkeit von Umfahrungsstral3en
liegt im induzierten Verkehr. Beispiele zeigen, dass trotz
Bau einer Ortsumfahrung die Entlastungswirkung auf
der Ortsdurchfahrt gering ist, da durch Verkehrs-
verlagerungen im Ortsstrafennetz und durch Neuver-
kehr aufgrund der gesteigerten Attraktivitat fur den mo-
torisierten Individualverkehr die auf die Umfahrung ver-
lagerte Verkehrsstarke weitgehend kompensiert wird.

In der Praxis sind Verkehrsreduktionen von 20 bis
30 %, insbesondere im Schwerverkehr, und damit
Larmminderungen von 1 bis 2 dB schon beachtliche
Erfolge, die nur durch Verhinderung von Durchgangs-
verkehr bei Vorhandensein einer glinstigen Alternativ-
route erreicht werden.

Zur Steigung der Wirksamkeit von Umfahrungsstrallen
ist es daher unbedingt erforderlich, erganzende
MaRBnahmen im bestehenden Strallennetz durch
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Ruckbauten, Beschrankungen und dgl. zu setzen, um
die alte Durchzugsstraf3e innerorts unattraktiver zu ma-
chen. Die Erfahrung zeigt jedoch, dass sich die teils
sehr hohen Erwartungen der Anrainer an die larmmin-
dernde Wirkung einer Umfahrungslésung trotz bewirk-
ter Verkehrsreduktion nicht voll erflllen. Problematisch
ist auch der Fall, wenn durch die Umfahrungsstrecke
andere, bisher geringer von Verkehrslarm beeinflusste
Siedlungsbereiche zusatzlich belastet werden, da durch
die Realisierung einer Umfahrung lediglich eine
Verkehrsverlagerung und keine Verkehrsreduzierung
bewirkt wird. Die Biindelung der Umfahrung mit beste-
hender Infrastruktur, wie z. B. Bahntrassen, ist jedoch in
jedem Fall schalltechnisch glinstig. Siehe dazu auch
Musterbeispiel Nr. 27 bis 29 in Abschnitt 10.4.

Bei der Planung von Umfahrungsstral’en sind, abhan-
gig von den zu erwartenden verkehrsbedingten
Immissionen, die Widmungen an der Umfahrung so
festzulegen, dass das Heranriicken neuer Wohn-
bebauung an die Umfahrung in schalltechnisch kritische
Nahbereiche unterbunden wird.

9.10 SCHAFFUNG VON UMWELTBE-
WUSSTSEIN, MOBILITATSER-
ZIEHUNG

Jeder von uns kann durch sein Mobilitdtsverhalten aktiv
zur Larmminderung beitragen. Der Pravention und
Mobilitdtserziehung kommt dabei eine entscheidende
Rolle zu. Von der Grundschule Uber die weiterflihrenden
Schulen bis hin zu den Fahrschulen reicht die Palette
der Institutionen, die hierzu einen nicht unerheblichen
Beitrag leisten konnen.

Unndtige Larmerzeugung, vorschriftswidriges oder be-
triebsuntypisches Betreiben von Anlagen und Fahr-
zeugen und dergleichen mehr sollten den betreffenden
Personen bewusst gemacht werden.

Einen sehr starken Einfluss auf die Gerauschent-
wicklung seines Fahrzeugs hat der Fahrer selbst.

Einfluss der Motordrehzahl auf die Schallemission
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Wie vorstehend angefihrt, tragen Beschleunigungs-
und Bremsmanodver zur Larmbelastung bei. Auch das
Fahren mit falsch gewahlter Ganglibersetzung - sprich
mit hohen Drehzahlen - ist laut. Glinstig hingegen ist es,
mit niedrigen Motordrehzahlen zu fahren und auf unné-
tiges Beschleunigen zu verzichten.

Die griine Gerade in Abb. 93 zeigt den Pegel, der er-
reicht wird, wenn im stehenden Fahrzeug mit dem
Gaspedal “gespielt” wird. Die rote Gerade stellt die obe-
re Grenze dar, wenn z. B. am Berg mit durchgedrtick-
tem Gaspedal die volle Motorleistung erbracht werden
muss.

Im Alltag wird die Motorbelastung im grauen Bereich
liegen. Die gestrichelte (orange) Linie in der Mitte be-
schreibt demnach einen durchschnittlichen Lastfall, bei
dem eine Minderung der Drehzahl von beispielsweise
5.000 U/min auf 2.000 U/min eine Reduktion der
Emission des Fahrzeuges um rund 10 dB bewirken
kann. Dies entspricht etwa einer Halbierung der subjek-
tiv empfundenen Lautheit.

Zudem ist eine “niedertourige” Fahrweise zugleich 6ko-
logischer und 6konomischer, denn Kraftstoffverbrauch
und Schadstoffemissionen sind geringer. Der Verzicht
auf unndtiges Beschleunigen und eine niedertourige
Fahrweise erfordern aber ein entsprechendes Umwelt-
bewusstsein beim Fahrer. Ein “vorausschauendes
Gleiten” will gelernt und gelbt sein.

Einrichten eines kommunalen Ruhemanagements

Das Einrichten einer 6ffentlichen Stelle als Ansprech-
stelle fiir Birgerlnnen mit Ziel der Beratung, Information
und Aufklarung zu Larmfragen baut Kompetenz und
Vertrauen auf. Ziel ist auch das Sammeln von
Beschwerden und Anregungen.

Wichtige Informationen aus der Bevdlkerung kénnen so
geordnet an die Verwaltung, die zustandigen Stellen
bzw. an die Blirgermeisterin / den Burgermeister weiter-
geleitet werden.

Die larmbeauftragte Stelle fungiert als Anlaufstelle fur
die Offentlichkeit und bringt ihr Fachwissen fiir die
Larmproblematik in das kommunale Verwaltungs-
handeln ein. Durch eine mdglichst hohe verwaltungs-
technische Ansiedlung der Stelle (d.h., am besten als
Ubergeordnete Stabsstelle mit direktem Kontakt zur
Amitsleitung / Direktion) kann der/die Ruhebeauftragte
einen guten Einfluss auf das kommunale Handeln aus-
Uben.

Vorbildwirkung und Einsatz gerauscharmerer
Fahrzeuge

Insbesondere auferhalb von Ballungsraumen kann das
Verkehrsverhalten prominenter und angesehener Per-
sonlichkeiten in der Kommune das Verkehrsverhalten
der Bevdlkerung wesentlich beeinflussen.

Nicht nur Birgermeisterinnen, auch Amtsleiterinnen,
Mitglieder von Gemeinderaten, Schulleiterlnnen,
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Geschéftsfiihrerinnen mittlerer Unternehmen, Arzte/Innen,
Rechsanwalte/innen usw. haben in dieser Hinsicht
eine Vorbildwirkung. |Ihr Verkehrsverhalten wirkt wie
Werbung.

So sollte der Einsatz von ausschlieRlich gerdusch- und
schadstoffarmen Fahrzeugen sowie die Verwendung
larmarmer Reifen fir Bund, Lander und Gemeinden so-
wie Unternehmen der 6ffentlichen Hand ein Anliegen
sein.

FORDERUNG VON SCHALL-
SCHUTZFENSTERN UND
SCHALLDAMMLUFTERN

9.1

Wie vorstehend schon behandelt, sieht die Gesetz-
gebung vor, bei der Neuplanung von relevanten
Bauprojekten auch Larmschutz fur die Anrainer zu be-
riicksichtigen. In Osterreich bestehen auch Programme
zur larmtechnischen Sanierung z. B. entlang bestehen-
der Bahn- und StraBenverkehrswege, bei denen der
Bund, die Lander, aber auch die Gemeinden erkannten
Bedarf an LarmschutzmaRnahmen behandeln, die
Planung und Umsetzung veranlassen und die Kosten
Ubernehmen.

Die jeweiligen Richtlinien sehen beispielsweise die
Maoglichkeit vor, bei Anrainerwohngebauden je nach
Bedarf Larmschutzfenster bzw. -tiren, teils in
Kombination mit Schalldammliftern als Larmschutz-
mafRnahme von offentlicher Hand finanziell zu férdern.

Das heif3t, der fur die Forderung von objektseitigem
Larmschutz in Frage kommende Personenkreis kann
Ublicherweise nach Bestellung und Einbau der
Schallschutzeinrichtungen  durch  Vorlage des
Rechnungsbeleges bei der zustéandigen Férderungs-
stelle um eine anteilige Rickzahlung der Kosten vor-
stellig werden.

Welche Gebaude aufgrund von moglichen Grenz-
wertliberschreitungen (d.h. UbermaRiger Larmbe-
lastung) fur objektseitigen Larmschutz in Frage kom-
men, wird zumeist durch die Messungen, Berech-
nungen bzw. Untersuchungen von schalltechnischen
Fachleuten ausgearbeitet.

Uber solche bundes- bzw. landesweite Regelungen hin-
aus besteht naturlich auch im eigenen verwaltungstech-
nischen Bereich der Gemeinden und Magistrate die
Moglichkeit, den betroffenen Burgerinnen finanzielle
Forderungen fir angedachte Larmschutzmaflnahmen
zu gewahren.

Zumeist bieten die Gemeinden und Magistrate eigene
Anlaufstellen bzw. Kontaktpersonen an, bei denen die
Burgerlinnen um finanzielle Forderung fir selbststandig
veranlassten Larmschutz anfragen kénnen.

103




110 UMGEBUNGSLARM / STRASSENVERKEHRSPLANERISCHE/ORGANISATORISCHE MASSNAHMEN IM BESTAND

Musterbeispiel 13:

“Verkehrsbiindelung, Betrachtung unbebauter Flachen”

Die Abbildungen Nr. 94 u. 95 zeigen die Schall-
ausbreitung bezogen auf den Freiraum (Betrachtungs-
héhe 1,5 m U. Boden). Beim Vergleich der Immissions-
belastungen in der Tabelle resultiert eine Veréanderung
in 14 % des betrachteten Auswertebereiches (“‘weil}”
umrandet”). Dem Diagramm “Flachenbilanz und
Umlagerung” ist zu entnehmen, dass Immissionen von

den Pegelklassen “55 - 79 dB” in die Pegelklassen
“45 - 54 dB” verlagert werden. Die detaillierten Prozent-
satze sind nachstehend angeflihrt. Die Mehrbelastung
von 1 Prozent ist auf den Verkehrszuwachs auf dem
nordlichen StralRenzug zurlickzufiihren. Veranderungen
der Emissionen sind linear auf die Immissionssituation
Ubertragbar.

Abb. 94: getrennte Verkehrsfiihrung im Freiland

Abb. 95: gebiindelte Verkehrsfiihrung im Freiland

Tabelle “Immissionen in 5 dB-Klassen”
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Musterbeispiel 13
Quelle: TAS
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Diagramm “Flédchenbilanz und Umlagerung”

Fischenamted in %

FREFFFEHYLRY

lebensministerium.at

1G Umwelt und Technik

b
Rem

Pl 3 | L i 1



STRASSENVERKEHRSPLANERISCHE/ORGANISATORISCHE MASSNAHMEN IM BESTAND / UMGEBUNGSLARM 111

Musterbeispiel 14:

“Verkehrsbiindelung, Betrachtung einer offenen Bebauung”

Die Abbildungen Nr. 96 u. 97 zeigen die Schall-
ausbreitung bezogen auf den Freiraum (Betrachtungs-
héhe 1,5 m U. Boden). Beim Vergleich der Immissions-
belastungen in der Tabelle resultiert eine Veréanderung
in 20 % des betrachteten Auswertebereiches (“weily”
umrandet”’). Dem Diagramm “Flachenbilanz und
Umlagerung” ist zu entnehmen, dass Immissionen von

den Pegelklassen “55 - 79 dB” in die Pegelklassen
“45 - 54 dB” verlagert werden. Die detaillierten Prozent-
satze sind nachstehend angefiihrt. Die Mehrbelastung
von 2 Prozent ist auf den Verkehrszuwachs auf dem
nordlichen Strallenzug und Schallreflexionen an der
Bebauung zurtickzufihren. Veranderungen der Emissi-
onen sind linear auf die Immissionssituation Ubertragbar.

Abb. 96: getrennte Verkehrsfiihrung / offene
Bebauung

Abb. 97: gebiindelte Verkehrsfiihrung / offene
Bebauung
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Diagramm “Fléchenbilanz und Umlagerung”
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Musterbeispiel 15:

“Verkehrsbiindelung, Betrachtung einer geschlossenen Bebauung”

Die Abbildungen Nr. 98 u. 99 zeigen die Schall-
ausbreitung bezogen auf den Freiraum (Betrachtungs-
héhe 1,5 m U. Boden). Beim Vergleich der Immissions-
belastungen in der Tabelle resultiert eine Veréanderung
in 33 % des betrachteten Auswertebereiches (“weil}”
umrandet”). Dem Diagramm “Flachenbilanz und Um-
lagerung” ist zu entnehmen, dass Immissionen von den

Pegelklassen “50 - 79 dB” in die Pegelklassen
“40 - 49 dB” verlagert werden. Die detaillierten Prozent-
satze sind nachstehend angeflihrt. Die Mehrbelastung
von 2 Prozent ist auf den Verkehrszuwachs auf dem
nordlichen Strallenzug und Schallreflexionen an der
Bebauung zurtickzufihren. Veranderungen der Emissi-
onen sind linear auf die Immissionssituation Ubertragbar.

Abb. 98: getrennte Verkehrsfiihrung /
Reihenbebauung

Abb. 99: gebiindelte Verkehrsfiihrung /
Reihenbebauung

Tabelle “Immissionen in 5 dB-Klassen”

Flachenandeile
“HACHHER"

Flachenandoila
"WORHER™

il
[0 -4 of |
35 - 25 d8
40 - 44 a8
45 - 46 g8
50 -5 dR
55 -59 48
00 - 04 oA
85 - 05 48
10-T4 dB8
75 - T dB
== 50 gl
Eun’n‘i’h

5:::%

=
#

FEEEE

SRR ELEER R
HeBGE3 537 antenn

2
=

Musterbeispiel 15
Quelle: TAS

Pegelskala in [dB] A-bewertet <35 35 - 39 40 - 44 45 - 49 50 - 54 55 - 59 60 - 64 65 - 69 70 - 74 75 -79 >= 80

Diagramm “Flédchenbilanz und Umlagerung”
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die Inhalte kurz & biindig:

Widmungsabstufung und Mindestabstande
sowie die ideale Anordnung von Quellen werden
dargestellt.

Die Moglichkeit der akustischen Verdeckung
von betrieblichem Verkehrslarm wird aufgezeigt.

Entscheidungshilfen zur Standortwahl und
Standortnutzung sowie Madglichkeiten zur Aus-
nutzung des “kostenlosen” Schallschutzes
werden anhand von Beispielen behandelt.

Die Betriebsflachenstrukturen und damit ver-
bundene Verlarmungseffekte werden anhand
von Musterbeispielen dargestellt.

Auf Kontingentierungssysteme und deren
Vorteile wird eingegangen.

Effekte durch das Abrticken von Gebauden vom
Verkehrstrager sowie durch die Gebaudeselbst-
abschirmung werden durch Musterbeispiele ver-
anschaulicht.

Weitere Musterbeispiele widmen sich unter-
schiedlichen Bebauungsstrukturen im landlichen
und urbanen Bereich und erlauben eine verglei-
chende Betrachtung.

Médglichkeiten zur schalltechnisch optimierten
Gebaudenutzung und -anordnung werden
anhand von Prinzipskizzen dargestellt.

Zur Planung von Verkehrstragern wird die
Trassenauswahl sowie das AufschlieRen einer
Siedlungsstruktur in Musterbeispielen behandelt.

Erforderliche Abstadnde von Wohngebieten zu
hochrangigen StralRen / Bahnstrecken werden
anhand von Musterberechnungen abgeleitet.
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SCHNELL-LESER-INFO t

t '@ Durch Kontingentierungssysteme kann

@ Die schalltechnisch glinstige Anordnung I > Immissi hut d gleichzeiti
der Wohnbauflachen, Betriebsgebiete und mmissionsschulz und gieichzeitig
104 Hauptverkehrswege sollte bereits im >

c f . Vollausschdpfung von Emissions
Flachenwidmungsplan beachtet sein.

kontingenten sichergestellt werden.

@ Vorsorge bei Neuplanungen: m l}

W > Schwerverkehr nicht durch Siedlungs
raume flhren;

> kurze Anbindung zu hochrangigem
Strallennetz.

> Neue Betriebsgebiete im Nahbereich
hochrangiger Verkehrstrager.

3

Die Emissionskenngrof3e des betrieblich
13 induzierten Verkehrs sollte die
EmissionskenngréRe der 6ffentlichen
Strale um mindestens 10 dB
unterschreiten.

105

Durch den Effekt der akustischen Ver-
t} deckung wird dann die Verlarmung angren-
: zender Flachen unterbunden.
,{g Regionale Larmminderungsplanung liefert

Y fundierte Argumente fiir Férderungen. t}
@ Bei Betriebsanlagen werden
& Immissionsgrenzwerte anhand der
{5 .o . e
I:? 5 dB-Spriinge an Widmungsgrenzen tatsachhcher;grtgf;ri\teer: Verhaltnisse
'.l»u widersprechen der natirlichen 9 :
107 Schallpegelabnahme. t)
t @ Zu geringe Abstande zwischen ,Wohnung
und Betrieb® verursachen Mehrkosten fur
Eine 10 dB-Pegelabnahme ergibt Schallschuzmalnahmen
sich z.B. bei: '
108  Abstrahlflache von 2500 m2in rd. 42 m
Abstrahlfiache von 100.000 m2 in rd. 150 m '}
@ Schallschutz ist in der Planungsphase am
tn kostengulnstigsten.
@ Mindestabstande (Quelle - Immissionsort) L
kénnen durch Emissionsabsenkung in t
109 Teilflachen oder durch Pufferzonen J
reduziert werden. '@ Méoglichkeiten des kostenlosen Schallschutzes
4 ergeben sich bei
17
t > Gebaudeselbstabschirmung
] > richtiger Standortwahl (Vorbelastung)
'@. Die Biindelung von Betrieben ist einer > Ausnutzung der Topographie
10 Anordnung in gestreuter Formation
grundsatzlich vorzuziehen. Dadurch wird t)
auch Larm durch induzierten
Betriebsverkehr reduziert. @ Mehrfachausnutzung des Irrelevanz-
i kriteriums verursacht schleichendes
Hinauflizitieren der Ist-Situation.
@ Durch Ausnutzung der ! &
Gebdudeabschirmwirkung kénnen = . . . . ]
111 Mindestabstande zu Wohngebieten @‘ Du\r/cI|1I Kontlri;qer;tlsrungnvgrr‘cf]_dgr \r/]erfrunr::‘lren
reduziert werden. ollausschopiung vo Issions- u
119 Immissionsfreirdumen begegnet.
W
e
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Larmtechnisch optimierte Gebaude- -

ausrichtung und Wohnungsgrundrisse
steigern die Wohnqualitat.

Das Abriicken von Wohngeb&uden vom
Verkehrstrager (Gehsteigrand) um 6 m be-
wirkt eine Pegelreduktion um 5 dB.

Eine 5 dB-Pegelreduktion an der
Wohngebaudefassade entspricht einer
Reduktion des Verkehrs auf 1/3.

Die ersten paar Meter Abriickung bewirken
die ,relativ groRte“ Pegelminderung.
In urbanen Bereichen mit allseitiger
Verkehrseinwirkung 1at einzig die
Blockrandbebauung zur Schaffung larmbe-

ruhigter Innenhofzonen hohe
Pegelreduktionen erwarten.

Ein 6-geschoBiges Gebaude bewirkt im
Larmschutzwand um bis zu 10 dB héhere

Vergleich zu einer 5 m hohen
Abschirmwirkungen.

Prinzip der Gebaudeanordnung, -nutzung
> Schirmwand
> AufschlieBung/Laubengange
> Nutzraume
> Wohnraume quellenabgewandt

Bei der Trassenauswahl ist in jedem Fall
eine Bundelung der Verkehrstrager jeder
anderen Anordnung vorzuziehen.

Bei Blindelung von Verkehrstragern '
kénnen LarmschutzmalRnahmen in gunsti-
gen Fallen auch beide Verkehrstrager
abschirmen.

1G Umwelt und Technik

IIF&E AufschlieBungsstraRen in Siedlungen -
'x';'_l sollten nicht als Schleichwege nutzbar sein

129 (induzierten Verkehr vermeiden).

'@ Werden an Verkehrstragern

13; Larmschutzwande ausgefihrt, so ist
keineswegs davon auszugehen, dass
Planungsrichtwerte in Wohngebieten

generell eingehalten werden.

,:;-'e Schallschutz an hochrangigen -

'.Eu Verkehrstragern kann nicht in beliebigem

131 Male erfolgen.

,@ Werden beim StraRenverkehr alle :

J Minderungspotenziale ausgeschdpft, so
132 kénnen Verkehrszunahmen kompensiert
werden. Die Verkehrslarmsituation ist
daher aus heutiger Sicht mittelfristig
gleichbleibend einzuschatzen.

¢

[ Beim Verkehrstrager Bahn kann durch
b Ausschopfen der Minderungspotentiale
133 mittel- bis langfristig eine Annaherung
an das Immissionsniveau der
Grenzwerte des StralRenverkehrs
bewirkt werden.

)

'@ Um Grenzwerte von Verkehrstragern mit
Planungsrichtwerten fiir Wohngebiete in
Einklang zu bringen, sind raumplanerische
MaRnahmen zur Einhaltung von
Mindestabstéanden zusatzlich erforderlich.

An einer Autobahn mittleren 7
b/ Verkehrsaufkommens (50.000 Kfz/24 h) ist
135 trotz einer 5,5 m hohen Larmschutzwand
ein Abstand von rd. 350 m erforderlich, um
WHO-Grenzwerte einzuhalten.
An einer Bundesstral’e mittleren
Verkehrsaufkommens (15.000 Kfz/24 h) ist
trotz einer 4,0 m hohen Larmschutzwand
ein Abstand von rd. 70 m erforderlich, um
WHO-Grenzwerte einzuhalten.

i
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Planung von Larmschutz

Der Umsetzung von Larmschutzmaflnahmen geht
zumeist eine Planung voraus, wobei Fehler bei der
gemeindeweiten / stadtebaulichen Larmschutzplanung
nachtraglich kaum wieder gut gemacht werden kénnen.

Sind z. B. die Abstande zwischen Industrie- oder
Gewerbegebieten und Wohngebieten zu gering, dann
werden erhohte Schallschutzaufwendungen oder
Betriebsbeschrankungen insbesondere zur Nachtzeit
nétig. Werden neue Wohngebaude zu nahe an altein-
gesessene Betriebe gebaut, kann der Standort dieser
Betriebe gefahrdet sein.

Larmminderungspléne sollten fachubergreifend Uber
die Bestandsaufnahme hinaus wirtschaftliche, aufein-
ander abgestimmte SchallschutzmaRnahmen und vor
allem konkrete Programme zu deren Umsetzung ent-
halten.

Schon im Flachenwidmungsplan sollte auf eine schall-
technisch gunstige Anordnung der Wohnbauflachen
und Betriebs- und Industriegebiete sowie der Haupt-
verkehrswege geachtet werden.

Es wird an dieser Stelle wiederholt darauf hingewiesen,
dass ein schweres Nutzfahrzeug bei 50 km/h auf
Asphaltbeton die gleiche Schallemission aufweist wie
16 Personenkraftwagen. In WohnstraRen mit einer
Fahrgeschwindigkeit von 30 km/h auf Asphaltbeton ste-
hen gar 60 PKW nur einem schweren Nutzfahrzeug
gegenuber.

Es sollte daher bei allen Neuplanungen und
Neuwidmungen beachtet werden, dass Schwerverkehr
nicht durch Siedlungsraume gefiihrt, sondern auf mog-
lichst kurzem Weg an das hochrangige Stralennetz
angebunden wird.

Allein aus dieser Uberlegung ergibt sich auch, dass
Betriebsbauerwartungsgebiete aus schalltechnischer
Sicht idealerweise im unmittelbaren Nahbereich von
hochrangigen Verkehrstragern geplant werden sollten.

Die Larmminderungsplanung ist zudem vor allem auch
als erbrachte Leistung fiir andere Teile der Gemeinde-
bzw. Stadtplanung anzusehen.

Sie ermoglicht Synergieeffekte durch ein Zusammen-
wirken der unterschiedlichen an der Umsetzung betei-
ligten Amter. Zielgruppe der Offentlichkeitsarbeit rund
um den Larmminderungsplan ist daher neben den
Burgerlnnen auch die Verwaltung selbst.

Eine regionale Larmminderungsplanung liefert zudem
auch fundierte Argumente bei Gesprachsflihrungen mit
Ubergeordneten staatlichen Behoérden bei der
Forderung bzw. Planung von interessierenden
Infrastruktur- oder sonstigen Bauprojekten.

1G Umwelt und Technik
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10.1 FLACHENWIDMUNG ALLGEMEIN

In der ONORM S 5021, Teil 1 sind Planungsrichtwerte
fur zuldssige Emissionen und Immissionen von Stand-
platzen, gegliedert nach Widmungskategorien, zu-
sammengefasst.

Bei Ausweisung unterschiedlicher Widmungs-
kategorien im Flachenwidmungsplan ist es (bliche
Praxis, aneinandergrenzende Widmungen um jeweils
eine Widmungskategorie abzustufen. Im vorliegenden
Beispiel wird von Kategorie 5 “Betriebsbaugebiet” mit
einem Planungsrichtwert von 65 dB tags, einem
“gemischten Baugebiet” oder “Kerngebiet” der Kate-
gorie 4 mit einem Planungsrichtwert von 60 dB tags und
einem “stadtischen Wohngebiet” der Kategorie 3 mit
einem Planungsrichtwert von 55 dB tags ausgegangen.

Prinzipskizze “5 dB Widmungsabstufung”

B M/K w

55

Abb.: 100

Quelle: TAS, Wodo lebensministerium.at

Bei einer derartigen Ausweisung unterschiedlicher
Widmungskategorien wird zwar der Grundsatz der
Widmungsabstufung um eine Kategorie beachtet, es
treten jedoch an den gemeinsamen Grenzen unter-
schiedlicher Kategorien Spriinge des Planungs-
richtwertes furr zuldssige Emissionen bzw. Immissionen
in jeweils 5 dB-Stufen auf.

Geht man nun davon aus, dass die Planungsrichtwerte
sowohl hinsichtlich der maximal zulassigen Emissionen
als auch hinsichtlich der zulassigen Immissionen
schalltechnisch ausgeschopft bzw. eingehalten werden
sollen, so widersprechen diese 5 dB-Spriinge den phy-
sikalischen Gesetzmafigkeiten der Schallausbreitung.
Vielmehr ist die natlrliche Schallpegelabnahme mit der
Entfernung von schallabstrahlenden Flachen zu be-
rcksichtigen.

Wie in Abb. 101 dargestellt, ist die naturliche Pegel-
abnahme mit der Entfernung im Wesentlichen von der
GroRe der emittierenden Flachen abhangig. Zur Er-
zielung einer 5 dB-Pegelabnahme ware bei freier und
ungehinderter Ausbreitung bei einer schallabstrahlen-
den Flache von 2.500 m2 bereits ein Mindestabstand
von rd. 15 m und bei einer schallabstrahlenden Flache
von 100.000 m2 ein Mindestabstand von rd. 40 m er-
forderlich.

G
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Abriickung von Flachenquellen

T ———— Fl&che 100.000 m2

| —Fliche 10.000 m?
T —Flache 5.000 m2
\\\ . F Fléche 2.500 m?
3 .
Zone 1 \ M
15-40 m. Poseng -
Zone 2 b ,
142-150 m

]

i
&
-

ik
B
L]

Schallpegel-Abnahme
&= ]
& ]

Zone 3~ i

o,
o 170-600 m ™)

A} ol

LS o0 o0 R

10 /™
Abstand von der Grundstiicksgrenze d. Emittenten

Abb.: 101
Quelle: TAS

lebensministerium.at

Gilt es, durch entsprechenden Abstand eine Pegel-
abnahme von z.B. 10 dB zu erzielen, so ist bei einer
abstrahlenden Flache von 2.500 m2 bereits ein
Mindestabstand von rd. 42 m und bei einer schallab-
strahlenden Flache von 100.000 m2 bereits ein
Mindestabstand von rd. 150 m erforderlich.

Mindestabstande - Widmungskategorien - freie
Ausbreitung, max. Emission

42 -150 m

15-40m
e

15-40m
—

M/K

Abb.: 102

Quelle: TAS, Wodo lebensministerium.at

Da aufgrund der Ublicherweise kleinraumigen Struk-
turen in Osterreich die Einhaltung dieser geforderten
Mindestabstande in aller Regel nicht mdglich ist, sind
gegenseitige Beeintrachtigungen bzw. Unterschreitun-
gen von Emissionspotenzialen oder Uberschreitungen
von Immissionsgrenzwerten zwangslaufig die Folge.

Anstelle der erforderlichen Mindestabstande bestunde
nun die Mdoglichkeit, z.B. Abschirmwirkungen durch
Lager- und Buroraumlichkeiten in einer festgelegten
Zone entlang der Grenze zur nachst niedrigeren
Widmungskategorie anzuordnen bzw. mit entspre-
chend angeordneten Gebauderiegeln mit Lauben-
ganglésungen eine angepasste Nutzung zu erwirken.

Alternativ dazu kénnte die Emission einer Kategorie
entlang der gemeinsamen Widmungsgrenze zur nachst
niedrigeren Kategorie in der erforderlichen Breite,
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welche dem erforderlichen Mindestabstand bei freier
Ausbreitung entspricht, mit einer Emissionsabsenkung
um 5 dB versehen werden.

Alternative Mindestabstande durch MaBRnahmen

W

B M/K

mogliche Nebenge-
baude oder Garagen-

Gebauderiegel ohne
) bau oder Laubengang

Emission (Lager, Biro...
oder Emission um 5 dB
reduziert

Abb.: 103
Quelle: TAS, Wodo

lebensministerium.at

Kdénnen beispielsweise durch entsprechende Fest-
legungen im Bebauungsplan derart exemplarisch ange-
fuhrte MaRnahmen verankert werden, so ware jeden-
falls ein konfliktfreies Nebeneinander auch bei unmittel-
barem Aneinandergrenzen unterschiedlicher Wid-
mungskategorien sichergestellt.

Eine “schalltechnisch ideale” Anordnung konnte bei-
spielsweise wie folgt aussehen:

Prinzipskizze einer “idealen Anordnung”

e
Emission

Immission

Verkehrstrager

i

lebensministerium.at

Anrainer
Em|35|onsﬂachen
Pufterzone

Abb.: 104
Quelle: TAS, Wodo

Diese Anordnung besteht aus einem Verkehrstrager,
daran anschlieRenden Emissionsflachen, einem schir-
menden Gebauderiegel sowie der anschlieRenden
Immissionsseite. Aus schalltechnischer Sicht ist die
Blndelung von Betrieben einer Anordnung in gestreu-
ter Formation grundsatzlich vorzuziehen.

Insbesondere bei Neuplanungen ist es daher schall-
technisch gunstig, grofRere Betriebsgebiete auszuwei-
sen und diese daruber hinaus unmittelbar am hochran-
gigen Verkehrstrager anzuordnen. Durch eine direkte

W
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Anbindung an den hochrangigen Verkehrstrager wird
im Vergleich zur gestreuten Anordnung von Betrieben
jedenfalls der Schwerverkehr aus den Siedlungs-
strukturen entzogen, wodurch hinsichtlich der
Verkehrslarmentwicklung die guinstigste Anordnung
bewerkstelligt wird.

Die Emissionsflachen selbst sind im vorliegenden
Beispiel durch eine Widmung der Kategorie 4, z. B.
“gemischtes Baugebiet”, sowie der Kategorie 5, z. B.
“Betriebsbaugebiet”, so angeordnet, dass die Emission
zum Verkehrstrager hin ansteigt. Durch diese
Anordnung wird der Forderung Rechnung getragen,
Betriecbe mit hdherer Emission naher am
Verkehrstrager und Betriebe mit geringerer Emission
entfernter vom Verkehrstrager anzuordnen.

Gelingt es beispielsweise durch entsprechende
Festlegungen im Bebauungsplan, die Emissions-
flachen der Kategorie 4 durch einen geschlossenen
Gebauderiegel abzugrenzen, so entsteht durch die
Gebaudeabschirmung selbst eine enorme Pegel-
reduktion in Richtung Immissionsseite.

Ein derartiger Gebauderiegel, welcher z. B. aus nicht
emittierenden Gebaudenutzungen wie Lager, Biros
u. dgl. besteht, wirde nicht nur eine Abschirmung der
betrieblichen Nutzungen bewirken, sondern Uberdies
auch eine Abschirmung des Verkehrstragers gegen-
Uber der Immissionsseite.

Durch die erzielte Abschirmwirkung des Gebaude-
riegels selbst kénnen sich in weiterer Folge die
Mindestabstdnde zu Wohnnutzungen bzw. Wohn-
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gebieten enorm reduzieren. Sowohl zur Sicherstellung
des erforderlichen Immissionsschutzes als auch zur
Sicherstellung einer angestrebten Vollausschépfung
des Betriebsbaugebietes oder Gewerbeparks ist es aus
schalltechnischer Sicht empfehlenswert, die zulassigen
Emissionen je Teilflache bzw. je m2 durch ein
Kontingentierungssystem zu ordnen.

Die EmissionskenngroRen konnten beispielsweise in
einem geeigneten Masterplan oder Bebauungsplan
entsprechend verankert werden.

Stehen in einem Gemeindegebiet mehrere Betriebs-
baugebiete fiir eine Betriebsneuansiedlung zur
Verfugung, so sollte aus schalltechnischer Sicht bei der
Wahl des Betriebsstandortes unter anderem auch der
durch die neue Betriebsanlage induzierte Verkehr
beachtet werden.

Ein schalltechnischer Idealzustand ist dann erzielbar,
wenn die Emissionskenngrofie des betrieblich induzier-
ten Verkehrs die Emissionskenngréf3e der regionalen
oder Uberregionalen Aufschlieffungsstral’e um minde-
stens 10 dB unterschreitet.

In diesem Fall wird durch den Effekt der akustischen
Verdeckung eine zusatzliche Verlarmung angrenzender
Flachen durch betriebsinduzierten Verkehr von vorn-
herein unterbunden.

In Tabelle 14 sind exemplarisch fir einige ausgewahlte
Betriebe typische KenngréRen zusammengestellit.

L.u._..q‘-Wnr‘t Batrieb und Soll-Wert Infrastruktur
Betrieb LKWTag PrWTag | "ol ! St Lo sol| ot
Dienstetsier - 16 &0 66 mind. T < 2.000
Klainbatrieh 16 16 &0 T2 mind. 82 ab 7.000
-EKI (VK 5.000 m*) &0 'EIIEPE B0 mind. 80 gty 500000
EKZ (VK 20.000 m") 100 3.500 B4 mind. 94 ab 125.000
Duaile: TAS lebenamisiscrism o

1) ... DTV: Mittelwert der Anzahl der einen StraRenquerschnitt in
beiden Richtungen taglich passierenden Kraftfahrzeuge.

Werden beispielsweise durch einen Dienstleistungs-
betrieb 16 Kunden-PKW-Fahrten pro Tag und
60 Personal-PKW-Fahrten pro Tag prognostiziert, so
errechnet sich die EmissionskenngréRe des betriebsin-
duzierten Verkehrs zu L, .,' = 66 dB.

Weist nun die AufschlieBungsstral’e bereits eine
Emissionskenngréfe von L,.,' = mindestens 76 dB
aufgrund des vorhandenen Verkehrsaufkommens auf,
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was ab einem DTV-Wert von 2.000 KFZ/24 h bei
v = 100/70 km/h fir PKW/LKW der Fall ist, so wird der
betriebsinduzierte Verkehr akustisch verdeckt und fin-
det somit seinen unbemerkten Platz im Umgebungs-
larm.

Die Schall-IST-Situation wird dabei theoretisch lediglich
im Zehntel-dB-Bereich verandert und kann subjektiv
durch das normal empfindende menschliche Gehor
nicht wahrgenommen werden.

Bei allen angefiihrten Beispielen wurde davon ausge-
gangen, dass der betrieblich induzierte Verkehr aus-
W
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schlieRlich in einer Fahrtrichtung abgeleitet wird. Bei
Gleichverteilung des betrieblich induzierten Verkehrs in
beide Fahrtrichtungen (Verteilung im Straflennetz)
reduzieren sich die angefiihrten Soll-Werte (Stralle
Laeq' Soll) um 3 dB bzw. die angefihrten DTV-Sollwerte
um die Halfte.

10.2 BETRIEBE: ENTSCHEIDUNGS-
HILFEN ZUR STANDORTWAHL
UND STANDORTNUTZUNG

Problemstellung

Bei der schalltechnischen Beurteilung einer Betriebs-
anlage sind eine ganze Reihe von gesetzlichen
Bestimmungen, Verordnungen, Normen und Richtlinien
zu beachten.

Die in den allermeisten Fallen entscheidenden Kriterien
ergeben sich einerseits durch:

> raumordnungs- und baurechtliche Bestimmungen
und andererseits durch

> gewerberechtlich zu beachtende Aspekte.

Ein immer noch weit verbreiteter Irrtum bei der
Standortwahl liegt darin, dass oftmals die im
Flachenwidmungsplan ausgewiesene Widmungskate-
gorie als alleiniges Kriterium fir die Realisierbarkeit
eines Betriebes angesehen wird.

In der Beurteilungspraxis stellt die Widmungskategorie
aber nur ein Kriterium dar, welches der Prifung dient,
ob eine geplante Betriebsanlage aufgrund der zu
erwartenden Emission (Schallaussendung) typischer-
weise in eine bestimmte Widmungskategorie passt.
Beispielsweise sei hier auf die OO Betriebstypen-
verordnung hingewiesen, welche bestimmte Betriebs-
typen den verschiedenen Widmungskategorien
zuordnet.

Das zweite wesentliche und in aller Regel schlagende
Kriterium ist, ob bei Realisierung einer Anlage auch der
erforderliche Nachbarschaftsschutz (Immissions-
schutz) eingehalten werden kann.

Zur Beantwortung dieser Frage werden in jedem
Einzelfall auf Basis der tatsachlichen ortlichen
Verhaltnisse Immissionsgrenzwerte abgeleitet, wobei
die im Flachenwidmungsplan ausgewiesene Widmungs-
kategorie der zu beurteilenden Nachbarliegenschaften
in aller Regel nach der derzeitigen Beurteilungspraxis in
gewerberechtlichen Genehmigungsverfahren eher unbe-
deutend ist.
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Relevant ist dabei in den meisten Fallen die schall-
technische Vorbelastung bzw. die tatsachlichen ortli-
chen Verhaltnisse, anhand welcher Immissions-
grenzwerte abgeleitet werden.

Aufgrund der Tatsache, dass beispielsweise eine
bestimmte Betriebsanlage nach baubehdrdlichen
Bestimmungen in der dafiir vorgesehenen Widmung
genehmigungsfahig ist, kann keineswegs darauf
geschlossen werden, dass diese Anlage im nachstgele-
genen Anrainerbereich nur “zulassige” Immissionen
verursacht.

Die Folgen sind erfahrungsgemaR, dass

> Emissionen gemal der Widmungskategorie im
Betriebsareal nicht ausgeschopft werden kénnen,

>  zugeringe Abstande zu Wohnbereichen Kosten fiir
betriebsseitige Mallnahmen auslésen,

> k.o.-Punkte auftreten kdnnen, wenn sich keine
technischen Lésungen zur Pegelminderung an-
bieten.

10.2.1 “RICHTIGE” SCHALLTECHNISCHE

PLANUNG

Durch Einbeziehung des Schalltechnikers bereits in die
Vorplanungsphase kdnnen unter Beachtung der schall-
technischen Kriterien im Planungsstadium ganz
wesentliche Kosten eingespart werden.

Wahrend rechtzeitige Planung nach dem Prinzip der
Optimierung nur geringe Mehrkosten verursacht, gehen
nachtragliche Verbesserungen bzw. Sanierungen nicht
nur mit oftmals kostenintensiven Investitionen einher,
sondern fiuhren Uberdies in vielen Fallen zu
Verzdgerungen der behoérdlichen Genehmigungen und
damit verbunden zu Verschiebungen geplanter Termine
fur die Inbetriebnahme.

Kosten fiir den Schallschutz

NA Betriebsphase
>
<
(8]
£
©
e
A Bauphase
C
[0)
© .
5 Konstruktions-
pa u. Auftragsphase
[0
§ Planungsphase
gering hoch =
erzielte akustische Qualitat
Abb.: 105

Quelle: UBA Report Nr. R-157, Dr. Lang lebensministerium.at
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Die friihzeitige Einbindung des Akustikers in die
Planung dient der

Friherkennung von Problemen
Fruherkennung von k.o.-Punkten

Vermeidung von Fehlinvestitionen

vV V VvV V

Vermeidung zeitlicher Verzdégerungen bei Planung,
Genehmigung, Realisierung

\"

Diskussion von Alternativen im Vorfeld

>  Entscheidungsfindung bei mehreren Standorten

Der praxiserfahrene Sachverstandige ist in der Lage,
mit geringem Aufwand optimale Entscheidungshilfen zu
erarbeiten. Die gewonnenen Erkenntnisse sind in nach-
folgenden Genehmigungsverfahren verwertbar und
stellen daher in aller Regel keinen verlorenen Aufwand
dar.

Im Wesentlichen geht es darum, die Situierung der
Larmzonen innerhalb und auferhalb des Betriebs-
gebaudes zu diskutieren und auf die unterschiedlichen
Auswirkungen aufgrund der Gebaudeselbstab-
schirmungen hinzuweisen. Weiters gilt es, rechtzeitig
im Vorplanungsstadium die Zu- und Abfahrtswege bzw.
logistische Belange hinsichtlich deren schalltechnisch
glnstiger Situierung zu beurteilen.

Die Frage der Betriebszeiten in den relevanten
Beurteilungszeitraumen Tag, Abend und Nacht ist
bereits grob abschatzbar. Weiters kénnen bereits in der
Vorplanungsphase Vor- und Nachteile durch topografi-
sche Gegebenheiten aufgezeigt werden, darlber
hinaus kann auf die Umfeldbedingungen durch andere
Betriebe, bestehende Siedlungen u. dgl. hinsichtlich
der Immissionsgrenzwertsituation eingegangen werden.

10.2.2 BETRIEBSWOHNUNGEN

Ganz wesentliche Erschwernisse bzw. Ein-
schrankungen kénnen sich bei geplanten oder vorhan-
denen Betriebswohnungen im Umfeld ergeben, da die
derzeitige Beurteilungspraxis in Osterreich Betriebs-
wohnungen in aller Regel wie “Anrainer im
Wohngebiet” behandelt.

Besonders zu beachten ist dabei, dass im gewerbe-
rechtlichen Genehmigungsverfahren am “fremden
Gebaude” (Anrainerbetriebsgebaude mit Betriebs-
wohnungen) keine objektseitigen Maflnahmen durch
Auflagen vorgeschrieben werden koénnen. Kosten-
intensive ZusatzmaRnahmen durch Schirme und Uber-
dachungen sind die Folge, k.o.-Punkte fiir die gesamte
Planung sind dann nicht auszuschlieen, wenn keine
technischen Lésungen fir ZusatzmaRnahmen zur
Verfligung stehen.
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Die einzige Alternative in diesen Fallen bestiinde in ein-
vernehmlichen Losungen, welche oftmals mit rechtlich
komplizierten Vereinbarungen und Vertragen einherge-
hen, oder in der Wahrnehmung des “Selbstschutzes”
durch die Baubehdrden durch entsprechende Auflagen
im Bauverfahren hinsichtlich der verpflichtenden
Verwendung von Bauteilen hdherer Qualitat, der
Anordnung von Schallschutzfenstern in Kombination
mit Schallddmmluftern, der Ausfiihrung von Winter-
garten, Loggienverglasungen u. dgl.

10.2.3 FALLBEISPIEL ZUR SITUIERUNG/

SELBSTABSCHIRMUNG

FUr die vergleichenden Betrachtungen in den folgenden
Beispielen werden nachstehende Skalen verwendet:

Pegelskala

<35dB
35-39dB
40 - 44 dB
45 -49 dB
50 - 54 dB
-59dB
- 64 dB
-69dB
-74dB
75-79dB
>= 80 dB

~N o O !,
o oo ;m

Abb.: 9
Quelle: OAL RL 36, BI 2

lebensministerium.at

Differenzpegelskala

<-20dB
-20 bis -16
-15 bis -11
-10 bis -6
-5 bis -2
-1 bis 1
2 bis 4
5 bis 9
10 bis 14
15 bis 19
>=20dB

Abb.: 19
Quelle: OAL RL 36, Bl 2; mod. TAS

lebensministerium.at

Die nachstehenden Abb. 106 und Abb. 107 sollen
exemplarisch auf die Mdglichkeit des “kostenlosen”
Schallschutzes durch glnstige Situierung eines
Betriebes hinweisen.

i
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Betrieb ungiinstig situiert

Betrieb

Abb.: 106

Quelle: TAS lebensministerium.at

Abb. 106 zeigt eine exemplarisch angenommene
Betriebsanlage, deren relevante Abstrahlflachen inklu-
sive der vorgelagerten Manipulationsflachen im Freien
anrainerzugewandt sind. Die in 5 dB-Klassen darge-
stellten Schallpegel verdeutlichen die Schallaus-
breitungsverhaltnisse im Beispiel.

Betrieb giinstig situiert

Betrieb

Abb.: 107
Quelle: TAS

lebensministerium.at

In Abb. 107 ist derselbe Betrieb mit identen Emissionen
dargestellt, wobei das Betriebsgebdude um 180°
gedreht und darlber hinaus auch noch wesentlich
naher an die bestehende Siedlungsgruppe herange-
rickt wurde. Trotz dieses Naherrickens des

1G Umwelt und Technik

Betriebsgebaudes sind aufgrund der Selbstab-
schirmung des Gebaudes ganz wesentlich geringere
betriebskausale Immissionen die Folge.

Eine EDV-technische Verschneidung der Immissionen
im Siedlungsgebiet der angesprochenen Falle verdeut-
licht nun in Abb. 108 die erzielbare Pegelreduktion im
Siedlungsgebiet, welche bei den nachstgelegenen
Wohnliegenschaften im Bereich zwischen 10 dB und
20 dB liegt.

erzielte Pegelreduktion

=

Betrieb

Abb.: 108
Quelle: TAS

lebensministerium.at

10.2.4 FALLBEISPIEL GRENZWERTVER-
GLEICH BEI HOHER/NIEDRIGER
VORBELASTUNG

In den Abb. 109 bis Abb. 111 wird anhand eines Fall-
beispieles auf die aus der “Vorbelastung” resultierende
unterschiedliche Grenzwertsituation hingewiesen.

Wie vorstehend bereits erldutert, werden in der
Beurteilungspraxis in Osterreich die immissionsseitigen
Grenzwerte aus der Vorbelastung abgeleitet.
In Abb. 109 ist, unabhangig von der Emission des
Betriebes, ein schalltechnisch vorbelasteter Siedlungs-
splitter entlang einer Bundesstralle dargestellt.

Die Schall-IST-Situation wird ausschlielich durch den
Verkehrslarm der BundesstralRe gepragt.

Bei derartigen in der Praxis haufig vorkommenden
Fallen ist bei der Grenzwertableitung flr betriebs-
kausale Immissionen davon auszugehen, dass die vor-
handene durch Verkehrslarm gepragte Schall-IST-

o
e
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Situation nicht mehr weiter angehoben werden darf.
Die Immissionsgrenzwerte sind daher an jedem
Betrachtungspunkt um rd. 10 dB niedriger als die
Vorbelastung anzunehmen.

hohe Vorbelastung

[
: ] a
bW ey

lebensministerium.at

Abb.: 109
Quelle: TAS

Den Hintergrund dieser Grenzwertfestlegung bildet die
physikalische GesetzmaRigkeit der Pegeladdition,
wonach bei einem Pegelunterschied von rund 10 dB
keine relevante Anhebung bzw. keine Verschlechterung
der Schall-IST-Situation erfolgt.

geringe Vorbelastung

Abb.: 110
Quelle: TAS

lebensministerium.at

In Abb. 110 liegt der Siedlungssplitter in einem Gebiet
ohne relevante Vorbelastung. Die Schall-IST-Situation
wird vollflachig mit einem Dauerschallpegel von 40 dB

1G Umwelt und Technik
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angenommen. Derartige Situationen sind, insbesonde-
re in landlichen Gebieten, haufig vorzufinden.

Bei einem Grundgerauschpegel von 35 bis 38 dB
wirde sich in diesem Fall ein Grenzwert flr betriebs-
kausale Immissionen von rd. 45 dB nach einschlagigen
Richtlinien ableiten lassen.

Grenzwertvergleich

Abb.: 111
Quelle: TAS

lebensministerium.at

In Abb. 111 wurden nun die Immissionsgrenzwerte der
angenommenen hoch und niedrig belasteten
Situationen EDV-technisch verschnitten, sodass sich
im Ergebnis die Grenzwerte-Unterschiede ablesen
lassen.

Bei der nachstgelegenen Hauserreihe im Bereich der
Betriebsanlage ergeben sich dabei Unterschiede der
zulassigen betriebskausalen Immissionspegel im
Bereich von rd. 10 dB bis 15 dB, ohne den Richtwert fiir
die Grenze der zumutbaren Stérung zu Uberschreiten.

Pegelskalen
Beurteilungspegel Differenzpegel
<35dB <-20dB
35-39dB -20 bis -16
40 - 44 dB -15 bis -11
45 -49dB -10 bis -6
50 - 54 dB -5 bis -2
55-59dB -1 bis 1
60 - 64 dB 2 bis 4
65 - 69 dB 5 bis 9
70-74dB 10 bis 14
75-79dB 15 bis 19
>= 80 dB >=20dB

Abb.: 32

Quelle: OAL RL 36, Bl 2; mod. TAS lebensministerium.at
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10.2.5 FALLBEISPIEL WIRKUNGSVERGLEICH
“TIEF-/HOCHLAGE” EINER LSW

Hochlage eines Betriebes

Betrieb LSW
* -

Abb.: 112
Quelle: TAS

lebensministerium.at

Tieflage eines Betriebes

Abb.: 113
Quelle: TAS

lebensministerium.at

In den Abb. 112 und Abb. 113 werden die Unterschiede
in der Schallausbreitung bei exemplarisch angenom-
menen Gelandegegebenheiten aufgezeigt, wobei bei
den Beispielen jeweils derselbe Betrieb in Form einer
akustischen Ersatzquelle sowohl in Tieflage gegeniber
den Siedlungen als auch in Hochlage dargestellt wird.
Bei beiden Beispielen ist eine Larmschutzwand bertick-
sichtigt, welche jeweils mit gleicher Hohe Uber Boden
angesetzt wurde.

Es zeigt sich, das im Fall der Tieflage des Betriebes
nahezu keine Abschirmwirkung durch die Larmschutz-
wand erzielt werden kann, wahrend die Situation des
Betriebes in Hochlage Schirmwirkungen in der Gréflen-
ordnung um bis zu 10 dB im Freiraum ergibt.

Die Fallbeispiele zeigen exemplarisch das enorme
Potenzial von “kostenlosen Mallnahmen”:

Selbstabschirmung > bis 20 dB
Vorbelastung > bis 15 dB
Topografie >  bis 10 dB

10.2.6 BETRIEBSFLACHENSTRUKTUREN UND
SCHALLAUSBREITUNG

Aus schalltechnischer Sicht ist grundsatzlich zu for-
dern, Betriebe in konzentrierter Form etwa in Gewerbe-
oder Betriebsparks im Nahbereich bestehender hoch-
wertiger Infrastruktur anzuordnen und dabei auf ausrei-
chend grof’e Abstande zu bestehenden Siedlungen zu
achten.

Obwohl es sich bei vorhandenen Strukturen von viel-
fach gestreut angeordneten Betrieben in Gemeinde-
gebieten meist um gewachsene Strukturen mit histori-
schem Hintergrund handelt und Standortanderungen

1G Umwelt und Technik

123

ad hoc ganzlich unmdglich erscheinen, muss die
Forderung von konzentrierten Betriebsansiedelungen
an geeigneten Standorten, insbesondere bei Neu-
planungen von Betriebs-Erwartungsgebieten, umso
mehr aufrecht erhalten werden.

Dessen ungeachtet sollte jede Maoglichkeit einer
Aussiedelung von Betrieben aus Siedlungsraumen
genutzt werden. Auch wenn mit jedem Einzelfall nur ein
kleiner Beitrag geleistet werden kann, bleibt es den-
noch ein Schritt in die richtige Richtung.

Auch die Madglichkeiten der Politik, z. B. durch
Schaffung entsprechender Foérderungsmodelle hier
steuernd einzugreifen, dirfen an dieser Stelle nicht
unerwahnt bleiben.

Im folgenden Beispiel wird der “Verlarmungseffekt” in
umliegenden Flachen einer Betriebsanordnung in
gestreuter Form mit einer konzentrierten Anordnung
von Betriebsflachen verglichen.

Bei den “gestreuten Betriebsflachen” werden typische
Kleinbetriebe wie Tischlerei, Schlosserei, ein kleiner
Sagebetrieb sowie ein Postverteilerzentrum u. dgl.
angenommen und die Zufahrtswege mit fur diese
Betriebe typisch geringem Verkehrsaufkommen belegt.

Bei der konzentrierten Anordnung der Betriebsflachen
werden die gleichen Betriebe mit véllig identem
Verkehrsaufkommen konzentriert und in unmittelbarer
Nahe des Verkehrstragers angeordnet. Fuhrt man fur
beide Betrachtungsfalle Schallausbreitungsberech-
nungen durch und ermittelt wiederum die Flachen glei-
cher Schallpegelklassen, so zeigt die Flachenbilanz
deutliche Umlagerungseffekte zugunsten der konzen-
trierten Betriebsflachenanordnung.

Betrachtet man nun das gleiche Beispiel und bertck-
sichtigt zusatzlich an der hochrangigen Stralle eine
begleitende Larmschutzwand, so sind die Um-
lagerungseffekte der Flachenbilanz noch deutlicher
zugunsten wesentlich héherer Flachenanteile mit hoher
Wohnqualitdt bzw. niedriger Schallbelastung ausge-
pragt. Als Vorteil bei dieser Anordnung “konzentrierter
Betriebsflachen” entlang der hochrangigen Strale ist
anzumerken, dass bei entsprechender Gebaudedichte
LarmschutzmalRnahmen entlang der Stral’e entfallen
kénnen, da die Abschirmwirkung durch die Betriebs-
gebaude Ubernommen wird.

Weiters ist bei dieser Anordnung vorteilhaft, dass
betriebsbedingter Schwerverkehr auf der hochrangigen
StralRe bleibt und Zufahrtswege durch Siedlungs-
strukturen fir den Schwerverkehr nicht erforderlich
sind. Allenfalls resultierender PKW-Mehrverkehr in den
Siedlungsbereichen durch einen “langeren Weg” zum
Betrieb ist schalltechnisch nicht relevant, da
Emissionen von PKW in schalltechnischer Hinsicht um
ein vielfaches niedriger liegen als die Emissionen von
Schwerverkehr (siehe dazu auch Abschnitt 9.2).
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Musterbeispiel 16:

“Betriebsflachenstrukturen, StraBe ohne Larmschutzwand”

Die Abbildungen Nr. 114 u. 115 zeigen die Schallaus-
breitung bezogen auf den Freiraum (Betrachtungshoéhe
1,5 m U. Boden). Beim Vergleich der Immissionsbela-
stungen in der Tabelle resultiert eine Veranderung in
23 % des betrachteten Auswertebereiches (“weily”
umrandet”). Dem Diagramm “Flachenbilanz und Umla-
gerung” ist zu entnehmen, dass Immissionen von den

Pegelklassen “55 - 74 dB” in die Pegelklassen “45 -
54 dB” verlagert werden. Die detaillierten Prozentsatze
sind nachstehend angefiihrt. Die 4 Prozent Mehr-
belastung sind auf Reflexionen an den stralenzuge-
wandten Fassaden zurlckzufiihren. Veranderungen
der Emissionen sind linear auf die Immissionssituation
Ubertragbar.

Abb. 114: gestreute Betriebsanordnung,
ohne LSW

Abb. 115: konzentrierte Betriebsanordnung,
ohne LSW

”

Tabelle “Immissionen in 5 dB-Klassen
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Musterbeispiel 16
Quelle: TAS

Pegelskala in [dB] A-bewertet | <35 35-39 | 40-44 [ 45-49 | 50-54 | 55-50 | 60-64 | 65-69 | 70-74 [ 75-79 | >=80

Diagramm “Flédchenbilanz und Umlagerung”
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Musterbeispiel 17:

“Betriebsflachenstrukturen, StraBe mit Larmschutzwand”

Die Abbildungen Nr. 116 u. 117 zeigen die Schall-
ausbreitung bezogen auf den Freiraum (Betrachtungs-
héhe 1,5 m 4. Boden). Beim Vergleich der
Immissionsbelastungen in der Tabelle resultiert eine
Veranderung in 44 % des betrachteten Auswerte-
bereiches (“weiR” umrandet”’). Dem Diagramm
“Flachenbilanz und Umlagerung” ist zu entnehmen,

dass Immissionen von den Pegelklassen “50 - 74 dB” in
die Pegelklassen “40 - 49 dB” verlagert werden. Die
detaillierten Prozentsatze sind nachstehend angefihrt.
Das eine Prozent Mehrbelastung ist auf Reflexionen an
den strallenzugewandten Fassaden zurtckzufihren.
Veranderungen der Emissionen sind linear auf die
Immissionssituation Ubertragbar.

Abb. 116: gestreute Betriebsanordnung,
mit LSW

4

Abb. 117: konzentrierte Betriebsanordnung,
mit LSW
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Tabelle “Immissionen in 5 dB-Klassen
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Musterbeispiel 17
Quelle: TAS

Pegelskala in [dB] A-bewertet | <35 35-39 | 40-44 [ 45-49 | 50-54 | 55-50 | 60-64 | 65-69 | 70-74 [ 75-79 | >=80
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10.2.7 SZENARIO — GROSSE BETRIEBS-
GEBIETE OHNE KONTINGENTIERUNG

Durch Betriebsansiedlungen in konzentrierter Form
kann die Verlarmung der umliegenden Flachen stark
reduziert werden. Dieses Ergebnis ist aber nur dann
realisierbar, wenn bei konzentrierter Anordnung von
Betrieben auch eine Kontingentierung von Emissions-
und Immissionsanteilen erfolgt. Wird dies nicht recht-
zeitig und vorsorglich im Planungsstadium von
Betriebsbauerwartungsgebieten durchgefihrt, tritt in
der Regel folgendes Szenario ein:

Wie eingangs bereits festgehalten, erfolgt die
Festlegung von Immissionsgrenzwerten im Rahmen
von gewerbetechnischen Verfahren nach derzeitiger
Judikatur auf Basis der IST-Situation und ist unabhan-
gig von Emissionsgrenzwerten. In der Beurteilungs-
praxis wird nun eine Pegelanderung im 1 dB-Bereich
aufgrund der nicht signifikanten Anderung der Schall-
IST-Situation in aller Regel toleriert und haufig auch bei
der Malnahmendimensionierung ausgeschopft. Bei
Ansiedelung des ersten Betriebes ist daher von einer
IST-Situationsveranderung um + 1 dB auszugehen.

Betriebsansiedlung 1

1 dfl Anhetiang

F=

Ll ——

IST + 148
Dirietmfucha
! e
L Cumren ded Bebtrbababag gt IST-Stuation
Abb.: 118
Quelle: TAS lebensministerium.at

Diese Situation (Pegelanhebung um 1 dB) kann in wei-
terer Folge bei spaterer Ausflihrung des zweiten
Betriebes (die IST-Situation ist hier bereits eine andere)
sowie bei zeitlich spaterer Ausfiihrung des dritten
Betriebes wiederum ausgenutzt werden, sodass als
Zwischenbilanz nach Realisierung von drei Betrieben
die IST-Situation bereits um + 3 dB hinauflizitiert wurde.

Betriebsansiedlung 2-3

1 B Arshafaarng
;:_'_‘r'i_ 1 88 Anbwtning
e IST + 3 dB
7 - i
® ® @

'!__\_‘_.'_,J-"

L Grenze dos Beirebataugotiniss I5T-Sluation
Abb.: 119

Quelle: TAS lebensministerium.at
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Wird dieser Vorgang nun konsequent fortgesetzt und
werden die Betriebe zeitlich versetzt in Abfolge reali-
siert, so kann daraus bei zehn Betriebsflachen theore-
tisch eine Anderung der IST-Situation des urspriingli-
chen Zustandes um + 10 dB resultieren.

Betriebsansiedlung 4-6

_‘-‘-‘-""‘-\-\_\_‘1 1 88 Ariabng
- 1 4B Anhaburg
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"'{:\ migl. Granzweri
Or:= IST+648
_IST 348
_@ | _IBT+2d8
e | @ 18T+ 108
T
L Gignte du Benebibaugetatos IST-Situation
Abb.: 120
Quelle: TAS lebensministerium.at

Wirde nun beispielsweise nach dem sechsten Betrieb
und einer bereits bewirkten IST-Situationsveranderung
um + 6 dB ein absoluter Grenzwert festgelegt werden,
so hatte dies zur Folge, dass die restlichen vier
Betriebsflachen nur mehr realisiert werden konnten,
wenn deren Emission im Vergleich zu den bereits
bestehenden Betrieben bei jedem einzelnen neuen
Betrieb um mindestens 14 dB zur Vermeidung eines
weiteren “Hinauflizitierens” der IST-Situation reduziert
wird.

Ubrige Betriebsansiedlungen 7-10
[-SESIT
e A LA T
@ @% o keine Zimatrimmission
s, [ ed
s
@;:.f o n'llﬂ#_ vl
(& g 3 —
A [ .-"'f 4 T EST # G dl
E::I EBT-1as | |
IST + 3dB
IST + 2 dfl
O) o] @ ST+ 108
il
L rase tea |15 T Situation
Abb.: 121
Quelle: TAS lebensministerium.at

Diese Emissionsreduktion um 14 Dezibel hatte de facto
zur Folge, dass die Nutzer der Restflachen lediglich nur
mehr 4 % jener Emission abstrahlen dirfen, welche
vergleichsweise den Vorgangerbetrieben zugestanden
wurde.

All die angesprochenen Phanomene sind bei Einsatz
des Planungsinstruments der Kontingentierung ver-
meidbar, wobei Kontingentierungen zu einem frihest
moglichen Zeitpunkt - am besten in der Vorplanungs-
phase oder im Rahmen der Widmungsausweisung -
am effektivsten sind.
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10.2.8 KONTINGENTIERUNG

Das Planungsinstrument der Kontingentierung wird in
Deutschland auf der Ebene der Bauleitplanung auf
Basis klarer gesetzlicher Grundlagen seit Jahren einge-
setzt. Insbesondere bei Gewerbe- und Industrieparks
ware der vermehrte Einsatz dieses Instrumentariums
aus schalltechnischer Sicht wilnschenswert. In der
Praxis erfolgten Anwendungen in Osterreich bislang
nur in einigen Umweltvertraglichkeits-Prifungs-
verfahren.

Da Betriebsansiedlungen in grof3eren Arealen in der
Regel sukzessive erfolgen, kann es dazu kommen,
dass schon anlasslich der Nutzung der ersten
Teilflachen Larmquellen genehmigt werden, die immis-
sionsseitig die zuldssige Maximalbelastung voll oder
annahernd voll ausschopfen. Dies hat, wie vorstehend
bereits erlautert, zur Folge, dass fir alle spater hinzu-
kommenden Betriebe auf verbleibenden Flachen nur
mehr geringe Emissions- und Immissionsfreirdume ver-
bleiben.

Spater hinzukommende Betriebe haben dann aufgrund
der strengen Immissionsgrenzwerte unter dem Aspekt
der “Nichthebung der Immissionen” jedenfalls mit
kostenintensiven Schallschutzmafinahmen zu rechnen.
In extremen Fallen kann dies sogar zur Nichtrealisier-
barkeit eines Betriebes fiihren.

Durch geeignete Modelle der Kontingentierung kann
nun dieser Problematik der verfrihten Vollaus-
schopfung von Emissions- und Immissionsfreirdumen,
insbesondere bei groReren Betriebs- und Industrie-
ansiedlungsgebieten, begegnet werden.

Durch frihzeitige Festlegung der Emissions- und
Immissionsanteile einzelner Teilflachen eines Betriebs-
oder Gewerbeparks kann dadurch einerseits fur die
Betreiber derartiger Parks die plangemaRe Vollaus-
nutzung des gesamten Areals sichergestellt werden,
andererseits erlauben solche Systeme aber auch eine
Sicherstellung des Nachbarschaftsschutzes.

Prinzip der Kontingentierung
o |
=op
o lr,-‘ | 5 |
7
e Grenzwerte
£ nach med.
— Kriterien
Ist-Bestand A h
".-'-'- 'l-.-'l ;.
= r, * L]
| o) o | &
' o TR W
o | 3 | o
Abb.: 122
Quelle: TAS lebensministerium.at
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Wird beispielsweise bei einer teilgenutzten Betriebs-
flache und Gewerbeparkflache eine Kontingentierung
vorgenommen, so erfolgt in der Regel die Grenzwert-
festlegung nach medizinischen Kriterien unter Berlck-
sichtigung der IST-Bestandswerte. In weiterer Folge
wird die verbleibende Marge bis zur Grenzwert-
erreichung auf die Restflachen gleich verteilt, sodass
Grenzwerteinhaltung auch bei Vollausschépfung des
gesamten Betriebs- und Gewerbeparks sichergestellt
ist und damit das “Hinauflizitieren” der Grenzwerte
unterbunden wird. Diesbezuglich wird auch auf den
Report des Umweltbundesamtes “R-157”, 1999 ver-
wiesen.

Wirden Betriebsbau-Erwartungsgebiete kiinftig bereits
bei der Ausweisung im Flachenwidmungsplan einer
Kontingentierung unterworfen, so kdnnten Teil- sowie
Gesamtemissionen aller relevanten Flachen bereits vor
konkreten Nutzungsplanungen durch KenngréRen
deklariert und festgelegt werden.

Dieser Vorgang hatte den Vorteil, dass nicht nur ausrei-
chender Immissionsschutz sichergestellt werden
konnte, sondern durch die ausgewiesenen Kenngréf3en
auch Bauherren, Investoren und Betreibern wichtige
Informationen zur Entscheidungsfindung zur Verfligung
stlinden. Die richtige Standortwahl durch bestmogliche
Anpassung geplanter, betriebstypischer Emissionen an
nutzbare Emissionspotenziale von Flachen koénnte
durch diese Vorgangsweise unter dem Aspekt mog-
lichst geringer Zusatzkosten flir Schallschutzmaf3-
nahmen unterstitzt werden.

10.3 BAUERWARTUNGSGEBIETE
WOHNEN
10.3.1 PASSIVER LARMSCHUTZ UBER DIE

“GEBAUDEFORM UND -AUSRICHTUNG”

Der Anrainerschutz gegen Larm ist vielfach auch eine
Angelegenheit des Selbstschutzes der Anrainer bzw.
der vorausschauenden Planung von Wohn-/Schlaf-
bzw. Aufenthaltsbereichen im Inneren der Gebaude wie
in den Freiraumbereichen der Garten.

So vermag die larmtechnisch optimierte Ausrichtung
der Gebaude und die Anordnung der Wohnungs-
grundrisse ein deutliches Mehr an Ruhe und somit ein
Mehr an Wohnqualitat zu unterstitzen.

Bringt zum einen eine Abstandsbildung zur Larmquelle
bereits larmtechnische Vorteile, sollten Gebaude, die
nicht zum dauernden Aufenthalt von Menschen
bestimmt sind (z. B. Garagen, Lagerraume), weitge-
hend zu den Larmquellen hin zur Erzielung von
Abschirmeffekten angelegt werden.

Im Gegenzug sollten innerhalb von Wohnungen ruhe-
bedirftige Raume, wie Wohn- und Schlafzimmer,

W
)
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soweit moglich auf der verkehrs- bzw. larmabgewand-
ten Gebaudeseite konzentriert werden.

Die fur z. B. Flachenwidmungen und Bebauungsplane
zustandigen Behdrden kénnen Uberdies hier steuernd
Larmschutz  betreiben, wenn larmschitzende
Wohnungsgrundrisse (Block- und Atriumbauweise) im
jeweiligen Genehmigungsverfahren verbindlich festge-
setzt werden.

Auch die SchlieBung von Baullicken kann, wie bereits
erwahnt, schallimmissionstechnisch vorteilhaft wirken,
wenn grof3e Baukdrper gegeniiber den Larmquellen ein
Hindernis schaffen. So ist das SchlieBen von
Baulicken im gunstigen Fall eine sehr effektive
LarmschutzmaBnahme flir die dahinter liegenden
Bebauungen.

Bei Einzelhausbebauungen sollte wenigstens durch
vorgesetzte Schallhindernisse oder die Anordnung von
Nebengebauden fir einen weitgehenden Lucken-
schluss oder zumindest fur eine Art Flankenschutz
gesorgt werden.

10.3.2 ABRUCKEN DES GEBAUDES VOM
VERKEHRSTRAGER

Im nachfolgenden Beispiel wird aufgezeigt, welche
Wirkung durch das Abricken des Gebaudes vom
Verkehrstrager erzielt werden kann.

Gebaude nahe am StraBRenrand

Abb.: 123

Quelle: TAS lebensministerium.at

Abriickung des Gebaudes um ca. 6 m

Abb.: 124
Quelle: TAS

lebensministerium.at
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Bei diesem Beispiel wird die Auswirkung durch das
Abricken des Gebdudes anhand von Relativ-
vergleichen der Fassadenpegel dargestellt, weshalb
die Auswirkungen unabhangig von der Emission des
jeweiligen Verkehrstragers zu verstehen sind.

Vergleicht man die Abbildungen 123 und 124, so zeigt
sich, dass ein Abriicken um ca. 6 m, was in etwa einer
PKW-Lange bzw. einem Freiparkplatz vor dem
Gebaude entspricht, an der zugewandten Fassade
bereits eine Pegelreduktion um 5 Dezibel bewirken
kann.

Eine 5 dB-Pegelreduktion an der Fassade bedeutet,
dass der gleiche Effekt erzielt wird, welcher bei einer
Verkehrsreduktion auf ein Drittel des ursprunglichen
Aufkommens eintritt.

Anders formuliert wiirde beim Gebé&ude in Abb. 124 an
der quellenzugewandten Fassade erst dann ein Pegel
in gleicher Hohe wie beim Gebaude Abb. 123 auftreten,
wenn sich das Verkehrsaufkommen auf der Stral3e ver-
dreifacht.

Abriickung des Gebaudes um ca. 20 m

Abb.: 125
Quelle: TAS

lebensministerium.at

Vergleicht man nun ein Gebaude, welches um ca. 20 m
abgerickt wird — wie dies in Abb. 125 dargestellt ist —
mit dem um 6 m abgerickten Gebaude gemaR
Abb. 124, so zeigt sich, dass die zusatzliche Abrliickung
um 14 m lediglich eine Pegelreduktion an der zuge-
wandten Fassade um weitere 4 Dezibel bewirkt.

Der Grund dieser unterschiedlichen Effekte liegt in der
Schallpegelabnahme mit der Entfernung, welche im
nachstehenden Diagramm (Abb. 126) dargestellt wird .

Diesem Diagramm ist deutlich zu entnehmen, dass ein
Abriicken in unmittelbarer Quelinahe die “relativ grofite
Pegelabnahme” bewirkt und die relative Pegelabnahme
mit zunehmender Entfernung abnimmt.

So lassen in gréReren Entfernungen Anderungen der
Situierung in Bezug auf die Quelle um einige Meter
praktisch keine subjektiv wahrnehmbaren Effekte mehr
erwarten.

i
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Pegelabnahme Verkehrslarm

Immissionsniveau h = 1,5 m

Im Nahfeld
der Stralde
-5dB
-10 dB
-15dB
3 € € € €
© To) Te) o T}
= o 020« e} N
Abb.: 126 @ A
Quelle: TAS lebensministerium.at

Abb.: 127
Quelle: D. Prinz; mod. Wodo =

lebensministerium.at

10.3.3 ABSCHIRMUNG DURCH DAS GEBAUDE
SELBST

Wie vorstehend erwahnt, hat die Errichtung eines
Baukorpers allein Auswirkungen auf die Schallaus-
breitung und damit auf die Schallbelastung der unmit-
telbar angrenzenden Flachen, was durch die Abschirm-
wirkung des Baukorpers selbst verursacht wird.

Zur Objektivierung des Gebaudeabschirmeffektes
wurde in diesem Musterbeispiel exemplarisch die
Auswirkung unterschiedlicher Baukodrper schalltech-
nisch simuliert, wobei die angenommenen Baukorper
jeweils vollig idente Baumassen aufweisen.

1G Umwelt und Technik
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Die Reihung der Musterbebauungen (Abb. 128) erfolg-
te nach dem Kriterium der resultierenden Grund-
stlicksbelastung (Bild 1 = grofte Minderung, Bild 7 =
geringste Minderung, Bild 8 = Vergleich ohne
Bebauung), wobei in jedem Beispiel die idente
Grundsticksflache ausgewertet und den anderen
Szenarien gegentibergestellt wurde.

Die beste Abschirmwirkung durch das Gebaude wird
durch den parallel zum Verkehrstradger angeordneten
Langsriegel gemal Bild 1 bewirkt. Anzumerken ist,
dass Anordnungen gemaf Bild 4 zwar eine geringere
Gesamtflachenentlastung bewirken, jedoch an den
quellenabgewandten Fassaden die weitaus niedrigste
Larmbelastung aufweisen.

Musterbeispiele Bebauungsformen

Abb.: 128
Quelle: TAS

lebensministerium.at

Fir die moglichst groRe Minderung der Fassadenpegel
ware daher Bild 4 an erste Stelle zu reihen, bei der
Frage der gréfiten Minderung der Flachenbeschallung
bleibt die Anordnung gemaf Bild 1 an erster Stelle.

10.3.4 BEBAUUNGSSTRUKTUREN

Nachstehend werden einige ausgewahlte Beispiele zu
allgemein Ublichen Bebauungsformen in den Muster-
beispielen 18 bis 23 schalltechnisch behandelt. Die
Musterbeispiele 24 bis 26 befassen sich in weiterer
Folge mit ausgewahlten Bebauungsstrukturen in urba-
nen Bereichen.
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Musterbeispiel 18:

Wohnbebauungsstrukturen, offene Bebauung”

Die Abbildungen Nr. 129 u. 130 zeigen die Schallaus- rung” ist zu entnehmen, dass Immissionen von den

breitung bezogen auf den Freiraum (Betrachtungshohe  Pegelklassen “55 - 59 dB” in die Pegelklassen “45 -

1,5 m U. Boden). Beim Vergleich der Immissionsbela- 54 dB verlagert werden. Die detaillierten Prozentsatze

stungen in der Tabelle resultiert eine Veranderung in  sind nachstehend angeflihrt. Veranderungen der Emis-

83 % des betrachteten Auswertebereiches (“weil” sionen sind linear auf die Immissionssituation Ubertrag-

umrandet”). Dem Diagramm “Flachenbilanz und Umlage-  bar. Die Gebdude wurden zweigeschossig angenom-
men.

Abb. 129: freie Schallausbreitung, Abb. 130: offene Bebauung
keine Bebauung

Pegelskala in [dB] A-bewertet | < 35 35-30 | 40-44 | 45-49 [ 50-54 | 55-50 | 60-64 | 65-69 | 70-74 [ 75-79 | >=80

Tabelle “Immissionen in 5 dB-Klassen” Diagramm “Fldchenbilanz und Umlagerung”
s |1,
N
£ i
g i3 et
= i i £ E
T-MoB] e 1259 v 4
35 - 35 d@ % (1 e E 0
a.dagn] om0 0w E pisy
A5 - di dB [1:9 Fi e B o
50-S4al | 13 Bi% B £ .
&5.5608 | AT 4w A | B3% A%
B0-8408 | O% 0% () E B
05-0608 | o% % % %
To-74e8 | Oo% 0% 0% A
75 - Thdl i % o @ ¥ % @ % % % % @
e BOGE | 0% 0% 0% 3 % I R Z B E E
Bumme TOU 10 (2] " ¥ ¥ F R B 2 B ®
Musterbeispiel 18
Quelle: TAS lebensministerium.at
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Musterbeispiel 19:

Wohnbebauungsstrukturen, offene Bebauung mit Garagenanbau

Die Abbildungen Nr. 129 u. 131 zeigen die Schall-
ausbreitung bezogen auf den Freiraum (Betrachtungs-
héhe 1,5 m 4. Boden). Beim Vergleich der
Immissionsbelastungen in der Tabelle resultiert eine
Veranderung in 87 % des betrachteten Auswerte-
bereiches (“weil” umrandet”’). Dem Diagramm
“Flachenbilanz und Umlagerung” ist zu entnehmen,

dass Immissionen von den Pegelklassen “55 - 59 dB” in
die Pegelklassen “40 - 54 dB” verlagert werden. Die
detaillierten Prozentsatze sind nachstehend angefihrt.
Veranderungen der Emissionen sind linear auf die
Immissionssituation tbertragbar. Die Gebaude wurden
zweigeschoBig, die Garagen eingeschossig (h = 3 m)
angenommen.

Abb. 129: freie Schallausbreitung,
keine Bebauung

Abb. 131: offene Bebauung mit
Garagenanbau

35 - 39 40 - 44 45 - 49

Pegelskala in [dB] A-bewertet <35

”

Tabelle “Immissionen in 5 dB-Klassen
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Musterbeispiel 19
Quelle: TAS
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%
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Diagramm “Fldchenbilanz und Umlagerung”
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Musterbeispiel 20:

Wohnbebauungsstrukturen, offene Bebauung mit Liickenschluss”

Die Abbildungen Nr. 129 u. 132 zeigen die Schall- die Pegelklassen “40 - 49 dB” verlagert werden. Die
ausbreitung bezogen auf den Freiraum (Betrachtungs-  detaillierten Prozentsatze sind nachstehend angefinhrt.
héhe 1,5 m (. Boden). Beim Vergleich der Verdnderungen der Emissionen sind linear auf die
Immissionsbelastungen in der Tabelle resultiert eine  Immissionssituation Ubertragbar. Die Gebaude wurden
Veranderung in 99 % des betrachteten Auswerte- zweigescholig, die Garagen eingeschossig (h = 3 m)
bereiches (“wei}” umrandet”’). Dem Diagramm angenommen. Der Lickenschluss wurde ebenfalls mit
“Flachenbilanz und Umlagerung” ist zu entnehmen, einer Héhe von h = 3 m angesetzt.

dass Immissionen von den Pegelklassen “50 - 59 dB” in

Abb. 129: freie Schallausbreitung, Abb. 132: offene Bebauung mit Liickenschluss
keine Bebauung

Pegelskala in [dB] A-bewertet | <35 35-39 | 40-44 | 45-49 | 50-54 | 55-59 | 60-64 | 65-69 | 70-74 | 75-79 >= 80
Tabelle “Immissionen in 5 dB-Klassen” Diagramm “Fldchenbilanz und Umlagerung”
I’ = m UMLAGERUNG
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Musterbeispiel 20
Quelle: TAS lebensministerium.at

b
Rem

1G Umwelt und Technik T Irer—_



MASSNAHMEN ZUR VORSORGE - NEUPLANUNGEN / UMGEBUNGSLARM

133

Musterbeispiel 21:

Wohnbebauungsstrukturen, geschlossene Bebauung”

Die Abbildungen Nr. 129 u. 133 zeigen die Schall-
ausbreitung bezogen auf den Freiraum (Betrachtungs-
héhe 1,5 m 4. Boden). Beim Vergleich der
Immissionsbelastungen in der Tabelle resultiert eine
Veranderung in 100 % des betrachteten Auswerte-
bereiches (“wei}” umrandet”’). Dem Diagramm
“Flachenbilanz und Umlagerung” ist zu entnehmen,

dass Immissionen von den Pegelklassen “50 - 59 dB” in
die Pegelklassen “40 - 49 dB” verlagert werden. Die
detaillierten Prozentsatze sind nachstehend angefihrt.
Veranderungen der Emissionen sind linear auf die
Immissionssituation tbertragbar. Die Gebaude wurden
zweigeschossig, die Garagen eingeschossig (h = 3 m)
angenommen.

Abb. 129: freie Schallausbreitung,
keine Bebauung

Abb. 133: geschlossene Bebauung

”

Tabelle “Immissionen in 5 dB-Klassen
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Musterbeispiel 21
Quelle: TAS

Pegelskala in [dB] A-bewertet | <35 35-39 | 40-44 [ 45-49 | 50-54 | 55-50 | 60-64 | 65-69 | 70-74 [ 75-79 | >=80

Flachenantell i %

Diagramm “Fléchenbilanz und Umlagerung”
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Musterbeispiel 22:

Wohnbebauungsstrukturen, geschlossene Doppelhausbebauung”

Die Abbildungen Nr. 129 u. 134 zeigen die Schall- Pegelklassen “50 - 59 dB” in die Pegelklassen “40 -
ausbreitung bezogen auf den Freiraum (Betrachtungs- 49 dB” verlagert werden. Die detaillierten Prozentsatze
héhe 1,5 m U. Boden). Beim Vergleich der Immissions-  sind nachstehend angefiihrt. Veranderungen der Emis-
belastungen in der Tabelle resultiert eine Veranderung  sionen sind linear auf die Immissionssituation ubertrag-
in 100 % des betrachteten Auswertebereiches (“weil®”  bar. Die Gebaude wurden zweigeschossig, die Gara-
umrandet”). Dem Diagramm “Flachenbilanz und Umla-  gen eingeschossig (h = 3 m) angenommen.

gerung” ist zu entnehmen, dass Immissionen von den

Abb. 129: freie Schallausbreitung, Abb. 134: geschlossene Doppelhausbebauung
keine Bebauung

Pegelskala in [dB] A-bewertet | < 35 35-39 | 40-44 | 45-49 | 50-54 | 55-50 | 60-64 [ 65-69 | 70-74 [ 75-79 | >=80

Tabelle “Immissionen in 5 dB-Klassen” Diagramm “Fléchenbilanz und Umlagerung”
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Musterbeispiel 22
Quelle: TAS lebensministerium.at
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Musterbeispiel 23:

Wohnbebauungsstrukturen, Reihenhausbebauung”

Die Abbildungen Nr. 129 u. 135 zeigen die Schallaus-
breitung bezogen auf den Freiraum (Betrachtungshoéhe
1,5 m 0. Boden). Beim Vergleich der Immissionsbe-
lastungen in der Tabelle resultiert eine Veranderung in
100 % des betrachteten Auswertebereiches (‘weil}”
umrandet”). Dem Diagramm “Flachenbilanz und Umla-
gerung” ist zu entnehmen, dass Immissionen von den

Pegelklassen “50 - 59 dB” in die Pegelklassen “40 -
49 dB” verlagert werden. Die detaillierten Prozentsatze
sind nachstehend angefiihrt. Veranderungen der Emis-
sionen sind linear auf die Immissionssituation ibertrag-
bar. Die Reihenhausbebauung wurde durchgehend
zweigeschossig angenommen.

Abb. 129: freie Schallausbreitung,
keine Bebauung

— i

Abb. 135: Reihenhausbebauung

Tabelle “Immissionen in 5 dB-Klassen”
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Musterbeispiel 23
Quelle: TAS

Pegelskala in [dB] A-bewertet | < 35 35-39 | 40-44 | 45-49 | 50-54 | 55-50 | 60-64 [ 65-69 | 70-74 [ 75-79 | >=80
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Musterbeispiel 24:

“urbaner Wohnbau, Wohnbldcke in gestreuter Anordnung”

Die Abbildungen Nr. 136 u. 137 zeigen die Schallaus-
breitung bezogen auf den Freiraum (Betrachtungshoéhe
1,5 m U. Boden). Beim Vergleich der Immissionsbe-
lastungen in der Tabelle resultiert eine Veranderung in
35 % des betrachteten Auswertebereiches (“weily”
umrandet”). Dem Diagramm “Flachenbilanz und
Umlagerung” ist zu entnehmen, dass Immissionen von

der Pegelklasse “55 - 59 dB” in die Pegelklassen “45 -
54 dB” verlagert werden. Die detaillierten Prozentsatze
sind nachstehend angefiihrt. 4 Prozent Mehrbelastung
sind auf Schallreflexionen an den stralenzugewandten
Fassaden zurickzufihren. Veranderungen der
Emissionen sind linear auf die Immissionssituation
Ubertragbar.

Abb. 136: freie Schallausbreitung,
keine Bebauung, Stadtgebiet

Abb. 137: Wohnblocke in gestreuter Anordnung

”
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Musterbeispiel 24
Quelle: TAS
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Musterbeispiel 25:

“urbaner Wohnbau, Blockrandbebauung mit Durchfahrts6ffnungen”

Die Abbildungen Nr. 136 u. 138 zeigen die Schallaus-
breitung bezogen auf den Freiraum (Betrachtungshoéhe
1,5 m 0. Boden). Beim Vergleich der Immissionsbe-
lastungen in der Tabelle resultiert eine Veranderung in
51 % des betrachteten Auswertebereiches (“weily”
umrandet”). Dem Diagramm “Flachenbilanz und
Umlagerung” ist zu entnehmen, dass Immissionen von

der Pegelklasse “55 - 59 dB” in die Pegelklassen “45 -
54 dB” verlagert werden. Die detaillierten Prozentsatze
sind nachstehend angefiihrt. 8 Prozent Mehrbelastung
sind auf Schallreflexionen an den stralenzugewandten
Fassaden zurickzufihren. Veranderungen der
Emissionen sind linear auf die Immissionssituation
Ubertragbar.

Abb. 136: freie Schallausbreitung,
keine Bebauung, Stadtgebiet

Abb. 138: Blockrandbebauung mit Durchfahrten

Tabelle “Immissionen in 5 dB-Klassen”
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Musterbeispiel 25
Quelle: TAS

| Pegelskala in [dB] A-bewertet | <85 35-30 | 40-44 | 45-49 [ 50-54 | 55-50 | 60-64 | 65-69 | 70-74 [ 75-79 | >=80

Diagramm “Flédchenbilanz und Umlagerung”
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Musterbeispiel 26:

“urbaner Wohnbau, Blockrandbebauung”

Die Abbildungen Nr. 136 u. 139 zeigen die Schallaus-
breitung bezogen auf den Freiraum (Betrachtungshoéhe
1,5 m 0. Boden). Beim Vergleich der Immissionsbe-
lastungen in der Tabelle resultiert eine Veranderung in
63 % des betrachteten Auswertebereiches (“‘weily”
umrandet”). Dem Diagramm “Flachenbilanz und
Umlagerung” ist zu entnehmen, dass Immissionen von

den Pegelklassen “50 - 59 dB” in die Pegelklassen “35
- 49 dB” verlagert werden. Die detaillierten Prozent-
satze sind nachstehend angefiihrt. 10 Prozent
Mehrbelastung sind auf Schallreflexionen an den
strallenzugewandten = Fassaden  zurlckzufuihren.
Veranderungen der Emissionen sind wieder linear auf
die Immissionssituation Ubertragbar.

Abb. 136: freie Schallausbreitung,
keine Bebauung, Stadtgebiet

Abb. 139: Blockrandbebauung

Musterbeispiel 26
Quelle: TAS

| Pegelskala in [dB] A-bewertet | < 35 35-39 | 40-44 | 45-49 | 50-54 | 55-59 | 60-64 | 65-69 | 70-74 | 75-79 >= 80
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10.3.5 BEBAUUNGSSTRUKTUREN IN
URBANEN BEREICHEN

In stadtischen Bereichen sind aufgrund des dichten
Verkehrsnetzes, verbunden mit einem hohen Verkehrs-
aufkommen, besonders schwierige Voraussetzungen
fur schalloptimierte Neuplanungen vorzufinden.
Aufgrund der hohen Verkehrsaufkommen und der
damit verbundenen intensiven Verlarmung innerstadti-
scher Flachen sind durch organisatorische und ver-
kehrslenkende MaRnahmen meist nur geringe Effekte
erzielbar.

Die weitaus grofdten Pegelreduktionen sind de facto
ausschlieBlich durch Ausnltzung der
Gebaudeabschirmeffekte zu erzielen, wobei insbeson-
dere bei der Neubebauung von Flachen durch
Schaffung grof3raumiger larmberuhigter Innenhofzonen
besondere Mdglichkeiten zur Erzielung hoher Wohn-
qualitédt gegeben sind.

Im vorstehenden Musterbeispiel 24 wird eine unbebau-
te Flache vorerst mit dreigeschossigen Wohnbldcken in
“gestreuter Anordnung” verglichen.

Im Musterbeispiel 25 wird eine unbebaute Flache mit
einer geschlossenen Bebauung - zur Schaffung einer
beruhigten Innenhofzone - verglichen, wobei auch bei
diesem Beispiel die Baumassen mit jenen im
Musterbeispiel 24 ident sind. Bei der geschlossenen
Blockrandbebauung sind Durchfahrtséffnungen im
Erdgeschoss bertcksichtigt.

Im Musterbeispiel 26 wurde bei der angenommenen
Blockrandbebauung die zusatzliche Mdoglichkeit des
SchlieRens der Durchfahrtséffnungen unterstellit.

Nach Durchfuhrung von Schallausbreitungsberech-
nungen fur idente Emissionen auf den umliegenden
Straenzigen wurden die Auswirkungen in einer
schalltechnischen “Flachenbilanz” gegentbergestellt,
um die Umlagerungseffekte ersichtlich zu machen.
Dabei erfolgte eine Ermittlung der belasteten Flachen
bestimmter Pegel in 5 dB-Klassen.

Durch Differenzbildung aus diesen Schallbelastungs-
verteilungen wurden die erzielbaren Umlagerungs-
Effekte ersichtlich gemacht.

Ist es also mdglich, wie im Musterbeispiel 26 angenom-
men, die Zufahrtséffnungen im Vergleich zum Muster-
beispiel 25 in geeigneter Weise zu schlielen, so sind
die Umlagerungseffekte noch wesentlich deutlicher
ausgepragt, wobei die Ruhezone im Innenhof um eine
weitere Pegelklasse gesenkt werden kann.

Durch derartige Konzeptionen kdnnen somit hochquali-
tative Wohnzonen hofseitig erzielt werden, welche bei
gestreuter Anordnung von Baukdrpern gleicher Bau-
masse in keiner Konstellation zu erreichen sind.
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10.3.5.1 Vergleich Larmschutzwand und
Gebaudeabschirmungen in
urbanen Bereichen

In Abb. 140 und Abb. 141 werden die Abschirm-

wirkungen von herkdmmlichen Larmschutzwanden und
stadtischen, mehrgeschossigen Baukdrpern dargestellit.

Abschirmung Wand

Schallquelle

Abb.: 140
Quelle: TAS lebensministerium.at
Abschirmung Gebaude
_ 1 -1 -5-10 -15 -20
Schallquelle 25
Abb.: 141
Quelle: TAS lebensministerium.at

Aufgrund der Auspragung von stadtischen Gebauden
mit wesentlich groReren Hohen im Vergleich zu Ubli-
chen Larmschutzwanden sowie durch die wesentlich
besseren Abschirmwirkungen der Gebaudekdrper sind
an der quellenabgewandten Seite durch ein sechsge-
schossiges Gebaude im Vergleich zu einer 5 m hohen
Larmschutzwand um bis zu rd. 10 dB héhere Abschirm-
wirkungen zu erzielen.

10.3.5.2 Abschirmende Baukorper

Bei Realisierung derartiger Baukorper ist zu beachten,
dass in diesen Fallen die mdéglichst nahe Anordnung
des Gebaudes am Verkehrstrager gunstig ist, und sich
vor allem durch die spezielle Anordnung der Raum-
bzw. Aufschliefungsfunktionen besonders beruhigte
Bereiche an der quellenabgewandten Seite ergeben.

i
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Die grundsatzliche Anordnung erfolgt dabei in der
Weise, dass an der Quelle vorerst die Larmschutz-
wand, in weiterer Folge die AufschlieBung bzw.
Laubengange und erst daran anschlielend die
Nebenraumzone und quellenabgewandte Raume mit
Wohnfunktionen situiert werden.

In den Abb. 142 und 143 ist diese grundsatzliche
Konzeption in Schnitt und Lage dargestellt.

Prinzip der Gebdudenutzung im Schnitt
Laubengang Nebenraumzone
Schallschutzwand — + Wohnraume
Schallquelle
Abb.: 142, Quelle: BM StraRBenforschung,

Heft 493; mod. Wodo lebensministerium.at
Prinzip der Gebaudenutzung im Lageplan
Schallquelle

=
e e Grinraum | '}ﬁ";-_rh
q-- '_.-.\_l\al '}T}"":‘_ ":I‘--”‘-J.,
L T [ LS .
- UM i
_ Schallschutzwand
Laubengan
Luffraum L ] Luffraum ]
i
Abb.: 143, Quelle: BM StraRenforschung,
Heft 493; mod. Wodo lebensministerium.at
10.3.5.3 Typologien

Um bei Bebauungskonzepten in allen Bautrakten aller
Himmelsrichtungen auch optimale Sonnen- bzw.
Lichtbeziehungen herzustellen, sind in weiterer Folge
exemplarisch einige Typologien aufgezeigt: Bei Lage
der Quelle im Norden sind Ublicherweise keine beson-
deren Planungsschwierigkeiten gegeben, da die schall-
beruhigte Sldseite optimale Wohnqualitat bietet.
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Quelle im Norden

Prinzip Gebaudenutzung, Lageplan, Quelle: Nord

Schallquelle Schallschutzwand
Laubengang
- | )
] (BT

I |
1] [
[ | S ———

Grlnraum

Abb.: 144, Quelle: BM Stralenforschung,
Heft 493; mod. Wodo

lebensministerium.at

Prinzip Gebaudenutzung Schnitt, Quelle: Nord

—_
] l — Laubengang

e gy | S — Schallschutzwand
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Abb.: 145, Quelle: BM Stralenforschung,

Schallquelle

lebensministerium.at

Heft 493; mod. Wodo

Quelle im Westen

Prinzip Gebdaudenutzung, Variante 1, Quelle: West

i baiadeii

Schallschutzwand

™~

Schallquelle

Abb.: 146, Quelle: BM StraRBenforschung,

Heft 493; mod. Wodo lebensministerium.at
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Quelle im Westen

Abb. 146 zeigt eine einhiiftige L-Form mit der Quelle im
Westen und Besonnung aus Siidosten.

Querliftung wird in den Aufenthaltsraumen erreicht, die
Schlafraume werden von der quellenabgewandten Seite
belliftet, das Stiegenhaus ist im Westen angeordnet.

Durch entsprechende Ausrichtung werden alle Wohn-
und Schlafraume in Richtung Griin- und Ruhebereich
orientiert, sodass ein Ausblick ins “Griine” erzielt wird
und keine optische Wahrnehmung der Stral3e vorliegt.

Als nachteilig anzumerken ist, dass nur vormittags
Sonne einwirkt und keine naturliche Belichtung der
InnenerschlieBung gegeben ist.

Prinzip Gebaudenutzung, Variante 2, Quelle: West

1]
transparente @ || E%
Schallschutzwand A I—q
—] | | fi
:
Schallquelle

Abb.: 147, Quelle: BM StraRenforschung,
Heft 493; mod. Wodo

lebensministerium.at

In Abb. 147 wird der Schallschutz durch eine trans-
parente Glaswand erreicht, die einhiftige L-Form mit
der Quelle im Westen wird von Westsudost besonnt.
Querluftung ist in den Aufenthaltsrdumen gegeben.

Die Schlafraume werden wieder einseitig beliftet, das
Stiegenhaus ist im Norden angeordnet, die Aufenthalts-
rdume haben eine Westslidostausrichtung.

Vorteil dieser Konzeption ist eine optimale Sonnen-
ausnutzung, als Nachteil ist der Sichtkontakt zur
Emissionsquelle zu nennen.

Weiters ist beim Einsatz von transparenten Elementen
zu beachten, dass an den schallharten Oberflachen
Reflexionen auftreten, welche an der gegenuberliegen-
den StralRenseite negative Auswirkungen haben kdnnen.
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Quelle im Siiden

Abb. 148 zeigt eine Konzeption, in welcher ein einhufti-
ger Geschossbau in L-Form angeordnet ist. Die Quelle
liegt im Suden, die Besonnung erfolgt in West-
ostrichtung. Alle Innenrdume haben natirliche
Belichtung, Besonnung und Beluftung.

Prinzip Gebaudenutzung Lageplan, Quelle: Siid
E VL |
G[Unione

-

Lauben-
gang -
AL
: L - -l
. -y;-m.mszzzﬂ_
J-iSchalfschiitzwaidl 77 T\Gring 7
A e AET T Zone%.2

Schallquelle

Abb.: 148, Quelle: BM StralRenforschung,
Heft 493; mod. Wodo

lebensministerium.at

Die Larmschutzwand im Suden ist transparent ausge-
fuhrt. Als Nachteil ist anzuflhren, dass die Raume teil-
weise nach Norden ausgerichtet sind und somit im
Gebaudeschatten liegen.

Prinzip Gebaudenutzung Schnitt, Quelle: Siid

5 Luftraum

_Lauben-
— e e S 9209
~~transparente Schallschutzwand

J e Ty r
g2 & 3 R @
Schallquelle

Abb.: 149, Quelle: BM Stralenforschung,

Heft 493; mod. Wodo lebensministerium.at

In Abb. 149 ist zwischen der transparenten Larm-
schutzwand im Siden und dem Objekt ein “Freiraum”
konzipiert.

Wie in der Schnittdarstellung in Abb. 150 ersichtlich,
wird durch die transparenten Elemente an der Siidseite
die Besonnung und Belichtung ausreichend erzielt,
wahrend der Verkehrslarm an der Larmschutzwand
reflektiert und das dahinter liegende Objekt ent-
sprechend geschutzt wird.
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Transparente Schallschutzwand

0
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Laubengang

Griinraum
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Schallquelle /

transparente Schallschutzwand

Abb.: 150, Quelle: BM StraRenforschung,

Heft 493; mod. Wodo lebensministerium.at

10.4 PLANUNG VON VERKEHRS-
TRAGERN

10.4.1 TRASSENAUSWAHL

In den nachfolgenden Musterbeispielen 27 bis 29 wird
als Grundlage firr die Trassenauswahl eine Strale in
drei Varianten zwischen zwei bestehenden
Siedlungssplittern einer vergleichenden Betrachtung
unterworfen. Bei der angenommenen Situation im
Musterbeispiel besteht bereits eine Bahntrasse im
Nahbereich des westlich gelegenen Siedlungssplitters.

Dieser westliche Siedlungsbereich wird keiner detail-
lierten Betrachtung unterworfen, da aus dem Vergleich
der dargestellten Schallimmissionskarten ersichtlich ist,
dass bei keiner Trassenvariante eine nennenswerte
Anhebung der IST-Situation (Beurteilungspegel)
erfolgt. Dies ist durch die bahnbedingte Vorbelastung
begrindet.

Durch zunehmende Trennung der Verkehrstrager bleibt
die Situation im westlichen Siedlungsbereich nahezu
unverandert, jedoch sind im 6stlichen Siedlungssplitter
(Auswertebereich der folgenden Musterbeispiele) signi-
fikante Immissionserhéhungen die Folge.

Auch anhand dieses Beispiels ergibt sich, dass bei der
Trassenauswahl in jedem Fall eine Bundelung der
Verkehrstrager jeder anderen Anordnung vorzuziehen
ist. Auch in Situationen, in welchen Larmschutz-
mafllnahmen vorzusehen sind, sind gebundelte
Trassen zumeist auch schalltechnisch leichter
beherrschbar.

Insbesondere bei Fihrung eines Verkehrstragers in
Dammlage sind zusatzliche einseitige Abschirmeffekte
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nutzbar. So wirde z. B. die Realisierung einer Larm-
schutzmaflnahme westlich der Bahnstrecke im Muster-
beispiel nicht nur bahnseitige Immissionen, sondern
auch den StralRenverkehr abschirmen.

Die jeweils gunstigste Anordnung ist jedoch in jedem
Einzelfall unter Bertcksichtigung der individuellen
Planungssituation (z. B. topografische Situationen,
Trassenlagen, Siedlungs- und Bebauungsstrukturen u.
dgl.) durch schalltechnische Detailuntersuchungen zu
ermitteln.

In den gewahlten Musterbeispielen Nr. 27 bis 29 zeigt
sich, dass eine Blindelung der Stralentrasse mit der
bereits bestehenden Bahntrasse insbesondere flir den
Ostlichen Siedlungssplitter die schalltechnisch glinstig-
ste Losung darstellt.

Veranderungen der Emissionen sind linear auf die
Immission Ubertragbar. Andert sich beispielsweise die
Emission um 5 dB, so andern sich auch die Immissionen
an jeder Stelle um 5 dB.

10.4.2 AUFSCHLIESSUNG VON SIEDLUNGEN

Bei der Konzeption von AufschlieBungsstrallen in
Siedlungen ist besonders zu beachten, dass die
Anordnung in einer solchen Weise erfolgt, dass
AufschlieBungsstraRen nicht als “Schleichwege”
genutzt werden und so zusatzlichen Verkehr induzieren.

Im Musterbeispiel 30 wird durch die schalltechnisch
ungunstige Ausbildung einer “Ringstral’e” der bereits
vorhandene Verkehr auf der Durchzugsstralle
(Bildmitte West-Ost-Richtung) mit einem angenomme-
nen DTV von 8.000 KFZ / 24 h (DTV = durchschnittli-
cher, taglicher Verkehr) zwar auf einen DTV-Wert von
4.000 KFZ / 24 h reduziert, jedoch erfolgt die Ableitung
des Verkehrs durch die neu angelegten Auf-
schlieBungsstrallen durch die Siedlung.

Werden die Hauser hingegen durch Sackgassen
erschlossen und zudem entlang der Durchzugsstralle
abschirmende Gebaudekomplexe konzipiert, wird eine
insgesamt wesentlich glnstigere Immissionssituation
erreicht.

Das Musterbeispiel veranschaulicht diese schalltech-
nisch guinstige / unglinstige Aufschlieung und befasst
sich nur mit Durchzugsverkehr, welcher durch
Schleichwege induziert wird. Siedlungsverkehr wird
nicht berlcksichtigt und als immissionsneutral bewertet.

Veranderungen der Emissionen sind linear auf die
Immission Ubertragbar. Andert sich beispielsweise die
Emission um 5 dB, so andern sich auch die Immissionen
an jeder Stelle um 5 dB.
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Musterbeispiel 27:

“Trassenauswahl, StraBenzubau neben einer Bahnstrecke”

Die Abbildungen Nr. 151 u. 152 zeigen die Schallaus-
breitung bezogen auf den Freiraum (Betrachtungshoéhe
1,5 m u. Boden). Beim Vergleich der Immissionsbela-
stungen in der Tabelle resultiert eine Veranderung in
15 % des betrachteten Auswertebereiches (‘weill”
umrandet”). Dem Diagramm “Flachenbilanz und Umla-
gerung” ist zu entnehmen, dass Immissionen von den

Pegelklassen “40 - 54 dB” in die Pegelklassen “55 -
64 dB” verlagert werden. Die detaillierten Prozentsatze
sind nachstehend angefuhrt, wobei durch den Strafl3en-
zubau eine Erhéhung der Immissionen im Auswerte-
bereich resultiert (Verlarmung). Veranderungen der
Emissionen sind linear auf die Immissionssituation
Ubertragbar.

Abb. 151: freie Schallausbreitung, Bahn alleine

Abb. 152: StraBenzubau neben Bahnstrecke

Tabelle “Immissionen in 5 dB-Klassen”
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Musterbeispiel 27
Quelle: TAS
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Musterbeispiel 28:

“Trassenauswahl, StraBenzubau von Bahnstrecke abgeriickt”

Die Abbildungen Nr. 151 u. 153 zeigen die Schallaus-
breitung bezogen auf den Freiraum (Betrachtungshoéhe
1,5 m U. Boden). Beim Vergleich der Immissionsbe-
lastungen in der Tabelle resultiert eine Veranderung in
21 % des betrachteten Auswertebereiches (“‘weily”
umrandet”). Dem Diagramm “Flachenbilanz und Umla-
gerung” ist zu entnehmen, dass Immissionen von den

Pegelklassen “40 - 54 dB” in die Pegelklassen “55 - 64
dB” verlagert werden. Die detaillierten Prozentsatze
sind nachstehend angefuhrt, wobei durch den Strafl3en-
zubau eine Erhéhung der Immissionen im Auswerte-
bereich resultiert (Verlarmung). Veranderungen der
Emissionen sind linear auf die Immissionssituation
Ubertragbar.

Abb. 151: freie Schallausbreitung, Bahn alleine

Abb. 153: StraBenzubau von Bahnstrecke
abgeruckt

”

Tabelle “Immissionen in 5 dB-Klassen
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Musterbeispiel 29:

“Trassenauswahl, StraBenzubau von Bahnstrecke weit abgeriickt”

Die Abbildungen Nr. 151 u. 154 zeigen die Schallaus-
breitung bezogen auf den Freiraum (Betrachtungshoéhe
1,5 m U. Boden). Beim Vergleich der Immissionsbe-
lastungen in der Tabelle resultiert eine Veranderung in
40 % des betrachteten Auswertebereiches (“weil}”
umrandet”). Dem Diagramm “Flachenbilanz und Umla-
gerung” ist zu entnehmen, dass Immissionen von den

Pegelklassen “40 - 54 dB” in die Pegelklassen “55 -
69 dB” verlagert werden. Die detaillierten Prozentsatze
sind nachstehend angefuhrt, wobei durch den Strafl3en-
zubau eine Erhéhung der Immissionen im Auswerte-
bereich resultiert (Verlarmung). Veranderungen der
Emissionen sind linear auf die Immissionssituation
Ubertragbar.

Abb. 151: freie Schallausbreitung, Bahn alleine

Abb. 154: StraBenzubau von Bahnstrecke weit
abgeruckt
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Musterbeispiel 30:

“AufschlieBung einer Siedlungsstruktur”

Die Abbildungen Nr. 155 u. 156 zeigen die Schallaus- den Pegelklassen “55 - 74 dB” in die Pegelklassen
breitung bezogen auf den Freiraum (Betrachtungshéhe  “50 - 54 dB” verlagert werden. Die detaillierten Prozent-
1,5 m 0. Boden). Beim Vergleich der Immissions- satze sind nachstehend angefiihrt. Die 2 % Mehr-
belastungen in der Tabelle resultiert eine Verdnderung  belastung (75 - 79 dB) sind auf Reflexionen an den
in 43 % des betrachteten Auswertebereiches (“weil}”  stralBenzugewandten Fassaden zurlckzufiihren.
umrandet”). Dem Diagramm “Flachenbilanz und  Veranderungen der Emissionen sind linear auf die
Umlagerung” ist zu entnehmen, dass Immissionen von  Immissionssituation Ubertragbar.

Abb. 155: ungiinstige AufschlieBung Abb. 156: giinstige AufschlieBung
mit Schleichwegen ohne Schleichwege

Pegelskala in [dB] A-bewertet | <35 35 - 39 40 - 44 45 - 49 50 - 54 55 - 59 60 - 64 65 - 69 70 - 74 75 - 79 >= 80
Tabelle “Immissionen in 5 dB-Klassen” Diagramm “Fléchenbilanz und Umlagerung”
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10.4.3 INFRASTRUKTUR UND WOHNEN
10.4.3.1 Richtwerte / Grenzwerte

Werden beispielsweise in einem Gemeindegebiet die
hochrangigen Verkehrstrager Bahn und Strale im
Rahmen von Bestandssanierungen oder auch im
Rahmen von Neutrassierungen mit dem Stand der
Technik entsprechenden Larmschutzmalinahmen wie
Larmschutzwanden oder -wallen begleitend ausge-
fuhrt, so ist keineswegs davon auszugehen, dass mit
der erzielten Reduktion der verkehrsbedingten
Immissionen auch die gemal ONORM S 5021 fiir
“Wohngebiete” anzuwendenden Immissionsgrenzwerte
erreicht werden.

So liegt beispielsweise der Grenzwert fir Stral3en-
verkehrslarm gemaR der einschlagigen Dienst-
anweisung bei

Laeq =60 dB am Tag Laeq = 50 dB in der Nacht,
an Schienenstrecken werden LarmschutzmalRnahmen
auf die gemal SchlV anzuwendenden Grenzwerte von
L, = 65 dB am Tag L, = 55 dB in der Nacht
zugrunde gelegt. Der gemaly SchlV festgelegte
Schienenbonus von 5 dB ist dabei bereits berticksich-
tigt. In Gebieten mit geringer Vorbelastung kénnen sich

die angefihrten Grenzwerte fir Strallen- und
Schienenlarm um bis zu 5 Dezibel verscharfen.

Andererseits sollte in Wohngebieten der Kategorie 2
gemal ONORM S 5021 ein Grenzwert von

Laeq = 50 dB am Tag Laeq =40 dB in der Nacht
sowie in Kategorie 3 gemal ONORM S 5021 ein Grenz-
wert von

Laeq = 55 dB am Tag La.q = 45 dB in der Nacht

angestrebt werden.

Vergleichsweise sei angefihrt, dass die Welt-
gesundheitsorganisation (WHO) fir Gebiete mit standi-
ger Wohnnutzung ebenfalls einen Grenzwert von 55 dB
am Tag bzw. 45 dB in der Nacht empfiehlt.

Vergleicht man nun einerseits die angeflhrten
Grenzwerte fur die Verkehrstrager Schiene und Stralle
und beachtet andererseits die anzustrebenden
Immissionsgrenzwerte fir Wohngebiete, so ist vorerst
keine Ubereinstimmung festzustellen. Ein Grund fiir
diesen offensichtlichen Widerspruch liegt darin, dass
Schallschutz an hochrangigen Verkehrstragern nicht in
beliebigem Malfde betrieben werden kann.

Schlieft man Malnahmen wie Eintunnelungen oder
unterirdische Fuhrung von Verkehrswegen aus wirt-
schaftlichen Grinden aus, so ist davon auszugehen,
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dass die angeflihrten Grenzwerte den derzeitigen
Stand der Technik darstellen und nur mit begleitenden
Abschirmeinrichtungen mit enormer Hohe eingehalten
werden konnen. Zusatzlich zu diesen so genannten
aktiven SchallschutzmaRnahmen (Wande, Walle
u. dgl.) sind vielfach auch objektseitige Malnahmen er-
forderlich, welche im Wesentlichen durch Einbau von
Schallschutzfenstern in Kombination mit Schalldamm-
liftern erzielt werden.

Berucksichtigt man in weiterer Folge, dass beispiels-
weise beim Stralenverkehr keine signifikanten
Minderungspotenziale mehr zur Verfiigung stehen und
alle aus derzeitiger Sicht noch mdglichen Ver-
besserungsmalnahmen mittelfristig realisiert werden,
so ist insgesamt davon auszugehen, dass aufgrund der
anzunehmenden Verkehrssteigerungsraten und der
damit verbundenen Pegelerhdhung bestenfalls eine
Kompensation der angeflhrten Effekte eintritt und
damit die Verkehrslarmsituation mittelfristig gleich blei-
bend einzuschatzen ist.

Beim Verkehrstrager Bahn ist aus heutiger Sicht das
wesentliche Minderungspotenzial in der Umstellung auf
larmarme Wagen bzw. Scheibenbremsen und neue
Bremstechnologien zu sehen, wodurch mittel- bis lang-
fristig eine Annaherung an das Immissionsniveau der
Grenzwerte des StralRenverkehrslarms bewirkt werden
konnte.

10.4.3.2 Erforderliche Abstinde von Wohn-
gebieten zu hochrangigen StraBen

Als ganz wesentliche MalRnahme, um verkehrsbedingte
Immissionen mit den Immissionsgrenzwerten fir
Wohngebiete in Einklang zu bringen, ist die natlrliche
Schallpegelabnahme mit der Entfernung zu nennen. Es
ist daher zur Erzielung einer héheren Wohnqualitat von
eminenter Bedeutung, neben den Schallschutz-
malnahmen an den Verkehrstrdgern auch alle
Maoglichkeiten der Raumordnung durch Beachtung und
Einhaltung erforderlicher Mindestabstadnde zwischen
Verkehrstrager und Wohngebiet zu beachten. Dies gilt
insbesondere bei der Ausweisung von Wohnbau-
Erwartungsgebieten im Rahmen der Erstellung des o6rt-
lichen Entwicklungskonzeptes sowie bei der Uberarbei-
tung und Erstellung von Flachenwidmungsplanen.

Aus nachstehendem Diagramm kdénnen erforderliche
Mindestabstande an Autobahnen und Bundesstraflien
in Abhangigkeit vom Verkehrsaufkommen ermittelt werden.
Das Diagramm gilt fiir idealisierte Bedingungen einer
“unendlich langen geraden Stral3e” in ebenem Gelande
bei freier und ungehinderter Schallausbreitung und
widerspiegelt den ungiinstigsten Betrachtungsfall. Da
in den meisten Situationen vor Ort “nur” Teillangen
einer Stralle pegelbestimmend sind, kénnen sich
Mindestabstande in der Praxis erheblich reduzieren. Es
empfiehlt sich daher, Entscheidungen im Einzelfall
immer auf Basis von Detailberechnungen unter Berlick-
sichtigung der ortlichen Gegebenheiten zu treffen.

G
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Schallausbreitung an Autobahn und BundesstraBe

Autobahn & Bundesstralle |Immissionshéhe = 1,5m i. Boden
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Abb.: 157
Quelle: TAS lebensministerium.at

: Im Diagramm ist exemplarisch fur einen DTV-Wert von
Regelquerschnitt Autobahn 50.000 bei einer Geschwindigkeit von v = 130/80 fiir
PKWI/LKW die Schallpegelabnahme mit der Entfernung
Fahrstreifen einerseits fur freie und ungehinderte Ausbreitung ohne
| 1 1 Larmschutz und andererseits fir Situationen unter

7 Berlcksichtigung von Larmschutzwanden unterschied-
licher Hohe ausgewiesen. Der Boden wurde mit einem
mittleren Absorptionsfaktor von 0,6 bertcksichtigt, das
Gelande beidseits der Straflen wurde eben angenom-
T men. Den Berechnungen in Abb. 157 wurden die

Abb.: 158 Regelquerschnitte gem. Abb. 158 und 159 zugrunde
Quelle: Fa. Kubisch Data; mod. TAS lebensministerium.at ge|egt_
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| Larmschutzwand

X Ist beispielsweise an einer Bundesstrale mit einem

Regelquerschnitt Bundesstralie DTV-Wert von 15.000 KFZ/24 h der erforderliche

Abstand zwischen StraBe und Wohngebiet zur

Fahrstreifen Einhaltung eines Zielwertes von 45 dB nachts von
] t Interesse, so ist wie folgt vorzugehen:

Den Emissionswerten im Diagramm (L, .,'-Werte fur
Bundesstrallen) ist bei einem DTV-Wert von 15.000
iy ) und einer Geschwindigkeit von v = 100/70 fir
y ___gjﬁ___‘,_i...__l I PKWI/LKW bei Asphaltbeton zu entnehmen, dass in den

Larmschutzwand

Nachtstunden der Kennwert L, o,' = 79,9 dB betragt.

Von diesem Kennwert von rd. 80 dB ist nun der Zielwert
von 45 dB beispielsweise fur Kategorie 3 nachts abzu-
ziehen, woraus sich die erforderliche Schallpegel-

Abb.: 159
Quelle: Fa. Kubisch Data; mod. TAS lebensministerium.at
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abnahme von “- 35 dB” ergibt. Aus dem Diagramm
kann nun fir jede beliebige Ausfihrung der
Bundesstrae der Mindestabstand abgelesen werden,
welcher sich bei freier und ungehinderter Ausbreitung
zu rd. 610 m Entfernung und bei einer Larmschutzwand
mit 4 m HOhe zu rd. 70 m Entfernung ergibt.

Ermittelt man nun aus dem Diagramm die erforderli-
chen Mindestabstidnde zwischen Verkehrstragern
(StraRe) und Wohngebiet fur den Betrachtungs-
zeitraum Nacht und die interessierenden Kategorien
1,2 und 3 gemaf ONORM S 5021, so ergibt sich nach-
stehende Tab. 15:

149

Exemplarisch wurde dabei fiir eine Autobahn ein DTV-
Wert von 50.000 Kfz/24 h mit einer Larmschutzwand
maximaler Héhe (H = 5,5 m Uber Fahrbahn) sowie fur
eine Bundesstralle mit einem DTV-Wert von 15.000 Kfz
/24 h mit einer Larmschutzwand maximaler Hohe
(H =4 m am StraRenrand) angenommen.

Die fir Verkehrslarmberechnungen mafigeblichen
Bemessungsfaktoren K_ zur Berechnung der mafRge-
benden, stiindlichen Verkehrsstarke wie auch die
Richtwerte fur den Schwerverkehrsanteil bzw. fir den
Anteil leichter und schwerer LKW am Schwerverkehr
wurden gemaf den Tabellen 1 bis 3 der RVS 04.02.11
angesetzt.

Mindostabstinde zu Wohngabioten in [m] bei ebanem Gelinde = Nacht

Kategarie 3 Kategorie 2 Kategorie 1 Kategaria 3 Kategorie 2 Kategorie 1

Ounlidatad [45 4B [40 dB) [35 dB] [45 dB] [40 dB] [35 dB]
Larmschutrwand mit maximaler Hohe frebe Schallausbreitung
Autcbahn
DTy KFZ24 h 340 650 1230 1.510 2520 . 3800
LSWH=55m
Bundasstralba
DTV KFZi24 h L 180 S5l 610 1140 1.920
L5WH=40m
Tk 15.
Cuelle: TAS Tehenaminmne rnen a
10.4.3.3 Erforderliche Abstidnde von einer zweigleisigen Bahnstrecke (siehe Abb. 162)

Wohngebieten zu Bahnstrecken

Die Abschatzung erforderlicher Abstadnde von
Wohngebieten zu Bahnstrecken kann, abhangig von
der jeweiligen Emission der Bahnstrecke, nachstehen-
der Abb. 160 entnommen werden. Die Berechnung zur

Schallausbreitung an Bahnstrecken

Bahnimmissionen, Betrachtungshdéhe = 1,5 m . Boden

Tadh . =95dB

. =90 dB
.=85dB
. =80 dB

-

8
=

Beurteilungspegel L. [dB]
H B &
B OB B
| X -

f

/ /

//

e

20d8 |
104l ¢ 1
o 100 1000 m 10000 m
Entfernung vom befahrenen Gleis
Abb.: 160
Quelle: TAS lebensministerium.at

Modellsituation der “freien und ungehinderten
Schallausbreitung” erfolgte unter Zugrundelegung
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gemal nachstehendem Regelquerschnitt und fir ebe-
nes Anschlussgelande beidseits der Trasse.
Ausbreitungsberechnung nach ONREGEL ONR
305011 “Berechnung der Schallimmissionen durch
Schienenverkehr - Zugverkehr, Verschub- und
Umschlagbetrieb”; 1.9.2004. Das Immissionsniveau
wurde mit 1,5 m Uber Boden gewahlt, die Boden-
déampfung mit G = 0,6 angenommen.

Wirkung von Larmschutz an Bahnstrecken
Bahn L,,- =90 dB Immissionshéhe = 1,5 m (iber Boden
T0 dB st " .
o ohod LEW
LSW H=Zm
G0 dB |
o . JLSW LEW
T
S, o - Haim  H=dm
- 50dB |
[
(=)
(9]
o &0dB |
=
=
©
t 30dE
[0
m
20dB |
10 100 1000 10,000
Entfernung vom befahrenen Gleis
Abb.: 161
Quelle: TAS lebensministerium.at
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Den Musterberechnungen in Abb. 160 und 161 wurde
nachstehender Regelquerschnitt zugrundegelegt:

Regelquerschnitt zweigleisige Bahnstrecke
Lichtraumprofil - Skizze
i ® |
(2}
£
[ 1
©
{ =t
<
T @© i
0
el el
C (0] [) C
5 3 3 N
2 2 2 12
5} <@ <@ ]
2] 2]
£ [ G sok, O i £
:© - - ¥, o i :©
= o
- e i 1
r e | il
Abb.: 162
Quelle: HL-Richtlinien OBB; mod. TAS lebensministerium.at

Die erzielbare Abschirmwirkung ist durch Larmschutz-
wande an der Bahnstrecke exemplarisch dargestellt,
wobei Larmschutzwandhéhen mith =2 m, h = 3 m und
h = 4 m Uber Schienenoberkante (SOK) berticksichtigt
wurden.

Erlauterung zur Abb. 160

Ein Lya-Wert von 95 dB im Nachtzeitraum (22.00 bis
6.00 Uhr) bedeutet beispielsweise:

40 Guterzuge (Klotz-Bremsen) mit 100 km/h und einer
Zuglange von 500 m oder 300 Reisewagen (mit
Scheibenbremsen) mit 140 km/h und einer Zuglange
von 300 m.

Ein Lya-Wert von 80 dB im Nachtzeitraum (22.00 bis
6.00 Uhr) bedeutet beispielsweise:

1 Guterzug (Klotz-Bremsen) mit 100 km/h und einer
Zuglange von 600 m oder 10 Reisewagen (mit
Scheibenbremsen) mit 140 km/h und einer Zuglange
von 300 m.

Erlauterungen zur Abb. 161

Die Berechnungen in Abb. 161 gelten fir eine
Emission von Ly, = 90 dB (langenbezogener
Schallleistungspegel). Das Immissionsniveau wurde
1,5 m Uber Boden und die Bodendampfung wurde mit
G = 0,6 angenommen.
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11. HANDLUNGSFELDER DER GEMEINDE

Kurzfassung:

Auch im Larmschutz hat die Gemeinde das “Ohr” am
nachsten bei der Bevolkerung. Mit der Ortlichen
Raumplanung verfligt sie zudem Uber ein effektives
Steuerungsinstrument:

Flachenwidmungs- und Bebauungsplane
bieten - erganzt durch Verwendungsvertrage -
vielfaltige Lésungsansatze.

..... die Inhalte kurz & biindig:

>  Der Aktionsplan als Planungshilfe der ortlichen
Raumplanung

>  Offentlich-rechtliche Gestaltungsmittel

>  Privatrechtliche Gestaltungsmittel
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Der Gemeinde kommt im Bereich des Larmschutzes -
ungeachtet ihrer eingeschrankten kompetenzrechtli-
chen Mdglichkeiten - eine wesentliche Rolle zu: Sie hat
von allen befassten Rechtstragern das “Ohr” am nach-
sten bei der Bevdlkerung, ihre Funktion als
Reprasentant der Burgerinneninteressen in Umweltver-
fahren gewinnt stetig an legistischer und judizieller
Anerkennung, und sie verfligt Uber eines der wesent-
lichsten Steuerungsinstrumente fir vorbeugenden
Larmschutz: die Flachenwidmungs- und Bebauungs-
planung.

Diese raumplanerische Kompetenz ist auch der
.Hebel“, den die Gemeinde zur Umsetzung immissi-
ons(schutz)orientierter Konzepte - wie etwa der
Aktionsplane - einsetzen kann.

Aus Sicht der oértlichen Raumordnung sind die Instru-
mente des Umgebungslarmschutzes daher keine
~<Fremdkorper”, sondern verbesserte Ermittlungs- und
Entscheidungshilfen. Die kommunalen Befugnisse
werden durch Larmkarten, Konflikt- oder Aktionsplane
weder erweitert noch eingeschrankt; vielmehr liefern
diese Karten und Plane fachliche und rechtliche Grund-
lagen fir raumplanerische MalRnahmen.

Die Wahrnehmung des Umgebungslarmschutzes in der
Raumordnung fordert also keine neuen Mittel; die
Landesraumordnungsgesetze stellen eine Vielzahl fein
ausdifferenzierter Konzepte und Instrumente - neuer-
dings auch auf privatrechtlicher Ebene - zur Verfiigung.
Die Aktionsplane kénnen Ansto und Anreiz sein, diese
verstarkt vorsorgeorientiert einzusetzen.

Im Folgenden wird gezeigt, wie Aktionsplane auf die
Ortliche Raumplanung Einfluss nehmen (kdnnen) und
mit welchen Gestaltungsmitteln die Gemeinde vorbeu-
genden und (in eingeschranktem Male) auch sanieren-
den Larmschutz umsetzen kann. Ein besonderer
Schwerpunkt gilt der Auslotung der Maoglichkeiten,
zusatzlich zum Flachenwidmungs- und Bebauungsplan
auch privatrechtliche Mittel - insbesondere den
Baulandsicherungsvertrag - effektiv einzusetzen.

11.1 DER AKTIONSPLAN ALS

PLANUNGSHILFE DER
ORTLICHEN RAUMORDNUNG

Aktionsplanen kommt zwar, wie in Kapitel 2 gezeigt,
keine normative Wirkung zu, sie haben aber als qualifi-
zierte Befundaufnahme und gutachtliche Schluss-
folgerung erheblichen Beweiswert, auch und gerade
im Rahmen der “Grundlagenforschung” des raum-
ordnungsrechtlichen Planungsverfahrens:

Insbesondere bei Baulandwidmungen - sei es Wohn-
oder Betriebsbaugebiet - fordern die Gerichtshofe in
standiger Judikatur eine nachvollziehbare Grundlagen-
erhebung zu den jeweiligen Eignungskriterien’ . So ist
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bei Umwidmungen von Freiflachen in Bauland eine ein-
gehende o©kologische Beurteilung? , bei Ausweisung
eines Gewerbegebiets eine entsprechende Struktur-
untersuchung3® geboten. Werden sachrelevante
Gutachten anderer Planungstrager (wie beispielsweise
die Gefahrenzonenplane der Wildbach- und Lawinen-
verbauung oder hier eben: der Aktionsplan) bei der
Erstellung/Uberarbeitung von Flachenwidmungsplénen
vollig auRer Acht gelassen, belastet dies den
Widmungsakt mit Gesetzwidrigkeit.4

Das allgemeine raumordnungsrechtliche Konfliktver-
meidungsgebot - das Gebot, die Lage von Gebieten
unterschiedlicher Widmungen so aufeinander abzu-
stimmen, dass gegenseitige Beeintrachtigungen mog-
lichst vermieden werden - bietet ein besonders effekti-
ves Einfallstor fur Immissionsschutzbelange. Schon die
Judikatur des VfGH zur heranriickenden Wohnbe-
bauung hat diesen Grundsatz fir eine proaktive
Vorsorge gegen Immissionsbelastungen fruchtbar
gemacht: Demzufolge darf etwa in den Immissions-
bereich von Betrieben nicht mit Wohnbauwidmungen
herangertickt werden, weil dadurch Konflikte und in
weiterer Folge ein Sanierungsbedarf geradezu herauf-
beschworen werden.5

Zu einer derartigen Konfliktvermeidung vermag im
Bereich des Larmschutzes kinftig insbesondere der
Aktionsplan (schon im Rahmen der vorgelagerten
Erhebungsschritte) beizutragen: Er liefert Infor-
mationsquellen, aus denen das Konfliktpotenzial
erkennbar wird, und MaBnahmenempfehlungen,
wie solche Konflikte vermieden bzw. eingedammt
werden kénnen.

Der Aktionsplan wird damit zu einer wesentlichen
Planungshilfe flir Gemeindent: Er erleichtert die
Abstimmung der jeweiligen PlanungsmalRnahmen im
jeweiligen Planungsgebiet. Durch die Instrumenten-
vielfalt und den Detaillierungsgrad, den ein Aktionsplan
aufzubieten hat, ist die Gemeinde nicht nur auf bloRRes
Abstandhalten zu Emittenten anderer Planungstrager
verwiesen, sondern hat - ganz im Sinne der gemein-
schaftsrechtlichen Vorgaben - ein echtes Auswabhler-
messen zwischen mehreren Handlungsoptionen. Die
folgenden Beispiele verdeutlichen diesen Handlungs-
spielraum.

So verstanden, stellt der Aktionsplan ein wesentliches
Hilfsmittel der planungsrechtlichen Grundlagener-
hebung und Entscheidungsfindung dar. Oder anders

1 Eingehend dazu Berka, Flachenwidmungspldne auf dem
Priifstand. Zur gerichtlichen Kontrolle von Plénen der ortli-
chen Raumordnung durch den VfGH, JBI 1996, 69.

2 VfSlg 11.990/1989.
3 VfSlg 12.926/1991.
4 VfSlg 8.280/1978.

5 VfSlg 10.703/1985.

6 Vgl § 28 NO ROG, der von einer Unterstiitzung bei der
Grundlagenforschung spricht.
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formuliert: Wird ein Aktionsplan bei der Flachen-
widmung vollig Ubergangen und werden die darin auf-
gezeigten Konfliktpotenziale realisiert, ohne dass eine
MaRnahmenempfehlung des Aktionsplans oder eine
gleichwertige SchutzmalRnahme umgesetzt wird, ist der
jeweilige Widmungsakt als gesetzwidrig anfechtbar.

11.2 OFFENTLICH-RECHTLICHE GE-
STALTUNGSMITTEL

Die bedeutsamsten Instrumente der Ortlichen Raum-
ordnung - der Flachenwidmungs- und Bebauungsplan -
ermdglichen eine Grob- und Feinsteuerung der
Bodennutzung im Gemeindegebiet. Gerade flir Fragen
des Larmschutzes ist eine solche differenzierte
Handhabung von Gestaltungsmitteln geboten und bei
einer kombinatorischen Anwendung auf mehreren
Ebenen auch leistungsfahig.

Potenziale und Grenzen des vorsorgenden und sanie-
renden Larmschutzes sollen im Folgenden anhand
mehrerer, auf typische Konfliktfalle zugeschnittener
Beispiele illustriert werden.

11.2.1 VORSORGENDER LARMSCHUTZ

Die offentlich-rechtlichen Gestaltungsmittel sind vielfal-
tig: Als einfachstes und wirksamstes Instrument wird
vielfach das Trennungsprinzip, das ist die Sicher-
stellung eines hinreichend groRen Abstandes zwischen
Emittenten und schutzbedurftigen Nutzungen, in den
Vordergrund gestellt. Haufig stehen daftr aber die
erforderlichen Planungsfreirdume nicht mehr zur
Verfigung, sondern finden sich konvergierende
Nutzungen bereits zu dicht aneinander geruckt. Aktive
LarmschutzmaRnahmen kdnnen diese Nachteile kom-
pensieren, sind aber gerade in verdichteten oder ver-
schrankten Bebauungslagen nicht durchgehend reali-
sierbar. In diesen Fallen muss zu passiven Larm-
schutzmaRnahmen gegriffen werden; dafir gibt es
Handlungsermachtigungen in den Raumordnungs-
gesetzen der Lander.

Die Vorsorgeaufgabe der Gemeinde wird insoweit
erschwert, als in den Genehmigungsmaterien fir die
Larmemittenten — insbesondere fir die Verkehrsinfra-
struktur einerseits und Betriebe andererseits - unter-
schiedliche Schutzstandards und -anspriiche fir die
betroffene Bevdlkerung normiert werden. Grob gespro-
chen kann der Nachbar gegeniiber Gewerbebetrieben
Larmschutz zur Nachtzeit auch bei vollstandig gedffne-
tem Fenster geltend machen, wahrend er gegenuber
Strallen auf den (geférderten und finanzierten) Einbau
von Larmschutzfenstern verwiesen ist.

Diese Ungleichbehandlung flihrt gerade bei einander
Uberlagernden oder abwechselnden Larmimmissionen
gewerblicher und infrastruktureller Quellen zu schwieri-
gen Abgrenzungs- und Koordinationsfragen, die nur
durch den kombinierten Einsatz verschiedener Mittel
I6sbar sind.”
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Der effektive Einsatz dieser Mittel muss auch auf
Schutzanspriiche nach anderen Gesetzesmaterien
Bedacht nehmen.

11.2.1.1 Abstand und “liberforderte Baufluchtlinie”

Dass die Larmbelastung mit zunehmendem Abstand
von der Quelle abnimmt, ist eine naturwissenschaftli-
che GesetzmaRigkeit, die nahe legt, auch auf der
Ebene der Raumplanung Larmschutz vorwiegend
durch grol3e Abstande zwischen potenziell konfligieren-
den Nutzungen sicherzustellen. Dies mag als grundle-
gende Strategie bei Neuwidmungen und grof3en
Flachenreserven flir groRziigige Abstédnde gangbar
sein, in den fur viele Kommunen typischen kleinen
Strukturen gerat dieses “Distanzdogma” aber in
Konflikt mit anderen Planungsgrundsatzen: namentlich
mit dem Prinzip des sparsamen Umgangs mit Grund
und Boden sowie des Vorrangs fir die Siedlungs-
entwicklung nach innen.

Das Salzburger ROG 1998 hat die Probe aufs Exempel
gemacht und ist - wie Aichireiter gezeigt hat -
gescheitert: In § 31 Abs 4 Sbg ROG 1998 wurde ver-
sucht, dieses Gebot des “Larmschutzes durch Abstand”
durch entsprechendes Zurlickriicken von Bauflucht-
linien und Baulinien umzusetzen - konkret, indem die
Bebauungslinie als Mittel der “Verminderung der
gesundheitsschédigenden Auswirkungen des
Verkehrs” eingesetzt wurde; mit anderen Worten:
Larmschutz sollte auf Bauflachen am StralRenrand
durch moglichst weites Abriicken der Bebauung von
der Verkehrsachse umgesetzt werden. Das fluhrt natir-
lich in weiterer Konsequenz zu einer bisweilen schwe-
ren Einschrankung der baulichen Ausnutzbarkeit von
gewidmetem Bauland; dies wiederum gerat in Konflikt
mit der verfassungsgesetzlich gewahrleisteten
Baufreiheit des Liegenschaftseigentimers: Ein-
schrankungen derselben haben dem Verhaltnis-
maRigkeitsgrundsatz zu gentigen, der mit den Kriterien
der “Eignung” der vorgesehenen Malinahme und des
“gelindesten Mittels” Ma® nimmt. Spatestens eine die-
sen Prinzipien folgende Abwagung zeigt, dass die
Abstandsmaximierung vielfach zu tief in die Baufreiheit
eingreift (indem sie Bauland mit weitgehenden
Bauverboten belegt), zumal gelindere Mittel wie
Larmschutzeinrichtungen mit demselben Schutzeffekt
zur Verflgung stiinden. In diese Richtung ging auch die
Novellierung: Mit der Salzburger ROG-Novelle 2002
wurde die zitierte = Larmschutzfunktion der
Bebauungslinie gestrichen; im Gegenzug wurden
“MalBnahmen zu Zwecken des Immissionsschutzes
(z. B. Larmschutzwénde oder -wélle, Larmschutz-
fenster) “ als mdgliche Festlegungen in einem Be-
bauungsplan der Aufbaustufe normiert.

7 Zu verweisen ist in diesem Zusammenhang auf § 43 Abs 2
StVO, der den Statutarstéddten als Bezirksverwaltungsbehér-
de die Erlassung von Verkehrsverboten und Verkehrsbe-
schrénkungen zum Schutz der Bevélkerung und der Umwelt
vor verkehrsbedingten Beladstigungen erméglicht.

8 Uberforderte Baufluchtlinien und Baulinien, bbl 2003, 14.
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11.2.1.2 Bauweise und Selbstabschirmung

In Mischlagen oder verschachtelten Nutzungsrdumen
steht fir raumintensive aktive LarmschutzmalRnahmen
oft nicht der erforderliche Freibereich zur Verfliigung.
Die Zuflucht zu passivem Larmschutz kann in vielerlei
Konstellationen ungeniigend sein: So ist z. B. die
Anordnung von Larmschutzfenstern gegentber Ge-
werbelarm insoweit unzureichend, als Nachbarn kraft
ihrer “Dispositionsfreiheit” Anspruch auf Larmschutz
auch bei gedffnetem Fenster haben® . Auf den Punkt
gebracht: Was nltzt die Anordnung besonderer
Baumaterialien an der Auflenwand bis hin zu Larm-
schutzfenstern und Schallddmmliftern, wenn der
Nachbar im Betriebsanlagenverfahren einen Schutz-
anspruch auch bei geéffnetem Fenster hat?

In diesen Konstellationen greift der passive
Larmschutz an der AuBenwand von Gebauden zu
kurz. Gefordert ware eine Nutzungseinschrankung,
die zumindest die Situierung von Aufenthaltsrdumen an
der immissionsausgesetzten Gebaudefront verhindert
(und auf diese Weise einen eingeschrankten
Immissionsschutz bewirkt)'© . Aus den Baunormen
musste daher Zwang zur Schaffung von Innen-
hofstrukturen mit eingeschrankten Raumnutzungs-
moglichkeiten an den Auflenfronten normiert werden.
Die Schaffung von Innenhéfen ist Uber innere
Baufluchtlinien problemlos zu bewerkstelligen'. Die
Nutzungseinschriankung an der AuBenwand bedarf
einer besonderen Eingriffsermachtigung nach dem
Vorbild des § 36 (4) Sbg. ROG: “Soweit es aus
Griinden des Immissionsschutzes notwendig ist, kann
die Situierung von Wohn- und anderen Rdumen in den
Bauten festgelegt werden”.

11.2.2 SANIERENDER LARMSCHUTZ

11.2.2.1 “Handlungsstufenkonzepte” als MaR-
nahmen des Larmschutzes

Zum Salzburger ROG wurde ein Handlungs-
stufensystem entwickelt, das sich in besonderer
Weise zur Umsetzung des Aktionsplanes eignet:
Konkret wird in einem gestuften Ermittlungs- und
Entscheidungsprozess die Schutzwirdigkeit und
Schutzfahigkeit von Immissionsrdumen schrittweise
gepruft. Auch in kritischen Fallen wird das harteste
Mittel der Ruckwidmung erst ergriffen, wenn andere
(wirtschaftlich sinnvolle) LarmschutzmaRnahmen mit
entsprechenden o6ffentlichen oder privatrechtlichen
Mitteln ausgeschopft sind. Die gepruften MalRnahmen
setzen auf einer Berechnung ohne Larmschutzmaly-
nahmen auf, erheben in einem zweiten Schritt
MaRnahmenoptionen bei den Emittenten bzw. auf dem
Ausbreitungsweg (z. B. Larmschutzwande oder -walle;
eventuell mehrere Varianten), die in einem dritten
Schritt durch Maflnahmen an der geplanten Bebauung
(Gebaudestellung, Raumanordnung etc.) erganzt wer-
den. Anhand dieser Erhebungsergebnisse werden
auch Variantenkombinationen architektonisch und
schalltechnisch geprift 2.
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11.2.2.2 Riickwidmung

Eine Riuckwidmung von Bauland zu Griinland wird im
oben geschilderten Handlungsstufenkonzept zu Recht
nur als letztes Mittel, gleichsam als ultima ratio fiir die
Auflosung des Nutzungskonflikts, erwahnt.
Sachliche Grunde wie anerkennenswerte 6kologische
Schutzinteressen vermogen fur sich allein genommen
nicht zu verhindern, dass im Einzelfall aus gleichheits-
rechtlichen Erwagungen der Eingriff als verfassungs-
widriges “Sonderopfer” qualifiziert wird. Diese strenge
Judikatur hat ihren Hintergrund darin, dass die gelten-
den Entschadigungsregelungen die Entwertung im Fall
der Ruckwidmung nicht ausreichend kompensieren
(VfSlg 13.282/1992).

Dies bedingt in weiterer Folge, dass rechtssichere
Ruckwidmungen nur in einer Kombination mit Ent-
schadigungen oder vertraglichen Regelungen zu
bewerkstelligen sind"3.

Die damit geforderte Feinsteuerung durch vertragliche
Gestaltungsmittel ist Gegenstand des folgenden
Abschnitts.

11.3 PRIVATRECHTLICHE GE-
STALTUNGSMITTEL

Die gezeigten offentlich-rechtlichen Gestaltungsmittel
unterliegen - ungeachtet der Kombinations- und
Abstufungsmdglichkeiten - letztlich immer einem gewis-
sen “Typenzwang”. Sonderkonstellationen, die etwa
topographisch oder historisch bedingte Mischlagen
betreffen,  verlangen  aber einzelfallgerechte
Sonderlésungen und dafir entsprechende rechtliche
“Beweglichkeit”. Auf Gesetz- oder Verordnungsebene
sind freilich mehr oder weniger starre Kategorien und
Beschreibungselemente unumganglich. Binder 4 hat
die daraus resultierende Problematik treffend
zusammengefasst:

“Die Planung muss diese starren Elemente auf alle
Planungsvorgénge, insbesondere im Bauland, anwen-
den. Dabei wiirde das 6ffentliche Interesse, das die
Einrichtung von Raumpldnen als Eingriffe in die
Baufreiheit der Liegenschaftseigentiimer verfassungs-
gesetzlich rechtfertigt, nach der Planungsintensitét ela-

9 VwWGH 15.12.1987, 83/04/01/01

10 Geschilitzt ist ndmlich nur der baurechtlich zuldssige Aufent-
halt, VwGH 29.11.1979, 3150/78

" Hauer/Zaussinger, N6. Baurecht, Anm. zu § 49 N6. BauO

12 Dazu im Detail Land Salzburg (Hrsg), RL und Anforderungen
und Vorgangsweise bei Raumordnungsverfahren sowie Bau-
vorhaben in immissionsbelasteten Gebieten (2003), 16 ff

13 Vgl Berka, aaO sub 10

1420 Jahre Raumordnung in Osterreich - Eine kritische Bilanz,
in Binder/Jann/Oberndorfer/Pernthaler/Pesendorfer, Die
Reform des oberdsterreichischen Raumordnungsrechts
(1993) 94.
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stische Instrumente der Raumordnung erfordern.
Ohne Zweifel besteht an der ordnungsgeméf3en
Durchfiihrung von GroB- und GroBtprojekten ein so
nachhaltiges offentliches Interesse im Allgemeinen,
dass die planerische Inpflichtnahme des Eigentiimers
bis ins Detail gerechtfertigt ist. Bei Klein- und
Kleinstprojekten ist das 6ffentliche Interesse deutlich
auf einige grundlegende Daten der Planung reduziert.
Nur eine entsprechende Differenzierung der
Planungsinstrumente und der Planungsverfahren fiir
GroB3-, Klein- und Sonderprojekte kann eine angemes-
sene Regelung bringen. Die geltenden Raumplane
sind fiir GroBprojekte nicht genug planungsintensiv, fiir
Kleinprojekte planungsmaéfig aber héufig iiberzogen.*

Obwohl  dieser Forderung nach  starkerer
Differenzierung der Planungsintensitat vielfach nachge-
kommen wurde, bleibt das Bedirfnis nach bewegliche-
ren Instrumenten nach wie vor aufrecht. Die damit
geforderte  Elastizitat kann Uber vertragliche
Gestaltungsmittel - konkret: mit Raumordnungs-
vertragen - erzielt werden: Diese ermoglichen eine indi-
viduelle Berlcksichtigung von Sonderkonstellationen,
bleiben aber doch durch das Sachlichkeits- und
Gleichbehandlungsgebot in den allgemeinen Rahmen
des raumordnungsrechtlichen Interessenausgleichs
eingebunden.

11.3.1 LARMSCHUTZ DURCH
RAUMORDNUNGSVERTRAGE
Der Raumordnungsvertrag als Feinsteuerungs-

instrument findet in jenen Landesgesetzen eine
Grundlage, die das Instrument der Verwendungs-
vertrage (Baulandsicherungsvertrage) vorsehen. Die
Vertragsart, die sich nicht in die allgemeinen Typen des
ABGB einordnen lasst, hat geradezu die Konkreti-
sierung des offentlich-rechtlichen Normenrahmens
zur Aufgabe. Mit diesen Vertragen verpflichten sich die
Grundeigentiimer gegentiber den Gemeinden zu einer
den Raumordnungspléanen entsprechenden Nutzung.

Darunter fallt nicht nur die Bebauung der Grundstiicke
innerhalb angemessener oder gesetzlich naher
bestimmter Frist, sondern auch eine bestimmte
Nutzungspflicht, Gestaltungsanordnung oder sonstige
okologische Bindung'5.

Bei der inhaltlichen Ausgestaltung dieser Vertrage sind
die Gemeinden infolge ihrer Monopolstellung nattrlich
zur Gleichbehandlung sowie zur Beachtung der beruhr-
ten Grundrechte (im Besonderen die Unverletzlichkeit
des Eigentums und die Freiheit des Liegen-
schaftsverkehrs) verhalten. Auch in der Feinsteuerung
steckt das offentliche Planungsrecht den Rahmen ab,
in dem sich die privatautonome Gestaltung bewegen
kann; verstoRRt eine Nutzungsfestlegung gegen die
offentlich-rechtliche Raumordnung, ist sie rechtswidrig
und nach § 879 Abs 1 Fall 1 ABGB nichtig.

Innerhalb dieses Gestaltungsrahmens kdnnen
Verwendungsvertrage auf allen Handlungsstufen die
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geforderte Feinsteuerung leisten; sie erganzen die
Handlungsoptionen, die das offentliche Recht
dem jeweiligen Planungstrager einraumt: Zu denken
ist etwa an die vertraglich vereinbarte Reallast zur
Errichtung und Erhaltung von Larmschutzwénden
und -wallen oder an die eingeschrankte Nutzung
bestimmter (besonders immissionsausgesetzter)
Raumlichkeiten.

Gerade die Vorschriften hinsichtlich der Bauweise und
Nutzungsart kdnnen - von der oberstgerichtlichen
Rechtsprechung gebilligt - einen beachtlichen
Determinierungsgrad erreichen. Erwahnt sei etwa die
Dienstbarkeit zu Gunsten der Gemeinde auf
bestimmten Nutzungsverzicht in Raumen'® oder
aber die Statuierung strengerer Emissionsgrenzwerte
als sie aus der Widmungskategorie allein ableitbar
sind. Die Beweglichkeit des vertraglichen Systems
erlaubt auch hier eine Kompensation des jeweils ver-
folgten Eingriffs durch Entschadigungsmafinahmen
oder sonstige Arten des Wertausgleichs. In der
Kombination offentlicher und privatrechtlicher MalR-
nahmen kann auch ein gebietsubergreifendes Larm-
kontingentierungsmodell entwickelt werden.

11.3.2 GESETZLICHE GRUNDLAGEN FUR
VERWENDUNGSVERTRAGE IN DEN
BUNDESLANDERN

Die Bundeslander haben von der gemeindlichen
Ermachtigung nach Art 116 Abs 2 B-VG zum Einsatz
von Raumordnungsvertragen und ihrer naheren
Determinierung in den Raumordnungsgesetzen in
unterschiedlicher Weise Gebrauch gemacht; im
Folgenden wird die aktuelle lex lata in den einzelnen
Bundeslandern und ihre Einsatzmdglichkeit fir den
Larmschutz kurz dargestellt.

11.3.2.1 Burgenland

In § 11a des Burgenlandischen Raumplanungs-
gesetzes (LGBI Nr. 18/1969 idF LGBI Nr. 7/2005) wer-
den einzelne Mafinahmen zur Baulandmobilisierung
normiert. Gemal® § 11a Abs 3 leg cit kdnnen die
Gemeinden zur Baulandmobilisierung auch privatwirt-
schaftliche MaRnahmen setzen, wozu insbesondere

a) Vereinbarungen zwischen der Gemeinde und
den Grundeigentimern (ber den Erwerb von
Grundstiucken zur Deckung des ortlichen
Bedarfs,

b) Vereinbarungen zwischen Gemeinde und
Grundeigentiimern, in denen sich die Grundei-
gentimer verpflichten, ihre Grundstiicke inner-
halb einer bestimmten Frist zu bebauen, und
welche Rechtsfolgen bei Nichteinhaltung ein-
treten sowie

15 Kleewein, Vertragsraumordnung (2003)

6 OGH 24.3.1992, 5 Ob 87/91
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c) Vereinbarungen zwischen Gemeinden und
Grundeigentumern Uber die Tragung von
ErschlieBungskosten zahlen.

Darlber hinaus kann gemafl § 11a Abs 2 leg cit die
Gemeinde bei der Widmung eine Befristung von finf
bis zehn Jahren festlegen, die im Flachenwidmungs-
plan ersichtlich zu machen ist. Die Gemeinde kann fur
unbebaute Grundstlicke nach Ablauf der Frist innerhalb
eines Jahres die Widmung andern, ohne dass ein all-
falliger Entschadigungsanspruch entsteht.

Zu beachten ist auch § 27 leg cit, wonach fiir den Fall,
dass die Wirkung des Flachenwidmungsplanes bzw.
Bebauungsplanes die Bebauung eines Baugrund-
stlckes verhindert und dadurch eine Wertminderung
entsteht, die fiur den Betroffenen eine unbillige Harte
darstellt, ihm eine angemessene Entschadigung zu
gewahren ist, wenn er einen entsprechenden Antrag
binnen Jahresfrist nach Kundmachung des Flachen-
widmungsplanes gestellt hat. Eine unbillige Harte liegt
vor, wenn vor dem Zeitpunkt der Kundmachung der
beabsichtigten Aufstellung des Flachenwidmungs-
planes bzw. Bebauungsplanes im Vertrauen auf die
Rechtslage nachweisbar Kosten fur die Baureif-
machung des Grundstiickes aufgewendet worden sind.

Das Burgenlandische Raumplanungsgesetz trifft daher
Vorkehrungen flr den Abschluss von Raumordnungs-
vertragen und sieht auch eine Entschadigungspflicht
vor, sofern durch Widmungen auf Seiten der
Grundeigentimer unbillige Harten auftreten. Streng
genommen dienen die gesetzlich vorgesehenen
Raumordnungsvertrdge jedoch nur der Bauland-
mobilisierung. Sofern dieser Zweck allerdings durch
den Raumordnungsvertrag verfolgt wird (und dies wohl
auch entsprechend zum Ausdruck gebracht wird), kann
sonst eine relativ beliebige inhaltliche Ausgestaltung
vorgenommen werden, zumal die in § 11a Abs 3 ange-
fihrte Aufzahlung lediglich demonstrativ ist.

11.3.2.2 Kéarnten

Nach dem Karntner Gemeindeplanungsgesetz 1995,
LGBl Nr. 23/1995 idF LGBI Nr. 88/2005 sind die
Gemeinden berechtigt, privatwirtschaftliche Mal-
nahmen zur Erreichung der im 6értlichen Entwicklungs-
konzept festgelegten Ziele der 6rtlichen Raumplanung
zu setzen (§ 22).

Zu den privatwirtschaftlichen MaRnahmen zahlen
jedenfalls Vereinbarungen mit Grundeigentimern,
insbesondere Uber die Sicherstellung der Verfligbarkeit
von Grundflachen zur Vorsorge fir die Deckung des
oOrtlichen Bedarfs an Baugrundstiicken zu angemesse-
nen Preisen, zur Sicherstellung einer widmungsgema-
Ren Verwendung von unbebauten Grundstiicken inner-
halb angemessener Fristen und Uber die Beteiligung
der Grundeigentimer in der Gemeinde durch die
Festlegung der erwachsenden AufschlieRungskosten
von Grundflachen als Bauland.
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Bei der inhaltlichen Gestaltung dieser Vereinbarungen
sind das Gleichbehandlungsgebot und die ver-
fassungsgesetzlich gewahrleisteten Rechte der
Vertragspartner der Gemeinden zu wahren. Daruber
hinaus sind die wirtschaftlichen Interessen der
Vertragspartner den Interessen der ortlichen Raum-
planung gegenuberzustellen und gegeneinander abzu-
wagen. Bei der Festlegung der Leistungspflichten der
Vertragspartner ist auf deren VerhaltnismaRigkeit zu
achten. Das Karntner Gemeindeplanungsgesetz
beachtet daher ausdriicklich die oben genannten von
der Judikatur gebildeten Grundsatze der Vertrags-
raumordnung.

In § 22 Abs 5 leg cit wird weiters dem Grundsatz, dass
offentlich-rechtliche Anordnungen nicht in Vertragsform
ergehen dirfen, Rechnung getragen, indem festge-
halten wird, dass diese Vereinbarungen unter der auf-
schiebenden Bedingung abzuschlieRen sind, wonach
sie erst wirksam werden dirfen, wenn die in Aussicht
genommene Flachenwidmung rechtswirksam gewor-
den ist. In diesen Vereinbarungen ist auferdem aus-
dricklich festzuhalten, dass ihr Abschluss keinen
Rechtsanspruch auf die Erlassung oder Anderung des
Flachenwidmungsplanes begriindet.

Welche Vertragspunkte diese Vereinbarungen ent-
halten dirfen, wird deklaratorisch in § 22 Abs 8 aufge-
zahlt. Es handelt sich dabei insbesondere um die in
Aussicht genommene Widmung der Grundflachen, die
Festlegung der Leistungspflichten, die Sicher-
stellungsmittel und die eben genannte aufschiebende
Bedingung fiir das Wirksamwerden der Vereinbarung.

Gemal § 22 Abs 9 leg cit darf die Landesregierung
unter Bedachtnahme auf die Regelungen der Abs 2 bis
8 mit Verordnung Richtlinien fir die nahere inhaltliche
Gestaltung der Vereinbarungen festlegen. Eine solche
Richtlinienverordnung ist am 21.10.1997, LGBI
1997/015, erlassen worden.

Auch in dieser Verordnung findet sich keine ab-
schlieBende Aufzahlung von privatwirtschaftlichen
MaRnahmen, die die Gemeinde mit Grundeigentiimern
anlasslich der Erlassung oder der Anderung von
Flachenwidmungsplanen abschlieBen darf. Gleiches
gilt auch fur die inhaltliche Gestaltung der
Vereinbarungen, woflr die inhaltliche Ausgestaltung
von taxativ aufgezahlten Vertragspunkten zwingend
angeordnet wird; daruber hinaus werden jedoch den
Vertragsparteien weitere Gestaltungsmoglichkeiten
Uberlassen. Larmspezifische Malknahmen werden
weder vorgeschrieben noch ausgeschlossen.

11.3.2.3 Niederosterreich

Das Niederosterreichische Raumordnungsgesetz
1976, LGBI 8000-0 idF LGBL 8000-19 enthalt zum
Thema Vertragsraumordnung in seinem § 16a eine
lediglich knappe Bestimmung, wonach die Gemeinde
aus Anlass der Widmung von Bauland mit den
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Grundeigentliimern Vertrage abschlieffen kann, durch
die sich die Grundeigentimer bzw. diese fur ihre
Rechtsnachfolger verpflichten, ihre Grundstiicke inner-
halb einer bestimmten Frist zu bebauen bzw. Uber
Vermittlung einer Gemeinde einer Bebauung zuzufihren.

Sonstige Mafllinahmen, die mittels Vertragsraum-
ordnung geregelt werden kénnen, sieht das
Niederdsterreichische Raumordungsgesetz nicht vor.
Soweit ersichtlich existieren auch keine anderen
landesgesetzlichen Vorschriften in Niederdsterreich,
die die Vertragsraumordnung oder verwandte Bereiche
naher behandeln wirden.

Lediglich in § 6 Abs 2 des Raumordnungsgesetzes wird
noch zusatzlich festgehalten, dass unbeschadet ande-
rer gesetzlicher Bestimmungen MaRnahmen des
Landes als Trager von Privatrechten Raumordnungs-
programmen nicht widersprechen dirfen. Inwieweit
damit zum Ausdruck gebracht werden soll, dass das
Land unbeschréankt Raumordnungsvertrage ab-
schlieRen kann, sofern diese blo® den Raumordnungs-
programmen nicht entgegenstehen, bleibt offen. Als
eindeutige gesetzliche Erméachtigung kann diese
Bestimmung jedenfalls nicht bezeichnet werden.

Auf landesgesetzlicher Ebene besteht daher fir einen
Vertrag Uber die Durchfuhrung von Larmschutz-
malnahmen im Rahmen der Umwidmung nur dann
eine gesetzliche Deckung, wenn die Larmschutzmaly-
nahmen einen bloR untergeordneten Teil von
Verwendungsvertragen darstellen. Als eigentliche
Basis fir den Abschluss von Raumordnungsvertragen
Uber diese privatrechtliche MaRnahme bleibt daher in
Niederosterreich nur Art 116 Abs 2 B-VG, mit allen dies-
bezlglichen Einschrankungen.

11.3.2.4 Oberosterreich

Nach dem Oberdsterreichischen Raumordnungsgesetz
1994, LGBI Nr. 114/1993 idF LGBI Nr. 115/2005 haben
die Gemeinden im Rahmen ihrer Mdglichkeiten die
Aufgaben der ortlichen Raumplanung durch privatwirt-
schaftliche MaRnahmen zu unterstitzen (§ 15 Abs 2
Oberdsterreichisches Raumordnungsgesetz). Als
Aufgaben der Ortlichen Raumordnung gelten unter
anderem die Gemeindeplanung, worunter alle
MaRnahmen zur Ordnung des Gemeindegebietes, ins-
besondere die Erstellung und Anderung des értlichen
Entwicklungskonzeptes, des Flachenwidmungsplanes
und der Bebauungsplane zu verstehen sind. Als privat-
wirtschaftliche Maflnahme kommen insbesondere in
Betracht: Eine Vereinbarung der Gemeinde mit
Grundeigentimern Uber die zeitgerechte und wid-
mungsgerechte Nutzung von Grundstiicken (§ 16 Abs 1
Z 1 leg cit). Ausdricklich festgehalten wird auch, dass
die Gemeinde bei der Gestaltung der Vereinbarung auf
die Gleichbehandlung der in Betracht kommenden
Grundeigentliimer zu achten hat (§ 16 Abs 2 leg cit).

Wie bereits in einigen vorerwahnten Gesetzen findet
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sich auch hier kein eindeutiger Hinweis darauf, welche
MaRnahmen konkret einer privatrechtlichen Regelung
unterzogen werden koénnen. Die gesetzlichen
Bestimmungen halten sich diesbezuglich relativ neutral
und der Gemeinde viele Mdoglichkeiten offen. Im
Hinblick auf den Wortlaut des § 15 Abs 2 des
Oberdsterreichischen Raumordnungsgesetzes wird der
Gemeinde durchaus eine aktive Bodenpolitik im
Zusammenhang mit der Erstellung und Anderung des
Flachenwidmungsplanes zugestanden. Andererseits
sollen privatwirtschaftliche MalRnahmen eher an unter-
geordneter Stelle als MaRnahmen der 6&rtlichen
Raumplanung dienen, da nach dem Gesetzeswortlaut
lediglich eine “Unterstutzung” der ortlichen Raum-
ordnung durch privatwirtschaftliche MaRnahmen statt-
finden soll. Die offene Formulierung des Gesetzes lasst
jedoch durchaus einigen Gestaltungsspielraum zu, der
lediglich in den wenigen im Gesetz ausdrucklich
genannten Kriterien und den allgemeinen Grundsatzen
der Vertragsraumordnung seine Grenzen findet.

11.3.2.5 Salzburg

Eine Ermachtigung zu privatwirtschaftlichen MafR-
nahmen im Rahmen der 6rtlichen Raumplanung enthalt
auch das Salzburger Raumordnungsgesetz 1998, LGBI
Nr. 44/1998 idF LGBI Nr. 96/2004. § 14 des Salzburger
Raumordnungsgesetzes halt fest, dass die Gemeinde
zur Sicherung der Entwicklungsziele fur den ortlichen
Wohn- und Wirtschaftsbedarf Vereinbarungen mit den
Grundeigentiimern hinsichtlich der Verwendung ihrer
Grundstiicke schlieBen kann. In allfélligen Preisver-
einbarungen soll auf die beiderseitigen Interessen der
Grundeigentimer und der Gemeinde Bedacht ge-
nommen werden.

Eine nahere Determinierung des privatwirtschaftlichen
Handelns der Gemeinde im Rahmen der Vertragsraum-
ordnung findet im Salzburger Raumordnungsgesetz
nicht statt. Hinzuweisen ist noch auf die Bestimmung
des § 17a leg cit uber die allgemeinen Voraus-
setzungen und das Ausmal der Baulandausweisung.
Demnach durfen als Bauland nur unverbaute Flachen
ausgewiesen werden, fur die auf Grund einer
Nutzungserklarung der Grundeigentiimer davon ausge-
gangen werden kann, dass sie im Fall einer Bauland-
ausweisung innerhalb eines Zeitraumes von zehn
Jahren ab Inkrafttreten des Flachenwidmungsplanes
einer Bebauung zugeflhrt werden. Fur die Nutzungs-
erklarung ist ein Formular zu verwenden, dessen nahe-
rer Inhalt von der Landesregierung durch Verordnung
festzulegen ist. In dem Formular ist auch auf die
Rechtsfolgen hinzuweisen, wenn die Flachen nicht
innerhalb der Frist der Nutzungserklarung bebaut
werden. In diesem Fall sind die Flachen namlich in
Grinland rickzuwidmen (§ 17a Abs 3 leg cit).

11.3.2.6 Steiermark
Eine entsprechende Ermachtigung zu privatwirtschaftli-
chen Mallnahmen im Rahmen der ortlichen Bau-
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ordnung findet sich auch im Steiermarkischen
Raumordnungsgesetz 1974, LGBI 127/1974 idF LGBI
13/2005. Gemall § 26a leg cit kann die Gemeinde
Vereinbarungen mit den Grundeigentimern uUber die
Verwendung der Grundstiicke innerhalb angemessener
Frist entsprechend der beabsichtigten Flachenwidmung
und der beabsichtigten Festlegungen der Bauland-
zonierung abschlieRen. Mit diesen Vereinbarungen soll
nach dem Wortlaut des Gesetzes insbesondere die
Zurverfugungstellung von geeigneten Grundstlcken fir
den Foérderbund Wohnbau sichergestellt werden.

Das Gesetz schlief3t allerdings nicht aus, dass bei
Beachtung der geplanten Flachenwidmung auch
Vertrage anderen Inhalts abgeschlossen werden
kénnen. Einschrankend sagt das Gesetz lediglich, dass
die Gemeinde bei der Gestaltung der Vereinbarungen
auf die Gleichbehandlung der in Betracht kommenden
Grundeigentlimer zu achten hat. In den Vereinbarungen
ist einerseits deren Einhaltung durch den Grundeigen-
timer und seine Rechtsnachfolge und andererseits
sicherzustellen, dass eine Weitergabe der so er-
haltenen Grundstlicke innerhalb von 20 Jahren ohne
Gewinn erfolgt. Gerade auf Grund dieser letzten
Bestimmung zeigt sich, dass die privatrechtlichen
Vereinbarungen primar dem Ziel der Baulandsicher-
stellung dienen.

Ganz ausgeschlossen sind allerdings auf Grund des
ersten Satzes des § 26a Abs 1 andere privatwirtschaft-
liche Vertrage nicht. Von der in § 26a Abs 2 leg cit
genannten Verordnungsermachtigung fur die Landes-
regierung, Richtlinien fur den Inhalt solcher
Vereinbarungen zu erlassen, wurde bislang nicht
Gebrauch gemacht. Fur eine eher groRziigige
Auslegung des § 26a spricht auch § 32 Abs 4 des
steiermarkischen Raumordnungsgesetzes, nach dem
MaRnahmen der Gemeinde als Trager von Privat-
rechten einem Flachenwidmungsplan oder Bebauungs-
plan nicht widersprechen dirfen. Ein ausdricklicher
Bezug auf bloR der Baulandsicherung dienende
Vertrage wird in dieser Bestimmung nicht gemacht.

11.3.2.7 Tirol

Im Tiroler Raumordnungsgesetz LGBI 27/2006 enthalt
§ 33 nahere Bestimmungen fur den Fall, dass die
Gemeinde als Trager von Privatrechten tatig wird. Die
Gemeinde hat dabei die Ziele der Raumplanung und
der Festlegung des ortlichen Raumordnungskonzeptes,
insbesondere die Sicherung ausreichender Grund-
flachen fur Wohnbau und fir gewerbliche industrielle
Zwecke, anzustreben. Zum Zweck der Verwirklichung
dieser Ziele kénnen die Gemeinden gemafRl § 33 Abs
2 leg cit Vertrage mit Grundeigentimern abschliel3en,
wobei die Einhaltung dieser Vertrage auf geeignete
Weise sicherzustellen ist. Ausdricklich wird festge-
halten, dass die Gemeinde die Grundeigentiimer gleich
zu behandeln hat. Die weiteren Bestimmungen dieses
Paragraphen beziehen sich allerdings fast aus-
schlieRlich auf Uberlassungsvertrage. Dass mit privat-
rechtlichen MaRnahmen primar das Ziel der Erlangung
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weiterer Grundflachen erfolgt wird, zeigt sich auch in
der Errichtung des Tiroler Bodenfonds, der den Erwerb
von Grundstiicken, die entgeltliche Weitergabe aber
auch die Gewahrung von Zuschussen fir den Erwerb
von Grundstiicken zur Aufgabe hat.

Die im Jahr 1994 erlassene Richtlinienverordnung ent-
halt Details Uber die zulassigen Vertragsarten und
deren Inhalt. Sie ist allerdings aufgrund der
Neufassung des Tiroler Raumordnungsgesetzes im
Jahr 2001 und der Wiederverlautbarung im Jahr 2006
und auf Grund der herrschenden Herzog-Mantel-
Theorie nicht mehr gultig (vgl. auch V{Sig 2344, 12634;
VwSIg NF 10400A, 10802A). Auch diese Verordnung
regelte primar die Verwendung von Grundflachen fur
die Bebauung innerhalb mit der Gemeinde vereinbarter
Fristen. Uber sonstige MaRnahmen im Zusammenhang
mit der Umwidmung, insbesondere Larmschutz-
malnahmen, enthielt die Verordnung keine naheren
Regelungen.

11.3.2.8 Vorarlberg und Wien

Weder im Vorarlberger Raumplanungsgesetz, LGBI Nr.
39/1996 idF LGBI Nr. 33/2005, noch in der Bauordnung
fir Wien, LGBI Nr. 11/1930 idF LGBI Nr. 41/2005,
finden sich ausdriickliche Regelungen fiur privat-
rechtliche Vereinbarungen im Zusammenhang mit der
Raumordnung. Auch in diesen Landern kann - wie in
Nieder0sterreich - aber als Basis fir den Abschluss von
Raumordnungsvertragen Uber Larmschutzmalinahmen
Art 116 Abs 2 B-VG mit den diesbezlglichen
Einschrankungen dienen.

11.3.3 ZUSAMMENFASSUNG

Zusammenfassend kann daher festgehalten werden,
dass bis auf die Bundeslander Wien und Vorarlberg in
samtlichen Raumordungs- bzw. Planungsgesetzen der
Bundeslander Bestimmungen Uber die Vertragsraum-
ordnung enthalten sind. Meist beziehen sich diese
Bestimmungen allerdings auf eine mdglichst rasche
Bebauung nach der Umwidmung (“Verwendungs-
vertrage”). Sie sind jedoch meist derart offen formuliert,
dass auch andere privatwirtschaftliche MaRnahmen,
etwa Larmschutzmafnahmen im Rahmen der
Umwidmung, vom weiten Gesetzestext gedeckt sind.
Spezielle Regelungen, die gerade auf begleitende
MaRnahmen wie die Larmvermeidung im Zusammen-
hang mit der Umwidmung abstellen, finden sich in
keinem dieser Gesetze.

Aufgrund des von Art 116 Abs 2 B-VG gegebenen
Rahmen sind aber die Gemeinden dann in ihrer ver-
traglichen Gestion unbeschrankt, wenn und soweit
nicht mit Hilfe des privatrechtlichen Instrumentariums
Zwangsmalnahmen gleichkommende Eingriffe in die
Rechtsposition des Vertragspartners vorgenommen
werden (siehe dazu Vertragsmuster Kap. 13).



12. "MUSTERSTADT" - FALLBEISPIEL

die Inhalte kurz & biindig:

Schalltechnik:
- Strategische Larmkarte nach EU-RL
- Schallimmissionskarte nach OAL RL 36, Bl 1

Raumplanung:

Gebaudeaurichtung - urbane Bereiche -
aktiver Larmschutz - Unvereinbarkeit
Widmung / Umgebung - Situierung Betriebs-
anlagen - Anordnung Betriebswohnungen -
vorbelastete Gebiete
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121 “MUSTERSTADT” - FALL-

BEISPIEL - SCHALLTECHNIK

Im Fallbeispiel werden ausgewahlte, typische Bearbei-
tungsschritte zu folgenden Themen exemplarisch
dargestellt:

>  Erstellung von strategischen Larmkarten entspre-
chend der nationalen Umsetzung der
EU - RL 2002/49/EG

>  Erstellung von Schallimmissionskarten nach
OALRL 36, BI 1

12.1.1 ERSTELLUNG VON STRATEGISCHEN
LARMKARTEN (EU - RL 2002/49/EG)

Dabei handelt es sich um die Uberpriifung der
Einhaltung von Schwellenwerten im Rahmen der natio-
nalen Umsetzung der EU - Umgebungslarmrichtlinie.

Bei dieser Uberpriifung erfolgt die Berechnung der fest-
gelegten Larmindizes flir die Schallquellengruppen
(Strafde, Bahn, Flug und Betriebe) jeweils einzeln. Die
Darstellung der Teilimmissionen fur jede Schall-
quellengruppe erfolgt in so genannten strategischen
Larmkarten durch L, ., - Werte.

Durch Vergleich mit Schwellenwerten werden Uber-
und Unterschreitungen ermittelt und in Konfliktkarten
nach festgelegten Pegelklassen ausgewiesen. Zu
beachten ist, dass Schwellenwerte in aller Regel fir
jede Schallquellengruppe unterschiedlich festgelegt
sind und Uberdies auch Regelungen von Bund und
Landern uneinheitlich sein kénnen.

Weiters werden im Rahmen der Erstellung von strategi-
schen Larmkarten auch statistische Daten zu be-
troffenen Personen, Wohneinheiten, Schulen, Kinder-
garten und Kranken- bzw. Heilanstalten erhoben. Uber-
dies werden Flachenbilanzen nach festgelegten
Pegelklassen erstellt.

Wichtig ist es zu wissen, dass die Einhaltung von
Schwellenwerten keineswegs bedeutet, dass auch
Planungsrichtwerte eingehalten werden oder damit
auch den Anforderungen an Wohngebiete entsprochen
wird. Beurteilungen zur schalltechnischen Eignung von
Widmungskategorien haben immer nach der Methode
geman OAL RL 36, Bl 1 zu erfolgen.

Im Fallbeispiel wird exemplarisch die Teilimmission
zum StralBenverkehr in der Nachtzeit behandelt und
einem Vergleich mit dem festgelegten Schwellenwert
unterworfen.

Diese Bearbeitungen (Schritt 1, Schritt 2) sind sowohl
im Ablaufdiagramm der Planungsschritte, als auch in
den exemplarischen Darstellungen im “Musterstadt” -
Fallbeispiel, mit roter Farbe gekennzeichnet.
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12.1.2 ERSTELLUNG VON SCHALL-
IMMISSIONSKARTEN (OAL RL 36, BI 1)

Es handelt sich dabei um die Uberpriifung der
Einhaltung von Planungsrichtwerten, welche sich an-
hand der rechtskraftig ausgewiesenen Widmungs-
kategorien des Flachenwidmungsplanes ableiten lassen.

Der schalltechnisch wesentliche Unterschied zur
Methode gemaR Pkt. 12.1.1 ist, dass bei der Uber-
prifung von Planungsrichtwerten einerseits fir die ein-
zelnen Teilimmissionen von Beurteilungspegeln ausge-
gangen wird (Beurteilungspegel kénnen sich von L, -
Werten durch Anpassungswerte unterscheiden) und an-
dererseits die Gesamtimmission - also die Summe des
Larms unter Berucksichtigung aller einwirkenden
Schallquellen - zugrunde gelegt wird.

Wie in Abschnitt 4.3.1 im Zeitplan zur Umsetzung der
EU - Umgebungslarmrichtlinie bereits dargelegt, ist es
erforderlich, in naher Zukunft strategische Larmkarten
fur festgelegte Schallquellengruppen bestimmter
Emission zu erstellen. Dies erfordert groRflachige
Vermessungen und Modellierungen. Insbesondere an
Infrastruktureinrichtungen missen, je nach topografi-
schen Gegebenheiten, haufig Gelandestreifen von
mehreren Kilometern Breite abgedeckt werden.
Zwangslaufig werden daher viele Gemeindegebiete
ganz oder teilweise erfasst.

Im Rahmen der Erarbeitung der strategischen Larmkar-
ten werden daher in betroffenen Gemeinden wertvolle
Grundlagendaten erhoben und Datenmodelle er-
arbeitet, welche auch als Grundlage fir die Bearbei-
tung von raumordnungstechnischen Fragen und Beur-
teilungen in der Gemeinde herangezogen werden
konnten.

Aus schalltechnischer Sicht sollten daher alle Mdglich-
keiten zur Weiter- und Wiederverwendung bereits erar-
beiteter Ausgangsdaten und Grundlagen ausgeschopft
werden, um absehbare Synergien bestmdglich zu nut-
zen und kostenglinstig grof3flachig wertvolle Informatio-
nen in Larmfragen zu erlangen.

Mit entsprechenden Modellen zur Schallausbreitungs-
berechnung kénnen sowohl Fragen zur Bestands-
situation, als auch Auswirkungen zu interessierenden
Prognoseszenarien, Ortsentwicklungsvarianten, zu ge-
planten MalRnahmenpaketen u. v. m. beantwortet wer-
den.

Die exemplarischen Bearbeitungen in unserer Muster-
stadt gehen daher von der Erstellung einer strategi-
schen Larmkarte fir StraRenverkehr aus und werden
dann fur die Erarbeitung einer Larmminderungsplanung
zur Gesamtlarmsituation weiter vertieft. Die farbliche
Kennzeichnung im Ablaufdiagramm und in den exem-
plarischen Darstellungen erlaubt eine Zuordnung.
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Planungsschritte zur Erstellung von strategischen Larmkarten entsprechend der
nationalen Umsetzung der EU - RL 2002/49/EG

Berechnung des Larmindex L., Lgay, Levening UNd L gy
fiir die strategischen Larmkarten der einzelnen Schallquellengruppen

strategische Lérm@StraBenverkehr R strategische Larmkarten Eisenbahnverkehr 1
6& d Loignt Lgen Und Ligne
[ [
. u . strategische Larmkarten
1)
strategische Larrka;t::: E'Y'Ier Flugverkehr Gelande fiir industrielle Tatigkeiten in Ballungs-
den night gebieten 2 Ly, und L g

Zwischenschritt der rechentechnischen Verschneidung der Karten mit Schwellenwerten

i |

Konfliktkarten
relbung der Flachen, in welchen der Larmindex Lge, und L die Schwellenwerte geman

mit der Darstellung
Bun S- LarmV fur die obigen Schallquellengruppen Ubersteigen (in 5 dB-Stufen dargestellt).

Zwischenschritt der Planung und Bewertung

'

Aktionsplan zur Regelung von Larmproblemen

u.a. mit moglichen technischen, baulichen, gestalterischen, verkehrlichen, widmungs-planerischen und organisatorischen
MaRnahmen. Primares Ziel ist die Einhaltung bzw. Unterschreitung der Schwellenwerte
fur die einzelnen Schallquellengruppen.
Es erfolgt keine Addition der Immission durch die verschiedenen Schallquellen. Als Unterlage fir die Raumordnung
und zur wirtschaftlichen Bemessung der Larmschutzmanahmen sollten jedoch fiir die Aktionsplane die
Larmkarten fir die verschiedenen Schallquellen auch gemeinsam zugrunde gelegt werden,
auch unter Beachtung der Nutzung in den betroffenen Gebieten.

'

Information der Offentlichkeit
Die strategischen Larmkarten und Aktionsplane werden von den zustéandigen Behdrden 6ffentlich aufgelegt
und Uber elektronische Medien allgemein zuganglich gemacht.

'

Ubermittlung an die Kommission
Die erfassten HauptverkehrsstraRen, Haupteisenbahnstrecken, Flughafen und Ballungsraume und die strategischen
Umgebungslarmkarten und Aktionsplane werden an die Europaische Kommission tbermittelt.

1) nur die Schallquellen mit dem jeweils im Bundes/Landes-LarmG festgelegten Verkehrsaufkommen
2) nur die gemaf Bundes/Landes-LarmG auszuweisenden Anlagen

Abb.: 37
Quelle: OAL RL 36, Bl 1 und BI 2; TAS lebensministerium.at
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Schritt 1

In Abb. 163 wird die “strategische Larmkarte” fur den Beurteilungszeitraum “night” (22:00 bis 06:00 Uhr), einge-
schrankt auf die Emissionsgruppe “Stralenverkehr”, dargestellt. Die ausgewiesene Schallimmission wird dabei als
Dauerschallpegel (L, .,) ausgewiesen und auf eine Darstellungshéhe von 4 m {ber Boden bezogen.

Strategische Larmkarte L, StraBenverkehr, L, .,

Pegelskala

<35dB
35-39dB
40 -44 dB
45-49dB
50 - 54 dB
55-59 dB
60 - 64 dB
65 - 69 dB
70-74 dB
75-79dB
>=80dB

Abb.: 163
Quelle: TAS lebensministerium.at

Schritt 2

Abb. 164 zeigt die Konfliktkarte StraBenverkehr, Nachtzeit, welche durch Verschneidung mit dem festgelegten
Schwellenwert von 50 dB gebildet wurde. Die Differenzpegel weisen Unterschreitungen des Schwellenwertes mit
“Griinténe” aus, Uberschreitungen werden in “Rotténen” dargestellt. Der Grenzbereich von +/- 1 dB wurde in Hin-
blick auf die insgesamt erzielbare Genauigkeit mit grauer Farbe hinterlegt. Im “Musterstadt” - Fallbeispiel
liegen im StraRennahbereich Uberschreitungen des Schwellenwertes von mehr als 20 dB vor. In weiter entfernt
gelegenen Bereichen von Stralen bzw. in Bereichen mit geringem Verkehrsaufkommen, sind teils Unter-
schreitungen von mehr als 10 dB anzugeben.

Konfliktkarte StraBenverkehr, Nachtzeit, L,

Differenzpegelskala

<-20dB
-20 bis -16
-15 bis -11
-10 bis -6
-5 bis -2
-1bis 1
2 bis 4
5 bis 9
10 bis 14
15 bis 19
>=20dB

Abb.: 164
Quelle: TAS lebensministerium.at
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163

Planungsschritte zur Erstellung von Schallimmissionskarten nach OAL Richtlinie Nr. 36, Blatt 1

Schallimmissionskarten
StraBenverkehr 1
Beurteilungspegel fir
Tag / Abend / Nacht

Schallimmissionskarten
Schienenverkehr
Beurteilungspegel fur Tag / Abend /
Nacht bzw. Tag / Nacht gem. SchlV

Schallimmissionskarten
Flugverkehr "
Beurteilungspegel flr

Tag / Abend / Nacht
’
§§» [

Schallimmissionskarten
Betriebs- und Industrieanl. 1
Beurteilungspegel fir
Tag / Abend / Nacht

Schallimmissionska
Sport- und Freizeitanlag

Beurteilungspegel fir
Tag / Abend / Nacht

o

Schallimmissionskarten
Schiffsverkehr 1
Beurteilungspegel fur
Tag / Abend / Nacht

Zwischenschritt der energetischeln Addition der Beurteilungspegel

Schallimmissionskarten Gesamtbeurteilungspegel
fur Tag/Abend/Nacht

60

Immissionsempfindlichkeitskarten
mit der Darstellung von Planungsrichtwerten fur Tag/Abend/Nacht

Zwischenschritt der rechentechnischen Verschneidung der Karten

Widmungs-Konfliktkarten
mit der Darstellung der Flachen, in welchen der Beurteilungspegel der einzel-

nen Schallquellen oder der Gesamtbeurteilungspegel die Planungsrichtwege
Ubersteigt; in 5 dB-Stufen dargestellt fur Tag/Abend/Nacht.

Zwischenschritt der Planung und Bewertung

Lérmminderungsplénung (Aktionsplan)

u.a. mit moéglichen technischen, baulichen, gestalterischen, verkehrlichen, wid-

mungsplanerischen und organisatorischen Manahmen zur Verminderung der

Schallimmission. Primares Ziel ist die Einhaltung der anzustrebenden Planungs-
richtwerte.

Beschluss der MaRnahmen

Larmsanierungsplan
Festlegung der MalRnahmen, die in Zusammenarbeit der Behérden auf
Grund der vorstehenden Darstellungen zur Durchfiihrung
beschlossen werden.

Abb.: 36
Quelle: OAL RL 36, Bl 1; TAS

Information der Offentlichkeit
Die Schallimmissionskarten sollen zur Einsicht zur Verfiigung stehen. Bei
der Aufstellung des Larmsanierungsplanes soll die Offentlichkeit infor-
miert und beteiligt werden.

\

o

&

\“\‘?’

e

1) Es sind alle der Schallquellengruppe im betrachteten Gebiet zuzuordnenden Schallquellen zu erfassen.

lebensministerium.at
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Schritt 1

In den Abb. 165 a bis 165 d werden die Schallimmissionskarten getrennt nach Quellarten dargestellt. In diesem
Beispiel wird exemplarisch nur auf den Tageszeitraum (6.00 Uhr bis 19.00 Uhr) eingegangen. Das Betrachtungs-
bzw. Immissionsniveau wird zur Beurteilung des Freiraumes mit 1,5 m u. Boden gewahit.

Schallimmissionskarte ,,StraBenverkehr*
Tag, H=1,5m . Boden, L,

Abb.: 165 a
Quelle: TAS lebensministerium.at

Schallimmissionskarte ,,Industrie*
Tag, H=1,5m . Boden, L,

Abb.: 165 b
Quelle: TAS

lebensministerium.at

Schallimmissionskarte ,,Betriebe/Gewerbegebiete”
Tag, H=1,5m . Boden, L,

Schallimmissionskarte ,,Betriebe/Kerngebiete*

Tag, H=1,5m . Boden, L,

Abb.: 165 ¢
Quelle: TAS lebensministerium.at

Abb.: 165 d
Quelle: TAS

lebensministerium.at

Pegelskala in [dB] A-bewertet | <35 35-39 | 40-44 | 45-49 | 50-54 | 55-59 | 60-64 | 65-69 | 70-74 | 75-79 | >=80

Erlauterung

Die ausgewiesenen Schallimmissionen im Untersu-
chungsbereich stellen Beurteilungspegel (L,) dar, das
sind Dauerschallpegel (L, - Werte unter Berlicksichti-
gung allfalliger Anpassungswerte) bezogen auf den
Beurteilungszeitraum ,Tag"“.

Die obige Pegelskala beschreibt die Pegelklassen,

welche jeweils in 5 dB-Klassen in unterschiedlichen
Farben angelegt sind.

1G Umwelt und Technik
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Schritt 2

“MUSTERSTADT” - FALLBEISPIEL / UMGEBUNGSLARM 165

In Abb. 166 wird die Gesamtimmission dargestellt, welche sich durch energetische Summation der Teilimmissio-
nen aller relevanten Emissionsgruppen errechnet (im Musterstadt - Fallbeispiel Summe der Abb. 165 a - 165 d).
Das Betrachtungsniveau wird zur Beurteilung des Freiraumes mit 1,5 m . Boden gewahlt.

Abb.: 166
Quelle: TAS

Schallimmissionskarte ,,Gesamtbeurteilungspegel“ Tag, H = 1,5 m ii. Boden, L,

Pegelskala

<35dB
35-39dB
40-44 dB
45-49dB
50 - 54 dB
55-59 dB
60 - 64 dB
65 - 69 dB
70-74dB
75-79dB
>=80dB

lebensministerium.at

Schritt 3

Die in Abb. 167 dargestellte ,Immissionsempfindlichkeitskarte® zeigt fir die im “Musterstadt” - Fallbeispiel ge-
gebenen Nutzungsflachen (Flachenwidmungen wie z. B. Wohngebiete, Kerngebiete, Gewerbe- und Industrie-
gebiete) die anhand einschlagiger Gesetze, Verordnungen, Richtlinien und Normen ableitbaren bzw. festgelegten
schallimmissionstechnischen Planungsrichtwerte. Die Farbgebung der Flachen erfolgt gemafl oben stehender
Pegelskala und ist auf den Beurteilungszeitraum “TAG” bezogen.

Legende

Industriegebiet
Gewerbegebiete
Kerngebiete

Allg. Wohngebiete

Abb.: 167
Quelle: TAS

Immissionsempfindlichkeitskarte Tag, L, .,

lebensministerium.at
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Schritt 4

Abb.168 zeigt die Widmungs-Konfliktkarte ,Tag®, welche durch ,rechentechnische Verschneidung“ der Schall-
immissionskarte ,Gesamtbeurteilungspegel” (Abb. 166) mit der ,Immissionsempfindlichkeitskarte® (Abb. 167)
gebildet wird. Auf diese Weise zeigt sich flr die zu untersuchenden Flachen, ob die anzustrebenden Planungs-
richtwerte eingehalten, bestenfalls unterschritten oder gegebenenfalls iberschritten werden.

Die Pegelskala zur Differenzdarstellung zeigt Unterschreitungen der Planungsrichtwerte mit “Griinténen”, Uber-
schreitungen der Planungsrichtwerte werden in “Rotténen” dargestellt. Die zwischen den grinen und roten Farb-
bereichen liegende “Grauzone” weist auf den Bereich hin, in welchem die Planungsrichtwerte eingehalten, das
heil’t weder Uber- noch unterschritten werden. Der Grenzbereich von +/- 1 dB wurde in Hinblick auf die insgesamt
erzielbare Genauigkeit berlicksichtigt.

Im gegenstandlichen “Musterstadt” - Fallbeispiel zeigen sich in Kerngebieten, Gewerbe- und Industriegebieten
Uberschreitungen der Planungsrichtwerte zwischen rund 2 bis 4 dB. Im Nahbereich von StralRen liegen teils Uber-
schreitungen von mehr als 10 dB vor. Unterschreitungen der Planungsrichtwerte im Bereich von etwa 2 bis 5 dB,
teils sogar 6 bis 10 dB sind in besiedelten Randbereichen der Musterstadt vorzufinden.

Widmungs-Konfliktkarte Tag, A L

Differenzpegelskala

<-20dB
-20 bis -16
-15 bis -11
-10 bis -6

-5 bis -2

-1bis 1

2 bis 4
10 bis 14
15 bis 19

5 bis 9
>=20dB

Abb.: 168
Quelle: TAS lebensministerium.at

Schritt 5

Um fur den gegenstandlichen Untersuchungsbereich schalltechnische Verbesserungen zu bewirken, wurde exem-
plarisch ein Larmminderungsplan bzw. ein “Aktionsplan” entworfen.

Exemplarisch angenommene MaBnahmen zur Larmminderung

>  Einrichten einer Umfahrungstrecke, welche zum einen ausreichend weit entfernt von bereits besiedelten
Wohnbereichen oder geplanten Bauerwartungsflachen liegt. Als zusatzlicher Anrainerschutz wurde entlang ei-
nes Teiles der Umfahrungsstrecke noch straflennaher Larmschutz in Form einer rd. 4 m hohen Larmschutz-
wand bzw. eines vergleichbar wirksamen Larmschutzwalles angedacht.

>  ErschlielBung der bestehenden Gewerbe- und Industriegebiete im Osten der Stadt tber einen direkten Zubrin-
ger zur UmfahrungsstraBe. Die Entlastung der stadtinneren Hauptstralle wird dadurch forciert, indem ein
Durchfahrtsverbot fir LKW (ausgenommen Lieferdienste in die Stadt) den Schwerverkehr Gber die Um-
fahrungsstrecke lenkt.

>  Fur bestehende Industrieanlagen wird die Minderung der betrieblich bedingten Emissionen als langfristiges Ziel
angestrebt. Neuansiedlungen von Betrieben sind in Bezug auf ihre schalltechnischen Auswirkungen hin zu
prufen, gegebenenfalls durch MalRnahmen zu optimieren oder durch Emissionsbegrenzungen zu limitieren.

i
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>  Die entlastete HauptstralRe wird zudem mit einem larmmindernden Belag saniert und die stadtischen Kernge-
biete werden mit verkehrsberuhigten Fuliganger- bzw. Radfahrerzonen aufgewertet. Das Einrichten einer
“Park & Ride” Flache im 6stlichen Stadtbereich in Kombination mit einer 6ffentlichen Verkehrsanbindung vom
Parkplatz zum Stadtzentrum wirken einer Verkehrserzeugung im Stadtzentrum entgegen.

>  Der aus dem Sudosten in die Stadt fihrende StralRenzug schlie3t wie bisher an die bestehenden Gewerbege-
biete an, wird jedoch vor Weiterfiihrung in die nérdlicheren Wohngebiete optisch und baulich rickgebaut, um
Schwerverkehr im Wohngebiet bestmdglich zu unterbinden.

Anmerkung: Die bestehenden Wohngebiete lassen sich durch Langsamfahrbereiche und begleitende Malnahmen
wie Zufahrtsbeschrankungen, begriinte Parkplatzflachen bzw. erweiterte Grinanlagen und dergleichen mehr, noch
wesentlich aufwerten.

Larmminderungsplanung

Umfahrungsstrafle mit
Larmschutz (ortsseitig)

(30)
T mogliche Wohnflache
(s0) (30) Gschwindighnitsbagrnnrrg
. e’
[T:\:“ F ahirsdetsort Tr Scirabiransiushr
S Fuligirgeroone
I I I I TP RSN AbMeRache — Lismachubrsmnd
b Girantiscung und Gebiude h
von h'u-.bz:n bew anhu:I::C o -_— Sambanciickbay
a2 ] Bégransung bt bhchar 5 I ] — S llermlagsominameg
Abb.: 169
Quelle: TAS lebensministerium.at
Beschreibung der EinzelmaBnahmen Wirkung AL
> HauptstralRe innerorts 50 km/h, DTV—> 1/2, Schwerverkehr reduziert 6-7dB
> Betriebsstr. innerorts entlasten, 50 km/h, DTV —>-1/2, Schwerverkehr = neue Umfahrung 3-4dB
> Wohnstraflen innerorts (vormals Verbindung zum BB), kein Schwerverkehr mehr rd. 10 dB
> Wohngebiete Geschwindigkeitsreduktion 50 km/h =30 km/h 3dB
> |Industrie Emissionsreduktion—>- 3 dB 3dB
L
N
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Schritt 6a

Der Zwischenschritt der Planung und Bewertung erfordert als Grundlage eine Veranschaulichung der Einzel- und
Gesamtwirkungen der gesetzten MafRnahmen. In diesem Musterstadt - Fallbeispiel wird als eine Mdéglichkeit zur
Veranschaulichung der Wirkungen der Vergleich der Gesamtbeurteilungspegel verwendet.

Durch energetische Subtraktion der Schallimmissionskarten Gesamtbeurteilungspegel ,ohne MalRnahmen”
(Abb. 170) und “mit Malnahmen” (Abb. 172) ergibt sich die Differenzkarte ,Wirkung der larmmindernden Mal3nah-
men*“ (Abb. 171) und zeigt die bewirkten Pegelveranderungen im Untersuchungsraum.

Die Pegelskala zur Differenzdarstellung stellt Pegelminderungen mit “Griinténen” dar, Pegelanhebungen werden
in “Rottdnen” dargestellt. Die zwischen den griinen und roten Farbbereichen liegende “Grauzone” weist auf den
Bereich hin, in welchem keine oder nur sehr geringe Pegelanderungen (< 1 dB) zu erwarten sind. Der Grenzbe-
reich von +/- 1 dB wurde in Hinblick auf die insgesamt erzielbare Genauigkeit mit grauer Farbe hinterlegt.

Anmerkung:

Vergleicht man die Einzelwirkungen der MaRnahmen gemaR Schritt 5 - Larmminderungsplanung, so ist ersichtlich,
dass Einzelwirkungen nicht einfach zusammengezahlt werden kdnnen, sondern sich unter Berticksichtigung der
physikalischen GesetzmaRigkeiten der Pegeladdition ergeben. Gesamtwirkungen sind daher immer geringer als
die aufaddierten Einzelwirkungen.

Schallimmissionskarte Gesamtbeurteilungspegel Schallimmissionskarte Gesamtbeurteilungspegel
Tag, H=1,5 m ii. Boden, L, ohne MaRnahmen Tag, H =1,5 m ii. Boden, L, mit MaBnahmen

Abb.: 170 Abb.: 172
Quelle: TAS lebensministerium.at Quelle: TAS lebensministerium.at
Differenzkarte “Wirkung der larmmindernden Pegelskalen
MaRnahmen”
Beurteilungspegel Differenzpegel
<35dB <-20dB
35-39dB -20 bis -16
40 - 44 dB -15 bis -11
45 - 49 dB -10 bis -6
50 - 54 dB -5 bis -2
55-59dB -1 bis 1
60 - 64 dB 2 bis 4
65 - 69 dB 5 bis 9
70-74dB 10 bis 14
75-79dB 15 bis 19
>=80 dB >=20dB
Abb.: 171 Abb.: 32
Quelle: TAS lebensministerium.at Quelle: OAL RL 36, Bl 2; mod. TAS lebensministerium.at
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Schritt 6b

Eine weitere Moglichkeit der Darstellung als Grundlage fur die Bewertung der erzielten Wirkungen besteht im
“WORHER - NACHHER” - Vergleich der Widmungs-Konfliktplane vor und nach Setzung von MalRnahmen.

Die Pegelskala zeigt wiederum Unterschreitungen der Planungsrichtwerte mit “Griinténen”, Uberschreitungen der
Planungsrichtwerte werden in “Rotténen” dargestellt. Die “Grauzone” weist auf Immissionen im Grenzbereich hin.
Die Auswirkungen zeigen sich in der Umschichtung von “roten” Flachen in “grine” Flachen bzw. durch den Zuge-
winn an “grauen” Flachen. Je groRer diese Umschichtungen ausfallen, umso hoher ist der Zugewinn an Flachen,
in welchen die Planungsrichtwerte eingehalten oder gar unterschritten werden.

Im “Musterstadt” - Fallbeispiel zeigen sich unter Einbeziehen der Aktionsplanung Uberschreitungen der Planungs-
richtwerte zwischen rund 2 bis 4 dB in bereits vormals bestehenden Gewerbegebieten.

Fir den flachenmaRig groRten Teil sind Einhaltungen bzw. Unterschreitungen der Planungsrichtwerte zwischen
rund 2 bis 5 dB anzugeben. In besiedelten Randbereichen der Musterstadt liegen gar Unterschreitungen der Pla-
nungsrichtwerte von 6 - 10 dB, teils mehr als 11 dB vor. Die durch die LarmminderungsmafRnahmen erzielbaren
Pegelminderungen in Wohn- und Kernbereichen der Musterstadt reichen bis zu 10 dB. Hierzu ist anzumerken,
dass eine Minderung der Schallsituation um rd. 10 dB subjektiv etwa als Halbierung der Lautheit empfunden wird.

Widmungs-Konfliktplane vor und nach MaRnahmensetzung, Tag, AL

»VORHER"

Differenzpegelskala

-20 bis -16
S Unter-
-15 bis -11 hreit
T _iobis 6 |SChreitungen
-5 bis -2
\ -1bis1  Grenzbereich
[ 2 bis 4
5559 | (Jber-
10bis 14 1o chreitungen
15 bis 19
>=20dB
NACHHER*
b2
Abb.: 173 _
Quelle: TAS - 2 lebensministerium.at
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12.2 “MUSTERSTADT” - FALLBEISPIEL - RAUMPLANUNG

Im Folgenden wird zu dem ausgewahlten Beispiel versucht, Szenarien und Strategien der Minimierung von Larm-
beeintrachtigung durch Anwendung von Raumplanungsinstrumenten aufzuzeigen. Hierzu sei vorhergeschickt,
dass in Osterreich neun Landesraumordnungsgesetze zur Anwendung kommen.

Bei der Konkretisierung der folgenden Problemfelder muss dementsprechend zumeist auf jedes einzelne dieser
Landesgesetze Bezug genommen werden. Dieser Schritt wird aufgrund der Komplexitat in der vorliegenden
Betrachtung nicht vollzogen.

Als mogliche Szenarien wurden zwei Planfalle definiert, die wie folgt lauten:

beschreibt jenen schalltechnischen Betrachtungsfall, in dem der Bestand ohne jegliche Umfahrungs-
und Ausbaustrecken betrachtet wird und mégliche Folgen bzw. Handlungsstrategien aus Sicht eines ortlichen
Raumordnungsprogrammes behandelt werden.

HEUELRER hoschreibt jenen schalltechnischen Betrachtungsfall, der sich durch eine Ortsumfahrung und Aus-
baustrecken zu bestehenden Industrie- und Betriebsgebieten ergibt. Mogliche Folgen aus Sicht eines ortlichen
Raumordnungsprogrammes werden hierbei behandelt.

Fir beide Planfalle wird konkretisierend auf jeweils sieben Betrachtungsfélle eingegangen. Diese versuchen den
Umfang an moglichen Problemstellungen zum Thema Larm abzudecken, um exemplarische Losungsansatze zu
liefern. Die Darstellung moéglicher Herangehensweisen erfolgt auf Basis einer fiktiv gewahlten Gemeinde/Stadt in
Osterreich.

Zu den Loésungsansatzen zum Larmschutz wird angemerkt, dass sowohl in Bezug auf emittenten- als auch immit-
tentenseitige MalRnahmen auf Ebene der Bundeslénder keine einheitlichen Lésungen vorhanden sind. Uberlegun-
gen zu einer einheitlicheren Herangehensweise erscheinen insofern sinnvoll, als die Auswirkungen von Larmim-
missionen auf den Menschen auf einer physisch-biologischen Ebene relevant sind und sich nicht an administrative
Grenzen halten.

Ubersicht Musterstadt

Banlard
. BW | Wiohngidta
\ =]
IR Homaotite

-]]-u-'!und.ﬂugnh-nlu
i

Indlusinagatiata

BA | Agramebeele

BS | Sondangebiats

Abb.: 174 ;
Quelle: Biro Dr. Paula, Eigene Darstellung, 2006 lebensministerium.at
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12.2.1 BETRACHTUNGSFALL 1 - SELBSTSCHUTZ DURCH
GEBAUDEAUSRICHTUNG

Betrachtungsfall 1 - Selbstschutz durch Gebaudeausrichtung

Abb.: 175

Quelle: Biro Dr. Paula, Eigene Darstellung, 2006 lebensministerium.at

Auf Basis eines ortlichen Entwicklungsprogrammes soll bereits bestehendes Bauland
- Wohngebiet beidseitig einer Hauptverkehrsstraf3e erweitert werden. Die Einhaltung der
gesetzlich vorgeschriebenen Larmimmissionsgrenzwerte soll durch eine optimierte Aus-
richtung der Gebaude (Selbstschutz) sichergestellt werden.

Eine mdogliche Losungsvariante ist die Herstellung des Schallschutzes durch einen
Gebauderiegel gegenuber dem Emittenten (Passive Malnahmen). Die Umsetzung kann
folgendermalien erfolgen:

> Die Sicherstellung der Einhaltung der Immissionsgrenzen kann in einigen Bundes-
landern bereits im Flachenwidmungsplan durch geeignete Freigabebedingungen
erfolgen. Eine mogliche Freigabebedingung ware die Festlegung von Gebaudeform
und -ausrichtung im Bebauungsplan.

> Im Bebauungsplan selbst kann die Bebauungsweise (im konkreten Fall geschlossen)
und -héhe sowie der zwingende Anbau an Baufluchtlinien festgelegt werden. Insge-
samt sollten die Festlegungen so getroffen werden, dass zum Verkehrstrager eine
geschlossene Gebaudefront entsteht. RGume und Gebaudeteile, die nicht zum dau-
ernden Aufenthalt von Menschen bestimmt sind (z. B. Gange, Stiegenhauser,
Garagen, Lagerrdume, etc.) sollen weitgehend zu den Larmquellen hin angelegt
werden.

> Erganzend koénnen die Mindestanforderungen des Schallschutzes von AuRen-
bauteilen mit Fenstern/Tiiren nach ONORM B 8115-2 sowie zwingende Absténde
zwischen Emittent und Wohnobjekt durch Baufluchtlinien festgelegt werden (Be-
bauungsplan).

Der Leistungsnachweis der erforderlichen LarmschutzmaRnahmen wird Gber ein Larm-
schutzgutachten geflhrt.

1G Umwelt und Technik
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Beispielhafte
Ausgangssituation,
Problemstellung

Losungsansatz,
Empfehlung
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Teilbebauungsplan einer Gemeinde in NO:
Passiver Larmschutz mittels Gebaudeform und -ausrichtung
o

Geschlossene |
%| Bebauungsweise

Schaffung eines
Gebauderiegels.

e
—F

Abb.: 176
Quelle: Biiro Dr. Paula, Teilbebauungsplan NO, 2006

lebensministerium.at

Trotz geringerer zu erwartender Verkehrsbelastung als im Planfall A sind die unter Plan- Planfall B
fall A aufgefiihrten Vorgangsweisen und MaRnahmen ebenfalls zu empfehlen. Die Dimen- Umfah trafe®
sionierung der einzelnen MaRnahmen ist mit den zu erwartenden Larmbelastungen abzu- »Umianrungsstraie
stimmen. Die Umsetzung der vorgeschlagenen MafRnahmen (Planfall A,B) ist abhangig
von den spezifischen Rechtsmaterien der einzelnen Bundeslander.

Losungsansatz,
Empfehlung

12.2.2 BETRACHTUNGSFALL 2 - LARMSCHUTZ IM URBANEN
BEREICH

Betrachtungsfall 2 - Larmschutz im urbanen Bereich

Abb.: 177
Quelle: Biro Dr. Paula, Eigene Darstellung, 2006

lebensministerium.at
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Die Verbesserung der Larmsituation eines vom Durchzugsverkehr betroffenen inner-
ortlichen StralBenzuges und der dahinter liegenden Ortsbereiche soll auf Ebene eines
ortlichen Entwicklungsprogrammes angestrebt werden. Die Entlastungen sollen durch
aktive und passive MaRnahmen erfolgen.

Mogliche Losungsansatze sind fur folgende Falle zu unterscheiden:

1. Geschlossener Bestand
2. Teilweise geschlossener Bestand (Baullicken)

ad 1 Passive MalRnahmen:

> Einbau von Larmschutzfenstern, -tiren und -ltftern (Férderanreize).

> Erh6hung der straRenseitigen Gebaudefronten zur Erhéhung der Gebaudeabschirm-
effekte (Férderanreize) fur dahinter liegende Ortsbereiche.

> Erhohte Férderwirkung bei Kombination der Malnahmen.

ad 1 Aktive MalRnahmen:

> Vertretbare Geschwindigkeitsbeschrankungen und adaquate Ampelregelung unter
dem Blickwinkel des notwendigen Verkehrsflusses.

>  StralRenbauseitige Malnahmen (Fahrbahnverengung, Fahrbahnverschwenkung,
Fahrbahnbelag, etc.) unter dem Blickwinkel des notwendigen Verkehrsflusses.

>  Gestalterische MaRnahmen (Stral3en- und Platzraume) unter dem Blickwinkel des
notwendigen Verkehrsflusses.

ad 2 Passive MaRnahmen:

> Schluss der Baullcken durch stralRenseitig hochgezogene Gebaudefronten zur Er-
héhung der Gebaudeabschirmeffekte (FOrderanreize bzw. Festlegungen im Bebau-
ungsplan - Bsp.: Héhere Bauklassen im Bereich von Baulticken) fiir dahinter liegen-
de Ortsbereiche.

> Weitere MaRnahmen siehe ad 1
ad 2 Aktive MalRnahmen:
>  Siehe ad 1

Grundsatzlich sind die unter Planfall A angefihrten Vorgangsweisen und Malinahmen
ebenfalls zu empfehlen. Aufgrund der zu erwartenden deutlichen Verkehrsentlastung ist
die Dimensionierung der einzelnen Malinahmen mit den zu erwartenden Larmbelastun-
gen abzustimmen.

Vor allem die aktiven MafRnahmen kénnen weitreichender als im Planfall A durchgeflhrt
werden, da nur mehr auf den notwendigen Binnenverkehr Ricksicht zu nehmen ist:

>  Geschwindigkeitsbeschrankungen und Ampelregelungen tragen zur Herabsetzung
der Verkehrsmenge innerorts bei.

>  StralRenbauseitige MafRnahmen (Fahrbahnverengung, Fahrbahnverschwenkung,
Fahrbahnbelag, Aufdoppelung, etc.).

>  Gestalterische MaRnahmen (Stralen- und Platzrdume).

Die Umsetzung der vorgeschlagenen MalRnahmen (Planfall A,B) ist abhangig von den
spezifischen Rechtsmaterien der einzelnen Bundeslander.

1G Umwelt und Technik

Beispielhafte
Ausgangssituation,
Problemstellung

Losungsansatz,
Empfehlung

Planfall B

,UmfahrungsstraBe*

L]




174 UMGEBUNGSLARM / “MUSTERSTADT” - FALLBEISPIEL

12.2.3 BETRACHTUNGSFALL 3 - AKTIVER LARMSCHUTZ

Betrachtungsfall 3 - Aktiver Larmschutz (Planfall A)

/ "

Abb.: 178
Quelle: Buro Dr. Paula, Eigene Darstellung, 2006 lebensministerium.at

Auf Basis eines ortlichen Entwicklungsprogrammes soll bereits bestehendes Bauland
Wohngebiet entlang einer OrtsausfahrtsstralRe erweitert werden. Die Einhaltung der
Larm-Immissionsgrenzwerte soll durch geeignete MalRnahmen sichergestellt werden.

Das Einhalten der Grenzwerte kann im vorliegenden Beispiel fir die Flache W2 durch
aktive MalRnahmen am Emittenten sichergestellt werden. Konkret werden am Emittenten
Larmschutz-Walle oder -Wande in Verbindung mit einem Griinglrtel festgelegt. Die Aus-
gestaltung der o. a. Malnahmen (Lage, Hohe, Mallnahmenkombination) ist in Abhangig-
keit von den Larmemissionen vorzunehmen.

Aktive MaRnahmen:

> Die Sicherstellung der Einhaltung der Immissionsgrenzen kann in einigen Bundeslan-
dern bereits im Flachenwidmungsplan durch geeignete Freigabebedingungen erfol-
gen. Eine mdégliche Freigabebedingung ware die Festlegung der zwingenden Errich-
tung von Larmschutzeinrichtungen (s.o.).

Passive MaRnahmen:

> Im Bebauungsplan selbst kann die Bebauungsweise und -héhe sowie der zwingende
Anbau an Baufluchtlinien festgelegt werden. Insgesamt sollten die Festlegungen so
getroffen werden, dass zum Verkehrstrager eine geschlossene Gebaudefront ent-
steht. RAume und Gebéaudeteile, die nicht zum dauernden Aufenthalt von Menschen
bestimmt sind (z. B. Gange, Stiegenhauser, Garagen, Lagerraume, etc.), sollen weit-
gehend zu den Larmquellen hin angelegt werden.

> Erganzend kénnen die Mindestanforderungen des Schallschutzes von Aufenbautei-
len mit Fenstern/Tiiren nach ONORM B 8115-2 sowie zwingende Abstande zwischen
Emittent und Wohnobjekt durch Baufluchtlinien festgelegt werden (Bebauungsplan).

Fir die Flache W1 werden keine Malihahmen erforderlich, da hier der stralRenseitige

Gebaudebestand ausreichend abschirmend wirkt. Hierbei ist es wichtig anzumerken,
dass es unter den bestehenden gesetzlichen Regelungen in vielen Fallen zu einer
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deutlichen Ungleichbehandlung von bestehenden Objekten und Neubauten kommt, wobei
der Bestand dem Gesetzgeber derzeit oftmals weniger schiitzenswert erscheint als neue
Widmungen bzw. Objekte (z. B. Larmschutzwande an einer StralRe nur fur neu als Wohn-
bauland gewidmete Bereiche, jedoch nicht fir den Bestand). Dies kann zu teilweise v.a.
vom betroffenen Burger schwer nachvollziehbaren Situationen fihren. Ausgenommen
hiervon ist der Bestandsschutz nach dem UVP-G. Der Leistungsnachweis der erforder-
lichen Larmschutzmaflnahmen wird Gber ein Larmschutzgutachten gefihrt.

Betrachtungsfall 3 - Aktiver Larmschutz (Planfall B)

Abb.: 179

Quelle: Biro Dr. Paula, Eigene Darstellung, 2006 lebensministerium.at

Auf Basis eines ortlichen Entwicklungsprogrammes soll bereits bestehendes Bauland
-Wohngebiet zwischen einer Ortsausfahrtsstralle und der geplanten Ortsumfahrungs-
stral3e erweitert werden. Die Einhaltung der Larm-Immissionsgrenzwerte soll durch geeig-
nete MaRnahmen sichergestellt werden.

Das Einhalten der Grenzwerte kann einerseits durch entsprechende Abstande zum Emit-
tenten sichergestellt werden (passive MalRnahme). Im konkreten Beispiel
erfolgt dies durch Festlegen einer Siedlungsgrenze (hier: nach dem Beispiel eines regio-
nalen Raumordnungsprogrammes NO YYYVYY)

Zusatzlich werden als aktive Mallnahmen am Emittenten Larmschutz-Walle oder -Wande
festgelegt. Die Ausgestaltung der o.a. MaRBnahmen (Lage, Hohe, MaRnahmen-
kombination) ist in Abhangigkeit von den Larmemissionen vorzunehmen.

Welche dieser MalRnahmen starker gewichtet wird, steht in Abhangigkeit der
Finanzierungsmoglichkeiten der o.a. LarmschutzmaRnahmen einerseits und dem wert-
vollen Gut ,Boden® bzw. ,Bauland®, welches andererseits bei starkem Abrucken vom
Emittenten verloren geht.

Aktive MaRnahmen:

> Die Sicherstellung der Einhaltung der Immissionsgrenzen kann in einigen Bundeslan-
dern bereits im Flachenwidmungsplan durch geeignete Freigabebedingungen er-
folgen. Eine maogliche Freigabebedingung ware die Festlegung der zwingenden Er-
richtung von Larmschutzeinrichtungen (s.o.).
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Passive MaRnahmen:

> Im Bebauungsplan selbst kobnnen die Bebauungsweise und -hdéhe sowie der zwin-
gende Anbau an Baufluchtlinien festgelegt werden. Insgesamt sollten die Fest-
legungen so getroffen werden, dass zum Verkehrstrager eine geschlossene Gebau-
defront entsteht. R&ume und Gebaudeteile, die nicht zum dauernden Aufenthalt von
Menschen bestimmt sind (z. B. Gange, Stiegenhauser, Garagen, Lagerraume etc.),
sollen weitgehend zu den Larmquellen hin angelegt werden.

> Erganzend kénnen die Mindestanforderungen des Schallschutzes von Aufenbautei-
len mit Fenstern/Tiiren nach ONORM B 8115-2 sowie zwingende Abstande zwischen
Emittent und Wohnobjekt durch Baufluchtlinien festgelegt werden (Bebauungsplan).

Fir die Flache W1 werden keine MalRnahmen erforderlich, da hier der stralRenseitige
Gebaudebestand ausreichend abschirmend wirkt.

Hierbei ist es wichtig anzumerken, dass es unter den bestehenden gesetzlichen Regelun-
gen in vielen Fallen zu einer deutlichen Ungleichbehandlung von bestehenden Objekten
und Neubauten kommt, wobei der Bestand dem Gesetzgeber derzeit oftmals weniger
schutzenswert erscheint als neue Widmungen bzw. Objekte (z. B. Larmschutzwande an
einer Stral’e nur fir neu als Wohnbauland gewidmete Bereiche, jedoch nicht fir den
Bestand).

Dies kann zu teilweise v.a. vom betroffenen Bulrger schwer nachvollziehbaren Situationen
fuhren. Ausgenommen hiervon ist der Bestandsschutz nach dem UVP-G.

Der Leistungsnachweis der erforderlichen LarmschutzmalBnahmen wird Uber ein Larm-
schutzgutachten geflhrt.

Flachenwidmungsplan einer Gemeinde in NO:
Aktiver Larmschutz mittels Griingiirtel-Larmschutzwall

Abb.: 180

Quelle: Biiro Dr. Paula, Flachenwidmungsplan NO, 2006 lebensministerium.at

Die Umsetzung der vorgeschlagenen Maflnahmen (Planfall A,B) ist abhangig von den
spezifischen Rechtsmaterien der einzelnen Bundeslander.
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12.2.4 BETRACHTUNGSFALL 4 - UNVEREINBARKEIT EINER
BETRIEBSGEBIETSWIDMUNG MIT DER UMGEBUNG

Betrachtungsfall 4 - Unvereinbarkeit einer Betriebsgebietswidmung
mit der Umgebung

Abb.: 181, Abb.: 182
Quelle: Biro Dr. Paula, Eigene Darstellung, 2006 lebensministerium.at

Fir ein noch unbebautes Gebiet, welches im Griunland liegt, wird ein Ansuchen auf Beispielhafte
Umwidmung in Bauland Betriebsgebiet gestellt. Die Behorde hat zu entscheiden, ob dem Ausgangssituation,
Ansuchen auf Umwidmung zugestimmt wird oder nicht. Die Einhaltung der Larm-  Problemstellung
Immissionsgrenzwerte muss durch geeignete MalRnahmen sichergestellt werden.

-
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Der Antrag auf Umwidmung ist aus umwelttechnischer, lufthygienischer und vor allem
larmtechnischer Sicht abzulehnen. Diese Ablehnung begriindet sich durch die Nahebezie-
hung zum nérdlich gelegenen Wohngebiet.

Eine betriebliche Nutzung ware nur mit hohem Mitteleinsatz mdéglich, die allerdings eine
sinnvolle betriebliche Nutzung durch strenge Limitierungen von Seiten der Behorde nicht
kompensieren kdnnten.

Empfohlen wird die Nutzung als Standort flr Sondergebietsnutzungen, wie z. B Schulen,
Kindergéarten sowie sonstige 6ffentliche Einrichtungen einer Gemeinde. Im Fall einer Son-
dergebietsnutzung fir offentliche Zwecke waren auch keine bzw. abhangig von den
Immissionswerten im anschlieRenden Wohngebiet lediglich geringfligige Larmschutz-
malnahmen notwendig.

Mogliche objektseitige LarmschutzmaRnahmen sind gemal den Festlegungen der
ONORM B 8115 zu treffen. Der Leistungsnachweis der erforderlichen Larmschutz-
malnahmen muss Uber ein Larmschutzgutachten gefiihrt werden.

Keine relevanten Unterschiede zu Planfall A

Die Umsetzung der vorgeschlagenen Maflnahmen (Planfall A,B) ist abhangig von den
spezifischen Rechtsmaterien der einzelnen Bundeslander.

12.2.5 BETRACHTUNGSFALL 5 - SITUIERUNG VON BETRIEBSANLAGEN

Die Erweiterung des Industriegebiets erfolgt aufgrund der Rahmenbedingungen des
Planfalles B

Betrachtungsfall 5 - Situierung von Betriebsanlagen (Planfall B)

Abb.: 183
Quelle: Biro Dr. Paula, Eigene Darstellung, 2006 lebensministerium.at
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Auf Basis eines ortlichen Entwicklungsprogrammes soll bestehendes Bauland Industrie- Beispielhafte
gebiet in Richtung einer Zubringerstralle erweitert werden. Zukinftige Betriebe sollen Ausgangssituation,
durch ihre Stellung und Ausrichtung auf den Grundstiicken eine moglichst hohe Selbstab- Problemstellung
schirmung von Larm gegeniber sensibleren Widmungsflachen aufweisen.

Folgende MaRnahmen koénnen auf den verschiedenen Planungsebenen getroffen Losungsansatz,
werden: Empfehlung

> Auf Ebene des Ortlichen Raumordnungsprogrammes sollte die zumindest baublock-
weise Trennung von Betriebs- bzw. Industriegebieten und sensiblen Gebieten durch
Verkehrsflachen und/oder Gringurtel vorgesehen werden.

> Auf Ebene des Bebauungsplanes erfolgt die Regelung der Bauweise sowie die Situ-
ierung der Baukorper.

> In der derzeitigen Praxis stellt das wichtigste Regulativ im Kontext von Betriebsanla-
gen und Larmemissionen das gewerberechtliche Betriebsanlagengenehmigungs-
verfahren (mit der Bau- und der Gewerbebehdrde) dar. Im Zuge dieses Verfahrens
muss der Betrieb nachweisen, dass durch ihn keine unverhaltnismaRige Beeintrach-
tigung entsteht bzw. - wo vorhanden - keine Bestimmungen von larmrelevanten Ver-
ordnungen verletzt werden. Wird dies nicht nachgewiesen, kann die Betriebsanlagen-
genehmigung versagt werden.

In Bezug auf zukinftige Entwicklungen ist nicht zu erwarten, dass das Betriebs-
anlagengenehmigungsverfahren an Bedeutung einbuft; zuséatzlich sind jedoch erweiterte
Moglichkeiten auf Ebene der Bebauungsplanung — z. B. zur Festlegung der Orientierung
von emittierenden Objekten — wiinschenswert.

Ein weiteres Instrument zur Vermeidung negativer Larmbeeintrachtigungen durch Indu-
strie- bzw. Betriebsansiedlungen stellt der Einsatz von Larmemissions-Kontingentierungs-
systemen bei der Festlegung von Betriebsgebieten dar. Es dient zur:

> Hintanhaltung der Problematik der verfriihten Vollausschépfung von Emissions- und
Immissionsfreirdumen im Zuge von Betriebsgebietsfestlegungen;

> Grenzwerteinhaltung auch bei Vollausschopfung des gesamten Betriebsgebietes;

> Unterbindung des Hinauflizitierens der Grenzwerte bei sukzessiven Betriebs-
errichtungen.

Die Sicherstellung der Einhaltung der erforderlichen Immissionsgrenzwerte sowie die
Sicherstellung einer Vollausschépfung des Betrizebsbaulandes ist zu empfehlen und Uber
zulassige Emissionen je Teilflache bzw. je m Uber ein Kontingentierungssystem auf
Ebene des Bebauungsplanes durchfiihrbar.

Die Umsetzung der vorgeschlagenen MalRnahmen (Planfall A,B) ist abhangig von den
spezifischen Rechtsmaterien der einzelnen Bundeslander.

1G Umwelt und Technik AT ——



180 UMGEBUNGSLARM / “MUSTERSTADT” - FALLBEISPIEL

12.2.6  BETRACHTUNGSFALL 6 - ANORDNUNG VON BETRIEBS-
WOHNUNGEN

Keine relevanten Unterschiede zu Planfall B (mit Stral3e)

Betrachtungsfall 6 - Anordnung von Betriebswohnungen (Planfall B)

Abb.: 184

Quelle: Biro Dr. Paula, Eigene Darstellung, 2006 lebensministerium.at

Selbstschutz vor Larmimmissionen bei der Errichtung von Betriebswohnungen durch ent-
sprechende Auflagen im Bauverfahren.

Die Regelung des Status von Betriebswohnungen in Bezug auf die zulassigen Schallim-
missionsbelastungen erfolgt in den Raumordnungsgesetzen. Derzeit werden Betriebs-
wohnungen in Bezug auf Larmimmissionen im Normalfall wie Anrainer im Wohngebiet
behandelt. Weiters kdnnen im Betriebsanlagengenehmigungsverfahren keine objektseiti-
gen MaRnahmen an fremden Betriebswohnungen vorgeschrieben werden, somit sind in
der derzeitigen Situation nur emittentenseitige Malnahmen maglich.

Als Lésungsansatz sollte die Ermdglichung der Verpflichtung zum Selbstschutz von
Betriebswohnungen durch objektseitige MalRnahmen vorgesehen werden. In Bezug auf
die tatsachliche Sonderstellung, welche Betriebswohnungen in der Realitat einnehmen,
ware es angebracht, eine solche Neuregelung der zulassigen Schallimmissions-
belastungen zu finden, welche Uber derjenigen von reguldren Wohnobjekten liegt; dies bis
zu einem Ausmal, welches durch objektseitige Malnahmen (Larmschutzfenster, -lifter,
-tiren) in technisch-medizinischer Hinsicht gut beherrschbar ist.

Als Argumente hierfir kénnen u.a. dienen:

> Keine/Kaum dauernde Wohnnutzung von immer denselben Personen (meist schicht-
weise wechselndes Wach- oder Bedienungspersonal);

> Keine/Kaum Wohnnutzung durch Minderjahrige oder Kinder.

Die Umsetzung der vorgeschlagenen Maflnahmen (Planfall A,B) ist abhangig von den
spezifischen Rechtsmaterien der einzelnen Bundeslander.
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12.2.7 BETRACHTUNGSFALL 7 - MASSNAHMEN IM VORBELASTETEN
GEBIET

Die Anbindung des Agrargebiets ergibt sich erst durch die Rahmenbedingungen des Plan-
falles B

Betrachtungsfall 7 - MaBnahmen im vorbelasteten Gebiet

Abb.: 185
Quelle: Biro Dr. Paula, Eigene Darstellung, 2006 lebensministerium.at

Ein bestehendes Bauland - Agrargebiet wird durch eine Zubringerstral’e an die Ortsum-
fahrungsstrale angebunden. Dadurch ergeben sich im untergeordneten StralRennetz
keine nennenswerten Zusatzbelastungen, jedoch treten Entlastungseffekte im dicht
bebauten Ortsgebiet auf (veranderte Zu- und Abfahrtsrouten des Agrargebiets).

Die Zu- und Abfahrtssituationen innerhalb des teilweise betrieblich strukturierten Bauland
Agrargebiets bleiben grofteils unverandert.

Grundsatzlich waren aufgrund der o.a. Rahmenbedingungen (liberwiegende Entlastungs-
wirkungen) keine nennenswerten LarmschutzmaRnahmen notwendig.

Die Herstellung von StraReninfrastruktur kann jedoch zukinftige Entwicklungen beein-
flussen bzw. auslosen. Im konkreten Beispiel kdnnte dies als Konsequenz die Ausdeh-
nung der Agrarbetriebe mit zusatzlichem Verkehr bedeuten. Dies sollte bereits auf der
Ebene des ortlichen Raumordnungsprogrammes berucksichtigt werden.

Zur Hintanhaltung solcher zukiinftiger Belastungen durch Verkehrslarm sollten folgende
vorbeugende MalRnahmen angedacht werden.

Aktive MaRnahmen:

> Vertretbare Geschwindigkeitsbeschrankungen und allenfalls adaquate Ampel-
regelungen unter dem Blickwinkel des notwendigen Verkehrsflusses.
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> Gestalterische MaRnahmen (Strallenraum) bzw. RickbaumalRnahmen unter dem
Blickwinkel des notwendigen Verkehrsflusses.

>  Teilweises LKW - Fahrverbot mit entsprechender Beschilderung unter dem Blickwin-
kel des notwendigen Verkehrsflusses.

Sicherstellung des Verkehrsabflusses uber die neue Umfahrungsstrale.

Passive MaRnahmen:

> Einbau von Larmschutzfenstern, -tiren und -luftern (Férderanreize).

> Schluss von Baullicken (Abschirmung, s.0.)

Die Umsetzung der vorgeschlagenen Maflinahmen (Planfall A,B) ist abhangig von den
spezifischen Rechtsmaterien der einzelnen Bundeslander.

12.2.8 ABSCHLIESSENDE EMPFEHLUNGEN

MalRnahmen betreffend ,aktiven Larmschutz®, ,passiven Larmschutz mittels
Bauweise” und ,passiven Larmschutz mittels objektseitiger Malnahmen® sollten grund-
satzlich als Gesamtpaket tberlegt werden.

Aus Sicht der Raumplanung erscheint es sinnvoll, dem aktiven Larmschutz prinzipiell den
Vorrang vor dem passiven Larmschutz zu geben. Die Anwendung des Verursacherprin-
zips bringt zwei Hauptvorteile mit sich:

1. Hohere Kostenwahrheit, da kein ,Verschleppen® der Kosten fiir den Larmschutz auf
den Privaten (Objekteigentiimer) und die 6ffentliche Hand (Foérderungen fir objekt-
seitigen Larmschutz).

2. Emittentenseitige Larmschutz-MaRnahmen sind Lebens- und Wohnraumschutz; dies
ist Uberaus wesentlich fiir die Nutzung des Landschafts- und Stadtraumes - z. B. fir
die Freizeit- und Erholungsnutzung. Objektseitige MalRnahmen sind hingegen reiner
Wohnraumschutz und leisten keinen Beitrag zur Qualitat von Stadt- und Landschafts-
raumen.

Ein wichtiger Aspekt im Sinne eines prinzipiellen Vorrangs von aktiven Larmschutzmaly-
nahmen vor dem passiven Larmschutz ist das Landschafts- und Stadtbild, welches durch
Larmschutz-Wande und -Walle teilweise massiv beeintrachtigt werden kann. Um eine
visuelle und tatsachliche Durchschneidung der Lebensraume mdglichst zu verhindern,
wird es verstarkt notwendig sein, Larmschutzplanungen auch auf lokalem Niveau als Teil
einer integrativen Gesamtplanung zu sehen.

Die begleitenden Mallnahmen der Landschaftsplanung bei zahireichen UVP-Projekten
konnen als Vorbild hierfir - wenn auch auf teils deutlich hdherem Planungsniveau - gese-
hen werden. Hier kann es u. U. auch sinnvoll sein, bei nur geringfligigen Grenzwertiber-
schreitungen an vereinzelten Objekten den passiven Larmschutzmaf3nahmen in Einzel-
fallen den Vorzug zu geben und so den Schutz des Stadt- und Landschaftsbildes in den
Vordergrund zu stellen.

Ein Themenbereich, dessen Vorgangsweise jedenfalls lUberdacht werden sollte, ist das
Nachristen des Bestands. An bestehenden Larmemittenten, welche z. B. Uber die Jahre
hinweg immer starkeren verkehrlichen Belastungen ausgesetzt werden, kommt es in
vielen Bundeslandern zu einer deutlichen Ungleichbehandlung von bestehenden
Objekten und Neubauten, wobei der Bestand dem Gesetzgeber derzeit oftmals weniger
schiutzenswert erscheint als neue Widmungen bzw. Objekte.

Dies kann v.a. bei Erweiterungen von bestehendem Bauland zu insbesondere vom

betroffenen Blrger nicht nachvollziehbaren Situationen flihren. Hier ware eine einheitliche
Vorgangsweise ratsam.
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I. Vertragsparteien

Unter Bezugnahme auf § [Bestimmung (iber Vertragsraumordnungen in den jeweiligen Landesgesetzen] wird
nachstehender Vertrag abgeschlossen zwischen:

1. [Name und Adresse des Grundstiickseigentiimers] als grundbucherlicher Eigentimer des Grundstiickes Nr
[EZ, KG, Grundstiickshummer] (nachfolgend: “Grundstiickseigentiimer”) und

2. der Gemeinde [Gemeinde], vertreten durch den Burgermeister [Name, Adresse] (nachfolgend: “Gemeinde”)
Il. Vertragsgegenstand
(1) Gegenstand dieses Vertrages sind die Grundstiicke [EZ, KG, GrstNr. - allenfalls auf zukiinftige Teilungen Bezug
nehmen], fir welche gemaR dem Entwurf einer Anderung des ortlichen Raumordnungsprogramms/
Flachenwidmungsplans die Widmung Bauland-Wohngebiet / Bauland-Industriegebiet / Bauland-Gewerbegebiet!
vorgesehen ist. Eine Plandarstellung dieses Entwurfs im Mafstab 1:5000 ist dem Vertrag angeschlossen. Die
Gemeinde verpflichtet sich, den Grundstiickseigentimer von etwaigen Anderungen der Planung sofort zu informie-
ren und eine entsprechende Vertragsanpassung vorzunehmen.
(2) Ziel der in Punkt Il Abs (1) angefuhrten Widmungsanderung ist
- die Abtretung der erforderlichen Verkehrsflache/Flache fir Larmschutzmalinahmen in das 6ffentliche Gut
- die kurzfristige Bereitstellung von Baugrundstiicken iSd Widmungsart Bauland-Wohngebiet / Bauland-
Industriegebiet / Bauland-Gewerbegebiet? vorrangig fir die Schaffung von Flachen verschiedener Widmung,
ohne dass die Nutzer der jeweiligen Flachen sich von der Nutzung der Flachen benachbarter Grundstiicke mit
anderer Widmung beeintrachtigt oder belastigt fihlen.
lll. Verpflichtungen des Grundstiickseigentiimers

Alternative Vertragsklausein:

1. Teilungsgebot und Bebauungsfrist

(1) Der Grundstuickseigentiimer verpflichtet sich und seine Rechtsnachfolger (Kaufer der Grundstticke) jeweils fir
die in Punkt Il angeflihrten Teile seines Grundstiickes, unmittelbar nach der Rechtskraft der Baulandwidmung aus
den im Bauland gelegenen Teilen der Grundstiicke entweder separate Grundstiicke zu schaffen oder diese Flachen
in einzelne Bauplatze zu teilen.

(2) Die neu geschaffenen Grundstlicke bzw. Bauplatze sind innerhalb von sechs Jahren nach der Rechtskraft der
Baulandwidmung einer baulichen Nutzung im Sinne der festgelegten Widmung zuzufiihren; d.h., es ist mit dem
Bau eines konsensmafigen Hauptgebaudes zu beginnen, wobei der Bau spatestens drei Jahre nach Baubeginn
abgeschlossen sein muss. Den Kaufern der Grundstlicke bzw. Bauplatze ist diese Bauverpflichtung in verbindli-
cher Form zur Aufnahme in den Kaufvertrag zu Ubertragen.

2. Reallastabrede - Errichtung einer Ldrmschutzwand

(1) Der Grundstlickseigentiimer verpflichtet sich, entlang der 6stlichen/stidlichen/westlichen/nérdlichen Grenze der
Liegenschaft [EZ, KG, GrstNr.] in dem in der Beilage in Griin gekennzeichneten Bereich ausreichende Larm- und
Sichtschutzmafnahmen durchzufiihren, insbesondere durch die fachgerechte Errichtung eines Larmschutzwalls
mit einer Héhe von zumindest [...] Metern und einer darauf senkrecht errichteten Larmschutzwand in der Hohe von
mindestens [...] Metern und die nachfolgende Erhaltung dieser Larmschutzanlage sowie die Anlegung einer
Erstbepflanzung mit einheimischen Pflanzen entlang dieser Larmschutzanlage.

" Nicht Zutreffendes streichen
2 Nicht Zutreffendes streichen

A
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Bei Errichtung durch den Verursacher:

(2) Zur Sicherstellung, dass die Nachbarn durch Larmemissionen aus dem Betrieb des Grundstiickseigentiimers
bzw. diesem zurechenbaren Vorgangen nicht in unzumutbarem Ausmal beeintrachtigt werden, verpflichtet sich
der Grundsttickseigentimer

a) die Larmschutzanlage gemafl Abs (1) in einer Weise auszufiihren und zu erhalten, dass sie einen
Dammwert von mindestens [...] dB erreicht, und

b) Vorkehrungen zu treffen, dass die vor Errichtung des Betriebes bestehende Emissionssituation auf den
Liegenschaften der Nachbarn durch den Betrieb und die diesem zurechenbaren Vorgange nicht nachteilig
verandert wird. Bei Erarbeitung solcher Schallschutzmallnahmen ist auf die Gewahrleistung eines
Emissionsschutzstandards abzustellen, der Gesundheitsgefahrdungen oder unzumutbare Belastigungen
iSd Abs (3) verhindert.

(3) Zur Beurteilung der Unzumutbarkeitsgrenze iSd Abs (2) und sonstiger Fragen der Schalltechnik und des
Larmschutzes ist die OAL-Richtlinie Nr. 6/18 heranzuziehen.

(4) Sollte sich in Zukunft herausstellen, dass das gemaf Abs. (2) und (3) einzuhaltende Schutzniveau, auf Grund
welcher Umstande auch immer, durch die bestehenden Larmschutzmalnahmen nicht erreicht wird, sind vom
Betreiber entsprechende erganzende Maflnahmen in einer angemessenen - zwei Jahre nicht tbersteigenden -
Frist zu realisieren, die die Einhaltung des vereinbarten Schutzniveaus gewahrleisten.

Bei Errichtung durch den potentiell Belastigten:

(2) Zur Sicherstellung, dass die Nutzer der Liegenschaft des Grundstiickseigentlimers sich durch Larmemissionen
der umliegenden Betriebe/der angrenzenden Stral3e/der sonstigen Larmquellen nicht in unzumutbarem Ausmal}
beeintrachtigt fihlen, verpflichtet sich der Grundstiickseigentimer

a) die Larmschutzanlage gemall Abs (1) in einer Weise auszufiihren und zu erhalten, dass sie einen
Dammwert von mindestens [...] dB erreicht, und

b) Vorkehrungen zu treffen, dass die vor Errichtung des Betriebes bestehende Emissionssituation auf den
Liegenschaften der Nachbarn durch den Betrieb und die diesem zurechenbaren Vorgange nicht nachteilig
verandert wird. Bei Erarbeitung solcher SchallschutzmalRnahmen ist auf die Gewahrleistung eines
Emissionsschutzstandards abzustellen, der Gesundheitsgefahrdungen oder unzumutbare Belastigungen
iSd Abs (3) verhindert.

(3) Zur Beurteilung der Unzumutbarkeitsgrenze iSd Abs (2) und sonstiger Fragen der Schalltechnik und des
Larmschutzes ist die OAL-Richtlinie Nr. 6/18 heranzuziehen.

(4) Sollte sich in Zukunft herausstellen, dass das gemaf Abs. (2) und (3) einzuhaltende Schutzniveau, auf Grund
welcher Umstande auch immer, durch die bestehenden Larmschutzmalnahmen nicht erreicht wird, sind vom
Betreiber entsprechende erganzende Maflnahmen in einer angemessenen - zwei Jahre nicht tbersteigenden -
Frist zu realisieren, die die Einhaltung des vereinbarten Schutzniveaus gewahrleisten.

3. Zusicherung einer speziellen Betriebsweise

(1) Der Grundstuickseigentiimer anerkennt fur sich und seine Rechtsnachfolger den Anspruch der Gemeinde,
deren Bevolkerung und seiner Nachbarn, vor unzumutbaren oder gesundheitsgefahrdenden Emissionen und
Immissionen aus seinem Betrieb und diesen zurechenbaren Vorgangen (einschliellich des Verkehrsaufkommens)
sowie allfalliger nachfolgenden Nutzungen im Allgemeinen bestmdoglich geschutzt zu werden.

(2) Der Grundstlckseigentimer Gbernimmt fiir sich und fir seine Rechtsnachfolger die Verpflichtung, diesen
Nachbarschutz gemaf Abs (1) jederzeit auf eigene Kosten sicherzustellen. Er verpflichtet sich daher fiir sich und fur
seine Rechtsnachfolger insbesondere

a) zur Sicherstellung eines tber die behordliche Bewilligung hinausgehenden Larmschutzes bei samtlichen
Fenstern sowie bei der in der Beilage gekennzeichneten Gebaudefront Fenster zu verwenden, durch
weche ein bewertetes Bauschalldammmalfl von R'w = 50 dB sichergestellt werden muss, naher
beschrieben in der Beilage, diese einzubauen und dauerhaft in Stand zu halten;
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b) Parkplatze gegenuber der Liegenschaft der Gemeinde nur im Ausmal von [...] Stellplatzen (in der Beilage
gelb schraffiert vorgesehen) zu verwirklichen; weitere Parkplatze dirfen in diesem Bereich nicht errichtet
werden, insbesondere nicht auf den in der Beilage rot schraffierten Flachen;

c) im in der Beilage grin schraffierten Gebaudeteil keine larmintensive Betriebsart einzurichten oder abzu-
halten, wobei in jedem Fall die zum Schutz gemaR Abs [...] anzuwendenden Grenzwerte einzuhalten sind.
Abweichungen oder Anderungen von diesen Nachbarschutzmafnahmen sind nur mit vorheriger
schriftlicher Zustimmung der Gemeinde zulassig.

4.  Bebauungsverbot

(1) Dem Grundstuckseigentimer oder seinen Rechtsnachfolgern ist es untersagt, den auf dem Plan (Beilage ./A)
rot schraffierten Bereich in welcher Weise auch immer zu bebauen.

Alternativ:
(1) Auf den im Plan (Beilage ./A) rot schraffierten Bereich dirfen keine Wohngebaude, sondern lediglich
Nebengebaude, Garagen, nicht Wohnungszwecken dienliche Hallen oder dergleichen errichtet werden.

5. Bestimmte Bebauungsweise

Der Grundstiickseigentimer sagt fur sich und fiir seine Rechtsnachfolger zu, die unter Punkt Il. Abs (1) genann-
ten Grundstlicke, soweit technisch moglich und aus baubiologischer Sicht zumutbar, nur in der Weise zu bebau-
en, dass Wohn- und Schlafraume Uber keine AuRenwand in die Richtung der neben dem Grundstiick verlaufen-
den StralRe/des gegeniber dem Grundstick befindlichen Betriebsgelandes verfiigen. Die Gemeinde behalt sich
vor, Bauansuchen nur dann zu bewilligen, wenn diese Vorgaben erfiillt sind.

IV. Sicherungsmittel
Alternative Vertragsklauseln:

1. Optionsrecht der Gemeinde

(1) Der Grundstuickseigentimer raumt fir sich und fiir seine Rechtsnachfolger der Gemeinde unentgeltlich, ver-
bindlich und unwiderruflich das Recht ein, das Grundstiick [EZ, KG, GrstNr.] und/oder beliebige Teile [allenfalls
Teilungsvorschlag als integrierenden Bestandteil des Vertrages beifligen] hievon zu den nachfolgend festgelegten
Bedingungen zu kaufen. Die vertragsgegenstandliche Option kann sowohl von der Gemeinde selbst als auch
durch Dritte von der Gemeinde namhaft gemachte Personen einschreibebrieflich angenommen werden, wenn vom
Grundstuckseigentimer die vereinbarte LarmschutzmalRnahme nicht oder nicht vertragsgemaf bis [Datum] aus-
gefihrt wird. Das Annahmeschreiben muss spatestens am letzten Tag der vereinbarten Frist dem
Grundstiickseigentimer zugehen, andernfalls das Optionsrecht endgliltig erlischt.

(2) Im Falle der Ausubung des Optionsrechtes ist der Grundstlickseigentiimer verpflichtet, mit der Gemeinde oder
dem von dieser namhaft gemachten Dritten einen grundbuchsfahigen Kaufvertrag Gber die in Anspruch genomme-
nen Grundflachen zu den folgenden Bedingungen abzuschlieRen:

2.1 Der Kaufpreis betragt € [...] pro Quadratmeter exkl. USt und wird in seinem Wert gesichert. Grundlage fiir die
Feststellung der Wertanderung ist der von der Statistik Austria verlautbarte Verbraucherpreisindex 2005 oder des-
sen amtlicher Nachfolgeindex. Der Kaufpreis andert sich nach oben oder nach unten parallel zu den
Veranderungen des oben bezeichneten Index. Ausgangsbasis fir die Berechnung ist die zum Zeitpunkt des
Abschlusses des Optionsvertrages verlautbarte Indexzahl.

2.2 Die Falligkeit des Kaufpreises tritt Zug um Zug mit Vorliegen allenfalls fir die grundbiicherliche Durchfiihrung
des Kaufvertrages erforderlicher Genehmigungen und aller Lastenfreistellungsurkunden ein.

2.3 Die Ubergabe und Ubernahme des Kaufobjekts in den Besitz der Gemeinde unter Ubertragung der Nutzung,
Lasten, Vorteil und Gefahr erfolgt Zug um Zug mit der Kaufpreiszahlung. Ab diesem Zeitpunkt hat die Gemeinde
samtliche Kosten, Steuern und Gebuhren, die auf das Kaufobjekt entfallen, aus eigenem zu tragen.

2.4 Der Grundstiickseigentiimer haftet fur keine bestimmte Eigenschaft oder Beschaffenheit des Kaufobjektes,
wohl aber dafiir, dass das Kaufobjekt vollkommen frei von biicherlichen oder auRerbiicherlichen Lasten sowie frei
von jedweden Nutzungs- und Bestandrechten Dritter in das Eigentum der Gemeinde Ubergeht.

Der Grundstuckseigentumer erklart mit bestem Wissen, dass ihm keine verdeckten Mangel an der Liegenschaft,
keine Kontaminationen sowie Altlasten bekannt sind.
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2.5 Der Grundstiickseigentiimer behalt sich ein Wiederkaufsrecht gemaf §§ 1068 ff ABGB am Kaufobjekt vor, wel-
ches jedoch nur geltend gemacht werden kann, wenn von der Gemeinde oder einem von ihr bestimmten Dritten
nicht innerhalb von 7 Jahren ab Rechtswirksamkeit dieses Kaufvertrages mit der widmungsgemaRen Bebauung
begonnen wird und diese innerhalb von drei weiteren Jahren fertig gestellt wird. [Definition der widmungsgeméfRen
Bebauung, etwa: Als widmungsgemaél3e Bebauung gilt die Errichtung zumindest eines Wohnhauses mit zumindest
drei separaten Wohneinheiten mit einer Wohnnutzflache von insgesamt zumindest 200 mZ2.]

[2.6 Kosten der Vertragserrichtung, Aufsandungsklausel; allgemeine Bestimmungen]

(3) Der Grundstulickseigentiimer gewahrt der Gemeinde das vertragsgegenstandliche Optionsrecht fir funf Jahre
ab Wirksamwerden dieses Vertrages, sodass der Grundstiickseigentimer bzw. dessen Rechtsnachfolger bis zu
diesem Tage unwiderruflich im Wort bleibt. Die Ausiibung des Optionsrechtes hat bei sonstigem endguiltigen und
ganzlichen Erléschen mittels einschreibebrieflicher Annahmeerklarung zu erfolgen, die so rechtzeitig abzusenden
ist, dass sie spatestens am [Datum] dem Grundstuckseigentimer zugeht.

(4) Die Vertragsparteien verzichten, soweit dies rechtlich zulassig ist, im Zusammenhang mit dem eingerdumten
Optionsrecht auf die Anwendung bzw. Geltendmachung der Umstandsklausel.

2. Vorkaufsrecht

(1) Der Grundstuckseigentimer raumt der Gemeinde das Vorkaufsrecht fir alle VerdauRerungsfalle an den
Grundstiicken [EZ, KG, GrstNr. - Grundstlicke, auf denen die Larmschutzeinrichtungen gebaut werden] gemal
den Bestimmungen der §§ 1072ff ABGB ein. Dieses Vorkaufsrecht kann sofort nach Abschluss dieses Vertrages
grundbucherlich sichergestellt werden, unabhangig vom Eintritt der aufschiebenden Bedingung, welche dem
Grundbuchsgericht nicht nachzuweisen ist. Die Gemeinde nimmt das ihr eingerdumte Vorkaufsrecht vertragsma-
Rig an. Der Grundstickseigentimer bewilligt, dass bei seiner Liegenschaft [EZ, KG, GrstNr.] das Vorkaufsrecht fur
alle VerauRerungsfalle zu Gunsten der Gemeinde einverleibt werden kann.

allenfalls:

(2) Das Vorkaufsrecht erlischt, wenn [...]. Die Gemeinde ist sodann zur Unterfertigung einer diesbeziiglichen
Loschungserklarung in grundbuchsfahiger Form auf Kosten des Grundstlickseigentimers bzw. seines
Rechtsnachfolgers verpflichtet.

3. Kaution

(1) Der Grundstuickseigentimer bestellt fur sich und seine Rechtsnachfolger zu Gunsten der Gemeinde fiir das
Zuwiderhandeln bzw. die Verletzung der vertraglichen Pflichten einschlieBlich aller daraus resultierenden
Ersatzanspriche eine Kaution in der Hohe von € [...]. Die Gemeinde ist berechtigt, die Kaution in voller Hohe in
Anspruch zu nehmen, wenn der Grundstiickseigentimer bzw. seine Rechtsnachfolger trotz einschreibebrieflicher
Mahnung und Setzung einer Nachfrist von zumindest sechs Monaten die widmungsgemale Bebauung nicht
beginnt oder eine allenfalls bereits erfolgte, aber vertragswidrige Bebauung nicht entsprechend dieser
Vereinbarung andert.

(2) Der Grundstiickseigentimer hat die Kaution noch vor Unterzeichnung dieses Vertrages auf einem notariellen
Treuhandkonto zu hinterlegen [Details sind anzugeben]. Die Inanspruchnahme der Kaution durch die Gemeinde
hat samt Begrindung an den Treuhander zu erfolgen und ist binnen 14 Tagen ohne Prifung der Sach- und
Rechtslage durch den Treuhander zur Zahlung fallig.

alternativ:

(2) Der Grundstlckseigentumer bestellt zur Sicherung der Kaution von hochstens € [...] ein Grundpfand ob seiner
Liegenschaft [EZ, KG, GrstNr.] und bewilligt, dass bei dieser seiner Liegenschaft das Pfandrecht fir die
Kautionsforderung von hoéchstes € [...] zu Gunsten der Gemeinde einverleibt werden kann. Der
Grundstiickseigentimer verpflichtet sich gegenliber der Gemeinde als Glaubigerin iSd § 469a ABGB, samtliche
diesem Pfandrecht im Range vorangehenden oder gleichrangigen Pfandrechte nach Mafigabe der Tilgung vorbe-
haltlos |0schen zu lassen, und erteilt die Einwilligung zur grundbicherlichen Anmerkung dieser
Léschungsverpflichtung zu Gunsten der Gemeinde bei allen diesen Pfandrechten. Das Pfandrecht kann nach dem
ausdricklichen Willen der Parteien sofort nach Abschluss dieses Vertrages grundbticherlich sichergestellt werden,
unabhangig vom Eintritt der aufschiebenden Bedingung, welche dem Grundbuchsgericht nicht nachzuweisen ist.

(3) Die Gemeinde nimmt diese Kautionsbestellung vertragsmafig an.
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4.  Bankgarantie

Anlasslich der Unterfertigung dieses Vertrages hat der Grundstiickseigentiimer der Gemeinde eine Bankgarantie
Uber den Betrag von € [...] zu Ubergeben, mit der sich die Bank unwiderruflich verpflichtet hat, tiber schriftliches
Verlangen der Gemeinde ohne Prifung der Sach- und Rechtslage den Betrag von € [..] zu bezahlen. Die
Bankgarantie ist mit einer Laufzeit bis zumindest zum [...] auszustellen. Die Kosten der Bankgarantie hat der
Grundstiickseigentimer zu tragen. Die Gemeinde bestatigt mit Unterfertigung dieses Vertrages den Erhalt der vor-
genannten Bankgarantie.

5. Vertragsstrafe

Wird die festgelegte Frist fir den Beginn/die Beendigung der widmungsgemafien Bebauung nicht eingehalten, so
hat der Grundstlickseigentiimer eine Vertragsstrafe in der Hohe von € [...] pro Kalendertag zu zahlen. Die festge-
legten Termine gelten nur dann als einvernehmlich verschoben mit der Wirkung, dass die Vertragsstrafe nicht zu
laufen beginnt, wenn die Terminverschiebung durch die Gemeinde ausdrucklich schriftlich genehmigt wurde. Der
Gemeinde bleibt es vorbehalten, den Ersatz eines die Vertragsstrafe Gibersteigenden Schadens, insbesondere all
jener Kosten, die von der Gemeinde fur die NeuaufschlieRung von Bauland zu tatigen sind, inklusive der Kosten
aller erforderlichen Projektierungs- und Planungsarbeiten sowie der Kosten zum Erwerb von Grundsticken zur
Neuausweisung von Bauland, zu verlangen.

V. Riickwidmung

(1) Bei Nichterfillung dieses Vertrages innerhalb der vorgesehenen Fristen fur den Beginn der Bebauung ist die
Gemeinde berechtigt, die als Bauland gewidmeten Grundstiicke in Griinland riickzuwidmen. Die in diesem Vertrag
vereinbarten Fristen sind so bemessen, dass sie auch unvorhergesehene Vorkommnisse, die aulRerhalb der
Sphare einer der beiden Vertragspartner ihre Ursache haben, berlcksichtigen. Die Gemeinde gibt dem
Grundstuckseigentimer bzw. einem Rechtsnachfolger zusatzlich die Mdglichkeit, eine Verlangerung von bis zu
zwei Jahren zu beantragen, sollten dennoch Umstande auftreten, die ohne Verschulden des
Grundstiickseigentimers bzw. seines Rechtsnachfolgers den vereinbarten spatesten Baubeginn verhindern.

VI. Rechtswirksamkeit

(1) Die Rechtswirksamkeit dieses Vertrages ist bis zur Rechtskraft der in Punkt Il Abs (1) vorgesehenen Widmung
aufgeschoben.

(2) Sollte nach Eintritt der Rechtswirksamkeit der Flachenwidmungsplan bzw. der Bebauungsplan aus welchen
Griinden auch immer beseitigt werden, bleibt dieser Vertrag unverandert aufrecht. Die Parteien verpflichten sich
jedoch, diesen Vertrag auf die Gegebenheiten des neu zu erlassenden Flachenwidmungs- bzw Bebauungsplanes
anzupassen.

(3) Die Vertragsteile verzichten auf die Anfechtung des Vertrages auf Grund von Irrtum, Wegfall oder Fehlen der
Geschaftsgrundlage und Verklrzung Uber die Halfte.

(4) Sollte dieser Vertrag oder sollten Teile davon ungliltig oder undurchsetzbar sein oder werden, so wird dadurch
die Gultigkeit der Ubrigen Bestimmungen dieses Vertrages nicht berlhrt. In einem solchen Fall ist die ungdltige
oder undurchsetzbare Bestimmung durch eine Neuregelung zu ersetzen, die dem Sinn und Zweck der ungiltigen
und undurchsetzbaren Bestimmungen am nachsten kommt.

(5) Der Grundstuckseigentimer verzichtet fur sich und seine Rechtsnachfolger auf die Geltendmachung von
Ersatzansprichen welcher Art auch immer fiir den Fall, dass der Flachenwidmungs- bzw Bebauungsplan wegfallt
und aus welchen Griinden auch immer nicht saniert wird.

VII. Rechtsnachfolge

Der Grundstlickseigentiimer erklart, die in diesem Vertrag ibernommenen Verpflichtungen und abgegebenen
Garantien fir sich und seine Rechtsnachfolger im Eigentum der Liegenschaft [EZ, KG, GrstNr.] oder Teilen
davon und/oder in der Nutzung derselben zu (ibernehmen und abzugeben. Fir den Fall einer Rechtsnachfolge
im Eigentum oder in der Nutzung der Liegenschaft wird vereinbart, dass die jeweiligen Einzel- oder
Gesamtrechtsnachfolger mit denselben Rechten und Pflichten in den Vertrag eintreten. Gegebenfalls sind die

Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag an die jeweiligen Rechtsnachfolger zu Gberbinden.

1G Umwelt und Technik AT ——



RAUMORDNUNGSVERTRAG UMWIDMUNG UND LARMSCHUTZMASSNAHMEN / UMGEBUNGSLARM 189

VIIl. Aufsandungsklausel

Die Vertragsparteien erteilen ihre ausdriickliche Einwilligung, dass ob der Liegenschaft [EZ, KG, GrstNr.] die
Einverleibung der in Punkt [...] angefiihrten Reallasten/Dienstbarkeiten/Pfandrechte fur die Liegenschaft [EZ, KG]
bewilligt und die Reallasten/Dienstbarkeiten/Pfandrechte bei der herrschenden Liegenschaft als Rechte ersichtlich
gemacht werden.

IX. Allgemeine Vertragsbestimmungen

(1) Anderungen, Ergénzungen sowie die Aufhebung dieses Vertrages oder Teilen davon bediirfen der Schriftform.
Dies gilt auch fur die Aufhebung des Schriftformerfordernisses.

(2) AusschlieBlicher Gerichtsstand flr alle Streitigkeiten, die sich aus oder im Zusammenhang mit diesem Vertrag
ergeben oder die sich auf sein Zustandekommen, Verletzung, Auflésung oder Nichtigkeit beziehen, ist das flr [Ort]
sachlich zustandige Gericht. Auf diesen Vertrag ist Osterreichisches Recht unter Ausschluss der Vorschriften iber
das internationale Privatrecht (insbesondere auch das IPR-Gesetz und EVU) und unter Ausschluss der
Bestimmungen des UN-Kaufrechts anzuwenden.

(3) Die Kosten ihrer rechtsfreundlichen Vertretung oder sonstigen Beratung im Zusammenhang mit der Errichtung
und Durchfiihrung dieses Vertrages tragt jede Partei selbst. Alle brigen Kosten und Gebuhren im Zusammenhang
mit der Errichtung, Durchfiihrung oder Auflésung dieses Vertrages werden jeweils zu gleichen Teilen von den
Vertragsparteien getragen.

(4) Diese Vereinbarung wird in [...] Originalen errichtet, wobei jede Partei eines erhalt.

[Ort, Datum] [notariell beglaubigte Unterschriften]

i
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14.4 RAUMORDNUNGS-/ RAUMPLANUNGSSPEZIFISCHE GESETZE UND VO
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Karntner StralRengesetz 1991; LGBI. Nr. 72/1991 idF LGBI. Nr. 26/2006

Karntner Gemeindeplanungsgesetz 1995; LGBI. Nr. 23/1995 idF LGBI. Nr. 88/2005

Karntner Grundstiicksteilungsgesetz 1985; LGBI. Nr. 3/1985 idF LGBI. Nr. 93/1997

Karntner Grundverkehrsgesetz 2002, LGBI. Nr. 9/2004

Kéarntner Planzeichenverordnung fir Flachenwidmungsplane LGBI. Nr. 62/1995 idF LGBI. Nr. 30/1998

NO Raumordnungsgesetz 1976; LGBI. 8000-0 idF LGBI. 8000-21

NO Bauordnung 1996; LGBI. 8200-0 idF LGB.| 8200-12

NO Bautechnikverordnung 1997; LGBI. 8200/7-0 idF LGBI. 8200/7-1

NO Verordnung (iber die Bestimmung des &quivalenten Dauerschallpegels bei Baulandwidmungen; LGBI. 8000-4
NO StraRengesetz 1999; LGBI. 8500-0 idF LGBI. 8500-1

NO Planzeichenverordnung; LGBI. 8000/2-0

NO Verkehrs-Raumordnungsprogramm, LGBI. 8000/26-0

NO Verordnung (iber die Ausfiihrung des Bebauungsplanes, LGBI. 8200/1-0 idF LGBI. 8200/1-3

OO0 Raumordnungsgesetz 1994; LGBI. Nr. 114/1993 idF LGBI. Nr. 115/2005

OO Bauordnung 1994; LGBI. Nr. 66/1994 idF LGBI. Nr. 96/2006

00 Grenzwertverordnung; LGBI. Nr. 22/1995 idF LGBI. Nr. 93/1995

00 Betriebstypenverordnung 1997; LGBI. Nr. 111/1997 idF LGBI. Nr. 72/2001

00 Planzeichenverordnung fiir Bebauungsplane; LGBI. Nr. 3/1996

00 Planzeichenverordnung fiir Flachenwidmungsplane; LGBI. Nr. 76/1994 idF LGBI. Nr. 57/1998
0O Strakengesetz 1991; LGBI. Nr. 84/1991 idF LGBI. Nr. 61/2005

00 Bautechnikgesetz; LGBI. Nr. 67/1994 idF LGBI. Nr. 97/2006

Salzburger Raumordnungsgesetz 1998; LGBI. Nr. 44/1998 idF LGBI. Nr. 96/2004
Salzburger Bautechnikgesetz; LGBI. Nr. 75/1976 idF LGBI. Nr. 96/2004
Salzburger Bebauungsgrundlagengesetz; LGBI. Nr. 69/1968 idF LGBI. Nr. 99/1992
Salzburger Baupolizeigesetz 1997; LGBI. Nr. 40/1997 idF LGBI. Nr. 96/2004

Steiermarkisches Raumordnungsgesetz; LGBI. Nr. 127/1974 idF LGBI. Nr. 13/2005
Steiermarkisches Baugesetz; LGBI. Nr. 59/1995 idF LGBI. Nr. 78/2003

Steiermarkische Bebauungsdichteverordnung 1993; LGBI. Nr. 38/1993 idF LGBI. Nr. 61/2003
Steiermarkische Landesstralenverwaltungsgesetz 1964; LGBI. Nr. 154/1964 idF LGBI. Nr. 89/2002

Tiroler Raumordnungsgesetz 2006; LGBI. Nr. 27/2006

Tiroler Bauordnung 2001; LGBI. Nr. 94/2001 idF LGBI. Nr. 60/2005

Tiroler Technische Bauvorschriften 1998; LGBI. Nr. 89/1998

Tiroler StralBengesetz; LGBI. Nr. 13/1989 idF LGBI. Nr. 35/2006

Tiroler Plangrundlagen- und Planzeichenverordnung 2004; LGBI. Nr. 13/2004
Tiroler Einkaufszentrenprogramm 2005; LGBI. Nr. 119/2005

Vorarlberger Raumplanungsgesetz; LGBI. Nr. 39/1996 idF LGBI. Nr. 23/2006
Vorarlberger Baugesetz; LGBI. Nr. 52/2001 idF LGBI. Nr. 27/2005

Vorarlberger Baubemessungsverordnung; LGBI. Nr. 32/1976 idF LGBI. Nr. 66/2004
Vorarlberger Bautechnikverordnung; LGBI. Nr. 44/1986 idF LGBI. Nr. 13/2003
Vorarlberger StralRengesetz; LGBI. Nr. 8/1969 idF LGBI. Nr. 22/2006

Vorarlberger Planzeichenverordnung LGBI. Nr. 50/1996

Bauordnung fir Wien; LGBI. Nr. 11/1930 idF LGBI. Nr. 10/2006

Wiener Kleingartengesetz 1996; LGBI. Nr. 57/1996 idF LGBI. Nr. 13/2006
Gesetz zum Schutz gegen Baularm; LGBI. Nr. 16/1973 idF LGBI. Nr. 78/2001
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14.5 OAL-RICHTLINIEN - AUSZUG

OAL 3,BI 1 Beurteilung von Schallimmissionen, Larmstérungen im Dez. 1986
Nachbarschaftsbereich, Neuauflage dzt. als Vorrichtlinie Okt. 2006

OAL 3,BI 2 Schalltechnische Grundlagen fur die Beurteilung von Larm, Mai 1990
Larm am Arbeitsplatz, Neuauflage in Vorbereitung

OALG6/18 Die Wirkung des Larms auf den Menschen, Beurteilungs- Nov. 1991
hilfen flr den Arzt

OAL 13 Personlicher Schallschutz, Gehorschiitzer Okt. 2002

OAL 14 Berechnung des Schallpegels in Betriebshallen, Neuauflage Dez. 1987
in Vorbereitung

OAL 20 Schallschutztechnische Begriffe und Messungen, Neuauflage Juni 1988
in Vorbereitung

OAL 21, BI 3 Schalltechnische Grundlagen fir 6rtliche und Gberdrtliche Marz 1982
Raumplanung, Beispiele fir die Praxis

OAL 24, BI 1 Larmschutzzonen in der Umgebung von Flughafen, Planungs- Jan. 2004
und Berechnungsgrundlagen

OAL 24, BI 2 Larmschutzzonen in der Umgebung von Flugfeldern, Planungs- Juni 2001
und Berechnungsgrundlagen

OAL 24, BI 3 Erfassung und Dokumentation der Schallimmission in der Jan. 2004
Umgebung von Flugplatzen

OAL 24, Bl 4 Information von Amtern und Burgern Uber die Schallimmission Jan. 2004
in der Umgebung von Flugplatzen

OAL 24,BI 5 Daten zur Schallemission und Performance der Luftfahrzeug- Jan. 2004
gruppen fir die Berechnung von Fluglarmschutzzonen nach
OAL-Richtlinie Nr. 24 Blatt 1 und Blatt 2

OAL 26 Larmschutz im Wohnungsbau, planerische Grundlagen, Neu- Jan. 1990
auflage in Vorbereitung

OAL 28 mit Beiblatt Schallabstrahlung und Schallausbreitung Dez. 1987

+ Erg. Feb. 2001

OAL 32 Larmschutz in Kur- und Erholungsorten, Anforderungen Jan. 1994
u. Maflnahmen

OAL 33 Schalltechnische Grundlagen fur die Errichtung von Nov. 1990
Gastgewerbebetrieben, insbesondere Diskotheken

OAL 35 Larmarme Reifen Juni 2004

OAL 36, BI 1 Erstellung von Schallimmissionsplanen und Konfliktplanen Aug. 1997
und Planung von Larmminderungsmafinahmen, + Erg. Okt. 2001
Schalltechnische Grundlagen fiir die ortliche und Uberortliche
Raumplanung, Neuauflage Feb. 2007

OAL 36, BI 2 Erstellung von Larmkarten und Konflikizonenplanen und Planung Dez. 2006
von Larmminderungsmafinahmen, Anforderungen im
Anwendungsbereich der Umgebungslarmrichtlinie 2002/49/EG
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OAL 36, BI 3

OAL 37

OAL 39

OAL 40

ANHANGE / UMGEBUNGSLARM

Anforderungen an Rechenprogramme zur Ermittlung der
Schallimmission durch Stralenverkehr, Schienenverkehr und
Betriebsanlagen

Schallemission und -immission von Sport- und Freizeitaktivi-
taten, Planungs- und Berechnungsunterlagen

Kosteneinsparungspotenzial fir den Larmschutz an Stral3en
durch Minderung des Rollgerdusches mit dem Einsatz
larmarmer Reifen

Der Einsatz von kooperativen Verfahren zur Larmminderung
in stadtischen Gebieten

199

Mai 2005

Marz 2003

Aug. 2004

April 2003

14.6

89/629

92/14

96/20

EU-RICHTLINIEN - AUSZUG

Richtlinie 89/629 EWG des Rates vom 4. Dezember 1989 zur
Begrenzung der Schallemission von zivilen Unterschallstrahl-
flugzeugen

Richtlinie 92/14 EWG des Rates vom 2. Marz 1992 zur Beschrankung
des Betriebs von Flugzeugen des Teils |l Kapitel 2 Band | des
Anhangs 16 zum Abkommen Uber die Internationale Zivilluftfahrt,

2. Ausgabe (1988)

Richtlinie 96/20 EG der Kommission vom 27. Marz 1996 zur Anpassung
der Richtlinie 70/157/EWG des Rates uber den zulassigen Gerausch-
pegel und die Auspuffvorrichtung von Kraftfahrzeugen an den
technischen Fortschritt

Dez.1989

Marz 1992

Marz 1996

2000/14

2001/43

2002/30

Richtlinie 2000/14/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom
8. Mai 2000 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
Uber umweltbelastende Gerauschemissionen von zur Verwendung im
Freien vorgesehenen Geraten und Maschinen

Richtlinie 2001/43/EG des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 27. Juni 2001 zur Anderung der Richtlinie 92/23/EWG des Rates
Uber Reifen von Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhangern und tber
ihre Montage.

Richtlinie 2002/30/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom
26. Marz 2002 uber Regeln und Verfahren fiir larmbedingte Betriebsbe-
schrankungen auf Flughafen der Gemeinschaft

Mai 2000

Juni 2001

Marz 2002

2002/49

2002/735

2006/66
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Richtlinie 2002/49/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom
25. Juni 2002 uber die Bewertung und Bekampfung von Umgebungs-
larm - Erklarung der Kommission im Vermittlungsausschluss zur
Richtlinie Gber die Bewertung und Bekampfung von Umgebungslarm

Technische Spezifikation fir die Interoperabilitat des transeuropaischen
Hochgeschwindigkeitsbahnsystems 2002/735/EG vom 30. Mai 2002

Technische Spezifikation fUr die Interoperabilitat des konventionellen
transeuropaischen Bahnsystems 2006/66/EG vom 23. Dezember 2005

Juni 2002

Mai 2002

Dez. 2005
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14.7 NORMEN - AUSZUG

ONORM EN ISO 266 | Akustik - Normfrequenzen (ISO 266:1997) 1997 11 01

ONORM EN ISO 2922 | Akustik - Messung des von Wasserfahrzeugen auf Binnengewéssern 2001 02 01
und in Hafen abgestrahlten Luftschalls (ISO 2922:2000)

ONORM EN ISO 3740 | Akustik - Bestimmung der Schallleistungspegel von Geréuschquellen 2001 02 01
- Leitlinien zur Anwendung der Grundnormen (ISO 3740:2000)

ONORM EN ISO 3741 | Akustik - Ermittlung der Schallleistungspegel von Geréuschquellen 2003 03 01
durch Schalldruckmessungen - Hallraumverfahren der Genauigkeits-
klasse 1 (ISO 3741:1999 + Cor.1:2001)

ONORM EN ISO 3744 | Akustik - Bestimmung der Schallleistungspegel 1996 05 01
von Gerauschquellen aus Schalldruckmessungen -
Hullflachenverfahren der Genauigkeitsklasse 2 fur ein
im Wesentlichen freies Schallfeld Uber einer
reflektierenden Ebene (ISO 3744:1994)

ONORM EN ISO 3746 | Akustik - Bestimmung der Schallleistungspegel von Geréusch- 1996 05 01
quellen aus Schalldruckmessungen - Hullflachenverfahren der
Genauigkeitsklasse 3 Uber einer reflektierenden Ebene

ONORM ISO 8297 Akustik - Bestimmung der Schallleistungspegel von Mehr-Quellen- 2006 02 01
Industrieanlagen flr die Abschatzung von Schalldruckpegeln in der
Umgebung - Verfahren der Genauigkeitsklasse 2 (ISO 8297:1994)

ONORM B 8115, Teil 2 | Schallschutz und Raumakustik im Hochbau, Teil 2: Anforderungen 2006 12 01
an den Schallschutz

ONORM S 5001-1 Akustik - GréRen, Einheiten und Begriffsbestimmungen - Ubersicht 1993 10 01

ONORM S 5001-2 Akustik - GroRen, Einheiten und Begriffsbestimmungen - Schall- 1993 10 01
arten und -felder

ONORM S 5001-3 Akustik - GroRen, Einheiten und Begriffsbestimmungen - Schallmess- 1993 10 01
und Beurteilungsgréen

ONORM S 5004 Messung von Schallimmissionen 1998 03 01
Messung von Schallimmissionen (Berichtigung) 2000 12 01

ONORM S 5005 Messung der Schallimmissionen von Schienenverkehr 1992 07 01

ONORM S 5021-1 Schalltechnische Grundlagen fir die Ortliche und Uberortliche 1998 03 01
Raumplanung und Raumordnung

ONORM S 5026 Messung der Schallemission von Schienenfahrzeugen - langenbezogener 1996 03 01
Schallleistungspegel

fud
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14.8 FACHSPEZIFISCHE PUBLIKATIONEN DES UMWELTBUNDESAMTES

M-043 Dieberger A., Egger M., Janak G., et al: Umweltrelevante Wien, 03/1994
Auswirkungen des Flughafens Wien-Schwechat

R-092 Haider M., Stidl H.:Falldarstellungen zur Praxis der medizinisch- Wien, 08/1994
hygienischen Larmbegutachtung

R-097 Lang J.: Wien, 10/1994
Umweltinformation Larm: Technischer Teil

R-102 Lang J.: Wien, 11/1994
Gerauschemissionen, Messung - Grenzwerte - Stand der Technik

BE-067 Lang J.: Wien, 06/1996
Ergebnisse von zwei Ringversuchen fur bauakustische Messungen
in Geb&uden

BE-069 Lang J.:Ergebnisse von Vergleichsmessungen der Schallimmissionen  Wien, 07/1996
durch Straflenverkehr und durch einen Betrieb

R-157 Lang J.: Wien, 1998
Anforderung an schalltechnische Projekte

BE-117 Lang J.: Wien, 02/1998
Ergebnisse des Ringversuchs flr die Messung der Schallemission

BE-124 Lang J.: Wien, 06/1998
Ergebnisse von Vergleichsrechnungen zur Schallausbreitung nach
OAL Richtlinie 28

BE-168 Lechner C.: Wien, 01/2000
Begrenzung der Schallemissionen durch Musikanlagen (+ CD)

M-122 Lechner C.: Wien, 2000
Larmschutzrichtlinie fir Freiluftveranstaltungen

M-142 Lechner C., Lang J.: Wien, 2001
Qualitdtsmanagementhandbuch fir schalltechnische Messungen und
Berechnungen

M-154 Lechner C.: Wien, 2002
Schallemissionen von Betriebstypen und Flachenwidmung

M-207 Lechner C.: Wien, 05/2002
Ringversuch fur bauakustische Messungen 2001

M-276 Lechner C.: Wien, 2005
Ringversuch Messung der Schallimmission 2003
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14.10 LINKLISTE (stand Nov. 2006)

INTERESSENSVERTRETUNGEN (national)

Qsterreichische Akustische Gesellschaft (AAA) .
Osterreichischer Arbeitsring fir Larmbekampfung (OAL)
Forum Schall

www.aaa-oega.org
www.oeal.at
www.umweltbundesamt.at/umweltschutz/laerm/

forumschall

Osterreichische Forschungsgemeinschaft Stralke
und Verkehr (FSV)
Umweltdachverband (UWD)

INTERESSENSVERTRETUNGEN

Deutscher Arbeitsring fir Larmbekampfung (DAL)
Deutsche Gesellschaft fiur Akustik (DEGA)
Cercle Bruit — Vereinigung der kantonalen
Larmschutzfachleute

OFFENTLICHE ORGANISATION
Umweltbundesamt Wien (UBA)

Bundesministerium fiir Land- und Forstwirtschaft,
Umwelt und Wasserwirtschaft

Bundesministerium fir Verkehr, Innovation und
Technologie

Magistratsabteilung 22, Umweltschutz, der Stadt Wien
Allgemeine Unfallversicherungsanstalt (AUVA)
Rechtsinformationssystem des Bundeskanzleramtes (RIS)
Statistik Austria

www.fsv.at
www.umweltdachverband.at

(international)

www.dalaerm.de
www.dega-akustik.de
www.cerclebruit.ch

EN (national)

www.umweltbundesamt.at
www.umweltbundesamt.at/laerm
www.lebensministerium.at
www.umgebungslaerm.at  (noch im Aufbau)
www.bmvit.gv.at

www.wien.gv.at/ma22
www.auva.or.at
www.ris.bka.gv.at
www.statistik.at

www.statistik.at/
fachbereich_umwelt/laerm.shtml

OFFENTLICHE ORGANISATIONEN (international)

Umweltbundesamt Berlin
Bayerisches Landesamt fir Umweltschutz
Landesanstalt fur Umweltschutz Baden-Wirttemberg
Weltgesundheitsorganisation (WHO)
Schweizer Eidgenossenschaft, Departement flr
Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation

www.umweltbundesamt.de
www.bayern.de/lfu/laerm
www.lubw.baden-wuerttemberg.de
www.who.int

www.bafu.admin.ch/laerm/index.html

EUROPAISCHE UNION

Europaische Kommission, Generaldirektion Umwelt

EUR-Lex das Portal zum Recht der EU
European Environmental Bureau (EEB)

ec.europa.eu/environment/index_de.htm
ec.europa.eu/environment/noise/
europa.eu.int/eur-lex/de/

www.eeb.org

NORMEN UND RICHTLINIEN (national + international)

Osterreichisches Normungsinstitut (ON)
Dienstanweisung Larmschutz an Bundesstrafien (.pdf, 60KB) ..

OAL Richtlinie Nr. 3 und OAL Richtlinie Nr. 36
Deutsches Institut fur Normung e.V. (DIN)
Verein deutscher Ingenieure, CE Richtlinien
WHO Guidelines for Community Noise
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www.on-norm.at

www.umweltbundesamt.at/fileadmin/site/

umweltthemen/laerm/massnahmen/dienst
dienstanweisung_laermschutz_an_bundes
strassen.pdf

www.oeal.at

www.din.de
www.vdi-nachrichten.com/ce-richtlinien/
www.who.int/docstore/peh/noise/
guidelines2.html
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LANDESREGIERUNGEN

Wi www.wien.gv.at

- Larm Online InformationsSystem der Stadt Wien........ www.wien.gv.at/'umweltschutz/lois
Burgenland . . ... .. . www.bgld.gv.at
Karnten . . ... .. e www.ktn.gv.at
Niederdsterreich . . ... ... ... . www.noel.gv.at
Oberdsterreich .. ... ... . . www.ooe.gv.at
Salzburg . ... www.salzburg.gv.at

- Larmbelastung der Bevolkerung im Land Salzburg . ... .. www.salzburg.gv.at/themen/nuw/umwelt/

laerm-2.htm

Steiermark . ... . www.steiermark.at

- Landes-Umwelt-Informationssystem Steiermark. . ....... www.luis.steiermark.at

- Verkehr in der Steiermark — Verkehrslarm . ............ www.verkehr.steiermark.at
Tirol. . www.tirol.gv.at

-LarmschutzimLand Tirol . ........... ... ... ...... www.tirol.gv.at/themen/umwelt/laerm
Vorarlberg . . ... www.vlr.gv.at

UNIVERSITATEN

UniWien ... www.tu-wien.ac.at
Unilnnsbruck .. ... . info.uibk.ac.at/index-de.html
UniKlagenfurt . ... ... www.uni-klu.ac.at
UniLeoben . ... ... . . www.unileoben.ac.at
Uni Linz ... www.uni-linz.ac.at
UniSalzburg . ... .. www.uni-salzburg.at
UniGraz . ... e www.uni-graz.ac.at
Bibliothek der Universitat Wien . . .. ......... ... ... ... ... ub.univie.ac.at

SERVICE UND INFORMATION

Online-Bibliothek Wikipedia Uber Akustik ... ................. de.wikipedia.org/wiki/Akustik

Online-Bibliothek Wikipedia tGber Larmschutz ................ de.wikipedia.org/wiki/Larmschutz

Tag gegen Larm (Osterreich) . ......... ... ... ... ......... www.umweltbundesamt.at/
umweltschutz/laerm/tag_gegen_laerm

Tag gegen Larm (Deutschland) . .......................... www.tag-gegen-laerm.de

Tag gegen Larm (International) ........................... www.lhh.org/noise

Fihrer durch die Akustik und das Hoéren . ................... www.dasp.uni-wuppertal.de/ars_auditus

“Spritspar Wettbewerb” — Initiative des Lebensministeriums ... .. www.spritspar.at

“Klima: aktiv -> mobil” Programm — Initiativen

des Lebensministeriums . ............ ... . ... www.mobilitaetsmanagement.at

Umwelt und Luftfahrt, Plattform des Flughafen Wien . ... ....... www.vie-umwelt.at

OAL-Merkblatt Ladrmarme Reifen (.pdf, 99KB) ................ www.umweltbundesamt.at/fileadmin/

site/umweltthemen/laerm/

laermarme_reifen/MerkblattLAR.pdf
Erlauterungen zu schalltechnischen Begriffen . ............... www.umweltbundesamt.at/'umweltschutz/

laerm/schalldruckpegel

UNTERRICHTSMATERIALIEN / LITERATUR

Horverlust (auf Deutsch und Englisch) ...................... www.german.hear-it.org/index.dsp
Verkehrsthemen in der Europaischen Kommission ............ ec.europa.eu/transport/index_de.html
Fachinformation “Umwelt und Gesundheit” (.pdf, 384KB) ...... www.bayern.de/lfu/lumwberat/
data/laerm/laerm1_t2003.pdf
Landesbildungsserver Baden-Wuirttemberg .. ................ www.schule-bw.de/unterricht/faecherueber-
greifende_themen/umwelterziehung/laerm
Bundeszentrale fir gesundheitliche Aufklarung (BZGA) ........ www.bzga.de/lug
Download von Unterrichtsmaterialien-Physik und Mathematik . ..www.zum.de/dwu/uma.htm
Klangory: Ein HOr-Test der anderen Art ... .................. www.schule-des-hoerens.de/
uebungen/index.htm
Springer Verlag - Larmbekédmpfung ........... ... ... . .... technikwissen.de/laerm
Larm-Report des DAL .. ... ... . .. www.dalaerm.de/index3.htm?/pubb.htm
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14.11 MINILEXIKON

A-Bewertung Der A-bewertete Schalldruckpegel (L, ,) ist der mit A-Bewertung - festgelegt in der
Verordnung des Bundesamtes flr Eich- und Vermessungswesen vom 29.7.1979 -
ermittelte Schalldruckpegel.

Abschirmung MaRnahme des sekundaren Schallschutzes, wobei durch Verwendung eines Schall-
schirmes eine Verminderung des Schallpegels erreicht werden soll.

Abschirmwert Mal fir den Umweg, den ein Schallstrahl bei Schallbeugung tber eine Schirm-
(Schirmwert) kante (Schallschirm) im Vergleich zum direkten Weg ohne Schallschirm durchlauft.
Absorber Materialien oder Anordnungen zur Schallabsorption.

Absorption / Schallab- Die Umwandlung von Schallenergie in Warmeenergie beim Auftreffen des Schalls
sorption auf Grenzflachen (z. B. in offenporigen Materialien durch Reibung der Luftschwin-

gungen in den Poren) oder auch das Entweichen von Schallenergie durch
Offnungen oder durch durchlassige Bauteile ins Freie.

Abstandsgesetz Aussage Uber die Abnahme des Schallpegels in Abhangigkeit von der Entfernung
zum Schallsender.

Abstrahlung Die Ubertragung des Schwingungsvorganges auf die néhere und fernere
Umgebung der Schallquelle.

Aktionsplan Plan zur Regelung von Larmproblemen, erforderlichenfalls einschlief3lich der
Larmminderung, gegebenenfalls auch zum Schutz ruhiger Gebiete (vgl.
Bundes-LarmG).

Akustik (griech. = Héren): Lehre von der Entstehung, Ausbreitung, Ubertragung, Wieder-
gabe, Aufnahme, Messung und Wirkung von Schall.

Altersschwerhorigkeit Mit fortschreitendem Lebensalter, im allgemeinen zwischen dem 20. und 30.
Lebensjahr einsetzender, progredienter Horverlust, der aber erst beim alteren
Menschen einen splrbaren Grad erreicht.

Der Horverlust beginnt im Bereich der hohen Frequenzen und betrifft erst spat die
mittleren, fir das Sprachgehor wichtigen Frequenzen.

Basispegel L, o5 Der in 95 % der Messzeit Uberschrittene A-bewertete, mit Anzeigedynamik
“schnell” ermittelte Schalldruckpegel der Schallpegel-Haufigkeitsverteilung eines
beliebigen Gerausches.

Bauakustik Ein Teilgebiet der Akustik, das sich vorwiegend mit dem Schallschutz in Gebauden
befasst.

Beugung Auch Diffraktion; die nicht geradlinige Ausbreitung von Schall.

Beurteilungspegel L, Der auf die Bezugszeit bezogene A-bewertete energieaquivalente Dauerschall-

pegel des zu beurteilenden Gerausches, der - wenn nétig - mit Anpasswerten
versehen ist.

Breitbandiges Gerausch Gerausch mit annahernd gleichmaRiger Verteilung der Schallenergie Uber mehrere
benachbarte Oktavbander. Solche Gerausche sind z. B. Wasserrauschen,
Gerausche stromender Luft, entfernte Verkehrsgerausche.

DTV (durchnittl. tagl. Mittelwert der Anzahl der einen Strafenquerschnitt in beiden Richtungen taglich
Verkehr) passierenden Kraftfahrzeuge.
fud
e

1G Umwelt und Technik



Einzelereignispegel
Lag oder Ly g,

Einzelne Schallpegel-
spitzen

Emissionsschallpegel
des StraBenverkehrs

1
LA,eq

Energieaquivalenter
Dauerschallpegel L.,

Expositionsgrenzwert
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Schallpegel, der zur Beschreibung eines einzelnen Schallereignisses dient und der
bei einer Sekunde Dauer den gleichen Energieinhalt wie das tUber den gesamten
Zeitverlauf schwankende, gesamte Schallereignis hat.

Gerausch, dessen Pegel sich Uber ein vorher und nachher bestehendes
Gerausch ein- oder mehrmals kurzzeitig deutlich (um mindestens 10 dB bei
Anzeigedynamik “schnell”) erhebt.

A-bewerteter energiedquivalenter Dauerschallpegel des Stralenverkehrs auf einer
langen geraden Stralle in 1 m Abstand von der Emissionslinie.

Einzahlangabe, die zur Beschreibung von Schallereignissen mit schwankendem
Schalldruckpegel dient.

Der energieaquivalente Dauerschallpegel wird als jener Schalldruckpegel er-
rechnet, der bei dauernder Einwirkung dem unterbrochenen Gerausch oder
Gerausch mit schwankendem Schalldruckpegel energieaquivalent ist.

Der energieaquivalente Dauerschallpegel ist definiert durch:
I

I p'.lrfu
Ll | J.

A

L, =101g
t,— t, Messzeit

Der A-bewertete energiedquivalente Dauerschallpegel L,., ist der mit
A-Bewertung ermittelte energiedquivalente Dauerschallpegel.

Anmerkung:
Das Ergebnis fiir den energiedquivalenten Dauerschallpegel ist von der Wahl der

angewendeten Anzeigedynamik “langsam” oder “schnell” unabhangig. Die
Haufigkeitsverteilung wird jedoch von der angewendeten Anzeigedynamik
beeinflusst.

Der Expositionsgrenzwert beschreibt hdchstzulassige Expositionspegel. Der
Expositionspegel ist der energieaquivalente, A-bewertete Schalldruckpegel,
bezogen auf einen bestimmten Beurteilungszeitraum. Die tagliche personliche
Larmexposition dient der Beurteilung der Gefahr einer méglichen Gehdrschadigung.

Fahnchenplan

Fremdgerausch

Frequenzspektrum:

Angabe der Schallimmission auf Grund einer Detailuntersuchung im bebauten
Gebiet zwischen den Gebauden im Malstab 1:1000 oder 1:2000 auf Fahnchen an
den Gebauden.

Bei akustischen Messungen dasjenige Gerausch am Messort, das unabhangig
von der zu messenden bzw. zu beurteilenden Schallquelle vorliegt.

Ergebnis der Zerlegung eines akustischen Signals in die den einzelnen Teilfre-
quenzen zuzuordnenden Anteile.

Gesamtschallsituation
GIS

Gleichbleibendes
Gerausch

Grundgerausch-
pegel L g,

1G Umwelt und Technik

Summe aller Schalleinwirkungen aus der Umgebung.
Geographisches Informationssystem

Gerausch mit geringen Pegelschwankungen (bis zu 3 dB bei Anzeigedynamik
“schnell”).

Der geringste an einem Ort wahrend eines bestimmten Zeitraumes gemessene
A-bewertete Schalldruckpegel in dB, der durch entfernte Gerausche verursacht
wird und bei dessen Einwirkung Ruhe empfunden wird.
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Er ist der niedrigste Wert, auf welchen die Anzeige des Schallpegelmessers
(Anzeigedynamik “schnell”) wiederholt zurtckfallt.

Er kann nur dann ermittelt werden, wenn benachbarte Betriebe oder andere
Schallquellen, die an der Erzeugung von deutlich erkennbaren Schallereignissen
beteiligt sind, abgeschaltet werden konnen. Wenn eine Schallpegel-Haufig-
keitsverteilung vorliegt, ist in bestimmten Fallen der in 95 % des Messzeitraumes
Uberschrittene Schalldruckpegel, also der Basispegel, als Grundgerduschpegel
einzusetzen.

Horschwellenkurve

Horschwellen-
verschiebung

Die unterste der Kurven gleicher Lautstarkepegel.

Die bei Schadigung des Hoérorgans den Horverlust kennzeichnende Verlagerung
der Horschwelle in Abhangigkeit von der Frequenz.

Horverlust In [dB] angegebener Pegelabstand zwischen der gemessenen Hoérschwelle des
Horgeschadigten und der Horschwelle einer normal hérenden (Normalhor-
schwelle) Person bei einer bestimmten Frequenz.

Immission Die gesamte Einwirkung von Gerauschen bzw. Vibrationen an einer bestimmten
Stelle.

Immissions- Plan mit Darstellung der Flachenwidmung und der den einzelnen Widmungen

empfindlichkeitskarte
Impulsgerausch
Informationshaltiges
Gerausch
Intermittierendes
Gerausch

Intensitat

Interferenz

Isophone

zugeordneten Planungsrichtwerte in dB.

Gerausch, bei dem eine oder mehrere schnell ansteigende Pegelspitzen mit einer
Dauer von jeweils weniger als 1 s auftreten.

Gerausch, das deutlich erkennbar Gesang, Musik oder Sprache enthalt.
Gerausch, das mehrmals unterbrochen wird, wobei die Zeit zwischen Anstieg und
Abfall des Pegels jeweils mindestens 1 s betragt.

Formelzeichen | in [W/m?); grundlegende Grofe zur Kennzeichnung der in einem
Schallfeld vorhandenen Schallenergie.

Erscheinungen, die dann auftreten, wenn sich zwei oder mehrere Schallwellen an
derselben Stelle eines Schallfeldes Uberlagern.

Kurven gleichen Schallpegels in Larmkarten.

JDTV (Jahrlicher durch-

schnittl. tagl. Verkehr)

Mittelwert Uber alle Tage des Jahres der Anzahl der einen Stralenquerschnitt in
beiden Richtungen taglich passierenden Kraftfahrzeuge.

Klang

Konfliktkarte

1G Umwelt und Technik

Ein Schallsignal mit harmonisch verteilten Teilfrequenzen. Beim Klang liegen
neben einer Grundschwingung mehrere Oberschwingungen vor, deren
Frequenzen sich harmonisch zur Grundschwingung verhalten, also wie ganz-
zahlige Vielfache derselben. Wichtige Kenngréfen eines solchen Klanges auf
wahrnehmungspsychologischer Ebene sind Klanghohe, Klangstarke und Klang-
farbe.

Darstellung bzw. Beschreibung der értlichen Bereiche der Uberschreitung der
(durch Verordnung festzulegenden) relevanten Schwellenwerte. Vgl. dazu die
Bundes-Umgebungslarmschutzverordnung und OAL-Richtlinie 36-2.



Korperschall

ANHANGE / UMGEBUNGSLARM 209

Schall in festen Kérpern. Nach dem Aggregatzustand des Ubertragungsmediums
unterscheidet man Schall in Gasen (z. B. Luftschall), in Flussigkeiten (z. B.
Wasserschall) sowie in Festkorpern.

Lautheit

Laminare Stromung

Lautstarke

Lautstarkepegel

Larm

Larmindex

Lday

Levening

L

I-den

night

Larmkarte

Larmminderungsplan

Larmsanierungsplan

Larmschwerhorigkeit

LKW pro Stunde M,y

Longitudinalwelle

Luftabsorption
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Die GroRe der subjektiven Lautstarkebeurteilung, die angibt, wie laut ein
Horereignis empfunden wird (Schallempfindung).

Die laminare Stromung ist die Bewegung von Flissigkeiten und Gasen, bei der
keine Turbulenzen (Verwirbelungen / Querstrdomungen) auftreten.

Dasjenige Merkmal der Horwahrnehmung des Hoérereignisses, welches anhand
einer Skala “laut — leise” beschrieben werden kann.

Mal fir die Lautstarkeempfindung, welche den Schallpegel des als gleich laut
empfundenen 1 kHz-Tones in Phon angibt.

“Horschall”, der zu Belastigungen oder Gesundheitsstérungen fiihrt. Larm ist jede
negativ bewertete Schallimmission.

Gemal der Richtlinie des Rates und des Europaischen Parlaments 2002/49/EG
Uber die Bewertung und Bekampfung von Umgebungslarm physikalische GroRe
zur Beschreibung des Umgebungslarms, die mit gesundheitsschadlichen
Auswirkungen in Verbindung steht; Uber 1 Jahr gemittelte Larmbelastung fir
einzelne  Tageszeitabschnitte  abgeleitet aus dem  aquivalenten
Dauerschallpegel.

Taglarmindex flr die Belastung wahrend des Tages (06:00 bis 19:00 Uhr)
Abendlarmindex fur die Belastung wahrend des Abends (19:00 bis 22:00 Uhr)
Nachtlarmindex fir die Belastung in der Nacht (22:00 bis 06:00 Uhr)
Tag-Abend-Nacht-Larmindex, ermittelt nach

=5i/m

I 1 n 1 - i # NG
=10-le—|13-10™ 1. 10 e ; :
Ly, =10-1g {1310 +3:10 +810 ]

siehe Schallimmissionskarte

Planung und Bemessung der MaRnahmen zur Einhaltung der in der
Immissionsempfindlichkeitskarte angegebenen Planungsrichtwerte (fir Tag und
Nacht).

Festlegung der MaRnahmen, die von den Behorden auf Grund des Larm-
minderungsplanes zur Durchfiihrung beschlossen werden.

Bestimmte Form der Schwerhorigkeit, die durch langzeitige Einwirkung von Larm
mit hohem Schallpegel hervorgerufen werden kann.

Summe der einen Stralenquerschnitt pro Stunde passierenden “leichten” und
“schweren” LKW (einschlieRlich larmarme Fahrzeuge).

(auch Langswelle), in der Akustik eine Welle, bei der die Schwindungsrichtung der
oszillierenden Mediumteilchen mit der Ausbreitungsrichtung der Welle uberein-
stimmt.

Absorption der Schallwellen bei Ausbreitung in Luft. Ein bestimmter Anteil der
Schallenergie wird in Warme umgesetzt. Bei der Schallausbreitung in Luft treten
Verluste auf, die hauptsachlich auf Relaxationsprozesse der Molekiile in der Luft
zurtckzufihren sind. Die Abnahme durch Absorption hangt von der relativen
Feuchte und Temperatur ab und ist stark frequenzabhangig.
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Luftschalldammung

Minderung des Schallpegels von Luftschall auf dem Ausbreitungsweg zwischen
dem Schallsender (Emissionsort) und dem Schallempfanger (Immissionsort) durch
reflektierende Hindernisse.

MaRgebende
Geschwindigkeit
v [km/h]

MaRgebende stiindliche

Verkehrsstarke MSV,

Maximalpegel L, ;..

Mittlerer Spitzenpegel L, ,

Auf dem betrachteten Stralenabschnitt zulassige Hochstgeschwindigkeit. Bei
starken, offensichtlichen Abweichungen ist die mittlere gefahrene Geschwindigkeit
einzusetzen (z. B. bei grofRen Steigungen).

Auf den Beurteilungszeitraum bezogener Mittelwert Uber alle Tage des Jahres der
einen StralRenquerschnitt stiindlich passierenden Kraftfahrzeuge.

Der hochste wahrend der Messzeit auftretende A-bewertete, mit der Anzeige-
dynamik “schnell” oder “impuls” ermittelte Schalldruckpegel.

Der in 1 % der Messzeit Uberschrittene A-bewertete, mit der Anzeigedynamik
“schnell” ermittelte Schalldruckpegel der Schallpegel-Haufigkeitsverteilung eines
beliebigen Gerausches.

Nahfeld Im Gegensatz zum Fernfeld ein unmittelbar in Sendernahe vorhandener Bereich
des Schallfeldes.

Oktavfilter Ein Bandpassfilter, dessen Grenzfrequenzen im Verhaltnis 2:1 stehen.

Oktavpegel Bei der Messung von Schallvorgédngen mit Hilfe von Oktavfiltern im Frequenzband
einer Oktave ermittelter Schallpegel.

Ortsubliche Nach Abschaltung aller an der =zu untersuchenden spezifischen

Schallsituation

Schallimmission beteiligten Schallquellen am Messort Ublicherweise vorhandenes
Gerausch (z. B. Immissionen durch natlrliche Gerausche).

Prazisionsschallpegel-
messer

PKW pro Stunde Mgy,

Besondere Klasse von Schallpegelmessern deren technische Eigenschaften von
Gerat zu Gerat besonders gut Ubereinstimmen. DIN EN 60651, Schallpegelmesser
(IEC 60651:1979 + A1:1993); Deutsche Fassung EN 60651:1994 + A1:1994.

Summe der einen Stralenquerschnitt pro Stunde passierenden Personen-
kraftwagen, Lieferfahrzeuge ohne Zwillingsbereifung, Wohnwagengespanne,
Wohnmobile u. A.

Ruhiges Gebiet

Raumakustik

Resonanz

Richtcharakteristik
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Darstellung eines Gebietes, in welchem die Schallpegel speziell festgelegte Werte
fur Tag und Nacht nicht Uberschreiten und welches bei der Flachenwidmungs- und
Bebauungsplanung und Festlegung von Standplatzen besondere Beachtung des
Schutzes vor Schallimmissionen erfordert.

Lehre von der Schallausbreitung in Rdumen, hauptsachlich im Hinblick auf die
Horsamkeit in Konzertsalen, Theater, Versammlungssalen und dergleichen, in
denen akustische Darbietungen mehreren bzw. vielen Zuhérern zuganglich
gemacht werden sollen.

Das Phanomen der Schwingungsaufschaukelung bei Anregung erzwungener
Schwingungen mit einer Frequenz die gleich oder nahezu gleich der
Eigenfrequenz des angeregten Systems ist.

Darstellungsform fiir die Richtungsabhangigkeit der Schallabstrahlung, in welcher
der Richtungsfaktor oder das Richtungsmalf als Funktion des Winkels aufgetragen
wird.



Schall

Schallanalyse

Schallbriicke

Schalldruckpegel

Schallfeld

Schallleistungspegel

Schallimmissionskarte

Schallpegel

Schallschutz
(aktiver)

Schallschutz
(passiver)

Schallwelle

Schirm

Schmalbandiges
Gerausch

Schmalbandgerausch

Schmerzschwelle

Schwankendes
Gerausch

Schwerverkehrsanteil p,

Schwingung
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Mechanische Schwingungen und Wellen eines elastischen Mediums.

Bestimmung der frequenzabhangigen Amplitude und Phasenlage der in einem
Schallvorgang enthaltenen Teilschwingungen.

Starre Verbindung zwischen den beiden Platten bei zweischaligen Konstruktionen,
Uber die eine Ubertragung von Korperschall erfolgt und die die weich federnde,
elastische Zwischenschicht sozusagen “kurzschlief3t”.

Formelzeichen L, in [dB]; grundlegende Grolke zur Beschreibung der
physikalischen Stérke eines Schallvorganges mit der Definition L, = 20 Ig p/p,.

Ein mit Materie gefiilltes Raumgebilde, in dem sich Schallwellen ausbreiten.

Formelzeichen L,, in [dB]; grundlegende GrolRe zur Beschreibung der
physikalischen Starke eines Schallvorganges (Emission) mit der Definition
Ly =10 Ig W/W,,.

Flachenhafte Darstellung der Schallimmission, verursacht durch eine oder
mehrere Schallquellen, beschrieben durch den aquivalenten Dauerschallpegel,
den Beurteilungspegel, den Larmindex Ly, oder Ly, in dB, in einem Plan.

In der Umgebungslarm-Richtlinie der EU und in dem diese in Osterreichisches
Recht umsetzenden Bundes-Umgebungslarmschutzgesetz wird die Darstellung
der Schallimmission, beschrieben durch L, und L, (Uber ein ganzes Jahr), als
strategische Umgebungslarmkarte bezeichnet.

Formelzeichen L in [dB]; logarithmierter Quotient zweier SchallgréRen.

Zusammenfassende Bezeichnung fiir alle MalRnahmen des technischen Schall-
schutzes, die darauf abzielen, die Schallemission von Larmquellen und Gerausch-
erzeugern zu begrenzen und zu vermindern.

Zusammenfassende Bezeichnung fir alle diejenigen Mafinahmen des technischen
Schallschutzes, welche die Schallimmission von Storschall auf den Menschen zu
verhindern oder wenigstens abzumindern versuchen.

Wellenférmige Ausbreitung einer Stérung des Kraftegleichgewichtes in einem
elastischen Ubertragungsmedium.

Im engeren Sinn eine freistehende Wand, die als Hindernis die Schallausbreitung
beeinflusst, weil dann in den Raumteil hinter der Wand der Schall nicht direkt,
sondern nur durch Schallbeugung an den Schirmkanten sowie durch
Schallreflexion und Schallstreuung gelangen kann.

Gerausch mit Biindelung der Schallenergie in einem Oktavband oder in wenigen
Terzbandern.

Ein Gerausch mit geringer Frequenzbandbreite.

Bei einer gegebenen Signalfrequenz derjenige Schalldruck bzw. Schalldruckpegel,
bei dem das durch ein Schallereignis ausgeldste Horereignis zugleich mit einer
Schmerzempfindung gekoppelt ist.

Gerausch mit groReren Pegelschwankungen (mehr als 3 dB bei Anzeigedynamik
“schnell”).

Prozentueller Anteil der Summe aus leichten und schweren LKW am Gesamt-
verkehr. Als leichte LKW werden Autobusse, LKW ohne Anhanger und Kraftrader,
als schwere LKW werden Sattelschlepper und LKW mit Anhanger definiert.

Zeitlich abwechselnde Zu- und Abnahme einer oder mehrerer Gré3en in einem
physikalischen System, die dann auftritt, wenn bei Stérung eines Gleichgewichtes
Rickstellkrafte wirksam werden, die diesen Gleichgewichtszustand wieder
herzustellen versuchen.
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Spektrum

Spezifische Schall-
immission

Strategische Larmkarte
Streuung

Summen-
haufigkeitspegel

Die Darstellung des Ergebnisses der Zerlegung eines akustischen Signals in die
den einzelnen Teilfrequenzen zuzuordnenden Anteile.

Spezielles, einer bestimmten Schallquelle oder einer Gruppe von Schallquellen
zuordenbares Gerausch (z. B. Betriebslarm, Bahn- oder StralRenverkehrslarm).

siehe Schallimmissionskarte

Die durch kleine Hindernisse, und zwar “klein” in Relation zur Wellenlange,
bewirkte rdumliche Ablenkung der auftreffenden Schallenergie.

Derjenige Schallpegel, der wahrend eines bestimmten, durch einen Index
gekennzeichneten Prozentsatzes der Messdauer bei einer akustischen Messung
erreicht oder Uberschritten wird.

Terzpegel

Tonhaltiges Gerausch

Transmission

Bei der Messung von Schallvorgangen mit Hilfe von Terzfiltern der im Frequenz-
band einer Terz ermittelte Schallpegel.

Gerausch mit hervortretenden Schallenergieanteilen bei diskreten Frequenzen.
Der Durchgang einer Schallwelle durch eine Grenzflache zwischen zwei Medien.

Die zahlenmaBige Kennzeichnung erfolgt durch den so genannten Schalltrans-
missionsgrad.

Trittschall Auch Gehschall; spezielle Art von Korperschall, die insbesondere in Wohnge-
bauden von Bedeutung ist.

Ultraschall Schall mit Frequenzen zwischen 20.000 Hz und 10° Hz (Grenze zum Hyperschall-
bereich).

Verdeckung Auch Maskierung; Wahrnehmung des lauteren und nicht mehr Wahrnehmung des

leiseren von zwei Schallereignissen (bei ahnlichen Frequenzgangen), denen das
Ohr gleichzeitig ausgesetzt ist. Dabei wird das leisere Schallereignis vom lauteren
verdeckt.

Widmungs-Konfliktkarte

Windschirm

Wirkungsgrad
(akustischer)
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Darstellung der Differenz der Schallimmission, beschrieben durch den
Beurteilungspegel einer oder mehrerer Schallquellen, zum Planungsrichtwert.

Schitzende Umhillung der Mikrofonkapsel von Messmikrofonen zur Ver-
minderung des Windgerausches.

Grundlegende KenngréfRe zur Charakterisierung der Abstrahlung eines Senders.
Verhaltnis von abgestrahlter Schalleistung zur aufgenommenen mechanischen
oder elektrischen Leistung eines Schallsenders.



Informationen zu Landwirtschaft, Lebensmittel,
Wald, Umwelt und Wasser:
www.lebensministerium.at

Das Aktionsprogramm des Lebensministeriums
fur aktiven Klimaschutz:
www.klimaaktiv.at

Die Jugendplattform rund ums Wasser:
www.generationblue.at

Die bundesweite Initiative zur getrennten
Sammlung von Altstoffen:
www.richtigsammeln.at

Die Internetseite zur Osterreichischen
Nachhaltigkeitsstrategie:
www.nachhaltigkeit.at

Das Internetportal der Osterreichischen
Nationalparks:
www.nationalparks.at

Der Walddialog ist die Suche nach Problem-
I6sungen fur Interessenkonflikte im Waldbereich:
www.walddialog.at

Das Osterreichische Umweltzeichen ist Garant
far umweltfreundliche Produkte und
Dienstleistungen:

www.umweltzeichen.at

Umweltdaten u.a. zu den Bereichen Wasser,

Luft, La&rm, Kernenergie, Klima, Gentechnik,

Altlasten, erhebt laufend das UBA:
www.umweltbundesamt.at

Waldforschungszentrum BFW. Forschung,
Monitoring und Wissenstransfer zu Wald und
Naturgefahren:

http://bfw.ac.at

W

S

'
lebensministerium. ol

klima:aktiv
e e

mobil

eneration
gb lu :?/

N~ richti
OSEIHIT? eln

Ist doch logisch!

arara b s

F o u‘runjl .f'hq'n.r'rl.

Nationalparks
s - ]

umweltbundesamt®

i



lebensministerium.at



	Titel
	Impressum
	Inhalt – Tabel of Content
	Vorwort
	Empfehlung des Beirates
	Hinweise zum Handbuch
	Kapitel 01 – Einleitung
	Einleitung

	Kapitel 02 – Rechtliche Grundlagen
	2.1 Lärmschutz in Österreich: Kompetenzen-Konsequenzen-Konflikte
	2.1.1 Kompetenzen: Eine breite Palette...
	2.1.2 Konsequenzen: Hohe sektorale Schutzstandards
	2.1.3 Konflikte: Ungelöste Fragen

	2.2 Umgebungslärmrecht: Ein neuer Lösungsansatz
	2.2.1 Die Umgebungslärmrechtlinie der EU
	2.2.2 Bundes-Umgebungslärm-Schutzgesetz 2005 und Materiengesetze

	2.3 Der Aktionsplan: Rechtsnatur-Inhalte-Wirkung
	2.3.1 Rechtsnatur: Was ist ein Aktionsplan?
	2.3.2 Inhalte: Was regelt ein Aktionsplan?
	2.3.3 Wirkung: Wie wird ein Aktionsplan umgesetzt?

	Abkürzungsverzeichnis

	Kapitel 03 - Schalltechnische Grundlagen
	Schnell-Leser-Info Kapitel 03
	3.1 Allgemeines
	3.2 Auswirkung des Lärms auf den Menschen
	3.3 Messung von Schallpegeln und Pegelstatistik
	3.4 Rechnen mit Schallpegeln
	3.5 Geometrische Pegelabnahme mit der Entfernung
	3.6 Maßnahmen allgemein

	Kapitel 04 – Richtwerte, Schwellenwerte, Planungsrichtwerte
	Schnell-Leser-Info Kapitel 04
	4.1 WHO-Grenzwerte
	4.2 Raumordnung
	4.2.1 Planungsrichtwerte gem. ÖNORM S 5021
	4.2.2 Planungsrichtwerte der Länder

	4.3 EU-Richtlinien und Bundes-/Landes-Umgebungslärmschutzgesetz
	4.3.1 EU-Richtlinie 2002/49/EG über die Bewertung und Bekämpfung von Umgebungslärm
	4.3.2 Nationale Festlegungen

	4.4 Straßenlverkehrslärm
	4.5 Schienenverkehrslärm
	4.6 Fluglärm
	4.7 Gewerbelärm

	Kapitel 05 – Lärmkarten / Schallimmissionskarten
	Schnell-Leser-Info Kapitel 05
	5.1 Allgemeines zu Lärmkarten / Schallimmisionskarten
	5.2 Teil-, Gesammtimmision und Schnittlärmkarten
	5.3 Gebäudelärmkarten
	5.4 Konfliktkarten
	5.5 Widmungs-Konfliktkarten
	5.6 Lärmminderungsplanung - Aktionsplan (ÖAL 36, BL1)
	5.7 Flächenbilanz
	5.8 Auszug aus ÖAL Richtlinie Nr. 36, Blatt 1

	Kapitel 06- Informationen zu wesentlichen Maßnahmen an der Quelle
	Schnell-Leser-Info Kapitel 06
	6.1 Lärmschutzmaßnahmen zum Straßenverkehr
	6.1.1 Primärmaßnahme "Kraftfahrzeug"
	6.1.2 Primärmaßnahme "Kraftfahrzeugreifen"
	6.1.3 Primärmaßnahme "Lärmmindernder Fahrbahnbelag"
	6.1.4 Primämaßnahme "Brückendehnfuge und Spurrillenfüller"
	6.1.5 Primärmaßnahme "Schallabsorbierende Verkleidungen"

	6.2 Lärmschutzmaßnahmen zum Schienenverkehr
	6.2.1 Primärmaßnahme "Reduktion des Rollgeräusches"
	6.2.2 Primärmaßnahme "Stoßfreie Gleisverlegung"
	6.2.3 Primärmaßnahme "Absorber und Schürzen"
	6.2.4 Primärmaßnahme "Bodenabsorption im Tunnel"
	6.2.5 Primärmaßnahme "Vermeidung von Kurven-Quietschen"
	6.2.6 Primärmaßnahme "Lichtraumnahe Lärmschutzwände"
	6.2.7 Primärmaßnahmen an "Stahlbrücken"

	6.3 Lärmschutzmaßnahmen zum Flugverkehr
	6.4 Lärmschutzmaßnahmen zu gewerblichen Anlagen
	6.4.1 Übersicht häufiger Lösungsansätze
	6.4.2 Orientierungswerte / Kosten von Schallschutzmaßnahmen


	Kapitel 07 – Lärmschutzmaßnahmen am Ausbreitungsweg
	Schnell-Leser-Info Kapitel 07
	7.1 Allgemeines
	7.1.1 Schallausbreitung bei Punkt- und Linenabstrahlung
	7.1.2 Schallausbreitung bei Flächenabstrahlung

	7.2 Lärmschutz mittels "Lärmschutzwand und -Wall"
	7.3 Exemplarischer Vergleich von Lärmschutzmaßnahmen an einer Straße
	Musterbeispiel 01
	Musterbeispiel 02
	Musterbeispiel 03
	Musterbeispiel 04
	Musterbeispiel 05

	7.4 Schließen von Baulücken
	Musterbeispiel 06

	7.5 Abschirmung durch emissionsarme Nutzung

	Kapitel 08 – Lärmschutzmaßnahmen am Immissionsort
	Schnell-Leser-Info Kapitel 08
	8.1 Abschirmung Immissionsseitig
	8.2 Passiver Lärmschutz mit "Objektseitigen Maßnahmen"
	8.3 Lärmschutz durch Grundrissgestaltung und Anbauten
	Musterbeispiel 07
	Musterbeispiel 08
	Musterbeispiel 09
	Musterbeispiel 10
	Musterbeispiel 11
	Musterbeispiel 12


	Kapitel 09 – Straßenverkehrsplanerische / Organisatorische Maßnahmen im Bestand
	Schnell-Leser-Info Kapitel 09
	9.1 Reduzierung der Verkehrsstärke
	9.2 Änderung der Verkehrszusammensetzung
	9.3 Fahrgeschwindigkeit und Geschwindigkeitsverlauf
	9.4 Lärmschutzoptimierte Straßenraumgestaltung
	9.5 Parkraumbewirtschaftung, Parkraummanagement
	9.6 Bemautung bzw. Vergebührung von Verkehrswegen
	9.7 Optimierung der Verkehrsleistung
	9.8 Bündelung von KFZ-Strömen und Verlagerung auf unsensible Routen
	9.9 Umfahrungsstraße
	9.10 Schaffung von umweltbewußtsein, Mobilitätserziehung
	9.11 Förderung von Schallschutzfenstern und Schalldämmlüftern
	Musterbeispiel 13
	Musterbeispiel 14
	Musterbeispiel 15


	Kapitel 10 – Maßnahmen zur Vorsorge – Neuplanungen
	Schnell-Leser-Info Kapitel 10
	10.1 Flächenwidmung allgemein
	10.2 Betriebe: Entscheidungshilfe zur Standortwahl und Standortnutzung
	10.2.1 "Richtige" Schalltechnische Planung
	10.2.2 Betriebswohnungen
	10.2.3 Fallbeispiel zur Situierung/Selbstabschirmung
	10.2.4 Fallbeispiel Grenzwertvergleich bei hoher/niedriger Vorbelastung
	10.2.5 Fallbeispiel Wirkungsvergleich "Tief-/Hochlage" einer LSW
	10.2.6 Betriebsflächenstruktur und Schallausbreitung
	Musterbeispiel 16
	Musterbeispiel 17
	10.2.7 Szenario – Große Betriebsgebiete ohne Kontingentierung
	10.2.8 Kontingentierung

	10.3 Bauerwartungsgebiete
	10.3.1 Passiver Lärmschutz über die "Gebäudeform und -Ausrichtung"
	10.3.2 Abrücken des Gebäudes vom Verkehrsträger
	10.3.3 Abschirmung durch das Gebäude selbst
	10.3.4 Bebauungsstrukturen
	Musterbeispiel 18
	Musterbeispiel 19
	Musterbeispiel 20
	Musterbeispiel 21
	Musterbeispiel 22
	Musterbeispiel 23
	Musterbeispiel 24
	Musterbeispiel 25
	Musterbeispiel 26
	10.3.5 Bebauungsstrukturen in Urbanen Bereichen
	10.3.5.1 Vergleich Lärmschutzwand und Gebäudeabschirmung in urbanen Bereichen
	10.3.5.2 Abschirmende Baukörper
	10.3.5.3 Typologien


	10.4 Planung von Verkehrsträgern
	10.4.1 Trassenauswahl
	10.4.2 Aufschliessung von Siedlungen
	Musterbeispiel 27
	Musterbeispiel 28
	Musterbeispiel 29
	Musterbeispiel 30
	10.4.3 Infrastruktur und Wohnen
	10.4.3.1 Richtwerte / Grenzwerte
	10.4.3.2 Erforderliche Abstände von Wohngebieten zu hochrangigen Straßen
	10.4.3.3 Erforderliche Abstände von Wohngebieten zu Bahnstrecken



	Kapitel 11 – Handlungsfelder der Gemeinde
	11.1 Der Aktionsplan als Planungshilfe der örtlichen Raumordnung
	11.2 Öffentlich-Rechtliche Gestaltungsmittel
	11.2.1 Vorsorgender Lärmschutz
	11.2.1.1 Abstand und "überforderte Baufluchtlinie"
	11.2.1.2 Bauweise und Selbstabschirmung

	11.2.2 Sanierender Lärmschutz
	11.2.2.1 "Handlungskonzepte" als Maßnahmen des Lärmschutzes
	11.2.2.2 Rückwidmung


	11.3 Privatrechtliche Gestaltungsmittel
	11.3.1 Lärmschutz durch Raumordnungsverträge
	11.3.2 Gesetzliche Grundlagen für Verwendungsverträge in den Bundesländern
	11.3.2.1 Burgenland
	11.3.2.2 Kärnten
	11.3.2.3 Niederösterreich
	11.3.2.4 Oberösterreich
	11.3.2.5 Salzburg
	11.3.2.6 Steiermark
	11.3.2.7 Tirol
	11.3.2.8 Vorarlberg und Wien

	11.3.3 Zusammenfassung


	Kapitel 12 – "Musterstadt" - Fallbeispiel
	12.1 "Musterstadt" - Fallbeispiel - Schalltechnik
	12.1.1 Erstellung von strategischen Lärmkarten (EU - RL 2002/49/EG)
	12.1.2 Erstellung von Schallimmissionskarten (ÖAL RL 36, Bl 1)
	Schritt 1
	Schritt 2
	Schritt 3
	Schritt 4
	Schritt 5
	Schritt 6a
	Schritt 6b

	12.2 "Musterstadt" – Fallbeispiel - Raumplanung
	12.2.1 Betrachtungsfall 1 - Selbstschutz durch Gebäudeausrichtung
	12.2.2 Betrachtungsfall 2 – Lärmschutz im urbanen Bereich
	12.2.3 Betrachtungsfall 3 – Aktiver Lärmschutz
	12.2.4 Betrachtungsfall 4 – Unvereinbarkeit einer Betriebswidmung mit der Umgebung
	12.2.5 Betrachtungsfall 5 – Situierung von Betriebsanlagen
	12.2.6 Betrachtungsfall 6 – Anordnung von Betriebswohnungen
	12.2.7 Betrachtungsfall 7 – Maßnahmen im Vorbelasteten Gebiet
	12.2.8 Abschließende Empfehlungen


	Kapitel 13 – Raumordnungsvertrag Umwidmung und Lärmschutzmaßnahmen
	I Vertragsparteien
	II Vertragsgegenstand
	III Verpflichtungen des Grundstückseigentümers
	IV Sicherungsmittel
	V Rückwidmung
	VI Rechtswirksamkeit
	VII Rechtsnachfolge
	VIII Aufsandungsklausel
	IX Allgemeine Vertragsbestimmungen

	Kapitel 14 – Anhänge
	14.1 Abbildungsverzeichnis
	14.2 Tabellenverzeichnis
	14.3 Verzeichnis der Musterbeispiele
	14.4 Raumordnungs- / Raumplanungsspezifische Gesetze und VO
	14.5 ÖÄL-Richtlinien - Auszug
	14.6 EU-Richtlinien - Auszug
	14.7 Normen - Auszug
	14.8 Fachspezifische Publikationen des Umweltbundesamtes
	14.9 Literaturverzeichnis
	14.10 Linkliste
	14.11 Minilexikon


